BREMISCHE BURGERSCHAFT Drucksache 20/777

Landtag
20. Wahlperiode 19.01.2021

Mitteilung des Senats

Staatsvertrag zur Neuregulierung des Glicksspielwesens in Deutschland
(Glucksspielstaatsvertrag 2021 — GluStV 2021)

Mitteilung des Senats
an die Bremische Blrgerschaft (Landtag)
vom 19. Januar 2021

Staatsvertrag zur Neuregulierung des Glucksspielwesens in Deutschland
(Glucksspielneuregulierungsstaatsvertrag 2021 — GIUNeuRStV 2021)

Der Senat Uberreicht der Bremischen Blrgerschaft (Landtag) den Entwurf eines Gesetzes
zum Staatsvertrag zur Neuregulierung des Gliicksspielwesens in Deutschland (Glucks-
spielneuregulierungsstaatsvertrag — GliNeuRStV) mit der Bitte um Beschlussfassung.

Ziel dieses Staatsvertrages ist es, dass bundesweit ein legales und staatlich kontrolliertes
Angebot besteht, welches sich an den flnf gleichrangigen Zielen des Staatsvertrages zu
orientieren hat, namlich der Spielsuchtvorbeugung sowie -bekdmpfung, der Kanalisierung
des natirlichen Spieltriebs der Bevolkerung in geordnete und dberwachte Bahnen, der
Schwarzmarktbekampfung, der Gewahrleistung des Jugend- und Spielerschutzes, der Ma-
nipulationsverhinderung und der Integritdtswahrung des Sports. Allerdings waren aufgrund
der erheblich unterschiedlichen Vorstellungen in den L&ndern, insbesondere im Zusam-
menhang mit der Offnung verschiedener Gliickspielangebote im Internetvertrieb, Kompro-
misse unvermeidbar.

Der aktuell noch giiltige Staatsvertrag zum Gliicksspielwesen in Deutschland (Glicksspiel-
staatsvertrag), in der Fassung des Ersten Glicksspieldnderungsstaatsvertrags, der in den
meisten Landern am 1. Juli 2012 in Kraft getreten ist und aktuell in der seit dem 1. Januar
2020 giiltigen Fassung des Dritten Gliicksspielanderungsstaatsvertrags Anwendung findet,
ist bis zum 30. Juni 2021 befristet, so dass eine Anschlussregelung erforderlich ist.

Der vorliegende Entwurf des Staatsvertrags zur Neuregulierung des Glicksspielwesens
(GluNeuRStV) soll als Anschlussregelung des Gliicksspielstaatsvertrages am 1. Juli 2021
in Kraft treten.

Durch den GIliNeuRStV werden zukinftig auch bisher unzulassige Online-Angebote wie
Online-Casinospiele, virtuelles Automatenspiel und Online-Poker erlaubnisféahig sein. Im
Bereich der Sportwetten sollen zudem bisher unzuldssige Livewetten zugelassen werden.

Daneben sollen die Lander das Online-Casinospiel fur ihr jeweiliges Hoheitsgebiet auf ge-
setzlicher Grundlage entweder selbst oder durch eine juristische Person des offentlichen
Rechts oder durch privatrechtliche Gesellschaften, an der juristische Personen des 6ffentli-
chen Rechts unmittelbar oder mittelbar mafRgeblich beteiligt sind, veranstalten oder Kon-
zessionen an privatrechtliche Gesellschaften erteilen.
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Die unzulassige Teilnahme von Minderjahrigen an 6ffentlichen Glucksspielen ist von den
Veranstaltern und Vermittlern durch technische Verfahren zur Authentifizierung und Identi-
fizierung sicherzustellen. Ebenfalls ist der Anschluss an eine spielformibergreifende Sperr-
datei und die Limitdatei verpflichtend, um den Spielerschutz in Hinblick auf Suchtgefahr und
mogliche Uberschuldung sicherzustellen.

Zur Wahrnehmung der Aufgaben der Glucksspielaufsicht, insbesondere im Bereich des In-
ternets, wollen die Lander eine Anstalt des offentlichen Rechts griinden, die ihren Sitz in
Sachsen — Anhalt haben soll. Die anfallenden Kosten der Anstalt des 6ffentlichen Rechts
sollen nach dem Konigsteiner Schliissel auf die Lander verteilt werden.

Die bisher auf verschiedene Lander tUbertragenen Aufgaben sollen in der Anstalt des offent-
lichen Rechts gebtindelt werden.

Die Anstalt soll u.a. als Erlaubnis- und Aufsichtsbehérde fir ein l[andereinheitliches Verfah-
ren handeln, die Entwicklung des Marktes und die Forschung beobachten, die wissenschaft-
liche Forschung im Zusammenhang mit Glicksspielen und deren Suchtbekampfung férdern
sowie die unterschiedlichen Dateien fuhren (Sperr- und Limitdatei sowie die Datei zur Ver-
hinderung des parallelen Spiels).

Nachdem sich die Chefinnen und Chefs der Staats- und Senatskanzleien im Januar 2020
grundséatzlich Uber den Staatsvertrag zur Neuregulierung des Glicksspielwesens in
Deutschland verstandigten, fiihrte Nordrhein — Westfalen im Februar 2020 eine schriftliche

und mundliche Anhdérung durch
(https://www.landtag.nrw.de/portal/ WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV17-
3090.pdf).

Nach dem Abschluss des Notifizierungsverfahrens bei der EU-Kommission, unterzeichne-
ten die Regierungschefinnen und Regierungschefs der 16 Lander im Umlaufverfahren den
Staatsvertrag zur Neuregulierung des Gliicksspielwesens in Deutschland.
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Neufassung

Gesetz zum Staatsvertrag zur Neuregulierung des Glicksspielwesens in Deutsch-
land

Vom

Der Senat verkiindet das nachstehende, von der Biirgerschaft (Landtag) beschlossene
Gesetz:

Artikel 1

Dem am 29. Oktober 2020 von der Freien Hansestadt Bremen unterzeichneten Glicks-
spielstaatsvertrag 2021 wird zugestimmt. Der Staatsvertrag wird nachstehend veroffentlicht.

Artikel 2

Tritt der Glucksspielstaatsvertrag 2021 nach seinem Artikel 35 Absatz 1 Satz 1 am 1. Juli
2021 in Kraft, wird dies im Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen bekanntgegeben. Wird
der Glicksspielstaatsvertrag 2021 nach seinem Artikel 35 Absatz 1 Satz 2 oder Satz 3 ge-
genstandslos, wird dies im Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen bekanntgegeben.

Artikel 3

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkiindung in Kraft.

Bremen, den der Senat
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Begrundung:
A. Allgemein

Der aktuell noch giiltige Staatsvertrag zum Glicksspielwesen in Deutschland (Glicks-
spielstaatsvertrag), in der Fassung des Ersten Glucksspielanderungsstaatsvertrags, der in
den meisten Landern am 1. Juli 2012 in Kraft getreten ist und aktuell in der seit dem 1. Ja-
nuar 2020 gultigen Fassung des Dritten Gliicksspielanderungsstaatsvertrags Anwendung fin-
det, ist bis zum 30. Juni 2021 befristet, so dass eine Anschlussregelung erforderlich ist.

Die Ministerprasidenten haben sich auf den Gliicksspielstaatsvertrag 2021 geeinigt.

Ziel dieses Gliicksspielstaatsvertrages 2021, der auf dem derzeit geltenden Staatsvertrag
aufbaut, ist es, dass bundesweit ein legales und staatlich kontrolliertes Angebot besteht, wel-
ches sich an den funf gleichrangigen Zielen des derzeit glltigen Staatsvertrages zu orientie-
ren hat, namlich der Spielsuchtvorbeugung sowie -bekampfung, der Kanalisierung des
natirlichen Spieltriebs der Bevdlkerung in geordnete und Uberwachte Bahnen, der Schwarz-
marktbekampfung, der Gewahrleistung des Jugend- und Spielerschutzes, der Manipulations-
verhinderung und der Integritatswahrung des Sports.

Es soll eine Gemeinsame Gliicksspielbehoérde der Lander als Anstalt des dffentlichen
Rechts gegrindet werden, die auch fir die bisherigen landereinheitlichen Verfahren zustan-
dig sein soll. Da mit der Zulassung weiterer Spiele die Risiken fiir die Spieler steigen, werden
zusatzliche Spielerschutzmanahmen implementiert.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten wird auf die Erlauterungen zum Gliicksspielstaats-
vertrag 2021 verwiesen.

Die Notifizierung des Gliicksspielstaatsvertrags 2021 gegeniber der EU-Kommission hat
stattgefunden. Die EU-Kommission hat keine Stellungnahme abgegeben.

Der von allen Regierungschefinnen und Regierungschefs der Lander unterzeichnete
Glicksspielstaatsvertrag 2021 soll am 1. Juli 2021 in Kraft treten. Voraussetzung hierfur ist,
dass bis zum 30. April 2021 mindestens 13 Ratifikationsurkunden bei der Staatskanzlei der
oder des Vorsitzenden der Ministerprasidentenkonferenz hinterlegt worden sind.

B. Einzelbegrindung
Zu den Vorschriften im Einzelnen:

Zu Artikel 1:

Artikel 1 des Entwurfs des Gesetzes zum Staatsvertrag zur Neuregulierung des Glicks-
spielwesens enthalt den zustimmenden Gesetzesbeschluss der Birgerschaft (Landtag)
Staatsvertrag zur Neuregulierung des Glicksspielwesens. Die Blrgerschaft (Landtag) ratifi-
ziert durch diesen Gesetzesbeschluss den Staatsvertrag, der sodann als bremisches Lan-
desrecht am 1. Juli 2021 in Kraft treten wird, wenn die Bedingungen erflillt sind, wenn also
bis zum 30. April 2021 mindestens 13 Ratifikationsurkunden bei der Staatskanzlei der oder
des Vorsitzenden der Ministerprasidentenkonferenz hinterlegt worden sind.

—4-

Vorlaufige, unredigierte Fassung — Parlamentsdokumentation der Bremischen Birgerschaft



Zu Artikel 2;

Aus Grunden der Rechtsklarheit besteht zu gegebener Zeit die Pflicht zur Bekanntgabe im
Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen, dass der Staatsvertrag entweder in Kraft getre-
ten oder aber gegenstandslos geworden ist.

Zu Artikel 3:
Artikel 3 regelt das Inkrafttreten.

Beschlussempfehlung:

Anlage(n):
1. Anlage_Glicksspielstaatsvertrag 2021_endgtltig Erlauterunge
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Staatsvertrag zur Neuregulierung des Gliicksspielwesens in Deutschland

Das Land Baden-Wirttemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thuringen

(im Folgenden: ,die Lander* genannt)

schlieBen nachstehenden Staatsvertrag:
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Staatsvertrag zur Neuregulierung des Gliicksspielwesens in Deutschland

(Gliicksspielstaatsvertrag 2021 — GIiiStV 2021)"

Vom 29. Oktober 2020

Erster Abschnitt

Allgemeine Vorschriften

§ 1 Ziele des Staatsvertrages
Ziele des Staatsvertrages sind gleichrangig

1. das Entstehen von Glucksspielsucht und Wettsucht zu verhindern und die

Voraussetzungen firr eine wirksame Suchtbekdmpfung zu schaffen,

2. durch ein begrenztes, eine geeignete Alternative zum nicht erlaubten Glicksspiel
darstellendes Glucksspielangebot den natiirlichen Spieltrieb der Bevdlkerung in geordnete
und Gberwachte Bahnen zu lenken sowie der Entwicklung und Ausbreitung von unerlaubten

Glucksspielen in Schwarzmérkten entgegenzuwirken,
3. den Jugend- und den Spielerschutz zu gewahrleisten,

4. sicherzustellen, dass Glucksspiele ordnungsgeman durchgefuhrt, die Spieler vor betriige-
rischen Machenschaften geschiitzt, die mit Gliicksspielen verbundene Folge- und Begleit-
kriminalitat abgewehrt werden, und

5. Gefahren fir die Integritat des sportlichen Wettbewerbs beim Veranstalten und Vermitteln
von Sportwetten vorzubeugen.

Um diese Ziele zu erreichen, sind differenzierte MaRnahmen fir die einzelnen Glicksspiel-
formen vorgesehen, um deren spezifischen Sucht-, Betrugs-, Manipulations- und Kriminali-

tatsgefahrdungspotentialen Rechnung zu tragen.

§ 2 Anwendungsbereich

(1) Die Lander regeln mit diesem Staatsvertrag die Veranstaltung, die Durchfuhrung und die

Vermittlung von &ffentlichen Gliicksspielen.

* Notifiziert gemaR der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Européischen Parlaments und des Rates vom
9. September 2015 Uber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und
der Vorschriften fur die Dienste der Informationsgesellschaft (ABI. L 241 vom 17.9.2015, S. 1).
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(2) Fur Spielbanken gelten nur die §§ 1 bis 3, § 4 Absatz 1 bis 4,885, 6, 7 bis 8d, 20 und 23
sowie die Vorschriften des Zehnten Abschnitts.

(3) Fur Spielhallen, soweit sie Geld- oder Warenspielgerate mit Gewinnmdéglichkeit bereithal-
ten, gelten nur die §§ 1 bis 3, § 4 Absatz 1, 3 und 4 Satz 2, 8§ 5, 6, 7 bis 8d und 23 sowie die
Vorschriften des Siebten und Zehnten Abschnitts. Als Geld- oder Warenspielgerate mit Ge-

winnmoglichkeit gelten auch Erprobungsgerate.

(4) Fur Gaststatten (Schank- und Speisewirtschaften und Beherbergungsbetriebe) und Wett-
annahmestellen der Buchmacher, soweit sie Geld- oder Warenspielgerdte mit Gewinnmég-
lichkeit bereithalten, gelten nur die §§ 1 bis 3, § 4 Absatz 3 und 4 Satz 2,88 5, 6, 7 bis 8d und
23 sowie die Vorschriften des Zehnten Abschnitts. |

(5) Fur Pferdewetten gelten nur die §§ 1 bis 3, 5 bis 9a und 23 sowie die Vorschriften des
Achten und Zehnten Abschnitts.

(6) Fur Sportwetten gelten nur die §§ 1 bis 9a, 21, 21a und 23 sowie die Vorschriften des
Zehnten Abschnitts.

(7) Fir virtuelle Automatenspiele gelten nur die §§ 1 bis 9a, 22a und 23 sowie die Vorschriften
des Zehnten Abschnitts.

(8) Fur Online-Poker gelten nur die §§ 1 bis 9a, 22b und 23 sowie die Vorschriften des Zehnten
Abschnitts.

(9) Fur Online-Casinospiele gelten nur die §§ 1 bis 4, 5 bis 9a, 22¢ und 23 sowie die Vorschrif-
_ten des Zehnten Abschnitts.

(10) Fur Lotterien gelten nur die §§ 1 bis 4, 5 bis 10, 12 bis 18, 22 und 23 sowie die Vorschriften
des Zehnten Abschnitts.

(11) Fur Gewinnspiele im Rundfunk (§ 2 Absatz 1 Satz 1 und 2 des Medienstaatsvertrages)
gilt nur § 11 des Medienstaatsvertrages.

§ 3 Begriffsbestimmungen

(1) Ein Glucksspiel liegt vor, wenn im Rahmen eines Spiels fur den Erwerb einer
Gewinnchance ein Entgelt verlangt wird und die Entscheidung tber den Gewinn ganz oder
uberwiegend vom Zufall abhéngt. Die Entscheidung iiber den Gewinn héngt in jedem Fall vom
Zutall ab, wenn dafir der ungewisse Eintritt oder Ausgang zukinftiger Ereignisse maRgeblich
ist. Wetten gegen Entgelt auf den Eintritt oder Ausgang eines zukunftigen Ereignisses sind
Glucksspiele. Sportwetten sind Wetten zu festen Quoten auf einen zukinftigen Vorgang
wahrend eines Sportereignisses, auf das Ergebnis eines Sportereignisses oder auf das
Ergebnis von Abschnitten von Sportereignissen. Ein Sportereignis ist ein sportlicher
Wettkampf zwischen Menschen nach definierten Regeln. Pferdewetten sind Wetten aus
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Anlass &ffentlicher Pferderennen und anderer &ffentlicher Leistungsprifungen fir Pferde.

(1a) Virtuelle Automatenspiele sind im Internet angebotene Nachbildungen terrestrischer
Automatenspiele. Online-Casinospiele sind virtuelle Nachbildungen von Bankhalterspielen
und Live-Ubertragungen eines terrestrisch durchgefiihrten Bankhalterspiels mit Teilnahme-
maglichkeit Uber das Internet. Online-Poker ist jede Variante des Pokerspiels ohne Bankhalter,
bei denen verschiedene naturliche Personen im Internet an einem virtuellen Tisch gegen-
einander spielen.

(2) Ein offentliches Gliicksspiel liegt vor, wenn fiir einen gréReren, nicht geschlossenen
Personenkreis eine Teilnahmeméglichkeit besteht oder es sich um gewohnheitsmafig

veranstaltete Glucksspiele in Vereinen oder sonstigen geschlossenen Gesellschaften handelt.

(3) Ein Glucksspiel im Sinne des Absatzes 1 Satz 1, bei dem einer Mehrzahl von Personen
die Méglichkeit eroffnet wird, nach einem bestimmten Plan gegen ein bestimmtes Entgelt die
Chance auf einen Geldgewinn zu erlangen, ist eine Lotterie. Die Vorschriften tber Lotterien
gelten auch, wenn anstelle von Geld Sachen oder andere geldwerte Vorteile gewonnen wer- -
den kdnnen (Ausspielung).

(4) Veranstaltet und vermittelt wird ein Gliicksspiel dort, wo dem Spieler die Moglichkeit zur

Teilnahme eréffnet wird.

(5) Annahmestellen und Lotterieeinnehmer sind in die Vertriebsorganisation von Veranstaltern
nach § 10 Absatz 2 und 3 eingegliederte Vermittler.

(6) Wettvermittlungsstellen sind in die Vertriebsorganisation von Sportwettveranstaltern einge-
gliederte Vertriebsstellen entweder des Wettveranstalters oder von Vermittlern, die Wettver-
trage ausschlieRlich im Auftrag eines Wettveranstalters vermitteln.

(7) Ortlichkeiten von Buchmachern sind solche im Sinne des § 2 Absatz 2 des Rennwett- und
- Lotteriegesetzes. Sie kénnen in die Vertriebsorganisation von Pferdewettveranstaltern einge-
gliederte Vertriebsstellen des Wettveranstalters sein. Die Regelungen fur Buchmacher nach
dem Rer_mwett— und Lotteriegesetz bleiben unberiihrt.

(8) Gewerbliche Spielvermittiung betreibt, wer ohne Annahmestelle, Lotterieeinnehmer,

Wettvermittlungsstelle oder Ortlichkeit eines Buchmachers zu sein,
- 1. einzelne Spielvertrage an einen Veranstalter von Lotterien vermittelt oder

2. Spielinteressenten zu Spielgemeinschaften zusammenfiihrt und deren Spielbeteiligung

dem Veranstalter von Lotterien — selbst oder tiber Dritte — vermittelt,

sofern dies jeweils in der Absicht geschieht, durch diese Tatigkeit nachhaltig Gewinn zu
erzielen.

(9) Eine Spielhalle im Sinne dieses Staatsvertrages ist ein Unternehmen oder Teil eines

Unternehmens, das ausschlieBlich oder tiberwiegend der Aufstellung von Sbielgeréten im
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Sinne des § 33c Absatz 1 Satz 1 oder der Veranstaltung anderer Spiele im Sinne des § 33d
Absatz 1 Satz 1 der Gewerbeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar
1999 (BGBI. | S. 202), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBI. I S.
1403) geandert worden ist, dient.

§ 4 Allgemeine Bestimmungen zur Erlaubniserteilung

(1) Offentliche Gliicksspiele durfen nur mit Erlaubnis der zusténdigen Behorde des jeweiligen
Landes veranstaltet oder vermittelt werden. Das Veranstalten und das Vermitteln ohne diese
Erlaubnis (unerlaubtes Gliicksspiel) sowie die Mitwirkung an Zahlungen im Zusammenhang
mit unerlaubtem Gliicksspiel sind verboten. Bietet ein Veranstalter oder Vermittler von &ffent-
lichen Glucksspielen neben unerlaubtem Gliicksspiel auch sonstige Leistungen in der Weise
an, die es am Zahlungsverkehr Beteiligten nicht erméglicht, den Zahlungsverkehr vollsténdig
unterscheidbar und getrennt nach den Angeboten abzuwickeln, ist die Mitwirkung am Zah-

lungsverkehr auch fiir die sonstigen Leistungen verboten.

(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn das Veranstalten oder das Vermitteln des Glucksspiels
den Zielen des § 1 zuwiderlguft. Die Erlaubnis darf nicht fiir das Vermitteln nach diesem Staats-

vertrag nicht erlaubter Gliicksspiele erteilt werden.

(3) Das Veranstalten und das Vermitteln von &ffentlichen Glucksspielen darf den
Erfordernissen des Jugendschutzes nicht zuwiderlaufen. Die Teilnahme von Minderjahrigen
ist unzulassig. Die Veranstalter und die Vermittler haben sicherzustellen, dass Minderjahrige
von der Teilnahme ausgeschlossen sind. Die Satze 2 und 3 gelten nicht fiir die Teilnahme von
Minderjahrigen an Ausspielungen nach dem Dritten Abschnitt auf Volksfesten, Jahrmarkten,
Spezialmérkten und dhnlichen Veranstaltungen, wenn der Gewinn ausschlieRlich in Waren
von geringem Wert besteht. '

(4) Eine Erlaubnis fur 6ffentliche Gliicksspiele im Internet darf nur fur den Eigenvertrieb und
die Vermittlung von Lotterien, fur die Veranstaltung, Vermittlung und den Eigenvertrieb von
Sportwetten und Pferdewetten sowie fir die Veranstaltung und den Eigenvertrieb von Online-
Casinospielen, virtuellen Automatenspielen und Online-Poker erteilt werden. Im Ubrigen sind

das Veranstalten und das Vermitteln &ffentlicher Gliicksspiele im Internet verboten.

(5) Die Erteilung einer Erlaubnis nach Absatz 4 Satz 1 fir &ffentliche Glucksspiele im Internet
setzt voraus, dass keine Versagungsgriinde nach Absatz 2 vorliegen und folgende

Voraussetzungen erfilllt sind:

1. Der Ausschluss minderjahriger oder gesperrter Spieler wird durch [denﬁﬁiierung und
Authentifizierung sowie, wenn eine Verpflichtung nach § 8 besteht, durch Abgleich mit

der Sperrdatei gewahrleistet.

2. Spielern werden durch den Veranstalter, den Vermittler, deren Beschaftigte oder durch
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von diesen beauftragten Dritten keine Darlehen gewshrt; fir Darlehen darf auf der
Internetdomain des Veranstalters oder Vermittlers nicht geworben oder sonst darauf
verwiesen oder verlinkt werden (Kreditverbot). Bei Lotterien in Form des Gewinnsparens
nach § 12 Absatz 1 Satz 2 gilt dies nur fur Darlehen, die fiur die Teilnahme an
Glucksspielen gewahrt werden.

3. Besondere Suchtanreize durch schnelle Wiederholung sind ausgeschlossen.

4. Ein an die besonderen Bedingungen des Internets angepasstes Sozialkonzept nach § 6

- ist zu entwickeln und umzusetzen; seine Wirksamkeit ist wissenschaftlich zu evaluieren.

5. Uber dieselbe Internetdomain diirfen unterschiedliche Glucksspielformen nur angeboten
werden, wenn fir jede Glicksspielform ein selbststandiger und grafisch jeweils
voneinander abgetrennter Bereich eingerichtet wird; Absatz 1 bleibt unberiihrt.
Abweichend davon dirfen Sportwetten und Pferdewetten miteinander in einem Bereich
derselben Internetdomain angeboten werden. In einem Bereich darf fir die Glucksspiele .
in den anderen Bereichen nicht geworben oder sonst zum Spiel in den anderen
Bereichen aufgefordert werden. Nach Teilnahme an einem Gluicksspiel in einem Bereich
ist frihestens nach Ablauf einer Minute die Teilnahme in einem anderen Bereich
desselben Erlaubnisinhabers zulassig; wahrend dieser Zeit ist keine Teilnahme an
unentgeltlichen oder Demo-Spielen méglich und es sind im Sozialkonzept naher zu
beschreibende Hinweise zu den Gefahren von und zur Pravention vor Spielsucht sowie
Hinweise auf Beratungsangebote anzuzeigen, die der Spieler vor Teilnahme in dem
anderen Bereich bestatigen muss. Der Erlaubnisinhaber hat sicherzustellen, dass
erzielte Gewinne aus einem Bereich erst nach Ablauf einer Wartefrist von einer Stunde
fUr Glucksspiele in anderen Bereichen genutzt werden kénnen. Satz 4 gilt entsprechend
fur den Wechsel zwischen verschiedenen Internetdomains desselben Erlaubnis-
inhabers.

6. Die sich aus den §§ 6a bis 6j und die sich aus diesem Staatsvertrag und anderen

gesetzlichen Bestimmungen ergebenden Anforderungen werden eingehalten.

(6) Die Veranstalter und Vermittler von Lotterien im Internet haben der fiir die Erlaubnisertei-
lung zust‘a'ndigen Behorde vierteljahrlich die Zahl der Spieler und die Héhe der Einsatze jeweils

geordnet nach Spielen und Landern zum Zwecke der Evaluierung zu tibermitteln.

§ 4a Besondere Erlaubnisvoraussetzungen fiir Sportwetten, Online-Poker und virtuelle

Automatenspiele

(1) Eine Erlaubnis fiir die Veranstaltung von Sportwetten, Online-Poker und von virtuellen

Automatenspielen darf nur erteilt werden, wenn

1. (erweiterte Zuverlassigkeit)
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a) die Inhaber- und Beteiligungsverhaltnisse beim Antragsteller vollstandig offengelegt
sind; bei Personengesellschaften sind die Identitat und die Adressen aller Gesell-
schafter, Anteilseigner oder sonstigen Kapitalgeber und bei juristischen Personen des
Privatrechts von solchen, die mehr als finf Prozent des Grundkapitals halten oder
mehr als finf Prozent der Stimmrechte ausitiben, sowie generell alle Treuhandver-
héltnisse anzugeben,

b) der Antragsteller und die von ihm beauftragten verantwortlichen Personen die fiir die
Veranstaltung o6ffentlicher Gliicksspiele erforderliche Zuverlassigkeit und Sachkunde
besitzen und die Gewahr dafir bieten, dass die Veranstaltung ordnungsgemaR und
fur die Spielteilnehmer sowie die Erlaubnisbehérde nachvollziehbar durchgefiihrt
wird; bei juristischen Personen und Personengesellschaften miissen alle vertretungs-
befugten Personen die Voraussetzungen der Zuverlassigkeit und Sachkunde besit-

zZen,

c) die rechtméRige Herkunft der fiir die Veranstaltung 6ffentlicher Gliicksspiele erforder-
lichen Mittel dargelegt ist,

d) weder der Antragsteller selbst noch ein mit ihm verbundenes Unternehmen noch eine
den Antragsteller beherrschende Person noch eine von der den Antragsteller beherr-
schenden Person beherrschte Person unerlaubte Glucksspiele veranstaltet oder ver-
mittelt,

2. (Leistungsfahigkeit)

a) der Antragsteller Uiber geniigend Eigenmittel fur eine dauerhafte Geschaftstatigkeit

verfugt und zugleich Gewahr fir ein einwandfreies Geschéftsverhalten bietet,

b) die Wirtschaftlichkeit des beabsichtigten Glucksspielangebots unter Berticksichtigung
der Abgaben dargelegt ist,

c) die erforderlichen Sicherheitsleistungen vorbereitet und die zum weitergehenden

Schutz der Spieler notwendigen Versicherungen abgeschlossen sind,
3. (Transparenz und Sicherheit des Gliicksspiels)

a) die Transparenz des Betriebs sichergestellt sowie gewéhrleistet ist, dass eine Uber-
wachung des Vertriebsnetzes jederzeit maglich ist und nicht durch Dritte oder am

Betrieb Beteiligte vereitelt werden kann,

b) der Antragsteller einen Sitz in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union oder einem

Vertragsstaat des Abkommens tber den Europaischen Wirtschaftsraum hat,

c) der Antragsteller, sofern er tber keinen Sitz im Inland verfugt, der zusténdigen Be-
horde einen Empfangs- und Vertretungsbevollméchtigten im Inland benennt, der die

Zuverlassigkeit im Sinne von Nummer 1 Buchstabe b besitzt,
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d) der Antragétel[er fur alle Spiel- und Zahlungsvorgénge in Deutschland eine eigene
Buchflihrung einrichtet und spielbezogene Zahlungsvorgéange tber ein Konto im In-
land oder bei einem in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union beheimateten
Kreditinstitut abwickelt und

e) der Antragsteller Schnittstellen zur Priifung aller Spielvorgsnge in Echtzeit zur Verfii-
gung stellt.

(2) Sonstige Voraussetzungen fir die Erteilung einer Erlaubnis bleiben unberiihrt.

§ 4b Erlaubnisverfahren fiir Sportwetten, Online-Poker und virtuelle Automatenspiele

(1) Die Erlaubnis fur die Veranstaltung von Sportwetten, Online-Poker oder virtuellen
Automatenspielen wird auf Antrag erteilt. Der Antrag bedarf der Schriftform. Er muss alle
Angaben, Auskiinfte, Nachweise und Unterlagen in deutscher Sprache enth‘alten, welche fr
die Prufung der Voraussetzungen nach § 4a Absatz 1 erforderlich sind. Dazu gehdren

insbesondere:

1. eine Darstellung der unmittelbaren und mittelbaren Beteiligungen sowie der Kapital- und
Stimmrechtsverhaltnisse bei dem Antragsteller und den mit ihm im Sinne des Aktiengeset-
zes verbundenen Unternehmen sowie Angaben Uber Angehérige im Sinne des § 15 der
Abgabenordnung unter den Beteiligten; gleiches gilt fiir Vertreter der Person oder der Per-
sonengesellschaft oder des Mitglieds eines Organs einer juristischen Person. Daneben sind
der Gesellschaftsvertrag und die satzungsrechtlichen Bestimmungen des Antragstellers so-
wie Vereinbarungen, die zwischen dem Antragsteller und unmittelbar oder mittelbar Betei-

ligten bestehen und sich auf die Veranstaltung von Glicksspielen beziehen, vorzulegen,

2. eine Darstellung der MaRnahmen zur Gewahrleistung der &ffentlichen Sicherheit und Ord-
nung und der sonstigen &ffentlichen Belange unter besonderer Berucksichtigung der IT-
und Datensicherheit (Sicherheitskonzept),' -

3. ein Sozialkonzept einschlieRlich der MaRnahmen zur Sicherstellung des Ausschlusses Min-

derjahriger und gesperrter Spieler,

4. eine Darstellung der Wirtschaftlichkeit unter Beriicksichtigung der Abgabenpflichten (Wirt-
schaftlichkeitskonzept),

5. eine Erklarung der Ubernahme der Kosten fiir die Uberpriifung des Sicherheits-, Sozial-
und Wirtschaftlichkeitskonzepts und, soweit erforderlich, sonstiger Unterlagen durch einen

von der zustandigen Behérde beigezogenen Sachverstandigen oder Wirtschaftsprifer,

6. eine Verpflichtungserklarung des Antragstellers, weder selbst noch durch verbundene Un-

ternehmen unerlaubtes Gliicksspiel zu veranstalten oder zu vermitteln, und
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7. eine Erklarung des Antragstellers, dass die vorgelegten Unterlagen und Angaben vollstan-
dig sind.

Nachweise und Unterlagen aus einem anderen Mitgliedstaat der Européischen Union oder
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum ste-
hen inlandischen Nachweisen und Unterlagen gleich, wenn aus ihnen hervorgeht, dass die
Anforderungen der in Satz 3 genannten Voraussetzungen erfiillt sind. Die Unterlagen sind auf
Kosten des Antragstellers in beglaubigter Kopie und beglaubigter deutscher Ubersetzung vor-
zulegen.

(2) Die zustédndige Behorde kann die Antragsteller zur Prifung der in Absatz 1 Satz 4
genannten Voraussetzungen zur Ergénzung und zur Vorlage weiterer Angaben, Nachweise
und Unterlagen in deutscher Sprache auffordern. Sie ist befugt, Erkenntnisse der
Sicherheitsbehérden des Bundes und der Lander, insbesondere zu den Voraussetzungen
nach § 4a Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe ¢, abzufragen. Ist fur die Prufung im
Erlaubnisverfahren ein Sachverhalt bedeutsam, der sich auf Vorgiange auRerhalb des
Geltungsbereiches dieses Staatsvertrags bezieht, so hat der Antragsteller diesen Sachverhalt
aufzuklaren und die erforderlichen Beweismittel zu beschaffen. Er hat dabei alle fir ihn
bestehenden rechtlichen und tatséchlichen Maglichkeiten auszuschopfen. Der Antragsteller
kann sich nicht darauf berufen, dass er Sachverhalte nicht aufkldren oder Beweismittel nicht
beschaffen kann, wenn er sich nach Lage des Falles bei der Gestaltung seiner Verhaltnisse

die Moglichkeit dazu hatte beschaffen oder einrdumen lassen kénnen.

(3) Die im Rahmen des Erlaubnisverfahrens Auskunfts- und Vorlagepflichtigen haben jede
Anderung der maRgeblichen Umstande nach Antragstellung unverzuglich der zusténdigen Be-
horde mitzuteilen und geplante Veradnderungen von Beteiligungsverhaltnissen oder sonstigen
Einflussen wahrend des Erlaubnisverfahrens der zustandigen Behérde in Textform anzuzei-
gen.

§ 4c Erlaubniserteilung bei Sportwetten, Online-Poker und virtuellen Automatenspielen

(1) Die zustandige Behorde erteilt die Erlaubnis fir die Veranstaltung von Sportwetten, Online-
Poker oder virtuellen Automatenspielen schriftlich mit Wirkung fur alle Lander: bei erstmaliger
Erteilung an den Antragsteller wird sie fir eine Dauer von finf Jahren, im Ubrigen fur eine
Dauer von sieben Jahren erteilt. In begriindeten Fillen kann die zusténdige Behorde eine
kurzere Dauer festlegen. Die Erlaubnis darf nur nach Zustimmung der zustandigen Behdrde

einem Dritten Ubertragen oder zur Ausiibung Uiberlassen werden.

(2) In der Erlaubnis sind die Inhalts- und Nebenbestimmungen festzulegen, die zur dauernden
Sicherstellung der Erlaubnisvoraussetzungen sowie zur Einhaltung und Uberwachung der
nach diesem Staatsvertrag bestehenden und im Angebot Ubernommenen Pflichten
erforderlich sind.
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(3) Die Erteilung der Erlaubnis setzt voraus, dass der Antragsteller zur Sicherstellung von
Auszahlungsanspriichen der Spieler und von staatlichen Zahlungsanspriichen eine
Sicherheitsleistung in Form einer unbefristeten selbstschuldnerischen Bankbirgschaft eines
Kreditinstituts mit Sitz in der Europaischen Union oder in einem Vertragsstaat des Abkommens
uber den Europaischen Wirtschaftsraum erbringt. Die Sicherheitsleistung belauft sich auf finf
Millionen Euro. Sie kann von der Behérde, die die Erlaubnis erteilt, bis zur Héhe des zu
erwartenden Durchschnittsumsatzes eines Monats, maximal auf 50 Millionen Euro, erhéht
werden.

§ 4d Pflichten; Aufsichtliche MaRnahmen bei Sportwetten, Online-Poker und virtuellen
Automatenspielen

(1) Der Inhaber einer Erlaubnis fur die Veranstaltung von Sportwetten, Online-Poker oder
virtuellen Automatenspielen ist verpflichtet, jede Anderung der fur die Erteilung der Erlaubnis
mafgeblichen Umsténde unverziiglich der zustandigen Behdrde mitzuteilen. § 4b findet
entsprechende Anwendung. Die Aufhebung eines Vertretungsverhaltnisses nach § 4a Absatz
1 Nummer 3 Buchstabe ¢ erlangt gegeniiber den zustandigen Behérden erst durch die
Bestellung eines neuen Empfangs- und Vertretungsbevollméchtigten und schriftliche
Mitteilung Wirksamkeit.

(2) Bei Personengeselischaften ist jede geplante Verénderung von Beteiligungsverhaltnissen
oder sonstigen Einfliissen, bei juristischen Personen nur solche, die mehr als funf Prozent des
Grundkapitals oder des Stimmrechts betreffen, der zustadndigen Behdrde schriftlich
anzuzeigen. Anzeigepflichtig sind der Erlaubnisinhaber und die an ihm unmittelbar oder
mittelbar Beteiligten. Die Veranderungen durfen nur dann von der zusténdigen Behorde als
unbedenklich bestatigt werden, wenn unter den veranderten Voraussetzungen eine Erlaubnis
erteilt werden kénnte. Wird eine geplante Veranderung volizogen, die nicht nach Satz 3 als
unbedenklich bestatigt werden kann, ist die Erlaubnis zu widerrufen; das Ndhere des Widerrufs
richtet sich nach dem jeweils anwendbaren Landesrecht. Unbeschadet der Anzeigepflichten
nach Satz 1 sind der Erlaubnisinhaber und die an ihm unmittelbar oder mittelbar Beteiligten
jeweils nach Ablauf eines Kalenderjahres verpflichtet, unverzuglich der zustandigen Behérde
gegenuber eine Erklarung dariiber abzugeben, ob und inwieweit innerhalb des abgelaufenen
Kalenderjahres bei den Beteiligungs- und Zurechnungstatbestanden: eine Veranderung
eingetreten ist.

(3) Der Erlaubnisinhaber hat abweichend von § 6 Absatz 2 Satz 3 Nummer 10 jéhrlich zu
berichten. Die Richtigkeit der Erhebung und Ubermittlung der Daten kann in regelmaligen
Absténden durch eine unabhéngige Stelle Uiberpriift werden. Mit dem Bericht ist auch der
Prufbericht einer geeigneten externen und unabhéngigen Stelle tber die Einhaltung der
technischen Standards und die Wirksamkeit der im Sicherheitskonzept vorgesehenen und in

der Erlaubnis vorgeschriebenen SicherheitsmaRnahmen vorzulegen. Auf Anforderung der
10
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zusténdigen Behérde hat der Erlaubnisinhaber zudem Kontodaten zur VeﬁUgung zu stellen,

soweit die Umsatze nicht Uber ein inlandisches Konto abgewickelt werden.

(4) Verletzt ein Erlaubnisinhaber eine nach Absatz 1, Absatz 2 Satz 5 und Absatz 3 bestehende
Mitteilungspflicht oder die nach § 4c Absatz 2 festgelegten Inhalts- und Nebenbestimmungen
der Erlaubnis, kann die zusténdige Behérde ihn unter Setzung einer angemessenen Frist zur
Einhaltung der Pflichten auffordern. Werden nach Ablauf der Frist die Pflichten nicht oder nicht
vollstandig erfullt, kann die zustindige Behérde unter Berlcksichtigung der Schwere des

VerstoRes insbesondere folgende MaRnahmen ergreifen:
1. 6ffentliche Abmahnung mit erneuter Fristsetzung,
2. Aussetzung der Erlaubnis fur drei Monate,
3. Reduzierung der Dauer der Erlaubnis um ein Viertel der gesamten Laufzeit oder
4. Widerruf der Erlaubnis.

Gleiches gilt fur den Fall, dass der Erlaubnisinhaber selbst oder ein mit ihm verbundenes Un-
ternehmen im Geltungsbereich dieses Staatsvertrages unerlaubte Glucksspiele veranstaltet
oder vermittelt. Die § 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes entsprechenden Vorschriften der
Verwaltungsverfahrensgesetze der Lander bleiben anwendbar. § 9 Absatz 4 Satz 3 ist an-

wendbar.

§ 5 Werbung

(1) Inhaber einer Erlaubnis nach § 4 durfen vorbehaltlich anderweitiger gesetzlicher
Regelungen fiur die erlaubten Gliicksspiele werben und Sponsoring betreiben. Sie kénnen
Dritte mit der Durchftihrung der Werbung beauftragen. In der Erlaubnis nach § 4 sind Inhalts-
und Nebenbestimmungen zur Ausgestaltung der Werbung fir éffentliches Gllcksspiel,
insbesondere im Fernsehen und im Internet einschlieRlich fernsehahnlichen Telemedien und
Video-Sharing-Diensten, sowie zu Pflichthinweisen festzulegen. Werbung Uber Telekommu-
nikationsanlagen ist verboten. Nicht vom Verbot nach Satz 4 umfasst sind Anrufe des Spielers
oder Spielinteressenten beim Veranstalter oder Vermittler; diese Telefonate dirfen mit
Einwilligung des Spielers oder Spielinteressenten im Hinblick auf § 7 Absatz 2 Nummer 2 des
Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb auch Werbung fur erlaubtes Glucksspiel zum
Gegenstand haben. Ferner ist die Telekommunikation innerhalb eines bestehenden

Vertragsverhaltnisses nicht vom Verbot nach Satz 4 erfasst.

(2) Art und Umfang der Werbung fiir éffentliches Gliicksspiel darf den Zielen des § 1 nicht
zuwiderlaufen. Die Werbung darf nicht UbermaRig sein. Bei der Werbung fiirr einzelne
Gliicksspiele durfen besondere Merkmale des jeweiligen Gliicksspiels herausgehoben
werden. Werbung darf sich nicht an Minderjéhrige oder vergleichbar gefihrdete Zielgruppen

richten. Soweit mdglich, sind Minderjahrige als Empfanger von Werbung auszunehmen.

N
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Irrefihrende Werbung fiir éffentliches Glicksspiel, insbesondere solche, die unzutreffende
Aussagen Uber die Gewinnchancen oder Art und Héhe der Gewinne enthalt, ist verboten. In
der Werbung durfen die Ergebnisse von Glucksspielen nicht als durch den Spieler
beeinflussbar und Gliicksspiele nicht als Losung fur finanzielle Probleme dargestellt werden.

Werbung, die den Eindruck erweckt, ein redaktionell gestalteter Inhalt zu sein, ist unzuléssig.

(3) Téglich zwischen 6 Uhr und 21 Uhr darf keine Werbung im Rundfunk und Internet fur
virtuelle Automatenspiele, Online-Poker und Online-Casinospiele erfolgen; Absatz 4 bleibt
unberiihrt. Unmittelbar vor oder wahrend der Live-Ubertragung von Sportereignissen ist auf
dem Ubertragenden Kanal Werbung fiir Sportwetten auf dieses Sportereignis nicht zuldssig.

Werbung fir Sportwetten mit aktiven Sportlern und Funktionaren ist unzulassig.

(4) In Sportstatten ist Werbung fur Gliicksspiele nur in Form der Dachmarkenwerbung auf

Trikots und Banden sowie dhnlichen Werbemitteln erlaubt.

(5) An einzelne Personen adressierte Werbung fur Glucksspiele, an denen gesperrte Spieler
nach § 8 Absatz 2 nicht teilnehmen diirfen, darf nur erfolgen, wenn eine vorherige Einwilligung
des vorgesehenen Empfangers zu dem Empfang von Werbung und zur Abfrage der Sperrdatei
durch den Werbenden vorliegt. Personlich adressierte Werbung fir diese Glucksspiele an
gesperrte Spieler ist unzuldssig. Werbende sind verpflichtet, vor dem Versand solcher
Werbung, insbesondere durch die Post oder per E-Mail, durch Abgleich mit der Sperrdatei
sicherzustellen, dass der Empféanger kein gesperrter Spieler ist. Ergibt der Abgleich, dass ein
Spieler gesperrt ist, gilt eine zuvor erteilte Einwilligung im Sinne des Satzes 1 gegeniiber dem
Veranstalter oder Vermittler als widerrufen.

(6) Fur Werbung fur Gliicksspiele, an denen 'gesperrte Spieler nach § 8 Absatz 2 nicht
teilnehmen durfen, im Internet, insbesondere in Form von Affiliate-Links, darf keine variable,
insbesondere umsatz-, einzahlungs- oder einsatzabhangige, Vergitung vereinbart oder
gezahlt werden. Live-Zwischenstinde von Sportereignissen durfen nicht mit der Werbung fir
Sportwetten auf dieses Sportereignis verbunden werden; davon unberuhrt bleibt die Anzeige
von Live-Zwischenstanden zu Wettangeboten auf der eigenen Internetseite eines
Wettanbieters.

(7) Werbung und Sponsoring fir unerlaubte Gliicksspiele sind verboten.

§ 6 Sozialkonzept

(1) Die Veranstalter und Vermittler von offentlichen Glucksspielen sind verpflichtet, den
Jugend- und Spielerschutz sicherzustellen, die Spieler zu verantwortungsbewusstem Spiel

anzuhalten und der Entstehung von Gliicksspielsucht vorzubeugen.

(2) Zu diesen Zwecken haben die Veranstalter und Vermittler von &ffentlichen Glucksspielen

Sozialkonzepte zu entwickeln und umzusetzen. In den Sozialkonzepten ist darzulegen, mit
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welchen MaBnahmen den sozialschadlichen Auswirkungen des Gliicksspiels vorgebeugt
werden soll und wie diese behoben werden sollen. Die Sozialkonzepte sind differenziert auf
die verschiedenen Gliicksspielformen abzustimmen und miissen mindestens folgende Inhalte
enthalten:

1. Benennung von Beauftragten fiir das Sozialkonzept beim Erlaubnisinhaber gemaRk §4
und bei terrestrischen Gliicksspielangeboten zusatzlich die Benennung einer
verantwortlichen Person vor Ort;

2. Berucksichtigung der Anliegen nach Absatz 1 in der internen Unternehmens-
kommunikation, bei der Werbung sowie beim Sponsoring;

3. regelmaBige Personalschulungen filr das Aufsichtspersonal in den Spielstatten, fur die
Erlaubnisinhaber gemaRk § 4 sowie fiir die Beauftragten gemal Nummer 1 unter
Einbindung suchtfachlich sowie padagogisch qualifizierter Dritter mit folgenden
Mindestinhalten:

a) Rechtsgrundlagen zum Jugend- und Spielerschutz unter Bertcksichtigung der
verschiedenen Glicksspielformen, |

b) Kenntnissen zur Gliicksspielsucht einschlieRlich anbieterunabhéngiger
Hilfeangebote und ;

c) Vermittlung von Handlungskompetenzen insbesondere in der Fruherkennung
auffalligen Spielverhaltens und Kommunikation mit Spielern;

4. Umsetzung des Jugendschutzes und der Identitatskontrollen einschlieRlich des
Abgleichs mit der Sperrdatei;

5. Aufkldrung nach § 7 einschlieRlich des Verweises auf die Telefonberatung mit
bundesweit einheitlicher Telefonnummer und der Bereitstellung von Informationen mit
folgenden Mindestinhalten:

a) Suchtrisiko und mégliche negative Folgen der verschiedenen Gllcksspiele,

b) Teilnahmeverbot Minderjéhriger,

c) Hinweise zu verantwortungsbewusstem Spielverhalten,

d) Méglichkeit der Einschétzung des eigenen Spielverhaltens und der persénlichen
Gefahrdung,

e) Hinweise zu anbieterunabhiéngigen Hilfeangeboten, wobei bei Gliucksspielen im
Internet  der direkte Aufruf der Internetdomains von unabhangigen
Beratungsinstitutionen zu erméglichen und auf die Unabhéngigkeit der
entsprechenden Hilfeangebote besonders hinzuweisen ist, und

f) Sperrverfahren; -

Friiherkennung unter Einbeziehung suchtwissenschaftlicher Erkenntnisse;

Fruhintervention und Information tiber regionale Suchtberatungsstellen sowie andere

anbie’_terunabhéngige Hilfeangebote;

8. Umsetzung der Sperrverfahren mit Selbst- und Fremdsperren;

9. kontinuierliche Dokumentation der durchgefithrten MaRnahmen zum Zweck von
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Ruckschliissen auf die Auswirkungen der jeweils angebotenen Glucksspiele auf das
Spielverhalten und auf die Entstehung von Gliicksspielsucht sowie zur Beurteilung des
Erfolgs der durchgefithrten MaBnahmen zum Jugend- und Spielerschutz:

10. Berichterstattung unter Zugrundelegung der Dokumentation nach Nummer 9 alle zwei
Jahre gegenuiber den Glicksspielaufsichtsbehérden oder sonstigen zustandigen
Erlaubnisbehérden.

(3) Das leitende Personal von Veranstaltern von &ffentlichen Glucksspielen darf nicht in
Abhangigkeit vom Umsatz vergiitet werden. Das in Spielstatten beschéftigte Personal sowie
das im Zusammenhang mit Glucksspielen im Internet titige Personal wird vom dort
angebotenen Glucksspiel ausgeschlossen.

(4) Die Veranstalter und Vermittler von éffentlichen Gliicksspielen sind berechtigt und auf Ver-
langen der zusténdigen Behérde verpflichtet, im Zusammenhang mit dem Sozialkonzept er-
hobene Daten anonymisiert den Landern fir Zwecke der Glucksspielsuchtforschung nach §
11 zur Verfligung zu stellen.

§ 6a Spielkonto beim Anbieter fiir Gliicksspiele im Internet

(1) Veranstalter und Vermittler von éffentlichen Gliicksspielen im Internet miissen fiir jeden
Spieler ein anbieterbezogenes Spielkonto einrichten. Die Ermdglichung der Spielteilnahme
ohne Spielkonto ist unzulassig. Jeder Spieler darf nur ein Spielkonto bei demselben
Veranstalter oder Vermittler haben. Die S&tze 1 bis 3 gelten entsprechend fur den

Eigenvertrieb von 6ffentlichen Glucksspielen.

(2) Zur Einrichtung des Spielkontos hat sich ein Spieler mit Angaben zu Vornamen,
Nachnamen, Geburtsnamen, Geburtsdatum, Geburtsort und Wohnsitz beim Veranstalter oder
Vermittler zu registrieren. Veranstalter und Vermittler, bei deneh die Registrierung erfolgt,
missen die Richtigkeit der Angaben Uberprifen. Die Uberpriifung hat durch geeignete und
zuverlassige Verfahren zu erfolgen. In der Erlaubnis kénnen einzelne geeignete und

zuverlassige Verfahren bestimmt werden.

(3) Kann die Richtigkeit der Angaben des Spielers im Rahmen der Uberprﬂfung.nach Absatz
2 Satz 2 nicht festgestellt werden, hat der Veranstalter oder Vermittler den Spieler zur
Korrektur der Angaben oder zum Nachweis der Richtigkeit der Angaben aufzufordern. Die
Richtigkeit korrigierter Angaben ist durch den Veranstalter oder Vermittler zu Uberprifen;
Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(4) Vor Bestatigung der Richtigkeit der Angaben nach Absatz 2 sind die Ermdglichung der
Spielteilnahme und Auszahlungen an den Spieler nicht zuldssig. Abweichend von Satz 1
kénnen Veranstalter oder Vermittler fir einen Zeitraum von 72 Stunden ab der Registrierung
" nach Absatz 2 Satz 1 die Spielteilnahme {ber ein Spielkonto bis zu einem Einzahlungslimit
von 100 Euro erméglichen. In diesem Fall ist der Spieler vor Ermdéglichung der Spielteilnahme
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darauf hinzuweisen, dass Auszahlungen bis zur Bestétigung der Richtigkeit seiner Angaben

nicht zul&ssig sind; der Spieler hat die Kenntnisnahme des Hinweises zu bestatigen. .

(9) Veranstalter und Vermittler haben den Spieler regelmaRig zur Bestatigung der auf dem
Spielkonto hinterlegten Angaben nach Absatz 2 Satz 1 aufzufordern. Die Méglichkeit der
Mitteilung von Anderungen ist vorzusehen. Veranstalter und Vermittler haben die Richtigkeit
der bestatigten oder gesnderten Angaben unverziglich erneut zu Uberpriifen. Die
Erméglichung der weiteren Spielteilnahme ist unzuldssig, wenn die Richtigkeit der bestéatigten
oder geénderten Angaben nicht festgestellt werden kann: Absatz 3 gilt entsprechend. Die
Erméglichung der weiteren Spielteilnahme ist auch nach Ablauf eines Jahres ab dem Zeitpunkt
der letztmaligen Bestatigung der Richtigkeit infolge einer Uberpriifung durch den Veranstalter
unzuléssig. In den Féllen des Satzes 4 und 5 bleiben Auszahlungen zuldssig. Die Satze 3 bis
6 finden keine Anwendung auf Spielkonten, mit denen ausschlieRlich die Teilnahme an

Glucksspielen moglich ist, an denen gesperrte Spieler nach § 8 Absatz 2 teilnehmen dirfen.

(6) Bei einer Anderung von Zahlungs-, Bank- und Kontoverbindungen des Spielers haben
Veranstalter und Vermittler die Richtigkeit der hinterlegten Angaben nach Absatz 2 Satz 1
erneut zu uUberprifen. Absatz 5 Satz 4 und 7 findet entsprechende Anwendung. Vor
Bestatigung der Richtigkeit der Angaben sind Auszahlungen nur unter Nutzung der vor der

Anderung hinterlegten Zahlungs-, Bank- und Kontoverbindungen des Spielers zulassig.

(7) Veranstalter und Vermittler haben dem Spieler jederzeit die Moglichkeit einzurdumen, das
Spielkonto zu schlieRen. |hm ist die Méglichkeit einzurdumen, eine Zahlungs-, Bank- und
Kontoverbindung zur Auszahlung des Restguthabens einzugeben. Mit Ausnahme von Satz 2
darf das SchlieBen des Spielkontos fur den Spieler nicht mit einem héheren Aufwand als

dessen Einrichtung verbunden sein. .

(8) Veranstalter und Vermittler sollen ein Spielkonto sperren, wenn der Verdacht besteht, dass
Gewinne unrechtméaRig erworben wurden, gegen gesetzliche Bestimmungen, insbesondere
im Bereich der Geldwasche, gegen den vorliegenden Staatsvertrag oder gegen Bedingungen
fur das Spielklonto versto3en wird. Spieler sind unverziiglich tber die Griinde der Sperre zu
unterrichten, soweit gesetzliche oder behérdliche Vorgaben nicht entgegenstehen. Veranstal-
ter und Vermittler miissen innerhalb einer angemessenen Frist eine Sachentscheidung treffen.

Wahrend der Dauer der Sperre kann der Spieler das Spielkonto nicht schlieBen.

§ 6b Geldbetrédge auf dem Spielkonto; Ein- und Auszahlungen

(1) Auf dem Spielkonto werden die fiir die Spielteilnahme zur Verflugung stehenden Betrage
erfasst. Die Betrége sind in Euro und Cent auszuweisen.

(2) Einzahlungen des Spielers missen auf dem Spielkonto unmittelbar nach Eingang der
Zahlung bei dem Veranstalter oder Vermittler gutgeschrieben werden. Gewinne sind dem

Spielkonto unverziiglich gutzuschreiben. Auszahlungen sind mit der Anforderung der
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Auszahlung durch den Spieler unverziiglich abzuiiehen.

(3) Veranstalter und Vermittler miissen eine Funktion zur Verflgung stellen, mit der festgelegt

werden kann, dass Gewinne Uber einem bestimmten Betrag automatisch ausgezahlt werden.

(4) Zahlungen auf ein oder von einem Spielkonto dirfen ausschlieRlich von einem
Zahlungskonto nach § 1 Absatz 17 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes, das auf den
Namen des Spielers bei einem Verpflichteten nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 oder 3 des
Geldwaschegesetzes errichtet worden ist, geleistet werden. Ein- oder Auszahlungen Uber

anonyme Zahlungsmittel sind im Fernvertrieb nicht zulassig.

(5) Ubertragungen von Geld, Spielpunkten oder Ahnlichem zwischen Spielkonten sind nicht
zulassig. Es gilt das Kreditverbot gemél} § 4 Absatz 5 Nummer 2.

(6) Die Mittel, tiber die Spieler auf dem Spielkonto verfligen, sind anvertraute Mittel, die auf
einem verrechnungsfreien Konto bei einem Kreditinstitut zur Verfugung stehen miissen, das
von den Eigenmitteln des Veranstalters oder Vermittlers getrennt sein muss und Uber das
ausschlieBlich der Veranstalter oder Vermittler verfigen darf. Auszahlungen von dem
verrechnungsfreien Konto durfen nur an Spieler oder auf Eigenmittelkonten des Veranstalters
oder Vermittlers zur Begleichung einer Forderung des Veranstalters oder Vermittlers gegen
Spieler erfolgen; Mittel auf dem verrechnungsfreien Konto dirfen nicht zur Deckung von
Forderungen Dritter gegen den Veranstalter oder Vermittler verwendet werden. Die Mittel
mussen flr Félle einer Insolvenz oder Zahlungsunfahigkeit des Veranstalters oder Vermittlers
oder der Kreditinstitute, bei denen die Mittel der Spieler verwahrt Weraen, abgesichert sein.
Dies hat der Veranstalter oder Vermittler durch zur unabhangigen Austbung eines rechts- oder
steue'rberatendenBerufs befahigte Beauftragte zur Vorlage bei der zustandigen Behorde
bestatigen zu lassen. Die Mittel auf dem verrechnungsfreien Konto missen stets dem
Gesamtbetrag auf den Spielkonten der Spieler entsprechen.

(7) Veranstalter und Vermittler haben das Guthaben auf dem Spielkonto im Falle des
Schlielens eines Spielkontos unverzuglich, spatestens aber innerhalb von fiinf Werktagen,
auf das Konto des Spielers zu Uiberweisen. Furr das SchlieRen und die Auszahlung durfen
keine Gebuhren erhoben werden.

§ 6¢ Selbstlimitierung; Limitdatei fiir Gliicksspiele im Internet

(1) Bei der Registrierung sind die Spieler dazu aufzufordern, ein individuelles monatliches
anbieterlibergreifendes Einzahlungslimit festzulegen oder anzugeben, dass ein bereits
festgelegtes individuelles monatliches anbieteribergreifendes Einzahlungslimit unverandert
beibehalten werden soll. Das anbieteriibergreifende Einzahlungslimit darf grundsatzlich 1 000
Euro im Monat nicht tbersteigen. In der Erlaubnis kann zur Erreichung der Ziele des § 1
festgelegt werden,' dass und unter welchen Voraussetzungen der Erlaubnisinhaber im

Einzelfall mit anbieterlibergreifender Wirkung einen abweichenden Betrag festsetzen kann.
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Satz 3 gilt entsprechend fur die Veranstaltung von Online-Casinospielen nach § 22¢ Absatz 1
Satz 1 Nummer 1 und die Erteilung von Konzessionen nach § 22c Absatz 1 Satz 1 Nummer
2. Zu den Voraussetzungen, unter denen einem Anbieter von Online-Casinospielen gemaR
Satz 4 die Festsetzung eines abweichenden Betrags erlaubt werden kann, werden bindende
Rahmenregelungen durch die Anstalt nach § 27a festgesetzt. Ist fir einen Spieler kein
anbieterlibergreifendes Einzahlungslimit festgelegt, darf eine Spielteilnahme nicht erfolgen.
Das anbieterlibergreifende Einzahlungslimit ist erschépft, wenn die Summe der Einzahlungen
eines Spielers in einem Kalendermonat an alle Veranstalter und Vermittler von éffentlichen
Glucksspielen im Internet, die nach Absatz 9 dem anbieterubergreifenden Einzahlungslimit
unterliegen, das nach Satz 1 individuell festgelegte Einzahlungslimit erreicht. Ist das nach Satz
1 festgelegte monatliche anbietérﬂbergreifende Einzahlungslimit erschopft, darf eine weitere
Einzahlung des Spielers nicht erfolgen; der Erlaubnisinhaber hat dies durch geeignete
MaBnahmen sicherzustellen. Versuchen Spieler ein monatliches Einzahlungslimit festzulegen,
welches den Betrag nach Satz 2 und Satz 3 tibersteigt, sind sie zur Korrektur Ihrer Eingabe
aufzufordern. Spielern diirfen die Betrdge nach Satz 2 und Satz 3 nur im Rahmen der

Aufforderung zur Korrektur angezeigt werden.

(2) Daruber hinaus ist den Spielern zu jeder Zeit die Méglichkeit einzurdumen, zusatzliche
anbieterbezogene tégliche, wdchentliche oder monatliche Einsatz-. Einzahlungs- und
Verlustlimits einzurichten. Ist ein Einsatz- oder Verlustlimit ausgeschopft, darf eine weitere
Spielteilnahme nicht erméglicht werden; fur ein Einzahlungslimit gilt Absatz 1 Satz 8
entsprechend.

(3) Den Spielern ist zu jeder Zeit die Moglichkeit zu geben, ein Limit nach den Absatzen 1 und
2 neu festzulegen. Will ein Spieler das Limit erhéhen, so wird die Erhéhung erst nach einer
Schutzfrist von sieben Tagen wirksam. Wenn Limits verringert werden, greifen die neuen
Limits sofort.

(4) Die zusténdige Behérde unterhalt zur Uberwachung des anbieterlibergreifenden
Einzahlungslimits nach Absatz 1 eine zentrale Datei zur Limitliberwachung (Limitdatei). In der
Limitdatei werden die zur Uberwachung des Limits erforderlichen personenbezogenen Daten

verarbeitet. Es dirfen folgende personenbezogene Daten verarbeitet werden:
1. Familiennamen, Vornamen, Geburtsnamen,

2. Geburtsdatum,

w

. Geburtsort,

I

. Anschrift,

5. Hohe des vom Spieler festgelegten anbietertibergreifenden Einzahlungslimits

(o2}

. Datum der Festlegung des Limits,

~l

. Hohe und Datum der getétigten Einzahlungen und
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8. Gesamtbetrag der getétigten Einzahlungen.

Der Gesamtbetrag der getatigten Einzahlungen nach Nummer 8 setzt sich aus den getatigten
Einzahlungen im Sinne des Absatzes 6 Satz 4 im aktuellen Kalendermonat zusammen. Die
fur die Fihrung der Limitdatei zustindige Behorde kann bestimmen, dass die in Satz 3
Nummer 1 bis 4 genannten personenbezogenen Daten durch ein Pseudonym ersetzt werden
durfen, soweit hierfdurc:h die ordnungsgemafe Funktion der Limitdatei nicht beeintrachtigt wird.
Zusatzlich darf eine anbieterbezogene Kennung des Spielers verarbeitet werden, jedoch nicht
im Zusammenhang mit den in Satz 3 Nummer 1 bis 4 genannten personenbezogenen Daten
gespeichert werden.

(5) Veranstalter und Vermittler haben bei jeder Festlegung und Anderung des
anbieterlbergreifenden Einzahlungslimits die in Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 bis 4 genannten
personenbezogenen Daten des Spielers sowie die Héhe des neuen Einzahlungslimits an die
Limitdatei zu Ubermitteln. War in der Limitdatei bereits ein Einzahlungslimit gespeichert, wird
dieses durch das neu Ubermittelte Limit ersetzt; Absatz 3 Satz 2 und 3 bleibt unberiihrt. Dem
Ubermitteinden Veranstalter oder Vermittler wird zur Information des Spielers die Héhe des
eingetragenen Limits sowie ein eventuell wegen der Schutzfrist nach Absatz 3 Satz 2 noch
vorlibergehend zu beachtendes geringeres Limit mitgeteilt. Gibt ein Spieler bei der
Registrierung an, dass ein bereits festgelegtes  individuelles  monatliches
anbietertbergreifendes Einzahlungslimit unverzndert beibehalten werden soll, haben
Veranstalter und Vermittler diese Information gemeinsam mit den in Absatz 4 Satz 3 Nummer
1 bis 4 genannten personenbezogenen Daten des Spielers an die Limitdatei zu Ubermitteln.
Istim Fall des Satzes 4 fiir diesen Spieler kein anbieterlibergreifendes Einzahlungslimit in der
Limitdatei gespeichert, wird dies dem (bermittelnden Veranstalter oder Vermittler
zuriickUbermittelt. Dieser hat den Spieler aufzufordern, ein individuelles monatliches
anbieterlibergreifendes Einzahlungslimit festzulegen; Absatz 1 Satz 6 bleibt unberiihrt. In der
Erlaubnis oder durch Allgemeéinverfugung der fir die Flhrung der Limitdatei zusténdigen
Behorde kann festgelegt werden, dass in den Fallen der Satze 1 und 4 statt der in Absatz 4
Satz 3 Nummer 1 bis 4 genannten personenbezogenen Daten andere von der Behérde
festgelegte Daten zu Gbermitteln sind, die zur eindeutigen Identifizierung des Spielers geeignet
und erforderlich sind.

(6) Veranstalter und Vermittler haben vor Abschluss jedes Einzahlungsvorgangs die zur
eindeutigen |dentifizierung des Spielers erforderlichen Daten sowie die H5he der vom Spieler
beabsichtigten Einzahlung an die Limitdatei zu tibermitteln. Die Ubermittlung ist nur zulassig,
wenn der Spieler die beabsichtigte Einzahlung abschlieRend beantragt hat. Dem Veranstalter
oder Vermittler wird Ubermittelt, ob das anbieteribergreifende Einzahlungslimit bereits
erschopft ist und ob es durch die beabsichtigte Einzahlung Uberschritten wiirde. Ist das
anbietertibergreifende Einzahlungslimit nicht erschopft und wiirde es durch die beabsichtigte

Einzahlung auch nicht Uberschritten, wird die beabsichtigte Einzahlung als getstigte

18

Vorlaufige, unredigierte Fassung — Parlamentsdokumentation der Bremischen Blrgerschaft



Einzahlung in der Limitdatei gespeichert. Ist das anbieteriibergreifende Einzahlungslimit vor
der beabsichtigten Einzahlung noch nicht erschépft und wiirde es durch die beabsichtigte
Einzahlung Uberschritten, Ubermittelt die Limitdatei zusitzlich die Héhe des noch nicht
ausgeschopften anbieteriibergreifenden Einzahlungslimits. Ist das anbietertibergreifende
Einzahlungslimit bereits erschopft, ist die beabsichtigte Einzahlung durch den Veranstalter
oder den Vermittler abzulehnen. Gleiches gilt, wenn durch die beabsichtigte Einzahlung das
anbietertibergreifende Einzahlungslimit tiberschritten wiirde; dem Spieler kann in diesem Fall
die Hfjh.e des noch nicht ausgeschépften anbieteriibergreifenden Einzahlungslimits mitgeteilt
und ein neuer Einzahlungsvorgang gestartet werden, auf den die Sitze 1 bis 6 erneut
anzuwenden sind. Die zur eindeutigen Identifizierung des Spielers erforderlichen Daten sind
in der Erlaubnis oder durch Allgemeinverfiigung der fiir die Flhrung der Limitdatei zustandigen
Behorde festzulegen. '

(7) Die in Absatz 4 Satz 3 Nummer 7 und 8 genannten personenbezogenen Daten sind

unverzhglich nach Ablauf des Monats, in dem sie gespeichert worden sind, zu I6schen.

(8) Die in Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 bis 6 genannten personenbezogenen Daten sind nach
Ablauf eines Jahres seit der letzten Aktivitat in der Limitdatei zu I6schen. Aktivitat im Sinne des
Satzes 1 ist jede Ubermittiung im Sinne des Absatz 5 Satz 1 und Absatz 6 Satz 1. Sind die in
Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 bis 6 genannten personenbezogenen Daten bereits geldscht und
erfolgt eine Ubermittlung nach Absatz 6 Satz 1, ist der tbermittelnde Veranstalter oder
Vermittler auf die Léschung der Daten hinzuweisen. In diesem Fall ist der Einzahlungsvorgang

abzubrechen und der Spieler dazu aufzufordern, die Limits neu festzulegen.

(9) Das anbietertibergreifende Einzahlungslimit findet Anwendung auf alle &ffentlichen
Gliicksspiele im Internet mit Ausnahme von Einzahlungen., die ausschlieBlich firr Lotterien, die
nicht haufiger als zweimal pro Woche veranstaltet werden, und fiir Lotterien in Form des
Gewinnsparens verwendet werden kénnen. Sofortlotterien im Internet gelten nicht als Lotterien .
im Sinne des Satzes 1.

(10) Der Anschluss an die Limitdatei und die Nutzung der Limitdatei sind fiir den Erlaubnisin-
haber kostenpflichtig. Der Erlaubnisinhaber darf von dem Spieler keine Kosten oder Gebuihren
fur die Festsetzung oder Anderung eines Limits verlangen.

§ 6d Informationspflichten des Anbieters bei Gliicksspielen im Internet

(1) Spieler missen jederzeit die Méglichkeit haben, den Stand des Guthabens auf dem
Spielkonto, die Spielhistorie insgesamt und je Spielform, Ein- und Auszahlungen, Limits und
Anderungen von Limits sowie sonstige Transaktionen der letzten zwdlf Monate einzusehen.
Die Spielhistorie nach Satz 1 hat die einzelnen Einsatze, Gewinne und Verluste des Spielers

unter Angabe des jeweiligen Zeitpunkts zu umfassen.

(2) Veranstalter und Vermittler haben Spieler iiber die Summe der Einsétze, Gewinne und
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Ve-rluste der jeweils vorangegangenen 30 Tage zu informieren. Diese Information muss nach
Jeder Identifizierung und Authentifizierung erfolgen sowie vor Beginn eines Spiels, wenn seit
der letzten Information mehr als 24 Stunden vergangen sind. Eine Spielteilnahme darf erst

nach ausdrucklich erklarter Kenntnisnahme der Information durch den Spieler erfolgen.

(3) Veranstalter und Vermittler miissen Spielern auf Antrag eine geordnete Auflistung
samtlicher Transaktionen auf dem Spielkonto der vergangenen zwslf Monate unverziglich
kostenlos zur Verfugung stellen.

§ 6e Weitere Bestimmungen zum Jugend- und Spielerschutz bei Gliicksspielen im
Internet

(1) Der Ausschluss Minderjahriger und gesperrter Spieler muss jederzeit durch geeignete
technische Verfahren zur [dehtifizierung und Authentifizierung sichergestellt sein. In der
Erlaubnis kénnen Vorgaben zur Durchfilhrung der Identifizierung und Authentifizierung
festgelegt werden, insbesondere kann festgelegt werden, dass in regelmaRigen
Zeitabsténden, die in der Erlaubnis zu bestimmen sind, abweichend von der gewshnlich
angewendeten  Authentifizierungsmethode eine  weitere Authentifizierungsmethode

angewandt werden muss.

(2) Bei Glucksspielen im Internet verwendete Zufallsgeneratoren sind vor ihrem erstmaligen
Einsatz und danach mindestens einmal im Jahr auf Kosten des Erlaubnisinhabers von einer
von diesem unabhangigen sachverstandigen Stelle, die von der zusténdigen Erlaubnis-
behdrde zu bestimmen ist, auf ihre ordnungsgemaRe Funktion zu Uberpriifen. Das Ergebnis

ist der zusténdigen  Erlaubnisbehérde unverzuglich mitzuteilen.

(3) Das Angebot von &ffentlichen Glucksspielen im Internet muss unter einer Internetdomain
angeboten werden, deren landerspezifische Domain oberster Stufe ..de” ist. Auf der Startseite
der unter dem Domain-Namen aufrufbaren Internetseiten des Erlaubnisinhabers muss an
jeweils einer gut sichtbaren Stelle platziert werden, dass die Teilnahme an Glucksspielen fir
Personen unter 18 Jahren unzuldssig ist und der Erlaubnisinhaber tber eine Erlaubnis der
zustandigen Glucksspielaufsichtsbehdrde verfiigt und unter deren Aufsicht steht. Der direkte
Aufruf der Internetdomain der zusténdigen Glucksspielaufsichtsbehérde muss vorgesehen
sein.

(4) Alle Informationen, die der Erlaubnisinhaber Spielern zur Verfugung stellen muss, missen
auf der das Glicksspielangebot enthaltenen Internetdomain des Erlaubnisinhabers in

deutscher Sprache zugénglich und von allen Seiten der Domain aufrufbar sein.

(5) Spieler sind im Rahmen der Spielteilnahme unmittelbar tber die Risiken und mdglichen
negativen sozialen Folgen des Gliicksspiels aufzuklaren. Informationen zur Glucksspielsucht
sind zur Verfigung zu stellen. Der direkte Aufruf der Internetdomains von unabhangigen

Beratungsinstitutionen ist zu erméglichen.
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§ 6f IT-Sicherheitskonzept

(1) Erlaubnisinhaber haben geeignete SicherheitsmaRnahmen im IT-Sicherheitskonzept zu
beschreiben und zu implementieren. Das Sicherheitskonzept ist regelmiRig zu Uberpriifen
und, soweit hierzu Veranlassung besteht, zu tiberarbeiten.

(2) Die Sicherheitsmanahmen miissen mindestens folgende Aspekte umfassen:

1. den jederzeitigen Schutz der personenbezogenen Daten der Spieler vor unrechtmagiger
Verarbeitung,

2. die Sicherstellung der dauerhaften und jederzeitigen Verfugbarkeit, Integritat und
Vertraulichkeit von Daten, etwa durch Verschlusselungsmechanismen, Zugriffs-

kontrollen und Virenschutzprogramme,
3. die regelmaRige Sicherung aller relevanten Daten,

4. die Etablierung und den 'regelméﬁigen Test von Prozessen, die eine schnelle
Wiederherstellung gesicherter Daten erméglichen,

5. den Schutz der verwendeten Systeme vor Manipulationen von innen und auen und
6. die luckenlose Nachvollziehbarkeit der Integritat der Systeme.

(3) Die Wirksamkeit des Sicherheitskonzepts ist mindestens jahrlich vom Erlaubnisinhaber auf
eigene Kosten durch eine von ihm unabhangige, sachversténdige Stelle Uberpriifen zu lassen.
Der zustandigen Erlaubnisbehorde ist der Priifbericht vorzulegen.

§ SQ Datenschutz, Speicherung, Aufbewahrung und Léschung

(1) Erlaubnisinhaber miissen die personenbezogenen Daten der Spieler ab SchlieBung des
Spielkontos fiinf Jahre aufbewahren. Nach Ablauf des Zeitraums sind die personenbezogenen
Daten zu Igschen.

(2) Vorhandene personenbezogene Daten sind jederzeit wirksam vor unbefugtem Zugriff zu
schitzen.

(3) Die betroffenen Personen sind tiber Art und Umfang der Speicherung, der Aufbewahrung
und Loschung ihrer personenbezogenen Daten zu informieren.

§ 6h Verhinderung parallelen Spiels bei mehreren Anbietern im Internet; Wartezeit vor
Anbieterwechsel im Internet

(1) Das parallele Spiel von 6ffentlichen Gliicksspielen durch einen Spieler ist unzulassig.
(2) Zur Vermeidung des anbieteriibergreifenden parallelen Spiels im Internet unterhalt die
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zustandige Behorde eine Datei, in der folgende personenbezogene Daten eines Spielers
verarbeitet werden:

1. Familiennamen, Vornamen, Geburtsnamen

2. Geburtsdatum,
3. Geburtsort,
4. Anschrift und

5. die Information, ob dieser Spieler im Sinne der Absitze 3 und 4 aktiv geschaltet ist.
§ 6¢ Absatz 4 Satz 5 und 6 gilt entsprechend.

(3) Der Erlaubnisinhaber darf einem Spieler die Teilnahme an &ffentlichen Glucksspielen im
Internet nur erméglichen, wenn er zuvor die Daten nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 4 sowie
die Information, dass der Spieler in der Datei aktiv zu schalten ist, ibermittelt hat uhd ihm nicht
unverztglich zurtickibermittelt worden ist, dass der Spieler in der Datei bereits aktiv geschaltet
ist. Dem Erlaubnisinhaber wird zuriickiibermittelt, dass der Spieler aktiv geschaltet ist, wenn
er die Meldung nach Satz 1 tibermittelt und in der Datej die Information vermerkt ist, dass der
Spieler aktiv geschaltet ist. Ist der Spieler zum Zeitpunkt der Ubermittlung durch den
Erlaubnisinhaber nach Satz 1 nicht aktiv geschaltet, wird zugleich in der Datei nach Absatz 2
Satz 1 Nummer 5 vermerkt, dass der Spieler nunmehr aktiv geschaltet ist. Die ‘Ubermittlung
durch den Erlaubnisinhaber nach Satz 1 darf erst unmittelbar vor Beginn des ersten Spiels des
Spielers erfolgen. Die Séatze 1 bis 4 gelten nicht fiir Glucksspiele, an denen gesperrte Spieler
nach § 8 Absatz 2 teiinehmen diirfen. In der Erlaubnis oder durch Allgemeinverfiigung der fiir
die Fuhrung der Limitdatei zusténdigen Behérde kann festgelegt werden, dass in den Fallen
des Satzes 1 statt der in Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 4 genannten personenbezogenen
Daten andere von der Behérde festgelegte Daten zu iibermitteln sind, die zur eindeutigen

Identifizierung des Spielers geeignet und erforderlich sind.

(4) Die Information nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 5. dass der Spieler aktiv geschaltet ist, wird
funf Minuten (Wartefrist) nachdem der Erlaubnisinhaber der Datei gemeldet hat, dass der
Spieler nicht mehr aktiv zu schalten ist, entfernt. Die Meldung nach Satz 1 darf nur auf
Veranlassung des Spielers und in den Fillen des Satzes 5 erfolgen. Der Erlaubnisinhaber
muss dem Spieler die Mdglichkeit einriumen, die Meldung nach Satz 1 zu veranlassen; sie
muss durch den Spieler einfach wahrgenommen werden kénnen. Die Meldung nach Satz 1
hat unverzuglich nach der Veranlassung durch den Spieler zu erfolgen. Der Erlaubnisinhaber
hat die Meldung nach Satz 1 auch unverziiglich vorzunehmen, wenn seit der letzten Eingabe
des Spielers mehr als 30 Minuten vergangen sind. Nach einer Veranlassung durch den Spieler
nach den Satzen 2 bis 4 oder nach einer Meldung nach Satz 5 darf der Erlaubnisinhaber dem
Spieler eine weitere Teilnahme an 6ffentlichen Glucksspielen im Internet nur unter den

Voraussetzungen des Absatzes 3 erméglichen.
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(5) Die Daten nach Absatz 2 Satz 1 sind nach Ablauf der Wartefrist nach Absatz 4 Satz 1 zu
I6schen. Die Auswertung und Nutzung der Daten firr andere als in den vorstehenden Absatzen

beschriebenen Zwecke ist unzuldssig.

(6) Die Datei nach Absatz 2 kann gemeinsam mit der Limitdatei nach § 6¢ gefiihrt werden.
Wird die Datei gemeinsam gefiihrt, findet Absatz 5 mit der Malgabe Anwendung, dass nur die
Daten nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 unverziiglich zu I6schen sind; im Ubrigen findet § 6¢
Absatz 8 Anwendung.

(7) Der Erlaubnisinhaber hat dem Spieler die seit der letzten Ubermittiung nach Absatz 3 Satz
1 vergangene Zeit anzuzeigen. Nach Ablauf von 60 Minuten seit der letzten Ubermittlung nach
Absatz 3 Satz 1, darf eine weitere Spielteilnahme nur ermoglicht werden, wenn der Spieler auf
die verstrichene Zeit hingewiesen wird und dieser die Kenntnisnahme des Hinweises
ausdrucklich bestatigt hat. Satz 2 gilt entsprechend fiir den Ablauf von jeweils weiteren 60

Minuten seit der letzten Bestatigung nach Satz 2.

(8) Der Anschluss an die Datei nach Absatz 2 und deren Nutzung sind fiir den Erlaubnisinha-
ber kostenpflichtig. Die Veranlassung nach Absatz 4 durch den Spieler ist kostenfrei.

§ 6i Spielsuchtfriiherkennung; Safe-Server; kurzfristige Sperre

(1) Veranstalter von Online-Casinospielen, Online-Poker und virtuellen Automatenspielen im
Internet sowie Veranstalter und Vermittler von Sportwetten im Internet miissen auf eigene
Kosten ein auf wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhendes, auf Algorithmen basierendes
automatisiertes System zur Fritherkennung von glucksspielsuchtgefahrdeten Spielern und von
Glucksspielsucht einsetzen; Einzelheiten sind in der Erlaubnis festzulegen. Das System zur
Spielsuchtfriherkennung hat jedenfalls die auf dem Spiélkonto zu erfassenden Daten
auszuwerten und ist regelmaRig zu aktualisieren. Es ist im Sozialkonzept nach § 6 zu
berlicksichtigen. Im Sozialkonzept sind MaRnahmen festzulegen, die zu ergreifen sind, wenn
das System zur Spielsuchtfriiherkennung einen moglicherweise gliicksspielsuchtgefahrdeten
Spieler identifiziert. Die MaRnahmen sind durchzufithren.

(2) Veranstalter von Sportwetten, Online-Casinospielen, Online-Poker und virtuellen Auto-
matenspielen im Internet mussen auf eigene Kosten ein technisches System einrichten und
betreiben, welches samtliche fur die Durchfiihrung der Gliicksspielaufsicht erforderlichen
Daten zutreffend erfasst, digital nichtveranderlich ablegt sowie eine jederzeitige elektronische
Kontrolle einschlieBlich unmittelbarem Zugriff durch die zustdndige Aufsichtsbehorde
ermdglicht. Die personenbezogenen Daten sind zu pseudonymisieren, wobei fir die
zustandige Aufsichtsbehérde erkennbar bleiben muss, welche gespeicherten Vorgange
denselben Spieler betreffen. Das Nahere ist von der Erlaubnisbehérde in der Erlaubnis oder
durch Allgemeinverfiigung zu bestimmen. Insbesondere ist zu bestimmen, ob die
Pseudonymisierung durch den Veranstalter oder durch die zustandige Aufsichtsbehérde
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erfolgt. Im Falle einer Pseudonymisierung durch die Aufsichtsbehérde sind vor der
Pseudonymisierung  ausschlieBlich - Priifungen  hinsichtlich  der Einhaltung des
Teilnahmeverbots Minderjahriger und des raumlichen Geltungsbereichs der Erlaubnis
zulassig. Im Falle einer Pseudonymisierung durch den Veranstalter missen die zur Prifung
der Einhaltung des Teilnahmeverbots Minderjahriger und des raumlichen Geltungsbereichs
der Erlaubnis erforderlichen Daten erkennbar bleiben.

(3) Bei Sportwetten, Online-Casinospielen, Online-Poker und virtuellen Automatenspielen im
lntemét ist eine deutlich erkennbare und eindeutig beschriftete Schaltflache anzuzeigen, deren
Betétigung eine sofortige kurzzeitige Sperre des Spielers auslést. Die Schaltflache ist tiberall
dort dauerhaft anzuzeigen, wo eine Spielteiinahme maglich ist. § 8 Absatz 1 und 2, § 8a Absatz
4 und § 23 sind entsprechend anzuwenden, wobei als Grund der Sperre nach § 23 Absatz 1
Satz 2 Nummer 7 die Betétigung der Schaltflache nach Satz 1 anzugeben und § 23 Absatz 1
Satz 2 Nummer 8 nicht anzuwenden ist. Bei der Eintragung nach § 8a Absatz 4 ist auch der
Zeitpunkt der Betatigung der Schaltfliche an die Sperrdatei zu Ubermitteln; dieser ist in der
Sperrdatei zu speichern. Die Sperre endet ohne Antrag nach Ablauf von 24 Stunden ab
Betdtigung der Schaltflache. Abweichend von §23 Absatz 5 sind die eingetragenen
personenbezogenen Daten innerhalb von zwei Wochen nach Ablauf der Sperre zu loschen.
Nach einer Betatigung der Schaltfliche ist es nicht zuldssig, den Spieler nach einer

Bestatigung zu fragen.

§ 6j Unentgeltliche Angebote

(1) Veranstalter und Vermittler von 6ffentlichen Glucksspielen im Internet diirfen unentgeltliche
Unterhaltungsangebote, die mit Ausnahme des nicht zu entrichtenden Entgelts und eines
fehlenden Geldgewinns einem von ihnen veranstalteten oder vermittelten offentlichen
Glucksspiel entsprechen oder diesen Gliicksspielen nachgebildet sind, nur Spielern anbieten,
flr die bei ihnen ein Spielkonto im Sinne des § 6a eingerichtet ist. Der Erlaubnisinhaber darf
die Wahrnehmung dieser Unterhaltungsangebote ohne Spielkonto nicht erméglichen. Satz 2
gilt entsprechend fir die Erméglichung der Teilnahme Minderjghriger und gesperrter Spieler.

(2) Bieten Veranstalter und Vermittler unentgeltliche Unterhaltungsangebote im Sinne des
Absatzes 1 Satz 1 an, die einem bestimmten ffentlichen Glucksspiel im Internet entsprechen
oder insbesondere durch die Benennung oder die duRere Gestaltung, den Anschein erwecken,
einem bestimmten virtuellen Automatenspiel oder einem Online-Casinospiel zu entsprechen,
hat das unentgeltliche Unterhaltungsangebot mit Ausnahme des nicht zu entrichtenden
Entgelts und des fehlenden Geldgewinns dem &ffentlichen Glucksspiel insgesamt zu
entsprechen, insbesondere hinsichtlich der Gewinnwahrscheinlichkeit und der Auszahlungs-
quote. Sofern bei dem &ffentlichen Gliicksspiel Gebiihren oder dhnliche Abgaben zugunsten
des Erlaubnisinhabers oder Dritten vom Spieler gezahlt werden missen, sind diese bei

unentgeltlichen Unterhaltungsangeboten im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 zu simulieren und
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anzugeben.

§ 7 Aufkldrung

(1) Die Veranstalter und Vermittler von &ffentlichen Glucksspielen haben den Spielern vor der
Spielteilnahme spielrelevante Informationen zur Verfugung zu stellen sowie tber die Suchtri-
siken der von ihnen angebotenen Gliicksspiele, das Verbot der Teilnahme Minderjahriger und
Méglichkeiten der Beratung und Therapie aufzukléren. Als spielrelevante Informationen kom- -
men insbesondere in Betracht:

. alle Kosten, die mit der Teilnahme veranlasst sind,

—_—

N

. die Héhe aller Gewinne,

3. wann und wo alle Gewinne veré&ffentlicht werden,

4. der Prozentsatz der Auszahlungen fir Gewinne vom Einsatz (Auszahlungsquote)-,
5. Informationen zu den Gewinn- und Verlustwahrscheinlichkeiten,

6. der Annahmeschluss der Teilnahme,

7. das Verfahren, nach dem der Gewinner ermittelt wird, insbesondere die Information tiber
den Zufallsmechanismus, der der Generierung der zufallsabh&ngigen Spielergebnisse
zu Grunde liegt,

8. wie die Gewinne zwischen den Gewinnern aufgeteilt werden,

9. die Ausschlussfrist, bis wann Gewinnér Anspruch auf ihren Gewinn erheben mussen,
10. der Name des Erlaubnisinhabers sowie seine Kontaktdaten (Anschrift, E-Mail, Telefon),
11. die Handelsregisternummer (soweit vorhanden),

12. wie der Spieler Beschwerden vorbringen kann und

13. das Datum der ausgestellten Erlaubnis.

Informationen Uber Héchstgewinne sind mit der Aufklarung Uber die Wahrscheinlichkeit von
~Gewinn und Verlust zu verbinden. Spieler und Behérden missen leichten Zugang zu diesen
Informationen haben.

(2) Lose, Spielscheine, Spielquittungen und vergleichbare Bescheinigungen miissen Hinweise
auf die von dem jeweiligen Gliicksspiel ausgehende Suchtgefahr und Hilfsméglichkeiten ent-
halten; bei Glucksspielen, die iber das Internet angeboten werden, erfolgt eine Verlinkung zu
entsprechenden Angeboten gemaR § 6 Absatz 2 Satz 3 Nummer 5.

§ 8 Spielersperrsystem; Abgleich mit dem Sperrsystem

(1) Zum Schutz der Spieler und zur Bekampfung der Gliicksspielsucht wird ein zentrales,
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spielformibergreifendes Sperrsystem (§ 23) unterhalten.

(2) Gesperrte Spieler durfen an dffentlichen Gliicksspielen nicht teilnehmen. Von dem Verbot
ausgenommen ist die Teilnahme an Lotterien, die nicht haufiger als zweimal pro Woche
veranstaltet werden, an Lotterien in Form des Gewinnsparens und an Pferdewetten, die von
Vereinen, die das Unternehmen eines Totalisatoren nach § 1 des Rennwett- und
Lotferiegesetzes betreiben, oder auf einer inldndischen Pferderennbahn stationar angeboten

werden. Sofortlotterien im Internet gelten nicht als Lotterien im Sinne des Satzes 2.

(3) Veranstalter und Vermittler von Gliicksspielen, an denen gesperrte Spieler nicht teilnehmen
durfen, sind verpflichtet, spielwillige Personen durch Kontrolle eines amtlichen Ausweises oder
eine vergleichbare |dentitdtskontrolle zu identifizieren und einen Abgleich mit der Sperrdatei
nach § 23 durchzufiihren. Bei Gliicksspielen im Internet erfolgt die Identifizierung vor dem
Abgleich mithilfe geeigneter technischer Verfahren. Veranstalter und Vermittler von
Glucksspielen haben sicherzustellen, dass gesperrte Spieler nicht an Glicksspielen
teilnehmen. Bei Glucksspielen im Internet hat der Abgleich zu dem Zeitpunkt zu erfolgen, zu
dem die Ubermittiung des Anbieters nach § 6h Absatz 3 Satz 1 zu erfolgen hat. Im
terrestrischen Bereich ist der Abgleich in Wettvermittlungsstellen, in Spielhallen und in
Spielbanken bei jedem Betreten und im Ubrigen vor dem ersten Spiel wahrend eines

Aufenthalts in der jeweiligen Spielstatte vorzunehmen.

(4) Veranstalter und Vermittler von Gliicksspielen, an denen gesperrte Spieler nicht teilnehmen
darfen, dirfen nicht auf diese einwirken, einen Antrag auf Entsperrung zu stellen. Es dirfen
keine Vorteile wie Boni oder Rabatte fiir Spieler, deren Spielersperre aufgelhoben worden ist,
gewahrt werden.

§ 8a Eintragung und Dauer der Sperre

(1) Veranstalter und Vermittler von Gliicksspielen, an denen gesperrte Spieler nicht teilnehmen
durfen, sperren Personen, die dies beantragen (Selbstsperre) oder von denen sie aufgrund
der Wahrnehmung ihres Personals oder aufgrund von Meldungen Dritter wissen oder aufgrund
sonstiger tats&chlicher Anhaltspunkte annehmen miussen, dass sie spielsuchtgefahrdet oder
tberschuldet sind, ihren finanziellen Verpflichtungen nicht nachkommen oder Spieleinséatze
riskieren, die in keinem Verhaltnis zu ihrem Einkommen oder Vermogen stehen
(Fremdsperre).

(2) Ein Antrag auf eine Selbstsperre oder Fremdsperre kann auch bei der fiir die Filhrung der

Sperrdatei zustandigen Stelle gestellt werden.

(3) Vor Eintragung einer Fremdsperre ist dem Spieler Gelegenheit zur Stellungnahme zu

geben. Die Gelegenheit sowie eine etwaige Stellungnahme sind zu dokumentieren.

(4) Die Veranstalter, die Vermittler und im Fall des Absatzes 2 die fur die Fahrung der
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Sperrdatei zusténdige Stelle haben die in § 23 Absatz 1 genannten Daten in eine Sperrdatei
einzutragen. Ein Eintrag ist auch vorzunehmen, wenn nicht alle Daten erhoben werden
kénnen.

(5) Der die Sperrung Eintragende teilt der betroffenen Person unverziglich in Textform mit,
dass fir seine Person eine Sperre eingetragen ist und informiert sie tiber das Verfahren zur
Beendigung der Sperre.

(6) Die Sperre betragt mindestens ein Jahr, es sei denn, die eine Selbstsperre beantragende

Person beantragt einen abweichenden Zeitraum, der jedoch drei Monate nicht unterschreiten

darf. Wird eine kiirzere Dauer als drei Monate angegeben, gilt dies als Angabe von drei
| Monaten.

(7) Die nach Absatz 1 Verpflichteten haben die Sperrantrage bei Selbstsperren und die bei
Fremdsperren anfallenden Unterlagen aufzubewahren. Bei Geschaftsaufgabe, Fusionen,
Insolvenz oder dem Vorliegen sonstiger Griinde, die die weitere Aufbewahrung dieser
Unterlagen durch den die Sperre veranlassenden Verpflichteten im Sinne des Absatzes 1
unmoglich machen, hat dieser sémtliche die Sperre betreffenden Unterlagen der fur die
Flhrung der Sperrdatei zustindigen Behdrde auszuhandigen. Ist ein Rechtsnachfolger
vorhanden, kann die fur die Fiihrung der Sperrdatei zusténdige Behorde diesem die Sperren
zuordnen und ihm die zugehodrigen Unterlagen zur verantwortlichen Aufbewahrung
Ubergeben.

§ 8b Beendigung der Sperre

(1) Eine Aufhebung der Sperre ist nur auf schriftlichen Antrag der gesperrten Person méglich.
Dies gilt auch dann, wenn bei Beantragung der Sperre fiir deren Laufzeit eine bestimmte Frist
genannt wurde. Der Antrag kann friihestens nach Ablauf der Mindestdauer der Sperre nach §

8a Absatz 6 gestellt werden. Wird kein Antrag nach Satz 1 gestellt, endet die Sperre nicht.

(2) Der Antrag auf Aufhebung der Sperre ist bei der fiir die Fuhrung der Sperrdatei zustandigen
Behorde zu stellen. Es genugt die Weiterleitung des Antrags durch einen Veranstalter oder
Vermittler.

(3) Im Falle eines Antrags auf Aufhebung einer Selbst- oder Fremdsperre veranlasst die fur
die Flhrung der Spemrdatei zustandige Behérde die Aufhebung der Sperre durch
entsprechende Eintragung in die Sperrdatei. Die Aufhebung der Sperre wird nach Eintragung,
jedoch im Fall einer Selbstsperre nicht vor Ablauf einer Woche und im Fall einer Fremdsperre
nicht vor Ablauf eines Monats nach Eingang des Antrags bei der Behorde wirksam. Dem
Antragsteller ist die Entsperrung mitzuteilen.

(4) Im Falle eines Antrags auf Aufhebung einer Fremdsperre hat die fur die Fuhrung der

Sperrdatei zusténdige Behérde unverziiglich nach Eingang des Antrags den Veranstalter oder
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Vermittler, der die Eintragung der Fremdsperre vorgenommen hat, ilber den Eingang des
Antrags zu informieren. Beruht die Fremdsperre auf einer Mitteilung Dritter, sind diese
ebenfalls Uiber den Antrag und die Méglichkeit, einen erneuten Sperrantrag zu stellen, zu

informieren.

§ 8c Kosten fiir die Nutzung des Sperrsystems

Der Anschluss an das Sperrsystem und dessen Nutzung sind fiir die nach § 8 Absatz 3 Ver-
pflichteten kostenpflichtig. Das Stellen eines Sperrantrags und eines Antrags auf Beendigung
der Sperre sind kostenfrei.

§ 8d Uberﬁjhrung von Datenbestdnden anderer Sperrdateien in das spielformiibergrei-

fende, bundesweite Sperrsystem

(1) Der Datenbestand des Ubergreifenden Sperrsystems, das durch den Ersten Staatsvertrag
zur Anderung des Glucksspielstaatsvertrages geschaffen wurde, und der hessischen Sperr-
datei fUr Spielhallen werden in das spielformiibergreifende, bundesweite Sperrsystem (ber-
fuhrt. Weitere landesrechtliche Sperrdateien fiir Spielhallen kénnen ebenfalls tberfuhrt wer-
den.

(2) Die Benachrichtigung der betroffenen Personen hieriiber erfolgt durch &ffentliche Bekannt-
machung durch die fiir die Uberfiihrte Datei bisher verantwortliche Stelle.

(3) Sofern fur die Uiberfiihrten Sperrsysteme von § 8b abweichende Entsperrungsregelungen
gelten, werden diese mit Abschluss der Uberfiihrung gegenstandslos. Die Entsperrung richtet
sich ausschlieBlich nach § 8b.

Zweiter Abschnitt
Aufgaben des Staates

§ 9 Gliicksspielaufsicht

(1) Die Glucksspielaufsicht hat die Aufgabe, die Erfullung der nach diesem Staatsvertrag
bestehenden oder auf Grund dieses Staatsvertrages begriindeten &ffentlich-rechtlichen
Verpflichtungen zu Uberwachen sowie darauf hinzuwirken, dass unerlaubtes Glucksspiel und
die Werbung hierfur unterbleiben. Die fir alle Lénder oder in dem jeweiligen Land zustandige
Behorde kann die erforderlichen Anordnungen im Einzelfall erlassen. Sie kann unbeschadet
sonstiger in diesem Staatsvertrag und anderen gesetzlichen Bestimmungen vorgesehener
MaRnahmen insbesondere

1. jederzeit Auskunft und Vorlage aller Unterlagen, Daten und Nachweise verlangen, die

zur Prufung im Rahmen des Satzes 1 erforderlich sind, sowie zum Zwecke dieser
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Prufung wéhrend der Ublichen Geschafts- und Arbeitszeiten die Geschiftsraume
und -grundstiicke betreten, in denen &ffentliches Gliicksspiel veranstaltet oder vermittelt
wird,

2. Anforderungen an die Veranstaltung, Durchfilhrung und Vermittiung offentlicher
Gliucksspiele und die Werbung hierfiir sowie an die Entwicklung und Umsetzung des
Sozialkonzepts stellen,

3. die Veranstaltung, Durchfilhrung und Vermittlung unerlaubter Glucksspiele und die

Werbung hierfur untersagen,

4. den am Zahlungsverkehr Beteiligten, insbesondere den Kredit- und Finanzdienst-
leistungsinstituten, nach vorheriger Bekanntgabe unerlaubter Gliicksspielangebote die
Mitwirkung an Zahlungen fiir unerlaubtes Gliicksspiel und an Auszahlungen aus
unerlaubtem Glucksspiel untersagen, ohne dass es einer vorherigen Inanspruchnahme
des Veranstalters oder Vermittlers von &ffentlichen Glicksspielen durch die
Glucksspielaufsicht bedarf; dies gilt auch in den Fallen des § 4 Absatz 1 Satz 3; und

5. nach vorheriger Bekanntgabe unerlaubter GIUcksspieIangébote MaRnahmen zur
Sperrung dieser Angebote gegen im Sinne der §§ 8 bis 10 des Telemediengesetzes
verantwortliche Diensteanbieter, insbesondere Zugangsvermittler und Registrare,
ergreifen, sofern sich MaRnahmen gegeniiber einem Veranstalter oder Vermittler dieses
Glucksspiels als nicht durchfiihrbar oder nicht erfolgversprechend erweisen; diese MaR-
nahmen kénnen auch erfolgen, wenn das unerlaubte Glucksspielangebot untrennbar mit

weiteren Inhalten verbunden ist.

Das Grundrecht des Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 Absatz 1 des Grundgesetzes) wird
durch die Regelung nach Satz 3 Nummer 5 eingeschrankt. Hierdurch sind Telekommunika-
tionsvorgénge im Sinne des § 88 Absatz 3 Satz 3 des Telekommunikationsgesetzes betroffen.

(1a) Sofern unerlaubtes Gliicksspiel in mehreren Landern veranstaltet oder vermittelt wird oder
dafiir in mehreren Léndern geworben oder in sonstiger Weise gegen 6ffentlich-rechtliche
Verpflichtungen im Sinne des Satzes 1 vefstof&en wird, kann jedes betroffene Land die
zusténdige Behdrde eines anderen Landes erméachtigen, auch mit Wirkung fur das betroffene
Land die erforderlichen Anordnungen im Einzelfall zu erlassen und zu vollstrecken. Die

Vollstreckung richtet sich nach dem Recht des ermachtigten Landes.

(2) Widerspruch und Klage gegen Anordnungen nach den Absatzen 1 und 1a haben keine
aufschiebende Wirkung. Im Falle der Vollstreckung von Anordnungen nach den Absétzen 1
und 1a mittels Zwangsgeld soll dieses das wirtschaftliche Interesse, das der Pflichtige an der
Vornahme oder am Unterbleiben der Handlung hat, erreichen. Reicht das gesetzliche
Hoéchstmalk hierzu nicht aus, so kann es tberschritten werden. Das wirtschaftliche Interesse
des Piflichtigen ist nach pflichtgemaRem Ermessen zu schatzen.

(2a) Zur Erfullung ihrer Aufgaben kénnen die Gliicksspielaufsichtsbeharden Testkaufe oder
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Testspiele durchfiihren, die nicht als Manhahmen der Glucksspielaufsicht erkennbar sind. Die
Mitarbeiter der Gliicksspielaufsicht diirfen zu diesem Zweck unter einer auf Dauer angelegten
veranderten ldentitdt (Legende) am Rechtsverkehr teilnehmen. Dazu kénnen geeignete
Urkunden hergestellt, beschafft und verwendet sowie erforderliche Einfragungen in Register,
Bucher oder Dateien vorgenommen werden. Testkiufe oder Testspiele mit minderjahrigen
Personen durfen durch die Glucksspielaufsichtsbehérden in Erflllung ihrer Aufsichtsaufgaben
durchgefiihrt werden. Fiir die den Testkauf oder das Testspiel durchfiihrende Person gilt das
Glucksspiel nicht als unerlaubtes Gliicksspiel.

(3) Die Lander arbeiten bei der Gliicksspielaufsicht zusammen; sie kénnen auch mit den
zustandigen Aufsichtsbehérden der Mitgliedstaaten der Européischen Union 'und der
Vertragsstaaten des Abkommens tiber den Européischen Wirtschaftsraum zusammenarbeiten
und zu diesem Zweck Daten austauschen, soweit dies zur Erfullung ihrer Aufgaben
erforderlich ist. Soweit nach diesem Staatsvertrag nichts anderes bestimmt ist, stimmen die

Lander die Erlaubnisse fir die in § 10 Absatz 2 genannten Veranstalter im Benehmen ab.

(3a) Die zustandigen Gliicksspielaufsichtsbehérden arbeiten im Rahmen der Erfullung ihrer
Aufgaben insbesondere mit den Strafverfolgﬁngsbehc‘jrden, den Landesmedienansta[ten, der
Bundesnetzagentur, der Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht und dem
Bundeskartellamt zusammen und konnen, soweit dies erforderlich ist, zu diesem Zweck Daten
austauschen. Dies gilt fur die Landesmedienanstalten im Hinblick auf die Zusammenarbeit mit

den Gliicksspielaufsichtsbehérden entsprechend.

(4) Soweit in diesem Staatsvertrag nichts anderes bestimmt ist, wird die Erlaubnis von der
zustandigen Behdrde fur das Gebiet des jeweiligen Landes oder einen Teil dieses Gebietes
erteilt. Sie ist widerruflich zu erteilen und zu befristen. Sie kann, auch nachtraglich, mit
Nebenbestimmungen versehen werden. Die Erlaubnis ist weder Ubertragbar noch kann sie

einem Anderen zur Ausiibung Uberlassen werden.

(5) Die Erlaubnis zur Einfihrung neuer Glucksspielangebote durch die in § 10 Absatz 2 und 3
genannten Veranstalter setzt voraus, dass

1. der Fachbeirat (§ 10 Absatz 1 Satz 2) zuvor die Auswirkungen des neuen Angebotes
unter Berlicksichtigung der Ziele des § 1 auf die Bevélkerung untersucht und bewertet
hat und

2. der Veranstalter im Anschluss an die Einfihrung dieses Gliicksspiels der Erlaubnis-

behérde Uber die sozialen Auswirkungen des neuen Angebotes berichtet.

Neuen Gliucksspielangeboten steht die Einfihrung neuer oder die erhebliche Erweiterung

bestehender Vertriebswege durch Veranstalter oder Vermittler gleich.

(6) Angaben Uber persénliche und sachliche Verhaltnisse einer natiirlichen oder juristischen
Person oder einer Personengesellschaft sowie Betriebs- oder Geschaftsgeheimnisse, die den

zustandigen Behérden, ihren Organen, ihren Bediensteten oder von ihnen beauftragten Dritten
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im Rahmen der Durchfiihrung ihrer Aufgabenerfillung anvertraut oder sonst bekannt gewor-
den sind, dirfen nicht unbefugt offenbart werden. Soweit personenbezogene Daten verarbeitet

werden, finden die in dem jeweiligen Land geltenden Datenschutzbestimmungen Anwendung.

(7) Die Glucksspielaufsicht darf nicht durch eine Behérde ausgeubt werden, die fur die Finan-

zen des Landes oder die Beteiligungsverwaltung der in § 10 Absatz 2 und 3 genannten Ver-
anstalter zustandig ist.

(8) Die zustandige Behérde verdffentlicht im Internet eine gemeinsame amtliche Liste, in der
die Veranstalter und Vermittler von Glucksspielen aufgefiihrt werden, die tiber eine Erlaubnis

oder Konzession nach diesem Staatsvertrag verfiigen. Nicht aufgefuhrt werden

1. Spielhallenbetreiber und Aufsteller von Geldspielgeraten mit Gewinnmoglichkeit nach
der Spielverordnung in der jeweils geltenden Fassung,
die Annahmestellen der Veranstalter nach § 10 Absatz 2,
gewerbliche Spielvermittler, die nur in einem Land tatig sind,

ortliche Verkaufsstellen der Lotterieeinnehmer der Gemeinsamen Klassenlotterie der
Lander,

5. Anbieter von kleinen Lotterien nach § 18,
Betreiber von o6rtlichen Wettvermittlungsstellen,

7. Totalisatoren und Buchmacher im Sinne des Rennwett- und Lotteriegesetzes.

Die'Liste wird anlassbezogen, mindestens jedoch einmal monatlich, aktualisiert. Die zustan-
dige Behorde erteilt auf Anfrage Auskiinfte zum aktuellen Stand der Liste. Die obersten
Glucksspielaufsichtsbehérden der Lander teilen der zustandigen Behérde vorzunehmende

Anderungen der Liste, die ihren Zustéandigkeitsbereich betreffen, unverziglich mit.

§ 9a Landereinheitliche Verfahren

(1) Die jeweils zustandige Behérde erteilt mit Wirkung fur alle Lander
1. die Erlaubnisse fiir die Anstalt nach § 10 Absatz 3 und fir deren Loﬂerie-Eiﬁnehmer,
2. die Erlaubnisse fiir eine gemeinsam gefiihrte Anstalt nach § 10 Absatz 2 Satz 1,

3. die Erlaubnisse fiir die Vermittlung von Sportwetten im Internet, fur die Veranstaltung von
Sportwetten, Online-Poker und virtuellen Automatenspielen sowie die Erlaubnis nach

§ 27 Absatz 2 einschlieRlich der damit jeweils zusammenh&ngenden Erlaubnisse, und

4. die Erlaubnisse nach § 12 Absatz 3.

(2) In den Fallen des Absatzes 1 bt die fur die Erlaubniserteilung zustandige Behérde gegen-
tber den Erlaubnisnehmern auch die Aufgaben der Gliicksspielaufsicht nach § 9 Absatz 1 mit

Wirkung fur alle Lander ab dem Zeitpunkt der Erlaubniserteilung aus; sie kann die erforderli-
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chen Anordnungen im Einzelfall erlassen und nach dem fur sie. geltenden Landesrecht voll-
strecken sowie dazu Amtshandlungen in anderen Landern vornehmen. Die nach Satz 1 zu-
stéandige Behérde Uberwacht insbesondere die Einhaltung der Inhalts- und Nebenbestimmun-
gen der Erlaubnis und entscheidet tiber MaRnahmen nach §§ 4a bis 4d. § 9 Absatz 2 und 2a
gilt entsprechend.

(3) Eine einheitliche Zusténdigkeit einer Behorde fir alle Lander besteht ferner fiir MalRnahmen

1. nach § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 und Nummer 5 bei unerlaubten Glicksspielen, die

in mehr als einem Land angeboten werden, und

2. der Glucksspielaufsicht wegen unerlaubten 6ffentlichen Glucksspiels und der Werbung

hierfir, welches im Internet in mehr als einem Land angeboten wird.

Satz 1 Nummer 2 findet keine Anwendung auf unerlaubte Online-Casinospiele, die von einem
Veranstalter, dem eine wirksame Erlaubnis fiir die Veranstaltung von Online-Casinospielen

erteilt worden ist, im Geltungsbereich der Erlaubnis veranstaltet oder vermittelt werden ..

(4) Die nach den Absétzen 1 und 2 zustandigen Behorden erheben fur Amtshandlungen in
Erflllung der Aufgaben nach den Absatzen 1 bis 3 Kosten (Gebuhren und Auslagen). Firr die
Erteilung einer Erlaubnis fur das Veranstalten eines Glucksspiels wird bei genehmigten oder

voraussichtlichen Spiel- oder Wetteinsatzen

1. bis zu 40 Millionen Euro eine Gebiihr in Héhe von 0,2 Prozent der Spiel- oder Wettein-
s&étze, mindestens 100 Euro, .

2. Uber 40 Millionen Euro bis 65 Millionen Euro eine Gebiihr in Héhe von 80 000 Euro
zuziglich 0,16 Prozent der 40 Millionen Euro tibersteigenden Spiel- oder Wetteinsatze,

3. Uber 65 Millionen Euro bis 130 Millionen Euro eine Gebuhr in Hohe von 120 000 Euro
zuzugllch 0,1 Prozent der 65 Millionen Euro Uibersteigenden Spiel- oder Wetteinsétze,

4. Uuber 130 Millionen Euro eine Gebiihr in Héhe von 185 000 Euro zuzuglich 0,06 Prozent
der 130 Millionen Euro Ubersteigenden Spiel- oder Wetteinsatze

erhoben; zugrunde zu legen ist die Summe der genehmigten oder voraussichtlichen Spiel-
oder Wetteinsatze in allen beteiligten Landern. Fur Erlaubnisse nach Absatz 1 Nummer 12
und 4 ermaRigt sich die Gebuhr nach Satz 2 um die Halfte. Wird die Erlaubnis fir mehrere
aufeinanderfolgende Jahre oder Veranstaltungen erteilt, erfolgt die Berechnung gesondert fiir
jedes Jahr und jede Veranstaltung, wobei sich die Gebiihr nach Satz 2 und 3 fir die Folgejahre
oder die Folgeveranstaltungen um 10 Prozent ermaRigt. Fur die Erteilung einer Erlaubnis fir
das Vermitteln eines Gliicksspiels wird eine Gebiihr in Héhe von 50 Prozent der Gebiihr nach
den Séatzen 2 und 3 erhoben; Satz 4 ist entsprechend anzuwenden. Fur Anordnungen zur
Beseitigung oder Beendigung rechtswidriger Zusténde sowie fur sonstige Anordnungen der
Glucksspielaufsichtsbehdrden wird eine Gebiihr von 500 Euro bis 500 000 Euro erhoben; da-

bei ist der mit der Amtshandlung verbundene Verwaltungsaufwand aller beteiligten Beharden
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und Stellen zu berticksichtigen. Im Ubrigen gelten die Kostenvorschriften des jeweiligen Sitz-
landes der handelnden Behérde.

§ 10 Sicherstellung eines ausreichenden Gliicksspielangebotes

(1) Die Lander haben zur Erreichung der Ziele des § 1 die ordnungsrechtliche Aufgabe, ein
ausreichendes Glucksspielangebot sicherzustellen. Sie werden dabei von einem Fachbeirat
beraten. Dieser setzt sich aus Personen zusammen, die im Hinblick auf die Ziele des § 1 Uber

besondere wissenschaftliche oder praktische Erfahrungen verfugen.

(2) Auf gesetzlicher Grundlage kénnen die Lander diese &ffentliche Aufgabe selbst, durch eine
von allen Vertragsléndern gemeinsam gefilhrte 6ffentliche Anstalt, durch juristische Personen
des offentlichen Rechts oder durch privatrechtliche Gesellschaften, an denen juristische
Personen des offentlichen Rechts unmittelbar oder mittelbar malgeblich beteiligt sind,
erfullen. Auf der Grundlage eines Verwaltungsabkommens ist auch eine gemeinschaftliche
Aufgabenerfillung oder eine Aufgabenerfilllung durch die Unternehmung eines anderen

Landes méglich, das die Voraussetzungen des Satzes 1 erfilllt.

(3) Klassenlotterien diirfen nur von einer von allen Vertragslandern gemeinsam getragenen

Anstalt des &ffentlichen Rechts veranstaltet werden.
(4) Die Lander begrenzen die Zahl der Annahmestellen zur Erreichung der Ziele des § 1.

(5) Es ist sicherzustellen, dass ein erheblicher Teil der Einnahmen der in Absatz 2 und 3
Genannten aus Gliicksspielen zur Férderung éffentlicher oder gemeinnutziger, kirchlicher oder
mildtatiger Zwecke verwendet wird.

(6) Anderen als den in den Absétzen 2 und 3 Genannten darf nur die Veranstaltung von Lot-

terien und Ausspielungen nach den Vorschriften des Dritten Abschnitts erlaubt werden.

§ 11 Suchtprévention, Suchtberatung und Suchtforschung

Die Lander stellen MaRnahmen der Suchtpravention, entsprechende Beratungsangebote so-
wie die wissenschaftliche Forschung zur Vermeidung und Abwehr von Suchtgefahren durch
Gliicksspiele sicher.

Dritter Abschnitt

Lotterien mit geringerem Gefiahrdungspotential
§ 12 Erlaubnis

(1) Die Erlaubnis fur die Veranstaltung einer Lotterie oder Ausspielung gemaR § 4 Absatz 1

darf anderen als den in § 10 Absatz 2 und 3 Genannten nur erteilt werden, wenn
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1. der Veranstaltung keine Versagungsgriinde nach § 13 entgegenstehen,

2. die in §§ 14, 15 Absatz 1 und 2 und § 16 Absatz 3 genannten Voraussetzungen
vorliegen,

3. mit der Veranstaltung keine wirtschaftlichen Zwecke verfolgt werden, die Ober den mit
dem Hinweis auf die Bereitstellung von Gewinnen verbundenen Werbeeffekt hinaus- -
- gehen, und S

4. nicht zu erwarten ist, dass durch die Veranstaltung selbst oder durch die Verwirklichung
des Veranstaltungszwecks oder die Verwendung des Reinertrages die &ffentliche
Sicherheit oder Ordnung gefahrdet wird oder die Beziehungen der Bundesrepublik
Deutschland zu anderen Staaten beeintrachtigt werden.

Satz 1 Nummer 3 gilt nicht fiir Lotterien in der Form des Gewinnsparens, wenn von einem
Teilnahmebetrag ein Teilbetrag von hochstens 25 Prozent als Losanteil fur die

Gewinnsparlotterie verwendet wird.

(2) In der Erlaubnis ist auch zu entscheiden, inwieweit die Anforderungen der §§ 6 bis 7 zu
erfillen sind.

(3) Soll eine Lotterie mit einem einheitlichen landeruibergreifenden Spielplan in- allen Landern
veranstaltet werden, so wird die Erlaubnis zu deren Durcthhrung landereinheitlich erteilt. Soll
eine Lotterie mit einem einheitlichen landeribergreifenden Spielplan nur in einigen Landern
veranstaltet werden, so kann das Land, in dem der Veranstalter seinen Sitz hat, die Erlaubnis

auch mit Wirkung fur die Lénder erteilen, die dazu ermachtigt haben.

§ 13 Versagungsgriinde

(1) Eine Erlaubnis darf nicht erteilt werden, wenn die Veranstaltung § 4 Absatz 2 bis 5
widerspricht. Dies ist vor allem der Fall, wenn nicht auszuschlieRen ist, dass dje Veranstaltung
der Lotterie wegen des insgesamt bereits vorhandenen Gliucksspielangebotes, insbesondere
im Hinblick auf die Zahl der bereits veranstalteten Glucksspiele oder deren Art oder
Durchftihrung den Spieltrieb in besonderer Weise férdert.

(2) Eine Erlaubnis darf insbesondere nicht erteilt werden, wenn
1. der Spielplan vorsieht, dass
a) die Bekanntgabe der Ziehungsergebnisse &fter als zweimal wéchentlich erfolgt,
b) der Héchstgewinn einen Wert von drei Millionen Euro ubersteigt oder

c) Teile des vom Spieler zu entrichtenden Entgeltes zu dem Zweck angesammelt

werden, Gewinne fur kiinftige Ziehungen zu schaffen (planmagiger Jackpot),

oder

34

Vorlaufige, unredigierte Fassung — Parlamentsdokumentation der Bremischen BUrgerschaft



2. eine interaktive Teilnahme in Rundfunk und Telemedien mit zeitnaher Gewinnbekannt-
gabe ermoglicht wird.

§ 14 Veranstalter
(1) Eine Erlaubnis darf nur erteilt werden, wenn der Veranstalter

1. die Voraussetzungen des § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Kérperschaftsteuergesetzes erfillt
und ' ‘

2. zuverldssig ist, insbesondere die Gewahr dafir bietet, dass die Veranstaltung
ordnungsgemé&R und fir die Spieler sowie die Erlaubnisbehirde nachvollziehbar

durchgefiihrt und der Reinertrag zweckentsprechend verwendet wird.

Satz 1 Nummer 1 gilt nicht fur die von den in § 10 Absatz 2 und 3 genannten Veranstaltern
und von der Kérperschaft des offentlichen Rechts .payerisches Rotes Kreuz“ veranstalteten

Lotterien und fur Veranstaltungen in der Form des Gewinnsparens (§ 12 Absatz 1 Satz 2).

(2) Soll die Veranstaltung ganz oder uberwiegend von einem Dritten durchgefihrt werden, darf
‘die Erlaubnis nur erteilt werden, wenn nicht die Gefahr besteht, dass durch die Durchfuhrung

die Transparenz und Kontrollierbarkeit der Veranstaltung beeintrachtigt wird und der Dritte
1. die Anforderungen des Absatzes 1 Nummer 2 erfillt und

2. hinsichtlich der Durchfiihrung der Veranstaltung den Weisungen des Veranstalters un-

terliegt und keinen maBgeblichen rechtlichen oder tatsschlichen Einfluss auf den Ver-
anstalter hat.

§ 15 Spielplan, Kalkulation und Durchfiihrung der Veranstaltung

(1) Nach dem Spielplan miissen der Reinertrag, die Gewinnsumme und die Kosten in einem
angemessenen Verhéltnis zueinandér stehen; die Kosten der Veranstaltung sind gering zu
halten. Reinertrag ist der Betrag, der sich aus der Summe der Entgelte nach Abzug von
Kosten, Gewinnsumme und Steuern ergibt. Fiir den Reinertrag und die Gewinnsumme sollen
im Spielplan jeweils mindestens 30 Prozent der Entgelte vorgesehen sein und es darf kein
Grund zu der Annahme bestehen, dass diese Anteile nicht erreicht werden. Bei der
Antragstellung ist eine Kalkulation vorzulegen, aus der sich die voraussichtlichen Kosten der
Veranstaltung, die Gewinnsumme, die Steuern und der Reinertrag ergeben. Zeigt sich nach
Erteilung der Erlaubnis, dass die kalkulierten Kosten voraussichtlich uberschritten.werden, ist

dies der Erlaubnisbehérde unverziiglich anzuzeigen und eine neue Kalkulation vorzulegen.

(2) In den Kosten der Lotterie diirfen Kosten von Dritten im Sinne des § 14 Absatz 2 nach Art
und Umfang nur insoweit beriicksichtigt werden, als sie den Grundsatzen wirtschaftlicher

Betriebsfiihrung entsprechen. Die Verglitung des Dritten soll nicht abhangig vom Umsatz
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berechnet werden.

(3) Der Veranstalter hat der zustandigen Behorde alle Unterlagen vorzulegen und alle
Ausknfte zu erteilen, die zur Uberpriifung der ordnungsgemafen Durchfihrung der Lotterie
erforderlich sind. Insbesondere hat er eine Abrechnung vorzulegen, aus der sich die
tatsachliche Hohe der Einnahmen, des Reinertrages, der Gewinnausschuttung und der Kosten

der Veranstaltung ergibt.

(4) Die zusténdige Behorde kann auf Kosten des Veranstalters einen staatlich anerkannten
Wirtschaftspriifer beauftragen oder dessen Beauftragung vom Veranstalter verlangen, damit
ein Gutachten zur Uberpriifung der ordnungsgemafen Planung oder Durchfiihrung der Lotte-
rie, insbesondere zur Angemessenheit der Kosten der Lotterie, erstattet und der Behérde vor-

~ gelegt wird. Die Kosten des Gutachtens sind Kosten der Lotterie.

§ 16 Verwendung des Reinertrages

(1) Der Reinertrag der Veranstaltung muss zeitnah fiir den in der Erlaubnis festgelegten Zweck
verwendet werden.

(2) Will der Veranstalter den Reinertrag fiir einen anderen als den in der Erlaubnis festgelegten
gemeinnitzigen, kirchlichen oder mildtatigen Zweck verwenden oder kann der
Verwendungszweck nicht oder nicht zeitnah verwirklicht werden, hat der Veranstalter dies der
zustandigen Behérde unverziglich anzuzeigen. Diese kann nach Anhorung des Veranstalters
den Verwendungszweck neu festlegen.

(3) Ein angemessener Anteil des Reinertrages soll in dem Land verwendet werden, in dem die
Lotterie veranstaltet wird.

§ 17 Form und Inhalt der Erlaubnis

Die Erlaubnis wird schriftlich erteilt. In ihr sind insbesondere festzulegen
1. der Veranstalter sowie im Fall des § 14 Absatz 2 der Dritte,

2. Art, Ort oder Gebiet sowie Beginn und Dauer der Veransté]tung,

3. der Verwendungszweck des Reinertrages, die Art und Weise des Nachweises der Verwen-

dung und der Zeitpunkt, zu dem der Nachweis zu erbringen ist,
4. der Spielplan und

5. die Vertriebsform.
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§ 18 Kleine Lotterien

Die Lander kénnen von den Regelungen des Staatsvertrages fir Lotterien abweichen, bei
denen

1. die Summe der zu entrichtenden Entgelte den Betrag von 40 000 Euro nichtlﬂbersteigt,

2. der Reinertrag ausschlieRlich und unmittelbar fir gemeinnitzige, kirchliche oder

mildtatige Zwecke verwandt wird und

3. der Reinertrag und die Gewinnsumme jeweils mindestens 25 Prozent der Entgelte be-
tragen.

Vierter Abschnitt
Gewerbliche Spielvermittiung

§ 19 Gewerbliche Spielvermittlung
(1) Neben den §§ 4 bis 8d und unbeschadet sonstiger gesetzlicher Regelungen gelten fiir die
Tatigkeit des gewerblichen Spielvermittlers folgende Anforderungen:

1. Der gewerbliche Spielvermittler hat mindestens zwei Drittel der von den Spielern
vereinnahmten Betrage fur die Teilnahme am Spiel an den Veranstalter weiterzuleiten.
Dies hat er durch einen zur unabhangigen Austbung eines rechts- oder
steuerberatenden Berufs befahigten Beauftragten zur Vorlage bei der Erlaubnisbehérde
bestétigen zu lassen. Er hat die Spieler vor Vertragsabschluss in Textform klar und
verstandlich auf den fir die Spielteilnahme an den Veranstalter weiterzuleitenden Betrag
hinzuweisen sowie ihnen unverziglich nach Vermittlung des Spielauftrages den
Veranstalter mitzuteilen.

2. Gewerbliche Spielvermittler und von ihnen oder den Spielinteressenten im Sinne des § 3
Absatz 8 beauftragte Dritte sind verpflichtet, bei jeder Spielteilnahme dem Veranstalter
die Vermittlung offen zu legen. '

3. Gewerbliche Spielvermittler sind verpflichtet, dafir Sorge zu ftragen, dass bei
Vertragsabschluss ein zur unabhingigen Auslibung eines rechts- oder steuer-
beratenden Berufes befahigter Treuhander mit der Verwahrung der Spielquittungen und
der Geltendmachung des Gewinnanspruches gegeniiber dem Veranstalter beauftragt
wird. Dem Spieler ist bei Vertragsabschluss ein Einsichtsrecht an den Spielquittungen,
die in seinem Auftrag vermittélt worden sind, einzurdumen. Wird ein Gewinnanspruch
vom Spieler nicht innerhalb einer Frist von drei Monaten beim Treuhander geltend

gemacht, so ist der Gewinnbetrag an den Veranstalter abzufiihren.

(2) Werden gewerb!iche Spielvermittler in allen oder mehreren Landem tatig, so werden die

Erlaubnisse nach § 4 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 4 Satz 1 geblndelt von der zentral
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zustandigen Behdrde erteilt. § 9a Absatz 2 und 4 ist entsprechend anzuwenden.

(3) § 4 Absatz 6 ist entsprechend anzuwenden.

Fiinfter Abschnitt:

Besondere Vorschriften

§ 20 Spielbanken

Zur Erreichung der Ziele des § 1 ist die Anzahl der Spielbanken in den Landern zu begrenzen.

§ 21 Sportwetten

(1) Sportwetten kénnen als Kombinationswetten oder Einzelwetten auf den Ausgang von
Sportereignissen oder Abschnitten von Sportereignissen (Ergebniswetten) sowie auf einzelne
Vorgénge wahrend des Sportereignisses oder auf eine” Kombination solcher Vorgédnge
(Ereigniswetten) erlaubt werden.

(1a) Die Ausgestaltung von Sportwetten darf den Zielen des § 1 nicht zuwiderlaufen.
Sportwetten auf Sportereignisse, an denen ausschlieRlich oder Uberwiegend Minderjahrige
beteiligt sind, sind unzulassig, es sei denn, es handelt sich um national oder international
bedeutsame sportliche GroRereignisse. Gleiches gilt fiir Sportereignisse, an denen
ausschlieBlich oder tiberwiegend Amateure teilnehmen. Sportwetten, die in erheblichem Mafe
anfallig fur Manipulationen sind oder die die Integritat des sportlichen Wettbewerbs gefdhrden,
sind unzuldssig; dies betrifft insbesondere Geschehnisse, die ein Teilnehmer eines
Sportereignisses selbst willkirlich herbeifithren kann. Sportwetten auf den Eintritt eines
regelwidrigen Verhaltens oder die Sanktionierung eines regelwidrigen oder vermeintlich
regelwidrigen Verhaltens sind unzuléssig.

(2) In einem Geb&ude oder Gebiudekomplex, in dem sich eine Spielhalle oder eine Spielbank
befindet, durfen Sportwetten nicht vermittelt werden.

(3) Die Veranstaltung, Vermittlung und der Eigenvertrieb von Sportwetten miissen
organisatorisch, rechtlich, wirtschaftlich und personell getrennt sein von der Veranstaltung
oder Organisation von Sportereignissen und dem Betrieb von Einrichtungen, in denen
Sportveranstaltungen stattfinden. Beteiligte, die direkt oder indirekt auf den Ausgang eines
Wettereignisses Einfluss haben, sowie von diesen Personen beauftragte Dritte durfen weder
Sportwetten auf den Ausgang oder den Verlauf des Sportereignisses abschlieRen noch
Sportwetten durch andere férdern. Die Veranstalter von Sportwetten sind verpflichtet, sich an
einem unabhangigen Frihwarnsystem zu beteiligen, welches der Abwehr von Manipulationen
~des sportlichen Wettbewerbs dient und geeignet ist, diese friihzeitig zu identifizieren. Die
\/eranstalter unterrichten die Behdrden unverziglich tber Auffélligkeiten, wirken an der

Aufkl&rung mit und stellen verfugbare Informationen zur Verfligung. Die fur die Erteilung der
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Erlaubnis zustandige Behérde kann weitere geeignete MaRnahmen zur Vermeidung von

Wettmanipulationen verlangen.

(4) Die Verkntipfung der Ubertragung von Sportereignissen in Rundfunk und Telemedien mit
der Veranstaltung oder Vermittlung von Sportwetten ist nicht zulassig. Wahrend des laufenden

Sportereignisses diirfen ausschlieflich Wetten abgeschlossen werden, die
1. Wetten auf das Endergebnis oder

2. Wetten auf das néachste Tor, den nichsten Satz oder einen dhnlichen Bestandteil eines
Endergebnisses in Sportarten, in denen regelmaRig nur eine geringe Gesamtanzahl
dieser Ereignisse im Laufe des Sportereignisses auftritt, insbesondere im FuRball,
Hockey, Eishockey oder Volleyball,

sind.

(5) Sportwetten dirfen nur angeboten werden, wenn diese nach Art und Zuschnitt zuvor von
der zusténdigen Behorde erlaubt worden sind. Die Erteilung der Erlaubnis zum Angebot einer
Wette erfolgt auf Antrag. In der Erlaubnis kann die zusténdige Behérde auf eine auf der
Internetseite der Behorde veréffentlichte Liste erlaubter Wetten Bezug nehmen. Die Erlaubnis
zum Angebot weiterer Wetten gilt fiir Wetten als erteilt, die bereits in der Liste nach Satz 3
enthalten sind, wenn der Veranstalter die Absicht zum Angebot dieser Wetten bei der
zustandigen Behdérde angezeigt und diese nicht binnen zwei Wochen widersprochen hat. Die
Erlaubnis zum Angebot einer Wette kann widerrufen werden, es sei denn, sie misste zum
Zeitpunkt des Widerrufs erneut erteilt werden. Die Erlaubnis nach Satz 4 entfllt bei Streichung
der betroffenen Wette aus der Liste nach Satz 3. Veranstalter von Sportwetten sind

verpflichtet, die Liste nach Satz 3 regelmaRig, mindestens einmal monatlich, zu Uberprifen.

(6) Veranstalter von Sportwetten und Veranstalter von Sportereignissen diirfen Namen und
Geburtsdaten der Wettbewerbsbeteiligten im Sinne von Artikel 3 Absatz 6 des
Ubereinkommens des Europarats gegen die Manipulation von Sportwettbewerben vom 18.
September 2014 zum Zwecke der Kontrolle des Verbots in Absatz 3 Satz 2 verarbeiten und
dabei auch untereinander sowie an die zusténdige Gliicksspielaufsichtsbehérde ibermitteln.
Die personenbezogenen Daten sind getrennt von anderen Daten zu verarbeiten und
unmittelbar zu Iéschen, soweit sie fir die Kontrolle des Wettverbots nicht mehr erforderlich
sind.

(7) Eine Erlaubnis fur die Vermittlung von Sportwetten im Internet darf nur unter den
Voraussetzungen des § 4a Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a, b und d, Nummer 2 Buchstabe
a und ¢ sowie Nummer 3 Buchstabe b bis e erteilt werden. Die §§ 4b, 4c Absatz 1 und 2 sowie

§ 4d sind entsprechend anwendbar.
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§ 21a Wettvermittlungsstellen

(1) Die Lander begrenzen die Zahl der Wettvermittlungsstellen zur Erreichung der Ziele des
§ 1. Die Vermittlung von Sportwetten in diesen Stellen bedarf der Erlaubnis nach § 4 Absatz 1
Satz 1; § 29 Absatz 2 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden.

(2) Der stationére Vertrieb und die Vermittiung von Sportwetten auBerhalb von Wettvermitt-
lungsstellen sind verboten.

(3) In einer Wettvermittlungsstelle dirfen ausschlieRlich Wetten eines Veranstalters vertrieben

oder vermittelt werden.

(4) Bietet der Veranstalter, dessen Sportwetten in der Wettvermittlungsstelle vertrieben oder
vermittelt werden, oder der Vermittler auch Sportwetten im Internet an und ist bei diesem Ver-
anstalter oder Vermittler fur einen Spieler ein Spielkonto nach § 6a eingerichtet, sind die in
Wettvermittlungsstellen getatigten Wetten des Spielers auf seinem Spielkonto zu erfassen. Die
fur Wetten in der Wettvermittiungsstelle getatigten Zahlungen sind nicht im Rahmen des an-
bieterlibergreifenden Einzahlungslimits nach § 6¢ Absatz 1 zu erfassen, es sei denn, die Ein-
zahlungen oder Gewinne aus den Sportwetten, die in der Sportwettvermittiungsstelle abge-
schlossen worden sind, werden auf dem Spielkonto nach § 6a gutgeschrieben und kénnen als
Einsatz fur Glucksspiele im Internet verwendet werden. Veranstalter und Vermittler haben dies
durch geeignete technische MaRnahmen sicherzustellen.

(5) Das Nahere zu Wettvermittlungsstellen regeln die Ausfuhrungsbestimmungen der Lander.

§ 22 Lotterien mit planmiBigem Jackpot; Sofortlotterien

(1) Die Hohe planmé&Riger Jackpots ist zur Erreichung der Ziele des § 1 in der Erlaubnis zu
begrenzen. Lotterien mit planmaRigem Jackpot diirfen nicht haufiger als zweimal pro Woche
veranstaltet werden. Die Veranstaltung von Lotterien mit planméRigem Jackpot ist auch in
Kooperation mit anderen Lotterieveranstaltern grenzUberschreitend zuldssig. Die Aus-
wirkungen auf die Bevdlkerﬁng sind mit einer wissenschaftlichen Begleituntersuchung zu
evaluieren.

(2) Fur die Veranstaltung von Sofortlotterien sind zur Erreichung der Ziele des § 1 in der Er-
laubnis begrenzende Vorgaben zu Art und Zuschnitt der Lotterie, beispielsweise zu Hichstge-
winnsummen und Gewinnplan, zu Vertriebsméglichkeiten und zu Werbemdglichkeiten, vorzu-
sehen.

§ 22a Virtuelle Automatenspiele

(1) Die Ausgestaltung von virtuellen Automatenspielen darf den Zielen des § 1 nicht zuwider-

laufen. Inhaber einer Erlaubnis fiir die Veranstaltung von virtuellen Automatenspielen dirfen
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ein virtuelles Automatenspiel nur anbieten, wenn dieses zuvor auf deren Antrag von der zu-
sténdigen Behorde erlaubt worden ist. Der Behorde ist zum Zweck der Prifung der Erlaub-
niserteilung eine Version des Spiels zur Verfligung zu stellen. Wesentliche Anderungen des
virtuellen Automatenspiels nach Erteilung einer Erlaubnis nach Satz 2 bedirfen der Erlaubnis
der zustandigen Behérde. Die Erlaubnis nach Satz 2 kann jederzeit widerrufen werden, es sei
denn, sie misste zum Zeitpunkt des Widerrufs erneut erteilt werden. Virtuelle Automaten-

spiele, die nicht nach Satz 2 erlaubt sind, sind unerlaubte Glicksspiele.

(2) Virtuelle Automatenspiele, die herkémmlich in Spielbanken veranstalteten Tischspielen mit

Bankhalter, insbesondere Roulette, Black Jack oder Baccara, entsprechen, sind unzuléssig.

(3) Die Gewinnaussichten missen zuféllig sein und es miissen fur jeden Spieler gleiche Chan-
cen eréffnet werden. Die Spielregeln und der Gewinnplan miissen leicht aufrufbar sein und fiir
den Spieler leicht vérsténd[ich beschrieben werden. Dem Spieler sind die Wahrscheinlichkeit
auf den Gewinn des Hochstgewinns sowie die durchschnittliche Auszahlungsquote je einen
Euro Spieleinsatz erkennbar anzuzeigen. Die Anzeige muss dort erfolgen, wo der Spieleinsatz

getatigt werden kann.

(4) Ein virtuelles Automatenspiel darf nur infolge einer entsprechenden Erklarung des Spielers
beginnen, die erst nach Beendigung des vorherigen Spiels abgegeben werden darf. Unzulds-
sig sind insbesondere Programmabléufe, die nach dem Ablauf des vorherigen Spiels selbst-
standig ein weiteres Spiel beginnen lassen und Erkldrungen eines Spielers, an mehreren Spie-
len in Folge teilzunehmen.

(5) Einsétze und Gewinne durfen nur in Euro und Cent erfolgen. Die Umrechnung von Geld-
betrégen in andere Wahrungen, Punkte oder sonstige Einheiten vor, wahrend oder nach dem
Spiel oder als Ergebnis des Spiels ist unzuldssig.

(6) Ein Spiel muss durchschnittlich mindestens fiinf Sekunden dauern. Ein Spiel beginnt mit
der Erklarung im Sinne des Absatzes 4 Satz 1 und endet mit der Anzeige des Ergebnisses.

(7) Der Einsatz darf einen Euro je Spiel nicht Ubersteigen. Die fur die Erlaubniserteilung zu-
standige Behorde kann zur Erreichung der Ziele des § 1 den Hochsteinsatz je Spiel nach
Satz 1 an geénderte Verhaltnisse anpassen.

(8) Ein Gewinn muss in einem vor Beginn des Spiels festgelegten Vielfachen des Einsatzes
bestehen. Einsétze, Gewinne oder Teile von Einsétzen oder Gewinnen diirfen nicht zu dem

Zweck angesammelt werden, Gewinne fiir kiinftige Spiele zu schaffen (Jackpotverbot).

(9) § 6h Absatz 7 Satz 2 und 3 ist mit der MaRgabe anzuwenden, dass dem Spieler die weitere
Teilnahme an virtuellen Automatenspielen erst fiinf Minuten nach der Bestatigung der Kennt-

nisnahme des Hinweises erméglicht werden darf.
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(10) Das gleichzeitige Spielen von mehreren virtuellen Automatenspielen ist verboten. Dies
gilt auch fiir das Spielen desselben Spiels. Erlaubnisinhaber haben dies durch geeignete tech-
nische MalRnahmen sicherzustellen. Spielern darf nur ein Spiel zur gleichen Zeit angezeigt
werden.

(11) Im Zusammenhang mit der Veranstaltung und dem Eigenvertrieb von virtuellen Automa-
tenspielen oder Werbung hierfiir ist die Verwendung der Begriffe ,Casino” oder ,Casinospiele”
unzulassig. '

(12) Die Veranstaltung von virtuellen Automatenspielen ist nur iber das Internet zulassig. Der

stationére Vertrieb von virtuellen Automatenspielen ist verboten.

§ 22b Online-Poker

(1) Inhaber einer Erlaubnis fur die Veranstaltung von Online-Poker diirfen einzelne Varianten
des Online-Pokerspiels nur anbieten, wenn die jeweils angebotene Variante zuvor auf deren
Antrag von der zustandigen Behérde erlaubt worden ist. Sie haben die beabsichtigten Spiel-
regeln der zusténdigen Behérde mitzuteilen. Wesentliche Anderungen der Spielregeln nach
Erteilung einer Erlaubnis nach Satz 1 bediirfen der Erlaubnis der zustandigen Behorde. Die
Erlaubnis nach Satz 1 kann jederzeit widerrufen werden, es sei denn, sie misste zum Zeit-
punkt des Widerrufs erneut erteilt werden. Die Erlaubnis nach Satz 1 darf nur erteilt werden,
wenn die Variante den Zielen des § 1 nicht zuwiderlduft. Varianten des Online-Pokers, die

nicht nach Satz 1 erlaubt sind, sind unerlaubte Gliicksspiele.

(2) In der Erlaubnis nach Absatz 1 Satz 1 sind Inhalts- und Nebenbestimmungen fir die Ver-

anstaltung der Variante des Online-Pokerspiels vorzusehen. Insbesondere sind festzulegen:
1. H'dchstgre_nzen fur die Mindesteinsatze je Hand,

2. Haéchstgrenzen fir den Betrag, den ein Spieler an einem virtuellen Tisch zur Verfigung
haben darf, und

3. Hochstgrenzen fiir den Betrag, der fur die Teilnahme oder die weitere Teilnahme an

einem Online-Pokerturnier zu entrichten ist.

Soweit dies der besseren Erreichung der Ziele des § 1 dient, kénnen in der Erlaubnis nach
Absatz 1 Satz 1, auch nachtraglich, weitere Inhalts- und Nebenbestimmungen fiir die Veran-

staltung der Varianten des Online-Pokerspiels vorgesehen werden.

(3) Es durfen ausschlieRlich natiirliche Personen gegeneinander sp']elen. Anbieter haben ge-
eignete MaBnahmen zu ergreifen, um dies sicherzustellen. Setzen natiirliche Personen Pro-
gramme ein, die automatisiert in ihrem Namen spielen, handelt es sich fir diese Personen

insoweit um unerlaubtes Gliicksspiel.
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(4) Die Zuweisung eines Spielers zu einem von mehreren virtuellen Tischen mit demselben
Spielangebot hat zufllig zu erfolgen. Eine Auswahl des Tisches durch den Spieler ist unzu-
I&ssig.

(5) Das gleichzeitige Spielen von mehreren Spielen des Online-Pokers ist verboteh. Veran-
stalter haben dies durch geeignete technische MaRnahmen sicherzustellen. Die fiir die Erlaub-
niserteilung zustandige Behérde kann zur besseren Erreichung der Ziele des § 1 das gleich-

zeitige Spielen an bis zu vier virtuellen Tischen erlauben.

§ 22¢ Online-Casinospiele
(1) Die Lander kénnen Online-Casinospiele fur ihr Hoheitsgebiet auf gesetzlicher Grundlage

1. selbst, durch eine juristische Person des &ffentlichen Rechts oder durch eine privatrecht-
liche Gesellschaft, an der juristische Personen des 6ffentlichen Rechts unmittelbar oder
mittelbar maRgeblich beteiligt sind, veranstalten oder

2. eine, maximal jedoch so viele Konzessionen erteilen, wie Konzessionen fiir Spielbanken
im Sinne des § 20 nach dem jeweiligen Spielbankenrecht des Landes mit Stand 17. Ja-
nuar 2020 vergeben werden konnten.

Konzessionen nach Satz 1 Nummer 2 sind zu befristen.

(2) Auf der Grundlage eines Verwaltungsabkommens ist eine gemeinschaftliche Veranstaltung
oder die Veranstaltung durch einen Veranstalter nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 eines ande-
ren Landes moglich. Auf gesetzlicher Grundlage kénnen Lander fir ihre Hoheitsgebiete ge-
meinsame Konzessionen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 erteilen; in diesem Fall beschrankt
sich die Zahl der Konzessionen auf die Gesamtzahl der in den kooperierenden Landern zulas-
sigen Konzessionen.

(3) Konzessionen sind zu widerrufen, wenn der Konzessionsnehmer die Begrenzung auf das
Hoheitsgebiet der Konzessionsgeber nach Absatz 1 oder 2 missachtet.

(4) Die audiovisuelle oder rein visuelle Ubertragung von Automatenspielen aus einer Spielbank
oder aus Spielhallen oder anderen Ortlichkeiten, in denen Spielgerate im Sinne des § 33¢c
Absatz 1 Satz 1 der Gewerbeordnung aufgestellt sind oder andere Spiele im Sinne des § 33d
Absatz 1 Satz 1 der Gewerbeordnung veranstaltet werden, und die Teilnahme hieran iber das

Internet sind verboten.

(5) Das Nahere regeln die Lander in landesrechtlichen Bestimmungen.
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Sechster Abschnitt
Datenschutz

§ 23 Sperrdatei, Datenverarbeitung

(1) Mit der Sperrdatei, die zentral von der zustandigen Behorde gefiihrt wird, werden die fiir

eine Sperrung erforderlichen Daten verarbeitet. Es diirfen folgende Daten verarbeitet werden:
1. Familiennamen, Vornamen, Geburtsnamen,

2. Aliasnamen, verwendete Falschnamen,

3. Geburtsdatum,

4. Geburtsort,

5. Anschrift,

6. Lichtbilder,

7. Grund der Sperre,

8. Dauer der Sperre und

9. meldende Stelle.

Daneben durfen die Dokumente, die zur Sperrung gefiihrt haben, verarbeitet werden.

(2) Die gespeicherten Daten sind im erforderlichen Umfang an die Stellen zu Gbermitteln, die
Spielverbote zu tiberwachen haben. Die Datenlbermittiung kann auch durch automatisierte
Abrufverfahren erfolgen.

(3) Die Ubermittlung von statistischen Abfrage- und Zugriffsdaten zum Zwecke der
Nutzungsiiberwachung durch die zustandige Behérde ist zulassig.

(4) Erteilte Ausktnfte und Zugriffe im elektronischen System sind zu protokollieren.
(5) Die Daten sind sechs Jahre nach Ablauf der Sperre zu l6schen.

(6) Verantwortlicher im Sinne der Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natirlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1, L 314 vom

~ 22.11.2016, S. 72) fur die personenbezogenen Daten gesperrter Spieler ist derjenige, der die
Daten eingetragen hat. Im Falle des § 8a Absatz 7 Satz 2 ist dies die fiir die Fuhrung der
Sperrdatei zustandige Behorde. Ubertragt die fur die Fuhrung der Sperrdatei zustindige
Behorde gemaR § 8a Absatz 7 Satz 2 die Zuordnung von Sperren auf den Rechtsnachfolger,
ist dieser damit auch Verantwortlicher im Sinne der Verordnung (EU) 2016/679 .

(7) Die Méglichkeit, Auskunft von der fiir die Fiihrung der Sperrdatei zustandigen Behdrde zu
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erlangen, bleibt unbeschadet des Auskunftsrechts der betroffenen Person gemal Artikel 15
der Verordnung (EU) 2016/679 unberiihrt. '

Siebter Abschnitt
Spielhallen

§ 24 Erlaubnisse

(1) Unbeschadet sonstiger Genehmigungserfordernisse bediirfen die Errichtung und der

Betrieb einer Spielhalle einer Erlaubnis nach diesem Staatsvertrag.

(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn die Errichtung und der Betrieb einer Spielhalle den
Zielen des § 1 zuwiderlaufen. Sie ist schriftlich zu erteilen und zu befristen. Die Erlaubnis kann,

auch nachtraglich, mit Nebenbestimmungen versehen werden.

(3) Das Néahere regeln die Ausfiihrungsbestimmungen der Lander.

§ 25 Beschrénkungen von Spielhallen; Verbot von Mehrfachkonzessionen

(1) Zwischen Spielhallen ist ein Mindestabstand einzuhalten. Das Nzhere regeln die

Ausflihrungsbestimmungen der Lander.

(2) Die Erteilung einer Erlaubnis fur eine Spielhalle, die in einem baulichen Verbund mit
weiteren Spielhallen steht, insbesondere in einem gemeinsamen Gebaude oder Gebiude-

komplex untergebracht ist, ist ausgeschlossen.

(3) Die Lander kénnen die Anzahl der in einer Gemeinde zu erteilenden Erlaubnisse begren-

Zen.

§ 26 Anforderungen an die Ausgestaltung und den Betrieb von Spielhallen

(1) Von der auReren Gestaltung der Spielhalle darf keine Werbung fur den Spielbetrieb oder
die in der Spielhalle angebotenen Spiele ausgehen oder durch eine besonders auffallige

Gestaltung ein zusatzlicher Anreiz fir den Spielbetrieb geschaffen werden.

(2) Die Lander setzen fiir Spielhallen zur Sicherstellung der Ziele des § 1 Sperrzeiten fest, die
drei Stunden nicht unterschreiten durfen.

Achter Abschnitt

Pferdewetten

§ 27 Pferdewetten
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(1) Die stationare Veranstaltung und Vermittiung von Pferdewetten darf nur mit einer Erlaubnis
nach dem Rennwett- und Lotteriegesetz erfolgen. § 4 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 ist an-
wendbar.

(2) Das Veranstalten und Vermitteln von nach Absatz 1 erlaubten Pferdewetten im Internet
nach § 4 Absatz 4 und 5 kann im ldndereinheitlichen Verfahren erlaubt werden. §§ 4b Absatz
1 Satz 1 bis 3 und Satz 4 Nummer 2, 3, 5, 6 und 7, Absatz 2 und 3 sowie die &8 4c und 4d
finden entsprechende Anwendung. Abweichend von § 4c Absatz 3 Satz 2 und 3 wird die Si-
cherheitsleistung von der fiir die Erlaubniserteilung zustandigen Behérde in Hohe des zu er-
wartendén Durchschnittsumsatzes eines Monats, maximal auf 50 Millionen Euro, festgesetzt.
Nachweise und Unterlagen aus einem anderen Mitgliedstaat der Européischen Union oder
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens (iber den Europaischen Wirtschaftsraum ste-
hen inléndischen Nachweisen und Unterlagen gleich, wenn aus ihnen hervorgeht, dass die
Anforderungen der in Satz 1 und 2 und Absatz 4 genannten Voraussetzungen erfiillt sind. Die
Unterlagen sind auf Kosten des Antragstellers in beglaubigter Kopie und beglaubigter deut-
scher Ubersetzung vorzulegen.

(3) Im Erlaubnisverfahren nach Absatz 2 ist anzugeben, welche Typen von Pferdewetten an-
geboten werden sollen. In der Erlaubnis kann bestimmt werden, dass wesentliche Anderungen
des Angebots von der Erlaubnisbehérde zu genehmigen sind. Ferner kann bestimmt werden,
dass neue Typen von Pferdewetten erstmals nach Ablauf einer in der Erlaubnis zu bezeich-
nenden Wartefrist nach Eingang einer Anzeige bei der Erlaubnisbehérde angeboten werden
durfen.

(4) Die Erlaubnis nach Absatz 2 darf nur erteilt werden, wenn

1. der Antragsteller und die von ihm beauftragten verantwortlichen Personen die fiir die Ver-
anstaltung &ffentlicher Glucksspiele erforderliche Zuverlassigkeit und Sachkunde besitzen
und die Gewahr dafur bieten, dass die Veranstaltung ordnungsgemaR und fur die Spieler
sowie die Erlaubnisbehérde nachvollziehbar durchgefiihrt wird: bei juristischen Personen
und Personengesellschaften missen alle vertretungsbefugten Personen die Vorausset-

zungen der Zuverldssigkeit und Sachkunde besitzen,

2. weder der Antragsteller selbst noch ein mit ihm verbundenes Unternehmen noch eine den
Antragsteller beherrschende Person noch eine von der den Antragsteller beherrschenden

Person beherrschte Person unerlaubte Gliicksspiele veranstaltet oder vermittelt,
3. die Transparenz des Betriebs sichergestellt ist,

4. der Antragsteller einen Sitz in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union oder einem

Vertragsstaat des Abkommens tiber den Europaischen Wirtschaftsraum hat,

5. der Antragsteller, sofern er iiber keinen Sitz im Inland verfugt, der zustandigen Behérde
einen Empfangs- und Vertretungsbevolim&chtigten im Inland benennt, der die Zuverlas-

sigkeit im Sinne von Nummer 1 besitzt,
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6. bei Angeboten im Internet auf der obersten Stufe eine Internetdomane ,.de” errichtet ist,

7. der Antragsteller fur alle Spiel- und Zahlungsvorgznge in Deutschland eine eigene Buch-
fuhrung einrichtet und spielbezogene Zahlungsvorgéange Uber ein Konto im Inland oder
bei einem in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union beheimateten Kreditinstitut ab-
wickelt und '

8. der Antragsteller Schnittstellen zur Priifung aller Spielvorgénge in Echtzeit zur Verfligung
stellt.

Neunter Abschnitt

Gemeinsame Gliicksspielbehérde der Lander

§ 27a Errichtung, Rechtsform, Name, Sitz, anzuwendendes ARecht, Dienstsiegel

(1) Die Lander errichten zur Wahmehmung der Aufgaben der Glicksspielaufsicht insbeson-
dere im Bereich des Internets zum 1. Juli 2021 eine rechtsfahige Anstalt des 6ffentlichen
Rechts (Anstalt) mit Sitz in Sachsen-Anhalt (Sitzland). Die Anstalt gilt als Einrichtung des Sitz-
landes.

(2) Die Anstalt tragt den Namen ,Gemeinsame Glucksspielbehdrde der Lander.

(3) Fur die Errichtung und den Betrieb der Anstalt findet das Recht des Sitzlandes Anwendung,
soweit sich aus diesem Staatsvertrag nichts anderes ergibt.

(4) Soweit dieser Staatsvertrag nichts anderes bestimmt, ist fir die Durchfiihrung von Verwal-
tungsverfahren und fur die Verwaltungsvollstreckung das Recht des Sitzlandes anzuwenden.

Die Anstalt gilt fiir die Anwendung des Rechts des Sitzlandes zugleich als dessen Einrichtung.

(5) Die Anstalt fihrt ein Dienstsiegel.

§ 27b Satzung

Die Anstalt gibt sich nach MaRgabe dieses Staatsvertrages eine Satzung. Die Satzung und

_ de_rén Anderungen sind im Verkiindungsblatt des Sitzlandes zu veréffentlichen.

§ 27c Tragerschaft und Finanzierung der Anstalt

(1) Trager der Anstalt sind die Lander (Tréigerlénder). Diese sind gleichzeitig Benutzer der
Anstalt.

(2) Die Trégerlander verpflichten sich, eine angemessene Finanzierung der Anstalt sicherzu-
stellen.
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(3) Die Tragerlander stellen jahrlich die nach dem bestéatigten Wirtschaftsplan vorgesehenen
finanziellen Mittel anteilig, entsprechend dem fiir die Anstalt modifizierten Kénigsteiner Schliis-
sel, bereit (Finanzierungsbeitrage). Der fiir die Anstalt modifizierte Kénigsteiner Schlissel ist
der im Bundesanzeiger veréffentlichte, auf die Tragerlénder umgerechnete und auf funf Nach-
kommastellen gerundete Kénigsteiner Schiiissel. Dabei wird der im Bundesanzeiger fur jedes
Tragerland ausgewiesene prozentuale Anteil durch die Summe der prozentualen Anteile aller
Tragerlander dividiert und anschlieBend mit 100 Prozent multipliziert. Fir alle Zahlungen gilt

Jeweils der aktuelle fur die Anstalt modifizierte Konigsteiner Schiiissel.

(4) Die Anstalt erhalt fiir das Geschéftsjahr 2021 3 Millionen Euro, die von den Tragerlandern
nach dem fir die Anstalt modifizierten Kénigsteiner Schliissel nach Absatz 3 Satz 2 bis 4 ge-
tragen werden und der Anstalt bis zum 30. September 2021 zur Verfugung zu stellen sind.

(5) Die Anstalt wird nach kaufménnischen Grundsétzen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten
unter Berlcksichtigung der sich aus den Aufgaben der Anstalt ergebenden Besonderheiten
gefuhrt. Das Rechnungswesen der Anstalt ist nach den Grundsitzen der doppelten Buchfiih-
rung (staatliche Doppik) ausgerichtet. Geschéftsjahr ist das Kalenderjahr. Das Nahere zur
Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung regelt die Satzung.

(6) Die Einzelheiten der Finanzierung werden in einem Verwaltungsabkommen geregelt.

§ 27d Haftung

Die Tragerlander haften neben der Anstalt firr deren Verbihdlichkeiten als Gesamtschuldner
unbeschrankt, wenn und soweit sich die Verbindlichkeiten nicht aus dem Vermogen der Anstalt
befriedigen lassen. Im Innenverhaltnis haften die Tragerlander im Verhaltnis ihrer Anteile ent-
sprechend dem fur die Anstalt modifizierten Konigsteiner Schiiissel nach § 27c Absatz 3 Satz
2 bis 4.

§ 27e Aufgaben der Anstalt

(1) Die Anstalt wird als Erlaubnis- und Aufsichtsbehérde fiir landerubergreifende Glicksspiel-
angebote insbesondere im Internet im Rahmen der nach diesem Staatsvertrag festgelegten
Zustandigkeiten tatig.

(2) Die Anstalt beobachtet die Entwicklungen des Glucksspielmarktes und der Forschungen
im Zusammenhang mit Gliicksspielen.

(3) Die Anstalt soll die wissenschaftliche Forschung im Zusammenhang mit Glucksspielen for-
dern. Die Anstalt kann hierzu Studien und Gutachten in Auftrag geben.
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(4) Die Anstalt unterstiitzt die Lander bei der Zusammenarbeit ihrer Glucksspielaufsichtsbe-
hérden und bei der Zusammenarbeit der GlUcksspielaufsichtsbehﬁrden der Lander mit jenen
anderer Staaten.

§ 27f Zustandigkeiten der Anstalt

(1) Die Anstalt ist zustandig fiir die mit Wirkung fur alle Lander nach § 9a Absatz 1 zu erteilen-
den Erlaubnisse.

(2) Die Anstalt ist einheitlich zusténdige Behorde in den Fallen des § 9a Absatz 3.
(3) Sie ist zustandige Behoérde nach § 9 Absatz 8.
(4) Die Anstalt ist auRerdem zustindige Behorde fir

1. die Fuhrung der Spielersperrdatei nach §§ 8a bis 8d und 23,

2. die Fuhrung der Limitdatei nach § 6¢ Absatz 4 (einschlieRlich der Erlaubnis zur Festset-
zung eines abweichenden Hachstbetrags fiir das Einzahlungslimit in der Glucksspieler-
laubnis nach § 6¢c Absatz 1 Satz 3 und der Festsetzung von bindenden Rahmenregelun-
gen zu den Voraussetzungen der Erlaubnis zur Festsetzung eines abweichenden
Hochstbetrags fiir das Einzahlungslimit nach § 6¢ Absatz 1 Satz 5),

3. die Fuhrung der Datei zur Verhinderung parallelen Spiels im Internet bei mehreren An-
bietern nach § 6h Absatz 2 und

4. die Anpassung des Hochsteinsatzes je Spiel nach § 22a Absatz 7 Satz 2.

() Die Anstalt ist zentral zusténdige Behérde nach § 19 Absatz 2.

§ 27g Organe

Organe der Anstalt sind der Verwaltungsrat und der Vorstand.

§ 27h Verwaltungsrat

(1) Jedes Tragerland entsendet eine Vertreterin oder einen Vertreter in den Verwaltungsrat.
Vertreterinnen oder Vertreter kénnen Amtschefinnen und Amtschefs oder Staatssekretirinnen
und Staatssekretére des fiir die Gliicksspielaufsicht des Tragerlandes zusténdigen Ministeri-
ums sein. Sie kdnnen nur durch andere Amtschefinnen und Amtscﬁefs oder Staatssekretarin-
nen und Staatssekretdre desselben Trégerlandes vertreten werden. Die Entsendung nach
Satz 1 ist jederzeit widerruflich. Sie endet auch ohne Widerruf, wenn die Voraussetzung des
Satzes 2 wegféllt. In den Féllen der Satze 4 und 5 ist unverziglich eine neue Vertreterin oder

ein neuer Vertreter zu entsenden.
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(2) Der Vorsitz im Verwaltungsrat wechselt jahrlich in alphabetischer Reihenfolge der Trager-
lander, beginnend mit dem Sitzland der Anstalt. Der oder die Vorsitzende bereitet die Sitzun-
gen des Verwaltungsrates vor.

(3) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschéftsordnung. Er beschliel3t tiber die grundsatzli-
chen Angelegenheiten der Anstalt, insbesondere tiber

1. die Satzung der Anstalt,
2. bis zum 31. Oktober tiber den Wirtschaftsplan des Folgejahres,

3. die Bestellung in das und Abberufung aus dem Vorstandsamt sowie die Einstellung

und Entlassung der Vorstandsmitglieder,
4. die Entlastung der Vorstandsmitglieder,

5. die Einstellung, Beférderung und Entlassung von Beschaftigten ab einer in der Satzung

naher zu bestimmenden Leitungsebene,

6. die Bestellung der Abschlusspruferin oder des Abschlussprifers und von Priferinnen
-und Prufern fur auBerordentlichen Priifungen, die Feststellung des Jahresabschlusses
und die Genehmigung des Lageberibhts sowie die Verwendung des Jahresergebnis-

ses,

7. allgemeine Vereinbarungen und MaRnahmen zur Regelung der arbeits-, dienst-, be-
soldungs- und versorgungsrechtlichen Verhéltnisse der Beschaftigten im Rahmen der

gesetzlichen und tarifvertraglichen Vorgaben,
8. die Aufnahme von Krediten,

9. die Fihrung von Rechtsstreitigkeiten, deren Streitwert eine in der Satzung festzule-
gende Grenze Ubersteigt, '

10. die Einleitung der Vergabe von Auftrdgen, deren Hohe im Einzelfall eine in der Satzung

festzulegende Grenze Ubersteigt, und

11. den Abschluss von Vertragen mit einer Laufzeit von mehr als zwei Jahren, sofern die
Verpflichtung der Anstalt im Einzelfall eine in der Satzung festzulegende Grenze iiber-

steigt, und den Abschluss von Vertragen mit einer Laufzeit von mehr als fiinf Jahren.

(4) Der Verwaltungsrat beschlieRt in wesentlichen Angelegenheiten fur den Vorstand bindende
Entscheidungsrichtiinien. Er kann weitere Entscheidungsrichtlinien und Weisungen im Einzel-
fall beschlieRen. Die Vertreterin oder der Vertreter jedes Tragerlandes kann den Beschluss
beantragen. Der Verwaltungsrat ist verpflichtet, innerhalb einer angemessenen Frist iiber den
Antrag zu entscheiden. Beschliisse nach Satz 1 und 2 sind zu begriinden. In der Begriindung

sind die wesentlichen tatséchlichen und rechtlichen Griinde mitzuteilen.
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(9) Der Verwaltungsrat Uberwacht den Vorstand. Es bestehen Auskunfts- und Informations-
pflichten des Vorstands gegeniiber dem Verwaltungsrat, auch auf Anforderung einer Vertrete-

rin oder eines Vertreters eines Tragerlandes. Einzelheiten sind in der Satzung zu bestimmen.

(6) Der Verwaltungsrat fasst die Beschliisse nach Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 und 2 einstimmig.
Die Ubrigen Beschliisse bediirfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder des Verwal-

tungsrats. Jede Vertreterin und jeder Vertreter eines Tragerlandes verflgt Gber eine Stimme.

(7) Der Verwaltungsrat ist oberste Diénstbehi)‘rde der in der Anstalt tatigen Beamtinnen und
Beamten. Er bestellt die Mitglieder des Vorstandes und nimmt die Rechte und Pflichten der
Anstalt als Arbeitgeberin gegeniiber den Vorstandsmitgliedern im Beschéftigtenverhaltnis
wahr. Der Verwaltungsrat kann seine Zustandigkeiten als oberste Dienstbehorde ganz oder

teilweise auf den Vorstand iibertragen.

(8) Naheres zum Verwaltungsrat regelt die Satzung.

§ 27i Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern. Er leitet die Anstalt und vertritt sie
gerichtlich und auBergerichtlich.. Der Vorstand ist Dienstvorgesetzter und héherer Dienstvor-
gesetzter der in der Anstalt tatigen Beamtinnen und Beamten. Er nimmt die Aufgaben der flr
die Ernennung zustandigen Stelle und die Rechte und Pflichten der Anstalt als Arbeitgeberin
gegenuber den Beschaftigten der Anstalt wahr, soweit sie nicht durch diesen Staatsvertrag

dem Verwaltungsrat zugewiesen sind.

(2) Der Vorstand ist an die Beschliisse des Verwaltungsrats gebunden. Der Vorstand hat dem
Verwaltungsrat tber laufende Angelegenheiten und Verfahren zu berichten. Er kann den Be-

schluss einer Entscheidungsrichtlinie durch den Verwaltungsrat anregen.

(3) Der Vorstand wird vom Verwaltungsrat fiir die Dauer von héchstens funf Jahren bestellt.

Erneute Bestellungen sind maglich. Eine vorzeitige Abberufung ist zulassig.

(4) Der Vorstand ist berechtigt, mit beratender Stimme an den Sitzungen des Verwaltungsrates
teilzunehmen, soweit der Verwaltungsrat nichts anderes beschlieRt. Er ist verpflichtet, an den

Verwaltungsratssitzungen teilzunehmen, wenn der Verwaltungsrat dies zuvor bestimmt.

(5) Naheres Giber den Vorstand regelt die Satzung.

§ 27j Dienstherrnfahigkeit, Personalgewinnung

(1) Die Anstalt kann Beschéftigte einstellen und Beamtinnen und Beamte haben. Die Trager-
lander kdnnen an die Anstalt Beschaftigte abordnen sowie Beamtinnen und Beamte abordnen

oder versetzen. Die Anstalt ist Dienstherr im Sinne des Landesrechts des Sitzlandes. Auf die
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Rechtsverhaltnisse der Beamten der Anstalt finden das Beamtenstatusgesetz und die beam-
tenrechtlichen Vorschriften des Sitzlandes Anwendung, soweit sich aus den Bestimmungen
dieses Staatsvertrages nichts anderes ergibt. Fiir die Beschéaftigten und die Auszubildenden
der Anstalt gilt der Tarifvertrag fur den 6ffentlichen Dienst der Lander beziehungsweise der
Tarifvertrag fur Auszubildende der Lander in Ausbildungsberufen nach dem Berufsbildungs-
gesetz einschlieRlich der diese Tarifvertrdge erganzenden, #ndernden und ersetzenden Tarif-
vertrage in der in dem Sitzland jeweils geltenden Fassung. Zur Deckung des Personalbedarfs
und zur Bindung von qualifizierten Fachkraften in Bereichen, die fir die Erflllung des Zwecks
der Anstalt von besonderer Bedeutung sind und in denen ein besonderer Fachkraftemangel
herrscht, kann eine besondere persénliche Zulage gewshrt werden. Die Zulage kann befristet
werden. Sie ist auch als befristete Zulage widerruflich. Ist im Sitzland der Anstalt der Tarifver-
trag fur den &ffentlichen Dienst der Lander nicht anwendbar, gelten die entsprechenden Vor-
schriften des fiir die dortigen Beschéftigten des Landes gultigen Tarifvertrags entsprechend.

(2) Die Tragerlander sind verpflichtet, befahigtes eigenes Personal an die Anstalt abzuordnen,
sofern diese selbst nachweislich nicht in ausreichendem Urhfang Personal gewinnen konnte.
Eine solche Inanspruchnahme der Tragerlander bedarf eines Beschlusses des Verwaltungs-
rates, der die Belastung der Tragerlander unter besonderer Berlcksichtigung der bisherigen
Personalzufiihrungen und des nach § 27c Absatz 3 Satz 2 bis 4 modifizierten Kénigsteiner
Schlussels bemisst.

(3) Die Versorgungslastenteilung zwischen den Tragerléndern und der Anstalt richtet sich nach
dem Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag vom 5. September 2010 (BGBI. | S. 1290, 1404)
in der jeweils geltenden Fassung. Bei Abordnungen gemaR § 14 des Beamtenstatusgesetzes
ist im Rahmen der Personalkostenerstattungen bei Beamten auch die Erhebung eines Versor-
gungszuschlages in Héhe von 30 Prozent der jeweiligen ruhegehaltfahigen Dienstbeziige
nach dem Recht des abordnenden Dienstherrn zu vereinbaren. Dies gilt nicht, sofern es sich
um Abordnungen handelt, die mit dem Ziel der Versetzung ausgesprochen werden bzw. in
eine Versetzung miinden, soweit eine Versorgungslastenteilung nach dem Versorgungslas-
ten-Staatsvertrag stattfindet.

(4) Die Anstalt schafft unverziiglich nach Errichtung die Voraussetzungen fur den Abschluss
einer Beteiligungsvereinbarung mit der Versorgungsanstalt des Bundes und der Lander.
Kommt die Beteiligungsvereinbarung nicht zustande, stellt die Anstalt die rechtlichen Anspri-
che der Beschéftigten auf eine betriebliche Altersversorg ung entsprechend § 25 des Tarifver-
trags fur den &ffentlichen Dienst der Lander bzw. § 17 des Tarifvertrags fur Auszubildende der
Lander in Ausbildungsberufen nach dem Berufsbildungsgesetz sicher.
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§ 27k Mitwirkungen

(1) Die Anstalt kann sich mit Zustimmung des Verwaltungsrates bei der Durchfithrung ihrer
Verwaltungsaufgaben einschlieRlich einer damit verbundenen automatisierten Verarbeitung
personenbezogener Daten sowie der Entscheidung tiber Rechtsbehelfe im Wege von Verwal-
tungsvereinbarungen g'egen Erstattung der Verwaltungskosten ganz oder teilweise der Mitwir-
kung von Behorden oder Einrichtungen des Sitzlandes oder eines anderen Trégerlandes be-
dienen. Fir die Zustimmung des Verwaltungsrates ist in diesem Fall die Zustimmung der Ver-
treterin oder des Vertreters des Sitzlandes oder des anderen Tragerlandes im Verwaltungsrat
erforderlich.

(2) Absatz 1 gilt insbesondere fiir folgende Verwaltungsaufgaben:

1. die Aufgaben auf dem Gebiet der Besoldung und der sonstigen Geldleistungen nach dem
Besoldungsgesetz des Sitzlandes einschlieRlich der Beihilfen in Krankheits-, Pflege- und
Geburtsféllen sowie der Versorgung nach dem Beamtenversorgungsgesetz des Sitzlan-
des,

2. die der Anstalt als Arbeitgeber zustehenden Befugnisse in Bezug auf das Entgelt der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer und der zur Ausbildung Beschaftigten (Auszubil-
dende), .

3. die Berechnung und Anordnung der Reisekostenvergiitung, des Trennungsgeldes und
der Umzugskostenvergiitung, |

4. die Durchfuhrung von Beschaffungen und Vergabeverfahren,
die Durchfiihrung von Fortbildungsveranstaltungen sowie

die Flhrung der in § 27f Absatz 4 genannten Dateien.

(3) Jedes Land kann sich der Anstalt mit einstimmiger Zustimmung des Verwaltungsrates ge-
gen Erstattung der Verwaltungskosten bei der Durchfiihrung von Verwaltungsaufgaben im Zu-
sammenhang mit diesem Staatsvertrag bedienen. Das gilt insbesondere fiir die Uberwachung
und Auswertung der von dem technischen System nach § 6i Absatz 2 erfassten Daten.

§ 271 Rechts- und Fachaufsicht

(1) Die fur die Glucksspielaufsicht zustandige oberste Landesbehérde des Sitzlandes filhrt die
Rechtsaufsicht tiber die Anstalt im Benehmen mit den fir die Glucksspielaufsicht zusténdigen
obersten Landesbehdrden der Ubrigen Tragerlander, soweit die Eilbedurftigkeit nicht ein un-
verzlgliches Einschreiten gebietet. In diesem Fall sind die fiir die Glucksspielaufsicht zustén-

digen obersten Landesbehérden der tibrigen Tragerlander unverziglich zu unterrichten.

(2) Bei der Erfullung der Aufgaben nach § 27e unterliegt die Anstalt der Fachaufsicht durch
die fur die Glicksspielaufsicht zusténdige oberste Landesbehérde des Sitzlandes, soweit nicht

der Verwaltungsrat von seinen Befugnissen gemaR § 27h Absatz 4 Gebrauch macht.
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(3) Jede oberste Gliicksspielaufsichtsbehérde eines Landes kann die fur die Glucksspielauf-
sicht zustandige oberste Landesbehorde des Sitzlandes um die Prifung fachaufsichtlicher
MaBnahmen nach Absatz 2 ersuchen; das Prifungsergebnis wird binnen vier Wochen in Text-

form mitgeteilt.

§ 27m Finanzkontrolle

Die Haushalts- und Wirtschaftsfuihrung der Anstalt unterliegt der Priifung der Rechnungshdéfe
der Tragerlander.

§ 27n Anwendbares Datenschutzrecht

Far d'ie Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Anstalt gelten die im Sitzland an- -

wendbaren datenschutzrechtlichen Vorschriften.

§ 270 Informationssicherheit

(1) Die Datenverarbeitung muss so organisiert sein, dass bei der Verarbeitung, der Kenntnis-
nahme im Rahmen der Aufgabenerfiillung und der Einsichtnahme die Trennung der Daten

nach den jeweils verfolgten Zwecken und nach unterschiedlichen betroffenen Personen mog-
lich ist.

(2) Die Anstalt bestellt eine behérdliche IT-Sicherheitsbeauftragte oder einen behérdlichen IT-
Sicherheitsbeauftragten.

§ 27p Ubergangsregelungen
(1) Abweichend von § 27f Absatz 1 und 5 ist

1. bis zum 31. Dezember 2022 zustdndige Behérde fur die Erlaubniserteilung nach § 9a
Absatz 1 Nummer 1 die zustandige Glucksspielaufsichtsbehérde des Landes, in dessen
Gebiet die Anstalt nach § 10 Absatz 3 ihren Sitz hat (Freie und Hansestadt Hamburg),

2. bis zum 31. Dezember 2022 zusténdige Behérde fur die Erlaubniserteilung nach § 9a
Absatz 1 Nummer 2 die zusténdige Gliicksspielaufsichtsbehérde des Landes Baden-

Wiurttemberg,

3. bis zum 31. Dezember 2022 zustandige Behérde fur die Erlaubniserfeilung nach § 9a
Absatz 1 Nummer 3, soweit sich diese auf Erlaubnisse fiir die Vermittlung von Sportwet-
ten im Internet, die Veranstaltung von Sportwetten und die Erlaubnis nach § 27 Absatz
2 bezieht, die zusténdige Glucksspielaufsichtsbehérde des Landes Hessen und im Ub-
rigen die zustandige Glucksspielaufsichtsbehérde des Landes Sachsen-Anhalt,
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4. bis zum 31. Dezember 2022 zusténdige Behorde fiir die Erlaubniserteilung nach § 9a
Absatz 1 Nummer 4 die zustandige Gliicksspielaufsichtsbehsrde des Landes Rheinland-
Pfalz und

5. bis zum 31. Dezember 2022 zustindige Behérde fir die Erlaubniserteilung nach § 19
Absatz 2 die zustdndige Gluicksspielaufsichtsbehérde des Landes Niedersachsen.

(2) Abweichend von § 27f Absatz 2 ist bis zum 30. Juni 2022 einheitlich zustdndige Behorde
in den Féllen des § 9a Absatz 3 Nummer 1 in Verbindung mit § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4
die zustandige Glucksspielaufsichtsbehérde des Landes Niedersachsen und fir die Ubrigen

Félle des § 9a Absatz 3 die zusténdigen Gliicksspielaufsichtsbehérden des Landes Sachsen-
Anhalt. '

(3) Abweichend von § 27f Absatz 3 ist bis zum 31. Dezember 2022 zusténdige Behorde nach
§ 9 Absatz 8 die zustandige Gliicksspielaufsichtsbehérde des Landes Sachsen-Anhalt.

(4) Abweichend von § 27f Absatz 4 ist bis zum 31. Dezember 2022 zusténdige Behdrde fir

1. die Flihrung der Spielersperrdatei nach §§ 8a bis 8d, 23 die zustandige Glucksspielauf-
sichtsbehdrde des Landes Hessen,

2. die Flhrung der Limitdatei nach § 6¢c Absatz 4 die zustandige Glicksspielaufsichtsbe-
hérde des Landes Sachsen-Anhalt und

3. die Fuhrung der Datei zur Verhinderung parallelen Spiels im Internet bei mehreren An-
bietern nach § 6h Absatz 2 die zustandige Gluicksspielaufsichtsbehérde des Landes
Sachsen-Anhalt.

(5) Die nach den Abséatzen 1 bis 4 zustandigen Behérden stellen der Anstalt rechtzeitig vor
dem Ubergang der Zustandigkeit auf die Anstalt samtliche zur Wahrmehmung der Aufgaben
der Anstalt erforderlichen Unterlagen und Informationen zur Verfligung.

(6) Zur Erfullung der nach den Abséatzen 1 bis 4 landereinheitlich wahrgenommenen Aufgaben
besteht bis zum 31. Dezember 2022 das Glucksspielkollegium der Lander. Hierbei dient das
Gliucksspielkollegium den Landern zur Umsetzung einer gemeinschaftlich auszutibenden Auf-

sicht der jeweiligen obersten Gliicksspielaufsichtsbeharden.

(7) Das Gliicksspielkollegium der Lander besteht aus 16 Mitgliedern. Jedes Land benennt
durch seine oberste Glicksspielaufsichtsbehérde je ein Mitglied sowie dessen Vertreter fiir
den Fall der Verhinderung. Das Gliicksspielkollegium gibt sich einvernehmlich eine Geschafts-
ordnung. § 9 Absatz 6 gilt entsprechend.

(8) Die Lander bilden fur das Gliicksspielkollegium eine Geschéftsstelle im Land Hessen. Die
Finanzierung des Glucksspielkollegiums und der Geschéftsstelle sowie die Verteilung der Ein-
nahmen aus Verwaltungsgebiihren nach § 9a Absatz 4 werden in einer Verwaltungsvereinba-

rung der Lander geregelt.
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(9) Das Glucksspielkollegium fasst seine Beschliisse mit einer Mehrheit von mindestens zwei
Dritteln der Stimmen seiner Mitglieder. Die Beschliisse sind zu begrinden. In der Begriindung
sind die wesentlichen tats&chlichen und rechtlichen Griinde mitzuteilen. Die Beschlisse sind
fur die nach den Absatzen 1 bis 3 zustandigen Behérden und die Geschaftsstelle bindend; sie
haben die Beschliisse innerhalb der von dem Glucksspielkollegium gesetzten Frist zu vollzie-
hen. Ein Beschluss des Gliicksspielkollegiums ist innerhalb von drei Monaten nach Eingang

des Vorgangs bei der Geschéaftsstelle zu fassen.

(10) § 6¢ Absatz 1 Satz 3 (Erlaubnis zur Festsetzung eines abweichenden Hachstbetrages fiir
das Einzahlungslimit in der Gliicksspielerlaubnis) und § 22a Absatz 7 Satz 2 (Anpassung des
Hochsteinsatzes je Spiel) finden keine Anwendung bis zum 31. Dezember 2022; Absatz 11
gilt entsprechend. In diesem Zeitraum findet § 6¢c Absatz 1 Satz 4 (Erlaubnis zur Festsetzung
eines abweichenden Héchstbetrags fir das Einzahlungslimit fur Anbieter von Online-Casino-
spielen) mit der MaRBgabe Anwendung, dass abweichend von § 6¢c Absatz 1 Satz 5 und § 27f
Absatz 4 Nummer 2 zustandig fur die Festsetzung von bindenden Rahmenregelungen die
nach Absatz 4 Nummer 2 zusténdige Behorde im Einvernehmen mit den zustandigen Gliicks-
spielaufsichtsbehdrden der tibrigen Vertragslander ist. In diesem Zeitraum kann zudem die
nach Absatz 1 Nummer 3 zusténdige Behérde Veranstaltern von Sportwetten und Pferdewet-
ten im Internet zur besseren Erreichung der Ziele des § 1 Ausnahmen im Einzelfall von der

Rechtsfolge des § 6¢ Absatz 1 Satz 8 erlauben: eine Limitierung ist vorzusehen.

(11) Tritt dieser Staatsvertrag in einem der in den Absatzen 1 bis 4 bezeichneten Lander nicht
zum 1. Juli 2021 in Kraft, tritt die zustandige Glucksspielaufsichtsbehérde des Sitzlandes an
die Stelle der zustandigen Gliicksspielaufsichtsbehérde des Landes, in dem der Staatsvertrag
keine Anwendung findet.

(12) Die Anstalt kann mit einstimmigem Beschluss des Verwaltungsrats Aufgaben nach den
Absétzen 1 bis 3 fur einen in dem Beschluss festzulegenden Zeitraum von bis zu zwei Jahren
nach den in den Absatzen 1 bis 3 genannten Daten auf die zusténdige Glicksspielaufsichis-
behdrde des in den Absétzen 1 bis 3 genannten Landes Ubertragen, wenn der Verwaltungsrat
durch einstimmigen Beschluss festgestellt hat, dass die Anstalt zu den in den Absétzen 1 bis 3

genannten Daten noch nicht in der Lage ist, die Aufgabe ordnungsgeman zu erfiillen.

Zehnter Abschnitt

Ubergangs- und Schlussbestimmungen; Inkrafttreten und Kiindigung

§ 28 Regelungen der Linder

(1) Die Lénder erlassen die zur Ausfilhrung dieses Staatsvertrages notwendigen

Bestimmungen. Sie konnen weitergehende Anforderungen insbesondere zu den
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Voraussetzungen des Veranstaltens und Vermittelns von Glucksspielen festlegen. In ihren
Ausfiihrungsgesetzen kénnen sie auch vorsehen, dass VerstéRe gegen die Bestimmungen
dieses Staatsvertrages mit GeldbuRe oder Strafe geahndet werden.

(2) Abweichend von den Vorschriften dieses Staatsvertrages kénnen die Lander in ihren
Ausflhrungsbestimmungen traditionelle Glucksspielturniere auRerhalb von Spielbanken
zulassen, die nicht gewerbsmaRig mit Gewinnerzielungsabsicht und nur gelegentlich
veranstaltet werden und bei denen der Spieleinsatz je Spieler hochstens 20 Euro und die
Summe der ausgelobten Geld- oder Sachpreise héchstens 500 Euro betragt. Dies gilt nicht fiir
Glucksspielformen, die in Spielbanken angeboten werden.

§ 28a Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. entgegen § 4 Absatz 1 Satz 1 ohne Erlaubnis ein Gliucksspiel veranstaltet oder
vermittelt, ,

2. entgegen § 4 Absatz 1 Satz 2 oder 3 an Zahlungen im Zusammenhang mit unerlaubtem
Glacksspiel mitwirkt,

3. entgegen § 4 Absatz 3 Satz 2 oder 3 einen Minderjahrigen am Gliicksspiel teilnehmen
lasst,

4. entgegen § 4 Absatz 4 Satz 1 oder Satz 2 éffentliche Glucksspiele unerlaubt im Internet
veranstaltet, vermittelt oder vertreibt,
gegen das Kreditverbot in § 4 Absatz 5 Nummer 2.verstsRt,
entgegen § 4d Absatz 1 die Anderung eines fur die Erteilung der Erlaubnis
malgeblichen Umstandes nicht unverziglich mitteilt,
entgegen § 5 Absatz 1 Satz 4 Uber Telekommunikationsanlagen wirbt,
entgegen § 5 Absatz 2 Satz 4 Werbung an Minderjahrige richtet,
entgegen § 5 Absatz 3 Safz 1 im Rundfunk und Internet fur virtuelle Automatenspiele,
Online-Poker und Online-Casinospiele wirbt,

10. entgegen § 5 Absatz 3 Satz 2 unmittelbar vor oder wihrend einer Live-Ubertragung fur
Sportwetten auf dieses Sportereignis wirbt,

11. entgegen § 5 Absatz 4 in Sportstatten wirbt,

12. entgegen § 5 Absatz 5 Satz 2 Werbung an gesperrte Spieler persénlich adressiert,

13. entgegen § 5 Absatz 6 Satz 1 fir Werbung fir Glucksspiele im Internet eine umsatz-,
einzahlungs- oder einsatzabhangige Vergitung vereinbart,

14. entgegen § 5 Absatz 6 Satz 2 Werbung fiir Sportwetten fur ein Sportereignis mit Live-
Zwischenstanden dieses Sportereignisses verbindet,

15. entgegen § 5 Absatz 7 fiir unerlaubtes Glucksspiel wirbt oder Sbonsoring betreibt,

16. entgegen § 6 Absatz 2 Satz 3 Nummer 3, 7 und 10 das Sozialkonzept nicht umsetzt,

17. entgegen § 6 Absatz 3 das leitende Personal in Abhangigkeit vom Umsatz vergiitet
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oder Personal von der Teilnahme am terrestrisch oder im Internet angebotenen
Glicksspiel nicht ausschlielt,

18. entgegen § 6a Absatz 1 Satz 2 eine Spielteilnahme ohne die Einrichtung eines
anbieterbezogenen Spielkontos erméglicht,

19. entgegen § 6¢c Absatz 1 Satz 6 eine Spielteilnahme ermdglicht, ohne dass ein
anbieterlibergreifendes Einzahlungslimit festgelegt ist,

20. entgegen § 6¢c Absatz 1 Satz 8 eine Einzahlung erméglicht, wenn das anbieter-
ubergreifende Einzahlungslimit erschépft ist, _

21. eine weitere Spielteilnahme entgegen § 6¢ Absatz 2 Satz 2 ermoglicht,

22. die erforderlichen Daten entgegen § 6¢ Absatz 5 und 6 nicht, nicht vo!lstandlg oder
nicht rechtzeitig an die Limitdatei ibermittelt,

23. entgegen § 6e Absatz 5 den Aufklarungspflichten nicht nachkommt,

24. entgegen § 6h Absatz 1 und Absatz 3 Satz 1 ein paralleles Spiel erméglicht,

25. entgegen § 6h Absatz 7 der Informationspflicht nicht nachkommt,

26. entgegen § 6i Absatz 1 ein System zur Friherkennung von spielsuchtgefdhrdeten
Spielern nicht betreibt oder bei Bedarf nicht aktualisiert,

27. entgegen § 6] Absatz 1 unentgeltliche Unterhaltungsangebote ohne Spielkonto nach
§ 6a Absatz 1 Satz 1 anbietet oder Minderjahrige oder gesperrte Spieler daran
teilnehmen lasst,

28. entgegen § 7 Absatz 2 einen erforderlichen Hinweis auf Losen, Spielscheinen oder
Spielquittungen nicht anbringt oder nicht zu Hilfeangeboten verlinkt,

29. entgegen § 8 Absatz 3 Satz 1 als Veranstalter oder Vermittler von Glucksspielen, an
denen gesperrte Spieler nicht teilnehmen durfen, spielwillige Personen nicht durch
Kontrolle eines amtlichen Ausweises oder einer vergleichbaren Identititskontrolle
identifiziert, '

30. entgegen § 8 Absatz 3 Satz 1 als Veranstalter oder Vermittler von Glucksspielen, an
denen gesperrte Spieler nicht teilnehmen durfen, bei spielwilligen Personen keinen
Abgleich mit der Sperrdatei durchfiihrt,

31. entgegen § 8 Absatz 3 Satz 3 als Veranstalter oder Vermittler von Glucksspielen nicht
sicherstellt, dass gesperrte Spieler nicht an Gliicksspielen teilnehmen,

32. entgegen § 8 Absatz 4 Satz 1 als Veranstalter oder Vermittler von Gliicksspielen, an
denen gesperrte Spieler nicht teilnehmen diirfen, auf einen gesperrten Spieler einwirkt,
einen Antrag auf Entsperrung zu stellen,

33. entgegen § 8 Absatz 4 Satz 2 als Veranstalter oder Vermittler von Glucksspielen, an
denen gesperrte Spieler nicht teilnehmen durfen, Vorteile wie Boni oder Rabatte fiir
Spieler, deren Spielersperre aufgehoben worden ist, gewahrt,

34. entgegen § 8a Absatz 1 als Veranstalter oder Vermittler von Glucksspielen, an denen
gesperrte Spieler nicht teiinehmen durfen, Personen nicht sperrt, die dies beantragen

oder von denen sie aufgrund der Wahrnehmung ihres Personals oder aufgrund von
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Meldungen Dritter wissen oder aufgrund sonstiger tats&dchlicher Anhaltspunkte
annehmen missen, dass sie spielsuchtgefahrdet oder iberschuldet sind, ihre
finanziellen Verpflichtungen nicht nachkommen oder Spieleinsatze riskieren, die in
keinem Verhaltnis zu ihrem Einkommen oder Vermogen stéhen,

35. entgegen § 8a Absatz 4 als Veranstalter oder Vermittler die in § 23 Absatz 1 genannten
personenbezogenen Daten nicht in eine Sperrdatei eintragt,

36.entgegen § 8a Absatz 7 Satz 2 als Verpflichteter nach § 8a Absatz 1 bei
Geschéftsaufgabe, Fusion, Insolvenz oder dem Vorliegen sonstiger Griinde, die die
weitere Aufbewahrung von Unterlagen im Sinne des § 8a Absatz 7 Satz 1 unmégliéh
machen, nicht sémtliche die Sperre betreffenden Unterlagen der fir die Fuhrung der
Sperrdatei zustandigen Stelle aushandigt, ‘

37.entgegen § 19 Absatz 1 Nummer 1 Satz 1 als gewerblicher Spielvermittler nicht
mindestens zwei Drittel der von den Spielern vereinnahmten Betrdge an den
Veranstalter weiterleitet,

38. entgegen § 21 Absatz 3 Satz 2 als Beteiligter, der direkt oder indirekt auf den Ausgang
eines Wettereignisses Einfluss hat, oder als von diesen Personen beauftragter Dritter,
Sportwetten auf den Ausgang oder den Verlauf des Sportereignisses abschlieRt oder
Sportwetten durch andere férdert,

39. entgegen § 21 Absatz 3 Satz 3 als Veranstalter von Sportwetten sich nicht an einem
unabhéngigen Frihwarnsystem beteiligt, welches der Abwehr von Manipulationen des
sportlichen Wettbewerbs dient und geeignet ist, diese friihzeitig zu identifizieren,

40. entgegen § 21 Absatz 3 Satz 4 als Veranstalter die Behorden nicht unverziglich Gber
Auffalligkeiten unterrichtet, an der Aufklarung mitwirkt oder verfugbare Informationen
zur Verfagung stellt,

41. entgegen § 21 Absatz 4 Satz 1 die Ubertragung von Sportereignissen in Rundfunk und
Telemedien mit der Veranstaltung oder Vermittlung von Sportwetten verkniipft,

42. entgegen § 21a Absatz 4 Satz 1 als Vermittler oder Veranstalter voh Sportwetten nicht
sicherstellt, dass die in der Wettvermittiungsstelle des Vermittlers getatigten Wetten
eines Spielers auf seinem Spielkonto nach § 6a erfasst werden,

43. entgegen § 21a Absatz 4 Satz 2 als Vermittler oder Veranstalter von Sportwetten nicht
‘ sicherstellt, dass die fir Wetten in der Wettvermittiungsstelle getétigten Zahlungen im
Rahmen des anbieteriibergreifenden Einzahlungslimits nach § 6c¢ erfasst werden,

44. entgegen § 22a Absatz 3 Satz 2 die Spielregeln und den Gewinnplan nicht leicht
aufrufbar bereitstellt und fiir den Spieler nicht leicht verstandlich beschreibt,

45. entgegen § 22a Absatz 4 Satz 1 ein virtuelles Automatenspiel nicht nur infolge einer
entsprechenden Erklérung des Spielers beginnen lasst, _

46. entgegen § 22a Absatz 4 Satz 1 die Erklarung vor Beendigung des vorhérigen Spiels
erfolgen lasst,

47.entgegen § 22a Absatz 4 Satz 2 Programmabldufe, die nach dem Ablauf des
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vorherigen Spiels selbststandig ein weiteres Spiel beginnen lassen und Erklarungen
eines Spielers, an mehreren Spielen in Folge teilzunehmen, zuldsst,

48. entgegen § 22a Absatz 5 Satz 1 Einsatze und Gewinne nicht nur in Euro und Cent
Zul&sst,

49. entgegen § 22a Absatz 6 Satz 1 ein Spiel anbietet, veranstaltet oder vermittelt, das
nicht durchschnittlich mindestens funf Sekunden dauert,

50. entgegen § 22a Absatz 7 Satz 1 ein Spiel anbietet, veranstaltet oder vermittelt, bei dem
der Einsatz einen Euro je Spiel Uibersteigt, '

51.entgegen § 22a Absatz 9 dem Spieler die weitere Teilnahme an virtuellen
Automatenspielen nicht erst finf Minuten nach der Bestétigung des Hinweises
ermoglicht,

92.entgegen § 22a Absatz 10 Satz 1 das gleichzeitige Spielen von mehreren virtuellen
Automatenspielen erméglicht,

53. entgegen § 22a Absatz 11 im Zusammenhang mit der Veranstaltung und dem Vertrieb
von virtuellen Automatenspielen oder Werbung hierfur die Begriffe ,Casino* oder
,Casinospiele® verwendet,

94. entgegen § 22a Absatz 12 Satz 2 virtuelle Automatenspiele stationar vertreibt,

95. entgegen § 22b Absatz 1 Satz 3 wesentliche Anderungen der Spielregeln nach
Erteilung einer Erlaubnis nach § 22b Absatz 1 Satz 1 ohne die Erlaubnis der
zustandigen Behérde anbietet, veranstaltet oder vermittelt,

56. entgegen § 22b Absatz 3 Satz 1 und 2 nicht sicherstellt, dass ausschlieRlich natiirliche
Personen gegeneinander spielen,

57. entgegen § 22b Absatz 4 Satz 1 nicht sicherstellt, dass die Zuweisung eines Spielers
zu einem von mehreren virtuellen Tischen mit demselben Spielangebot zufillig erfolgt,
oder

58. entgegen § 22c Absatz 4 Automatenspiele audiovisuell oder rein visuell Ubertragt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuRe von bis zu 500 000 Euro geahndet
werden.

(3) Ist eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 begangen worden, kénnen die Gegenstande,

1. auf die sich die Ordnungswidrigkeit bezieht oder
2. die durch sie hervorgebracht oder zu ihrer Begehung oder Vorbereitung gebraucht
worden oder bestimmt gewesen sind,

unter den Voraussetzungen der § 22 Absatz 2, § 23 des Gesetzes iiber Ordnungswidrigkeiten
eingezogen werden. § 17 Absatz 4 des Gesetzes iiber Ordnungswidrigkeiten bleibt unbertihrt.

(4) Zustandige Verwaltungsbehérde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes iiber
Ordnungswidrigkeiten ist die nach § 9 zustandige Behorde.
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§ 29 Ubergangsregelungen

(1) Die bis zum 30. Juni 2021 erteilten Erlaubnisse der Veranstalter im Sinne des § 10 Absétz
2 und 3 und die ihnen nach Landesrecht gleichstehenden Befugnisse gelten, auch wenn im
Bescheid eine kiirzere Frist festgelegt ist, bis zum 30. Juni 2022 als Erlaubnis mit der Malgabe
fort, dass die Regelungen dieses Staatsvertrages, abgesehen vom Erlaubniserfordernis nach
§ 4 Absatz 1 Satz 1, Anwendung finden. Die in einer Erlaubnis nach § 5 Absatz 3 Satz 2 des
Glucksspielstaatsvertrages vom 15. Dezember 2011 erlassenen Regelungen gelfen in diesem
Zeitraum als Inhalts- und Nebenbestimmungen im Sinne des § 5 Absatz 1 Satz 3. Die
Veranstalter nach § 10 Absatz 2 und 3 haben spatestens zum 1. Juli 2022 eine neue Erlaubnis
nach § 4 Absatz 1 einiuholen.

(2) Absatz 1 findet entsprechende Anwendung auf Veranstalter von Lotterien nach dem Dritten
Abschnitt und die Vermittler von erlaubten &ffentlichen Glucksspielen (einschlieRlich der
Lotterie-Einnehmer der Klassenlotterien und der gewerblichen Spielvermittler). Soweit
Vermittler in die Vertriebsorganisation eines Veranstalters eingegliedert sind, stellt der
Veranstalter den Antrag auf Erteilung der Erlaubnis nach § 4 Absatz 1 fur die fur ihn tatigen
Vermittler.

(3) Die bis zum Inkrafttreten dieses Staatsvertrages erteilten und am 30. Juni 2021 wirksamen
Erlaubnisse fur die Veranstaltung von Sportwetten gelten, auch wenn im Bescheid eine
kirzere Frist festgelegt ist, bis zum 31. Dezember 2022 als Erlaubnis mit der MafRgabe fort,
dass abgesehen vom Erlaubniserfordernis nach § 4 Absatz 1 Satz 1 die Regelungen dieses
Staatsvertrages Anwendung finden. Absatz 1 Satz 2 findet entsprechende Anwendung.

Spatestens zum 1. Januar 2023 ist eine neue Erlaubnis einzuholen.

(4) Die Lander kénnen in ihren Ausfuhrungsbestimmungen vorsehen, dass fir am 1. Januar
2020 bestehende Spielhallen, die in einem baulichen Verbund mit weiteren Spielhallen stehen,
fur bis zu drei Spielhallen je Gebdude oder Gebaudekomplex auf gemeinsamen Antrag der
Betreiber abweichend von § 25 Absatz 2 eine befristete Erlaubnis erteilt werden kann, wenn
mindestens alle Spielhallen von einer akkreditierten Pruforganisation zertifiziert worden sind
und die Zertifizierung in regelmaRigen Abstinden, mindestens alle zwei Jahre, wiederholt wird,
die Betreiber Uber einen aufgrund einer Unterrichtung mit Priiffung erworbenen
Sachkundenachweis verfiigen und das Personal der Spielhallen besonders geschult wird. Die
Ubergangsfrist ist landesgesetzlich festzulegen. Das Nahere regeln die Ausfiihrungs-
bestimmungen der Lander. '

(5) Fur Erlaubnisse fir das Veranstalten von Pferdewetten im Internet gilt Absatz 3

entsprechend.

(6) Die Lander kénnen abweichend von § 21a Absatz 2 zulassen, dass Ergebniswetten bis
zum 30. Juni 2024 auch in Annahmestellen, die in die Vertriebsorganisation von Veranstaltern

nach § 10 Absatz 2 eingegliedert sind, vermittelt werden; Wetten wahrend des laufenden
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Sportereignisses sind unzuldssig.

(7) Die bis zum Inkrafttreten dieses Staatsvertrags durch das Innenministerium des Landes
Schleswig-Holstein erteilten und am 30. Juni 2021 wirksamen Erlaubnisse fur die
Veranstaltung und den Vertrieb von Online-Casinospielen gemaR § 4 i.V.m. §§ 19 und 20 des
Gesetzes zur Neuordnung des Gliicksspiels (Glucksspielgesetz) vom 20.10.2011, GVOBI.
S.280, i.V.m. § 1 des Gesetzes zur Ubergangsregelung fur Online-Casinospiele vom
11.06.2019, GVOBI. S. 145, gelten fur eine Ubergangsphase bis zur Erteilung einer Erlaubnis
nach diesem Staatsvertrag, l&ngstens bis zum 31. Dezember 2024, als Erlaubnis mit der
MaRgabe fort, dass die in der Genehmigung sowie in den erganzenden Nebenbestimmungen
enthaltenen Regelungen Anwendung finden. Sie gelten nur fur das Hoheitsgebiet von
Schleswig-Holstein. Der Veranstalter kann sich nicht auf diese Ubergangsregelung berufen,
wenn er nicht spatestens bis zum 1. Juli 2022 einen Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis nach
diesem Staatsvertrag stellt.

(8) Fur die Fortgeltung von im landereinheitlichen und im gebindelten Verfahren erteilten
Erlaubnissen nach Absatz 1 bis 3 gilt § 9a Absatz 4 entsprechend.

(9) Abweichend von § 4 Absatz 4 durfen Erlaubnisse fur &ffentliche Glucksspiele im Internet
fur die Veranstaltung, Vermittlung und den Eigenvertriecb von Sportwetten sowie die
Veranstaltung und den Eigenvertrieb von Online-Casinospielen, virtuellen Automatenspielen
und Online-Poker, falls im Zeitpunkt der Entscheidung die Spielersperrdatei nach § 23 oder
die Limitdatei nach § 6¢ Absatz 4 noch nicht zur Verfligung stehen, nur erteilt werden

1. unter Befristung langstens bis zum 31. Dezember 2022,

2. im Fall des Fehlens der Spielersperrdatei mit der Auflage, dass der Anbieter unter den
Voraussetzungen der §§ 8a, 8b Selbstsperren und Fremdsperren fur sémtliche von
ihm selbst oder verbundenen Unternehmen angebotenen Gliicksspiele vornimmt und
die Vorschriften dieses Staatsvertrags fur in der Spielersperrdatei nach § 23 gesperrte
Spieler entsprechend auf die bei sich gesperrten Spieler anwendet, und

3. im Fall des Fehlens der Limitdatei mit der Auflage, dass der Anbieter die Spieler bei
der Registrierung auffordert, ein monatliches Einzahlungslimit entsprechend § 6¢ mit
Wirkung fur s&mtliche von dem Anbieter selbst oder verbundenen Unternehmen
angebotenen Glucksspiele festzusetzen, und die Vorschriften dieses Staatsvertrags fur
das in der Limitdatei gefiihrte anbieteriibergreifende Einzahlungslimit entsprechend auf

das bei sich gefiihrte Einzahlungslimit anwendet.

§ 30 Weitere Regelungen

(1) Die zusténdige Behérde kann eine Lotterie, die bei Inkrafttreten dieses Vertrages von
mehreren Veranstaltern in allen Landern durchgefiihrt wird und bei der der Reinertrag
ausschlieBlich zur Erfillung der in § 10 Absatz 5 genannten Zwecke verwandt wird,
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abweichend von § 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, § 13 Absatz 2, § 14 Absatz 1 Nummer 1
und § 15 Absatz 1 Satz 3 erlauben.

(2) Der Reinertrag von Veranstaltungen in der Form des Gewinnsparens muss mindestens
25 Prozent der Entgelte betragen. Der Reinertrag ist fiir gemeinnitzige, kirchliche oder mild-
tatige Zwecke zu verwenden. Erlaubnisse kénnen allgemein erteilt werden.

§ 31 Verhéltnis zu weiteren staatsvertraglichen Regelungen fiir die Klassenlotterien

Soweit die Regelungen des Staatsvertrages zwischen den Landern Baden-Wurttemberg,
Bayern, Hessen, Rheinland-Pfalz, Sachsen und Thiringen Uber eine Staatliche
Klassenlotterie vom 26. Mai 1992 (SKL-Staatsvertrag) oder die Regelungen des
Staatsvertrages zwischen den Landern Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Schleswig-
Holstein, Freie und Hanéestadt Hamburg, Freie Hansestadt Bremen, Saarland, Berlin,
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt tiber eine Staatliche Klassen-
lotterie vom 30.Juni/1.September 2008 (NKL-Staatsvertrag) sowie die Regelungen des
Staatsvertrages der Lander Uber die Gemeinsame Klassenlotterie vom 15. Dezember 2011
(GKL-Staatsvertrag) im Widerspruch zu Regelungen dieses Staatsvertrags stehen, sind die

Regelungen dieses Staatsvertrags vorrangig anzuwenden.

§ 32 Evaluierung

Die Auswirkungen dieses Staatsvertrages, insbesondere des § 4 Absatz 4 und 5, der §§ 4a
bis 4d, 6a bis 6], 9, 9a, 21, 22a, 22b und 22¢ auf die Entwicklung und Ausbreitung von uner-
laubten Gliicksspielen in Schwarzmarkten, sind von den Glucksspielaufsichtsbehérden der
Lander unter Mitwirkung der Gemeinsamen Gliicksspielbehdrde der Lander und des Fachbei-
rats zu evaluieren. Ein Zwischenbericht soll bis zum 31. Dezember 2023 vorgelegt werden.
Ein zusammenfassender Bericht soll bis zum 31. Dezember 2026 und danach alle fiinf Jahre

vorgelegt werden.

§ 33 Revision zum Bundesverwaltungsgericht

In einem gerichtlichen Verfahren kann die Revision zum Bundesverwaltungsgericht auch da-
rauf gestiitzt werden, dass das angefochtene Urteil auf der Verletzung der Bestimmungen die-

ses Staatsvertrages beruhe.

§ 34 Sprachliche Gleichstellung

Soweit Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem Staatsvertrag in mannlicher Form

benannt sind, bezieht sich diese Form auf alle Geschlechter.

63

Vorlaufige, unredigierte Fassung — Parlamentsdokumentation der Bremischen Blrgerschaft



§ 35 Inkrafttreten, Kiindigung, Neubekanntmachung

(1) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Juli 2021 in Kraft. Sind bis zum 30. April 2021 nicht mindes-
tens 13 Ratifikationsurkunden bei der Staatskanzlei der oder des Vorsitzenden der Minister-
prasidentenkonferenz hinterlegt, wird der Staatsvertrag gegenstandslos. Der Staatsvertrag
wird ebenfalls gegenstandslos, wenn bis zum 30. Juni 2021 nicht die Ratifikationsurkunde des
Landes Sachsen-Anhalt bei der Staatskanzlei der oder des Vorsitzenden der Mlnlsterpr351-

dentenkonferenz hinterlegt ist.

(2) Die Staatskanzlei der oder des Vorsitzenden der Ministerprasidentenkonferenz teilt den
Landern die Hinterlegung der Ratifikationsurkunden mit.

(3) Ein Beitritt zu diesem Staatsvertrag erfolgt durch schriftliche Erkldrung des Beitritts gegen-
Uber der Staatskanzlei der oder des jeweiligen Vorsitzenden der Ministerprésidentenkonferenz
und, soweit die Zustimmung der gesetzgebenden Kdrperschaft des beitretenden Landes er-
forderlich ist, mit deren Zustimmung. Uber den Eingang der Beitrittserkl&rung unterrichtet die
Staatskanzlei der oder des jeweiligen Vorsitzenden der Ministerprasidentenkonferenz die tib-
rigen vertragschlieRenden Lander. Die Regelungen dieses Staatsvertrages treten fur das bei-
tretende Land am Tage nach dem Eingang der Beitrittserklarung bei der Staatskanzlei der
oder des jeweiligen Vorsitzenden der Ministerprasidentenkonferenz in Kraft. Soweit die Zu-
stimmung der gesetzgebenden Kérperschaft des beitretenden Landes erforderlich ist, treten
die Regelungen flr das beitretende Land am Tag nach dem Eingang der Anzeige dieser Zu-
stimmung bei der Staatskanzlei der oder des jeweiligen Vorsitzenden der Ministerprasidenten-

konferenz in Kraft. Der Beitritt ist auch nach einer Kundigung méglich.

(4) Dieser Staatsvertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er kann von jedem der Lan-
der mit einer Frist von einem Jahr zum Ende eines Kalenderjahres gekiindigt werden, erstmals
jedoch zum 31. Dezember 2028. Die Kindigung ist schriftlich gegeniiber der oder dem Vorsit-
zenden der Ministerprasidentenkonferenz zu erklaren. Sie oder er benachrichtigt unverzuglich
die Ubrigen Vertragslander tiber die erfolgte Kindigungserklarung. Erfolgt die Kiindigung durch
das Vertragsland, welches die oder den Vorsitzenden der Ministerprésidenten stellt oder ist
dieses Land kein Vertragsstaat, so ist die Kindigung gegeniiber allen anderen Vertragslan-
dern schriftlich zu erklaren; die Kiindigungsfrist gilt als gewahrt, wenn die Kindigungserklarung
vor Ablauf der Kiindigungsfrist abgegeben worden und mindestens einem Vertragsland zuge-
gangen ist.

(5) Im Falle der Kiindigung besteht dieser Staatsvertrag vorbehaltlich des Absatzes 8 zwischen
den Ubrigen Vertragsléndern fort, jedoch kann Jedes der Ubrigen Vertragslander das Vertrags-
verhaltnis binnen einer Frist von drei Monaten nach Eingang der Benachrichtigung nach Ab-
satz 4 Satz 4 oder nach Zugang der Kiindig ungserklarung nach Absatz 4 Satz 5 zum selben
Zeitpunkt kiindigen.
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(6) Im Falle der Kuindigung besteht die Gemeinsame Glicksspielbehtrde der Lander nach
§ 27a unter Tragerschaft der verbleibenden Vertragslénder fort. Im Falle einer Kiindigung
durch das Sitzland der Gemeinsamen Gliicksspielbehdrde der Lander findet ab dem Zeitpunkt
des Wirksamwerdens der Kiindigung § 271 mit der MaRgabe Anwendung, dass an Stelle der
fur Glucksspielaufsicht zusténdigen oberste Landesbehérde des Sitzlandes die fir Gllcks-
spielaufsicht zustandige oberste Landesbehérde des Landes tritt, welches zu diesem Zeit-
punkt die oder den Vorsitzenden der Ministerprasidentenkonferenz stellt, oder, wenn dieses
Land nicht Vertragsland ist, des Landes, welches ab diesem Zeitpunkt den Vorsitzenden des
Verwaltungsrats der Gemeinsamen Gliicksspielbehérde der Lander stellt. Ab Wirksamwerden
einer Kindigung des Sitzlandes sind Versffentlichungen nach § 27b Satz 2 in allen Landern
bekannt zu machen. Im Ubrigen verbleibt es bis zu einer anderweitigen staatsvertraglichen
Regelung bei der Anwendung des Rechts des Sitzlandes.

(7) Im Falle einer Kuindigung verpflichten sich die Lénder eine Auseinandersetzungsvereinba-
rung uber das Ausscheiden aus der Gemeinsamen Glicksspielbehérde der Lander bis zum

30. September des Jahres zu schlieRen, zu dessen Ende die Kindigung wirksam werden soll.

(8) Wiirden nach einer Kiindigung weniger als 13 Vertragslander verbleiben, so tritt dieser
Staatsvertrag mit Wirksamwerden der Kindigung auBer Kraft. Mit AuRerkrafttreten dieses
Staatsvertrages wird die Gemeinsame Gliicksspielbehérde der Lander mit dem Ziel der Auflo-
sung abgewickelt. Absatz 7 gilt entsprechend. Die Auseinandersetzungsvereinbarung umfasst
insbesondere Regelungen uiber die Verteilung des Anéta[tsvennégens, die Ubernahme der
Kosten bis zur Auflésung und bestehender Verbindlichkeiten sowie den Umgang mit dem Per-
sonal.

(9) Absatz 8 ist im Fall der anderweitigen Auflosung der Gemeinsamen Gliicksspielbehérde
der Lander entsprechend anzuwenden.
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Fir das Land Baden-Wiirttemberg

Stuttgart , den 28.10.2020 “Winfried Kretschmann__

Fir das Land Bayern

Minchen ,den 27.10.2020 Markus Soder

Fiir das Land Berlin

Berlin ,den 27.10.2020 Michael Mtller

Fur das Land Brandenburg

Potsdam ,den 28.10.2020 Dietmar Woidke

Fir die Freie Hansestadt Bremen

Bremen , den 29.10.2020 Andreas Bovenschulte_

Fur die Freie und Hansestadt Hamburg

Hamburg ,den 27.10.2020 Peter Tschentscher

Fir das Land Hessen

Wiesbaden ,den 23.10.2020 Volker Bouffier

Fur das Land Mecklenburg-Vorpommern

Schwerin , den_23.10.2020 Manuela Schwesig '
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Fir das Land Niedersachsen

Hannover ,den 26.10.2020

Fir das Land Nordrhein-Westfalen

Diisseldorf ,den 23.10.2020

Fir das Land Rheinland-Pfalz

Mainz ,den 27.10.2020

Fir das Saarland

Saarbriicken _den 29.10.2020

Fir den Freistaat Sachsen

Dresden ,den 27.10.2020

Fiir das Land Sachsen-Anhalt

Magdeburg ,den 29.10.2020

Fur das Land Schleswig-Holstein

Kiel , den 28.10.2020

Fir das Land Thiringen

Erfurt , den 28.10.2020

Stephan Weil

Armin Laschet

Malu Dreyer

Tobias Hans

Michael Kretschmer

Reiner Haseloff

Daniel Gunther

Bodo Ramelow
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Erlauterungen zum Glicksspielstaatsvertrag 2021

A. Allgemeiner Teil

I. Ausgangslage

Die Lander haben im Staatsvertrag zum Glicksspielwesen in Deutschland (Glicksspiel-
staatsvertrag) in der Fassung des Ersten Gliicksspielanderungsstaatsvertrags, der in den
meisten Landern am 1. Juli 2012 in Kraft getreten ist und aktuell in der seit dem 1. Januar
2020 gultigen Fassung des Dritten Glucksspielanderungsstaatsvertrags (im Folgenden
,GlUStV 2012/2020“) Anwendung findet, das Gliicksspielrecht — ausgerichtet an den flnf
gleichrangigen Zielen der Spielsuchtvorbeugung sowie -bekdmpfung, der Kanalisierung des
naturlichen Spieltriebs der Bevolkerung in geordnete und Uberwachte Bahnen, der Schwarz-
marktbekampfung, der Gewahrleistung des Jugend- und Spielerschutzes, der Manipulations-
verhinderung und der Integritdtswahrung des Sports — landereinheitlich geregelt. Der Glucks-
spielstaatsvertrag ist bis zum 30. Juni 2021 befristet, so dass eine Anschlussregelung erfor-
derlich ist.

Wesentliches Element des GIuStV 2012/2020 war das in § 4 Absatz 4 niedergelegte Verbot
der Veranstaltung und Vermittlung von Glicksspielen im Internet, von dem nur fur den Ei-
genvertrieb und die Vermittlung von Lotterien sowie die Veranstaltung und Vermittlung von
Sportwetten abgewichen werden konnte. Dieses Verbot diente der Begegnung von besonde-
ren Gefahren von Gliicksspielen im Internet (vgl. Erlauterungen zum Ersten Glucksspielan-
derungsstaatsvertrag, S. 12) und wurde aufgrund dieser Zielrichtung von der hochstrichterli-
chen européaischen und deutschen Rechtsprechung als mit Unions- und deutschem Verfas-
sungsrecht vereinbar bestétigt (EUGH, Urteile vom 8. September 2009 - C-42/07, Liga Portu-
guesa -; vom 8. September 2010 - C-316/07, Markus Stol3 - und - C-46/08, Carmen Media -;
vom 30. Juni 2011 - C-212/08, Zeturf; BVerfG, Kammerbeschluss vom 14. Oktober 2008 - 1
BVR 928/08 - NVwZ 2008, 1338; BVerwG, Urteil vom 26. Oktober 2017 — 8 C 18.16,
BVerwGE 160, 193-212 unter Verweis auf die gleichlautende Rechtsprechung zu § 4 Absatz
4 GluStVv 2008; BVerwG, Urteil vom 1. Juni 2011 - 8 C 5.10 - BVerwGE 140, 1).

Trotz des bestehenden weitgehenden Internetverbots hat sich jedoch ein Schwarzmarkt im
Internet gebildet, auf dem virtuelle Automatenspiele, Online-Poker und Online-Casinospiele
angeboten und von Spielern nachgefragt werden. Der Bruttospielertrag fir Online-Casinos
(Online-Casinospiele und virtuelle Automatenspiele) lag in den Jahren 2016 bis 2018 bei
1,29 Mrd. Euro (2016), 1,76 Mrd. Euro (2017) und 1,002 Mrd. Euro (2018). Fir Online-Poker
lag der Bruttospielertrag zwischen 124 Mio. Euro (2016) und 95 Mio. Euro (2018) mit fallen-
der Tendenz (vgl. Jahresreporte 2016, 2017 und 2018 der Gllucksspielaufsichtsbehdrden der
Lander, Stand 20.03.2018, 26.11.2018 und 22.10.2019). Insbesondere, weil die Veranstal-
tung dieser unerlaubten Spiele zumeist aus dem Ausland heraus Uber das Internet erfolgt,
hat sich die BekAmpfung des Schwarzmarktes in den vergangenen Jahren als schwierig er-
wiesen (vgl. Evaluationsbericht der obersten Glicksspielaufsichtsbehérden der Lander nach
§ 32 GluStV vom 28. April 2017, S. 11 ff.). Auch soweit unerlaubte Gliicksspielangebote un-
tersagt wurden und obwohl Gerichte das behdrdliche Vorgehen bestétigt haben, fuhren
Glucksspielunternehmen ihre unerlaubten Angebote aus dem Ausland heraus weiter, wo sie
sich dem Zugriff deutscher Behorden weitestgehend entziehen konnten. Rechtsverglei-
chende Studien haben ergeben, dass in allen Regulierungsmodellen, die zum Schutz vor
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den aus Glucksspielen erwachsenden Gefahren mehr als nur unwesentliche Einschrankun-
gen vorsehen, Defizite bei der Rechtsdurchsetzung im Internet gegen unerlaubte Angebote
bestehen (vgl. Fiedler u.a., Regulierungsoptionen fiir den deutschen Onlinegliicksspielmarkt,
Endbericht, 16. September 2019, S. 509). Hinsichtlich der gesamten Marktgréf3e von Online-
glucksspielen (lizenzierter Markt und Schwarzmarkt) zeigt sich, dass tendenziell liberal ge-
pragte Regulierungssysteme nur potenziell mit einem gréReren Marktumfang einhergehen,
wahrend andere Einflussfaktoren wie die Internetaffinitat, der Hang zu Glicksspielen oder
die Besteuerung einen grof3eren Einfluss zu haben scheinen (vgl. Fiedler u.a., Regulie-
rungsoptionen fur den deutschen Onlineglicksspielmarkt, Endbericht, 16. September 2019,
S. 509 und auch S. 428). In eher restriktiveren Regulierungsmodellen besteht daher regel-
malig ein groRerer Anteil des Schwarzmarktes am Gesamtmarkt als in eher liberaleren Re-
gulierungssystemen. Die Effektivitat der Rechtsdurchsetzung spielt deshalb eine umso gro-
Rere Rolle, je restriktiver eine Regulierung ausgestaltet ist (Fiedler u.a., Regulierungsoptio-
nen fir den deutschen Onlinegliicksspielmarkt, Endbericht, 16. September 2019, 509). Auf-
grund der Nichtbeachtung von Regulierungsvorgaben sind die mit dem Gliicksspiel verbun-
denen Gefahren fur Spieler im Schwarzmarkt regelmafig héher als im erlaubten Markt. So
zeigt eine Studie aus Frankreich, dass Spielaktivitaten bei unlizenzierten Anbietern im Ver-
gleich zu Spielaktivitdten bei erlaubten Anbietern mit mehr glicksspielbezogenen Problemen
verbunden sind (Costes u.a., Gambling Patterns and Problems of Gamblers on Licensed and
Unlicensed Sites in France, J Gambl Stud. 2016 Mar; 32(1):79-91; Svensson, J., & Romild,
U. (2011). Incidence of Internet gambling in Sweden: Results from the Swedish longitudinal
gambling study. International Gambling Studies, 11(3), 357-375). Zugleich sind zahlreiche
Berichte vorhanden, in denen Betreibern unerlaubter Online-Gliicksspiele unseritse Ge-
schaftspraktiken, Spielmanipulationen oder andere betriigerische Aktivitaten vorgeworfen
werden.

Fir das Hoheitsgebiet Schleswig-Holsteins wurden auf der Grundlage des dortigen Gesetzes
zur Neuordnung des Glicksspiels (Gliicksspielgesetz) vom 20.10.2011, GVOBI. S. 280, und
§ 1 des Gesetzes zur Ubergangsregelung fiir Online-Casinospiele vom 11.06.2019, GVOBI.
S. 145, Erlaubnisse fir die Veranstaltung und den Vertrieb von virtuellen Automatenspielen
und von Online-Poker erteilt. In Schleswig-Holstein werden daher seit dem Jahr 2012 er-
laubte Online-Gllicksspiele veranstaltet und vertrieben. Erste Erfahrungen mit der Ausgestal-
tung eines Erlaubnismodells fiir diese Spielformen und dessen Uberwachung sind daher in
Deutschland vorhanden.

Seit Inkrafttreten des Ersten Gliicksspielanderungsstaatsvertrages haben sich zahlreiche
Studien mit der Suchtgefahr von Online-Gliicksspielen befasst, wobei insbesondere das In-
ternet als Vertriebsweg néher betrachtet worden ist. In zahlreichen Studien wurde festge-
stellt, dass die Teilnahme an Online-Gliicksspielen haufiger als bei anderen Spielformen mit
problematischem bzw. pathologischem Spiel assoziiert ist bzw. die Teilnahme an Online-
Glucksspielen ein Pradiktor fur das Vorliegen gliucksspielbezogener Probleme ist (z.B. Vol-
berg u.a., Risk factors for problem gambling in California: Demographics, comorbidities and
gambling participation, Journal of Gambling Studies 2018 (34, 361-377); Effertz u.a., The
effect of online gambling on gambling problems and resulting economic health costs in Ger-
many, The European Journal of Health Economics 2018 (19, 967-978); Castrén u.a., Factors
associated with disordered gambling in Finland, Substance Abuse Treatment, Prevention,
and Policy 2013 (8, 24); Griffiths u.a., Internet gambling, health, smoking and alcohol use:
Findings from the 2007 British Gambling Prevalence Survey, International Journal of Mental
Health and Addiction 2011 (9, 1-11); Fiedler u.a., Regulierungsoptionen fir den deutschen
Onlinegliicksspielmarkt, Endbericht, 16. September 2019, S. 55 ff. (64)). Eine systematische
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Literaturauswertung von Studien aus den vergangenen zehn Jahren, die sich mit den Sucht-
gefahren von Online-Glicksspielen befasst haben, hat ergeben, dass die Mehrzahl der Stu-
dien ein erhohtes Gefahrdungspotenzial bzw. besondere Suchtgefahren von Online-Gliicks-
spielen nachweisen (Hayer u.a., Das Gefahrdungspotenzial von Online-Glicksspielen: Eine
systematische Literaturanalyse. Bremen, 2019, http://www.tobha.de/Bericht_final.pdf (abge-
rufen am 2. Marz 2020)). Nicht abschlie3end wissenschaftlich geklart ist die Kausalitatsbe-
ziehung: Der nachweisbare Zusammenhang zwischen der Teilnahme an Online-Gliicksspie-
len und erhdhten gliicksspielbezogenen Problemen kdnnte darauf zurtickzufihren sein, dass
die Teilnahme am Online-Glicksspiel derartige Probleme vermehrt ausldst, oder darauf,
dass Online-Glicksspiel vermehrt von Problemspielern wahrgenommen wird. Auch eine
Kombination beider Effekte ist denkbar (Hayer u.a., Das Gefahrdungspotenzial von Online-
Glucksspielen: Eine systematische Literaturanalyse. Bremen, 2019, http://www.tobha.de/Be-
richt_final.pdf (abgerufen am 2. Marz 2020), S. 106 f.) Beide Aspekte drften jedenfalls zu
berticksichtigen sein und daher einen sensiblen Umgang mit im Internet angebotenen
Gllcksspielen erfordern.

Die Mehrzahl der sich wegen pathologischen Gliicksspiels in ambulanter oder stationéarer
Behandlung befindenden Personen geben weiterhin als Hauptgliicksspielform das Automa-
tenspiel in Spielhallen an (vgl. Dauber u.a., Suchthilfe in Deutschland 2018, S. 17; Banz/Be-
cker, Glucksspielsucht in Deutschland: Haufigkeit und Bedeutung bei den einzelnen Glicks-
spielformen, ZfWG 3/4/19, S. 212, 219). Casinospiele im Internet (einschlielich des virtuel-
len Automatenspiels) weisen allerdings — nach einer Auswertung der Bundeszentrale fur ge-
sundheitliche Aufklarung, welche auf Einschrankungen durch geringe untersuchte Fallzahlen
hinweist — den gréf3ten Anteil an mindestens problematischen Spielern aus (18,6 %), gefolgt
vom Kleinen Spiel in der Spielbank (13,8 %) und den Geldspielautomaten in Spielhallen und
Gaststatten (11,7 %) (Bundeszentrale fir gesundheitliche Aufklarung, Glicksspielverhalten
und Glicksspielsucht in Deutschland, Ergebnisse des Surveys 2019 und Trends, Januar
2020, S. 89).

International liegen die Pravalenzen fir pathologisches und problematisches Glicksspiel auf
unterschiedlichem Niveau. Ein Zusammenhang zwischen dem jeweiligen Regulierungsmo-
dell fir das Online-Gliicksspiel und pathologischem oder problematischem Gliicksspielver-
halten lasst sich daraus nicht ableiten, aber auch nicht ausschliel3en. Unter anderem auf-
grund unterschiedlicher Ausgestaltung der Studien und geringer Fallzahlen ist die Hoéhe der
ermittelten Pravalenzen zwischen einzelnen Landern nur schwer vergleichbar (vgl. zum Gan-
zen Fiedler u.a., Regulierungsoptionen fur den deutschen Onlinegliicksspielmarkt, Endbe-
richt, 16. September 2019, S. 429 f. und 509).

Die Gliicksspielaufsicht ist — insbesondere fir das Online-Gliicksspiel — in vielen europai-
schen Staaten bei einer Behdrde zentralisiert. Zentrale Zustandigkeiten gibt es beispiels-
weise in Belgien, Danemark, Frankreich, GroRbritannien, Spanien und den Niederlanden.

Il. Ziele und wesentliche Inhalte dieses Staatsvertrages

Der Staatsvertrag stellt weiterhin einen gemeinsamen Rechtsrahmen fir die Gliicksspielre-
gulierung in den Landern dar. Insbesondere fiur l[Anderiibergreifende Angebote sollen hier-
durch Rechtssicherheit und einheitliche Schutzstandards fur die Bevolkerung in ganz
Deutschland geschaffen werden. Soweit dieser Staatsvertrag unveréndert bleibt, kann wei-
terhin auf die Erlauterungen zum Glicksspielstaatsvertrag und zum Ersten Glicksspielande-
rungsstaatsvertrag zuriickgegriffen werden.
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Nach sorgfaltiger Abwagung samtlicher betroffener Rechtsgiiter erfolgt eine Uberarbeitung
der bisherigen Rechtslage, die an den unveranderten, gleichrangigen Zielen des § 1 ausge-
richtet ist und zu deren besserer Erreichung differenzierte Mainahmen fur einzelne Glucks-
spielformen vorgesehen sind. Kernziele dieses Staatsvertrags sind weiterhin die Vermeidung
und Bekampfung von Glucksspielsucht (8 1 Satz 1 Nummer 1), die Kanalisierung in ein be-
grenztes Glicksspielangebot sowie die Bekdmpfung des Schwarzmarktes (8 1 Satz 1 Num-
mer 2), die Gewahrleistung von Jugend- und Spielerschutz (8§ 1 Satz 1 Nummer 3), die Si-
cherstellung eines ordnungsgemafen Spielbetriebs und die Kriminalitatsbekédmpfung (8§ 1
Satz 1 Nummer 4) sowie die Vorbeugung vor den Gefahren fir die Integritat des Sports (8 1
Satz 1 Nummer 5).

Wesentliches Ziel der Glucksspielregulierung bleibt die Unterbindung unerlaubter Gliicks-
spielangebote, welche flr Spieler mit zusatzlichen und nicht tGibersehbaren Gefahren verbun-
den sind. Daher werden die Vollzugsmaoglichkeiten mit diesem Staatsvertrag verbessert. Zu-
gleich stimmen die Lander darin Uberein, dass die Unterbindung unerlaubter Angebote ein
konsequentes, zligiges und nachhaltiges Vorgehen erfordert. Die Rechtsgrundlagen fiir ein
solches Vorgehen waren bereits im bisherigen Glucksspielstaatsvertrag enthalten. Durch
eine Erganzung dieser Vorschriften durch zusétzliche Instrumente und Einrichtungen (Uber-
tragung der Zustandigkeit fir den Vollzug bei unerlaubten landeriibergreifenden Angebote im
Internet auf eine zentrale Behorde, ,\White-List erlaubter Anbieter, verbesserte Rechtsgrund-
lage der bislang schon mdglichen Zahlungsverkehrsunterbindung sowie — unter Beachtung
strenger Vorgaben — Internetsperren, siehe néher unter Il. 12., Seite 15 ff.) erfolgen in die-
sem Bereich weitere Verbesserungen. Die effiziente Uberwachung unerlaubter Angebote er-
fordert ein gemeinschaftliches Vorgehen aller Glicksspielaufsichtsbehdrden der Lander.
Rechtswidrige Aktivitaten sind konsequent zu unterbinden, vorrangig indem auf unerlaubte
Angebote umgehend nach ihrer Aufdeckung mit Mal3Bnahmen, insbesondere mit dem Erlass
von Untersagungsverfigungen und deren Vollstreckung reagiert wird. Hierzu teilen die
Glucksspielaufsichtsbehoérden der Lander die bei ihnen jeweils vorliegenden Informationen
den Glucksspielaufsichtsbehdrden der anderen Lander mit. Die bestehenden und die mit die-
sem Staatsvertrag ergénzten Rechtsgrundlagen gilt es noch starker als bisher mit Entschlos-
senheit, Effizienz und Beharrlichkeit einzusetzen und samtliche Moglichkeiten der lander-
Ubergreifenden Kooperation engagiert zu nutzen. Hierzu gehért auch die konsequente Unter-
bindung unerlaubter Werbung fir Glicksspiele.

Mit dem Ziel der Kanalisierung soll zum einen die Nachfrage spielaffiner Personen in Rich-
tung der legalen Angebote gelenkt werden und zum anderen innerhalb der erlaubten Ange-
bote eine Lenkung in Richtung der inshesondere aus suchtpraventiven Gesichtspunkten we-
niger gefahrentrachtigen Spielformen erfolgen (vgl. Erlauterungen zum Ersten Glicksspie-
landerungsstaatsvertrag, S. 6). Diese Zielsetzung bleibt ebenfalls unverandert. Insbesondere
in seiner erstgenannten Auspragung kommt der Kanalisierung der Nachfrage auch eine un-
terstiitzende Funktion fir die anderen Ziele dieses Staatsvertrags zu. Vorgaben zur Sucht-
pravention und -bek&mpfung, zum Spieler- und Jugendschutz, zur Kriminalitatspravention
und zur Vermeidung von Gefahren fir die Integritdt des Sports kdnnen nur in einem erlaub-
ten und geordneten Markt, nicht jedoch in Schwarzmarkten sichergestellt und Uberwacht
werden. Das erlaubte Angebot, in das die Kanalisierung erfolgen soll, ist dabei bislang so-
wohl in Bezug auf die erlaubten Spielformen als auch in Bezug auf die Spielinhalte begrenzt.
Das Bestehen und die Wahrnehmung von nicht erlaubten Spielformen im Internet, die keinen
inhaltlichen Begrenzungen oder Vorgaben zum Spielerschutz unterliegen, zeigen, dass eine
Kanalisierung in Richtung erlaubter Spielformen bislang nur eingeschrankt funktioniert und
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es zur besseren Erreichung der Ziele des Staatsvertrages geboten ist, das erlaubte Angebot
in seiner inhaltlichen Ausgestaltung maf3voll zu erweitern.

Um die Ziele dieses Staatsvertrages kunftig besser zu erreichen, sollen daher auch Erlaub-
nisse fur die Veranstaltung von Online-Casinospielen, virtuellen Automatenspielen und On-
line-Poker erteilt werden, welche ein inhaltlich begrenztes Angebot dieser Spielformen er-
moglichen. Hierdurch soll spielwilligen Personen, deren Nachfrage sich nicht in weniger ge-
fahrliche Spielformen kanalisieren lasst, eine weniger gefahrliche Alternative zum bisherigen
Schwarzmarkt geboten werden, in der Schutzmaflinahmen gegen Spielsucht, gegen Manipu-
lationen und andere betriigerische Aktivitaten vorgeschrieben sind und tatséachlich durchge-
fuhrt werden, so dass ein kontrolliertes Spiel in geordneten Bahnen ermdglicht wird.

Nach den vorliegenden wissenschaftlichen Erkenntnissen insbesondere der Bundeszentrale
fur gesundheitliche Aufklarung (vgl. unter 1.) ist bezogen auf die Bevdlkerung in Deutschland
die Verbreitung aufféalligen, problematischen und pathologischen Gliicksspielens im Jahr
2019 nach derzeitigen Erkenntnissen auf dem niedrigsten Stand seit 2009, wobei die Pra-
valenzen im problematischen und pathologischen Gliicksspielbereich auf niedrigem Niveau
stabil sind. Der Anteil auffalliger Spieler ist im Vergleich zu 2009 signifikant gesunken (Bun-
deszentrale fur gesundheitliche Aufklarung, Gliicksspielverhalten und Glicksspielsucht in
Deutschland, Ergebnisse des Surveys 2019 und Trends, Januar 2020). Erkenntnisse zur
Spielsuchtgefahrdung treten allerdings stets zeitverzdgert auf. Bei einem unveréanderten
Fortbestehen eines Schwarzmarkts von Online-Gliicksspielen der kinftig erlaubnisfahigen
Spielformen sowie ohne verbesserte Vollzugsinstrumente gegen weiterhin bestehende uner-
laubte Glicksspielangebote im Internet ist — auch aufgrund der zunehmenden Digitalisierung
in allen Lebensbereichen, der zunehmenden Internetaffinitdt und der daraus folgenden ver-
mehrten Teilnahme an Gliicksspielen im Internet — ein Anstieg der Zahl der problematischen
und pathologischen Glucksspieler zu erwarten. Durch die Mal3nahmen dieses Staatsvertrags
soll ein solcher Anstieg verhindert und langfristig die Zahl der problematischen und patholo-
gischen Gliucksspieler weiter reduziert werden.

Um einer Entwicklung steigender Spielsuchtpravalenzen durch die vermehrte Wahrnehmung
zukunftig erlaubter Angebote entgegenzuwirken (vgl. zur Erh6hung des prozentualen Anteils
von pathologischen, problematischen und Risikospielern in Danemark nach der Einfiihrung
eines vergleichsweise liberalen Regulierungssystems Fridberg, T./Birkelund, J. F., Pengespil
og spilleproblemer i Danmark 2005-2016. Kgbenhavn: SFI - Det Nationale Forskningscenter
for Velfeerd. SFI-Rapport, Nummer 16:23), werden Einschrdnkungen fur Anbieter und Spieler
vorgesehen, welche ein fir alle Spieler insgesamt weniger gefahrliches, erlaubtes Angebot
sicherstellen sollen.

Um ein solches Angebot sicherzustellen, sind SchutzmafRnahmen und Begrenzungen fur er-
laubte Gliicksspiele unerlasslich. Hierdurch sollen die Merkmale, welche die Gefahrlichkeit
einer bestimmten Spiel- oder Vertriebsform ausmachen, reduziert oder — soweit eine Reduk-
tion nicht moglich ist oder zu geringe Auswirkungen hatte — durch anderweitige Manahmen
kompensiert werden. Dabei wird nicht verkannt, dass Gliicksspiele im Internet in Abhangig-
keit von ihrer Ausgestaltung ein héheres Gefahrdungspotenzial als Glicksspiele tber traditi-
onelle Vertriebskanéale mit sich bringen, die ihre Ursache unter anderem in der zeitlich unbe-
schrankten Verfiigbarkeit, der Bequemlichkeit der Wahrnehmung des Angebots, einem ho-
heren Abstraktionsgrad der Teilnahme und der Einsatzleistung und einer hheren maoglichen
Ereignisfrequenz haben. Die fir die jeweilige Spielform vorgesehenen differenzierten Mal3-
nahmen sind Ergebnis einer Abwagung im Rahmen der Schutzziele dieses Staatsvertrages,
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die zur Beibehaltung eines koharenten Gesamtsystems erforderlich sind. Das begrenzte er-
laubte Angebot muss einerseits hinreichend attraktiv sein, damit es von spielwilligen Perso-
nen auch tatséchlich wahrgenommen wird und somit der bestehende Spieltrieb der Giberwie-
genden Anzahl der Spieler in geordneten und Uberwachten Bahnen befriedigt werden kann.
Andererseits muss gemal den Zielen des Staatsvertrages ein moglichst umfassender
Schutz fur die das erlaubte Angebot wahrnehmenden Spieler gewéhrleistet sein. Zur Ge-
wabhrleistung dieses Schutzes sind Glicksspiele, die ein erhdhtes Gefahrenpotential aufwei-
sen, strikter zu regulieren. Besonders suchtanreizende oder leicht manipulierbare Ausgestal-
tungen von Spielen werden daher trotz bestehender Nachfrage nicht zugelassen. Glicks-
spiele, bei denen die Sucht-, Kriminalitats- und Manipulationsgefahren hingegen weniger
stark ausgepragt sind, kdnnen geringeren Schutzvorgaben unterworfen werden. Mit dieser
differenzierten Regulierung wird dafiir Sorge getragen, dass der Schutz vor Gefahren von
Glucksspielen besteht und das erlaubte Angebot zugleich attraktiv genug ist, um den natrli-
chen Spieltrieb der Bevilkerung in geordnete und Giberwachte Bahnen zu lenken.

Die vorgesehenen Einschrankungen sind dabei grundsétzlich an wissenschaftlichen Erkennt-
nissen zur Auswirkung einzelner Faktoren auf die Gefahrlichkeit eines Spiels ausgerichtet
(z.B. ASTERIG-Studie: Blanco u.a., Assessment Tool to Measure and Evaluate the Risk Po-
tential of Gambling Products, The Journal of Gambling Business and Economics 2013, Vol.
7, No. 1). Wirden keine oder nur unwesentliche — und damit kaum schitzende — Einschran-
kungen vorgeschrieben, kénnte zwar jegliche Nachfrage im erlaubten Markt abgedeckt wer-
den, das erlaubte Angebot wére dann allerdings ahnlich geféhrlich wie der bestehende
Schwarzmarkt. Es kénnte — wie auch bei MaRnahmen mit einer zu geringen Intensitéat — zu
einer Erhéhung des prozentualen Anteils von pathologischen, problematischen und Risiko-
spielern kommen (vgl. die Entwicklung in Danemark, Fridberg, T./Birkelund, J. F., Pengespil
og spilleproblemer i Danmark 2005-2016. Kgbenhavn: SFI - Det Nationale Forskningscenter
for Velfeerd. SFI-Rapport, Nummer 16:23). Die vorgesehenen Regulierungsvorgaben sind
daher essentielle Voraussetzung fur die kiinftige Erlaubnisfahigkeit bislang nicht erlaubnisfa-
higer Glucksspiele.

Die aus Grunden des Spielerschutzes vorgesehenen, teils erheblich einschrankenden Malf3-
nahmen sind durch die wissenschaftlichen Erkenntnisse zum bestehenden Zusammenhang
zwischen der Teilnahme an Online-Glicksspielen und erhdhten gliicksspielbezogenen Prob-
lemen gerechtfertigt. Dabei ist es fiir die Rechtfertigung der Regulierung unerheblich, dass
bislang die Kausalitat nicht abschlieRend geklart ist (vgl. unter I., Seite 3). Die vorgesehenen
Malnahmen sind sowohl geboten, wenn die Teilnahme am Online-Gliicksspiel gliicksspiel-
bezogene Probleme vermehrt ausldst, als auch, wenn das Online-Glicksspiel vermehrt von
Spielern mit einem problematischen Suchtverhalten wahrgenommen wird oder eine Kombi-
nation beider Effekte gegeben ist. In allen Fallen wird das Internet-Gliicksspiel jedenfalls ver-
mehrt von vulnerablen Personen wahrgenommen, welche durch die vorgesehenen MalRnah-
men geschiitzt werden sollen. Sofern das Online-Glicksspiel daneben glicksspielbezogene
Probleme vermehrt ausldsen sollte, woflr es vielfaltige wissenschaftliche Anhaltspunkte gibt
(z.B. tendenziell héhere Ereignisfrequenz, breite, jederzeitige Verfugbarkeit, vgl. Fiedler u.a.,
Regulierungsoptionen fir den deutschen Onlinegliicksspielmarkt, Endbericht, 16. September
2019, S. 58 ff.), wirken die vorgesehenen Mafinahmen zugleich in verstarktem Mal3e praven-
tiv.

Die Sicherstellung des erlaubten weniger gefahrlichen Angebots erfordert zugleich eine Aus-
gestaltung, die Anbietern einen wirtschaftlichen Betrieb erméglicht, ohne dass dadurch die
Belange des Spieler- und Jugendschutzes verletzt werden. Andernfalls wirde ein entspre-
chendes geringgefahrliches Angebot ausbleiben. Dies erfordert eine Abwagung zwischen
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dem beabsichtigten Schutzeffekt einzelner und der Gesamtheit der Regulierungsvorgaben
und deren wirtschaftlichen Auswirkungen auf (potentielle) Anbieter, die im Rahmen der Erar-
beitung dieses Staatsvertrags vorgenommen worden ist. Zur Erreichung der Ziele dieses
Staatsvertrages ist ein hochprofitabler Betrieb jedoch nicht erforderlich; ein solcher gabe viel-
mehr Raum fir weitere Vorgaben zum Schutz der Spieler.

Im Hinblick auf die betroffenen Grundrechte und Grundfreiheiten von (potentiellen) Glicks-
spielanbietern stellt die Erlaubnisfahigkeit des Angebots bei Einhaltung der vorgesehenen
Regulierungsvorgaben zugleich ein milderes Mittel im Vergleich zur Beibehaltung des bishe-
rigen Verbots von virtuellen Automatenspielen, Online-Poker und Online-Casinospielen dar,
welches sich auf der Grundlage der Ziele des Staatsvertrags und der vorliegenden wissen-
schaftlichen Erkenntnisse zu den Gefahren des Online-Gliicksspiels (vgl. unter I.) ebenfalls
weiterhin rechtfertigen liel3e.

Aus den gleichen Griinden wurden auch die Vorgaben flir andere Spielformen, insbesondere
fur das zulassige Angebot von Sportwetten, Uberprift, an den neuen Gesamtregulierungs-
rahmen angepasst und weiterentwickelt.

Bei der Ausarbeitung dieses Staatsvertrags wurden die europarechtlichen Vorgaben beriick-
sichtigt. Danach steht es den Mitgliedstaaten frei, die Ziele ihrer Politik auf dem Gebiet der
Glucksspielregulierung festzulegen. Bei der Bestimmung des ihnen am geeignetsten erschei-
nenden Niveaus des Schutzes der Verbraucher und der Sozialordnung verfiigen die Mitglied-
staaten zudem Uber ein weites Ermessen. Die vorgesehenen Beschrankungen miussen aller-
dings den sich aus der Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofs ergebenden Anfor-
derungen — insbesondere an ihre Rechtfertigung durch zwingende Griinde des Allgemeinin-
teresses und ihre Verhaltnismafigkeit — gentigen (vgl. in diesem Sinne EuGH, Urteil vom 8.
September 2016, Politand, C-225/15, Rn. 39 und 40 und die dort angefiihrte Rechtspre-
chung).

Als Ergebnis der auf Basis der vorstehenden Uberlegungen durchgefiihrten Abwagungen
sind fur samtliche Spielformen — online wie stationar — in Abhangigkeit von den Gefahren des
jeweiligen Glucksspiels jeweils differenzierte MalRnahmen zur Erreichung derselben Ziele
vorgesehen. Diese Mal3nahmen sind insbesondere an der jeweiligen Suchtgefahr und Mani-
pulationsanfalligkeit der jeweiligen Spielform ausgerichtet. Sie dienen dazu, Minderjahrige
vom Glicksspiel abzuhalten, Verbrauchern ein sicheres Gliicksspiel-Umfeld zu bieten und
dem Risiko finanzieller und sozialer Schaden durch Gliicksspiele entgegenzuwirken (vgl.
hierzu auch Empfehlungen der Kommission vom 14. Juli 2014, 2014/478/EU). Vorgesehen
sind anbieterbezogene, spielerbezogene und spielbezogene MalRhahmen, die jeweils auf
einzelne Spielformen Anwendung finden, um unter Beriicksichtigung der jeweiligen Beson-
derheiten fur alle Spielformen dieselben Ziele zu erreichen.

Die Regelungsdichte des Staatsvertrags unterscheidet sich in Abhangigkeit von der angebo-
tenen Spielform. Fur landeribergreifende Glucksspielangebote, welche zentral (berwacht
werden sollen, enthélt der Staatsvertrag detaillierte Regelungen, die ein landerubergreifend
einheitliches Angebot und dessen zentrale Uberwachung ermdglichen. Fiir stationar angebo-
tene Spielformen wie Spielhallen, Spielbanken und Wettvermittlungsstellen enthalt dieser
Staatsvertrag Rahmenregelungen, welche die Lander durch weitere Bestimmungen unter
Berticksichtigung der Besonderheiten des jeweiligen Landes ausfiillen. Dasselbe gilt fur das
Online-Casinospiel, das ebenso wie das stationare Casinospiel (Spielbanken) der Regulie-
rung in Landerhoheit unterstehen soll. Den Landern obliegt es hierbei, jeweils fir ihr Hoheits-
gebiet innerhalb des von diesem Staatsvertrag gesetzten Rahmens eine in sich systemge-
rechte, koharente Regulierung des Glicksspielmarktes sicherzustellen. Innerhalb des von
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diesem Staatsvertrag gesetzten Rahmens sind daher durchaus unterschiedliche, jeweils fur
sich koharente Ausgestaltungen moglich. Derartige differenzierte MaRnahmen sind Auspra-
gung des Foderalismus und der Eigenstaatlichkeit der L&nder in der Bundesrepublik
Deutschland.

1.

Zu den in diesem Staatsvertrag vorgesehenen Maflinahmen gehort fur Lotterien, Spielbanken
und Online-Casinospiele die Beschrankung der Anzahl der Anbieter. Diese Beschrankung
dient der Reduktion der Verfugbarkeit der Gliicksspiele, der Vermeidung eines Wettbewerbs
verschiedener Anbieter mit besonders spielanreizenden Folgen und der Sicherstellung einer
besonders intensiven Aufsicht Uber die Anbieter. Es entspricht stdndiger Rechtsprechung
des Europaischen Gerichtshofs, dass in einem Regulierungssystem mit verschiedenen Arten
von Glicksspielen einige einem staatlichen Monopol und andere einer Regelung unterliegen
darfen, nach der private Veranstalter eine Erlaubnis benétigen. Im Hinblick darauf, dass mit
MalRnahmen, die — wie ein Monopol — auf den ersten Blick als am restriktivsten und wir-
kungsvollsten erscheinen, legitime Ziele verfolgt werden, fiihrt ein solches System nicht
dazu, dass diese MalRBnhahmen ihre Rechtfertigung verlieren (EuGH, Urteil vom 8. September
2010, Carmen Media Group, C-46/08, Rn. 63). Derart divergierende rechtliche Regelungen
andern namlich als solche nichts an der Eignung eines solchen staatlichen Monopols zur
Verwirklichung des mit seiner Errichtung verfolgten Ziels, Anreize fir die Burger zu iberma-
Rigen Ausgaben fir das Spielen zu vermeiden und die Spielsucht zu bekdmpfen. Ein solches
duales System zur Organisation des Glicksspielmarkts kann sich jedoch als im Widerspruch
zu Artikel 56 AEUV stehend erweisen, wenn festgestellt wird, dass die zustéandigen Behor-
den in Bezug auf andere Glicksspiele als die, die dem staatlichen Monopol unterliegen, eine
Politik verfolgen, die eher darauf abzielt, zur Teilnahme an diesen anderen Spielen zu er-
muntern, als darauf, die Spielgelegenheiten zu verringern und die Tatigkeiten in diesem Be-
reich in koharenter und systematischer Weise zu begrenzen, was zur Folge hat, dass das
der Errichtung dieses Monopols zugrunde liegende Ziel, Anreize zu GiberméRigen Ausgaben
fur das Spielen zu vermeiden und die Spielsucht zu bekampfen, mit ihm nicht mehr wirksam
verfolgt werden kann (EuGH, Urteile vom 19. Dezember 2018, Stanley International Betting,
C-375/17, Rn. 47 ff., vom 28. Februar 2018, Sporting Odds, C-3/17, Rn. 23 f. und vom 8.
September 2010, Carmen Media Group, C-46/08, Rn. 63 und 68). Dies beachtet der vorlie-
gende Staatsvertrag, indem er auch die nicht einem staatlichen Monopol unterliegenden
Glucksspielformen einer an den gleichen Zielen ausgerichteten, begrenzenden Regulierung
unterwirft. So haben die Lander beispielsweise auch die Anzahl von Wettvermittlungsstellen
und Spielhallen zu begrenzen.

2.

Eine herauszuhebende MalRnahme ist die Einrichtung eines anbieter- und spielformibergrei-
fenden Spielersperrsystems (88 8 bis 8d), welches insbesondere der Suchtpravention und -
bekéampfung und dem Schutz der Spieler vor Ubermafigen Ausgaben fur Gliicksspiele dient.
Das vorgesehene System ist eine Weiterentwicklung bisheriger Sperrsysteme, welche aus-
schliel3lich spielformbezogen (fur Lotterien, Sportwetten und Spielbanken) bzw. regional (fur
Spielhallen in einigen Bundeslandern) verpflichtend waren. Spielsuchtgeféhrdete und Spiel-
suichtige kdnnen sich bei einem Anbieter mit anbietertibergreifender Wirkung sperren lassen
und sich so von der weiteren Teilnahme an Glicksspielen konsequent ausschlieRen. Im Ver-
gleich zu anbieter- oder spielformbezogenen Sperrsystemen wird hierdurch effektiv verhin-
dert, dass Spieler infolge suchtbedingt fehlender Kontrolle tber ihr Spielverhalten bzw. in-
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folge eines Suchtdrucks bei einem anderen Anbieter oder in einer anderen Spielform weiter-
spielen kdnnen. Vorgesehen sind Selbst- und Fremdsperren. Die Selbstsperre kann auch
ohne Angabe von Griinden erfolgen, insbesondere ist das Vorliegen einer Spielsuchtgefahr-
dung oder Spielsucht keine Voraussetzung fur eine Sperre. Eine beantragte Selbstsperre ist
einzutragen. Eine Fremdsperre darf durch den Veranstalter oder Vermittler hingegen nur in
den staatsvertraglich festgelegten Fallen erfolgen, in denen diesem bekannt ist oder durch
das Vorliegen tatsachlicher Anhaltspunkte, die diese Annahme rechtfertigen, bekannt sein
musste, dass eine Spielsuchterkrankung oder -gefahrdung vorliegt oder GiberméRige Ausga-
ben fir Glucksspiele erfolgen. Die Dauer der Sperre betragt grundsatzlich mindestens ein
Jahr, wobei bei einer Selbstsperre im Antrag ein abweichender (langerer oder kirzerer) Zeit-
raum von mindestens drei Monaten angegeben werden kann. Die Entsperrung erfolgt nur auf
schriftlichen Antrag, der erst nach Ablauf der Mindestsperrdauer eingereicht werden kann
und mit einem zeitlichen Verzug. Dies gibt Spielern, die nach Ablauf der Mindestsperrdauer
eine Aufhebung der Sperre beantragen, die Méglichkeit, nochmals lber die Aufhebung der
Sperre nachzudenken und die Sperre bei einem anderweitigen Entschluss aufrecht zu erhal-
ten. Ausnahmen bestehen aufgrund geringer Suchtgefahr infolge der bestehenden Regulie-
rung und der Praktikabilitdt der Abfrage der Sperrdatei im stationdren Bereich nur fir Lotte-
rien mit einer sehr geringen Ereignisfrequenz sowie fir bestimmte Bereiche der Pferdewet-
ten. Erganzend zu den langfristig wirkenden Spielersperren ist fir typischerweise vergleichs-
weise schnelle Spielformen im Internet eine niedrigschwellige Kurzzeitsperre mit einer Sperr-
dauer von 24 Stunden vorgesehen (8 6i Absatz 3). Auch diese Sperren werden im Sperrsys-
tem hinterlegt und wirken anbieter- und spielformibergreifend, enden jedoch automatisch
nach Ablauf von 24 Stunden und sollen insbesondere eine Mdglichkeit bieten, sich dem je-
derzeit moglichen Zugriff auf Angebote im Internet kurzfristig zu entziehen.

3.

Die Teilnahme an einem erlaubten 6ffentlichen Gliicksspiel im Internet darf zudem nur mit
einem anbieterbezogenen Spielkonto (88 6a und 6b) erfolgen. Die Registrierung erfolgt
durch den Spieler beim Anbieter, der die Angaben des Spielers anhand geeigneter Metho-
den zu uberprufen hat. Die Richtlinien der Kommission fur Jugend- und Medienschutz sind
dabei zu beachten, ohne dass in der Schutzwirkung gleichwertige Losungen ausgeschlossen
waren. Hierdurch wird — entsprechend den nach dem Geldwaschegesetz (GwG) ohnehin be-
stehenden Vorgaben — ein anonymes Spiel im Internet ausgeschlossen und somit die Teil-
nahme Minderjahriger oder Gesperrter durch Angabe unrichtiger personlicher Daten verhin-
dert. Die hierflir zu erhebenden personenbezogenen Daten orientieren sich an den nach

8 11 Absatz 4 GwG fur die Uberwiegende Anzahl der Gliicksspiele im Internet ohnehin zu er-
fassenden Daten, einschlie3lich der Anschrift des Spielers, und dienen der eindeutigen lden-
tifizierung der Spieler.

4.

Fur die der Sperrdatei unterliegenden Gliicksspiele im Internet wird zudem ein verpflichten-
des anbieteriibergreifendes Einzahlungslimit (siehe § 6c¢) eingefihrt, dessen Hohe vom Spie-
ler im Voraus selbst bestimmt werden muss, grundsétzlich jedoch 1.000 Euro pro Monat
nicht Gbersteigen kann. Dieses Limit soll ein bewusstes Spielen férdern und die finanziellen
Folgen einer unerkannt gebliebenen Spielsuchterkrankung fur Spieler und Angehdrige redu-
zieren. Zugleich dient es dazu, den suchtpraventiven Nachteilen der Spielteilnahme Uber das
Internet (z.B. fehlende soziale Kontrolle durch Angehdorige, Personal des Anbieters oder
Dritte und hohe Verfugbarkeit eines Internetangebots, vgl. EUGH, Urteil vom 30. Juni 2011,
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Zeturf, Rs. C- 212/08, Rn. 80) zu begegnen. Die Ausgestaltung des Limits erfolgt anbieter-
Ubergreifend, da eine ausschlief3lich anbieterbezogene Limitierung in einem Erlaubnismodell
mit mehreren Anbietern aufgrund der jederzeitigen Moglichkeit der Anmeldung bei mehreren
Anbietern kaum begrenzend wirkt und daher kaum zur Erreichung der Ziele dieses Staats-
vertrags beitragen kann. Die Limitierung im Internet dient damit auch dazu, die Begrenzun-
gen im stationdren Bereich nicht zu konterkarieren.

Durch das Limit werden die Einzahlungen bei Glicksspielanbietern fir jeden Spieler individu-
ell begrenzt. Auch nach Erreichen des Limits darf mit auf dem Spielkonto vorhandenem Gut-
haben weitergespielt werden. Diese Art des Limits dient der Akzeptanz bei Spielern, der
Gleichbehandlung unterschiedlicher Spielformen, der praktischen Umsetzbarkeit, der Uber-
prufbarkeit der Einhaltung sowie der von der Datenschutzgrundverordnung geforderten Da-
tensparsamkeit. Ein Einsatzlimit, wie es bislang im bisherigen Gllcksspielstaatsvertrag mit
nur anbieterbezogener Wirkung vorgesehen war, hatte bei anbieteriibergreifender Ausgestal-
tung zum Zwecke der Uberpriifung der Einhaltung des Limits die Ubermittlung jeglichen Ein-
satzes an eine zentrale Stelle erfordert. Durch das Einzahlungslimit wird der zentralen Be-
horde hingegen nur bekannt, wann der Spieler eine Einzahlung vornimmt. Was mit den Ein-
zahlungen erfolgt, wann welches Spiel gespielt wird, welche Einsatze getatigt werden und ob
Auszahlungen erfolgen, wird in der Limitdatei hingegen nicht vermerkt.

5.

Zur Vermeidung der Umgehung von suchtpraventiven Regulierungsvorgaben (z.B. Wartezei-
ten, Maximaleinsatze, Mindestspieldauer) verbietet der Staatsvertrag das parallele Spiel im
Internet (8§ 6h Absatz 1). Die Einhaltung dieses Verbots wird sichergestellt, indem die Anbie-
ter die Teilnahme an einem der Sperrdatei unterliegenden Gliicksspiel im Internet nur ermag-
lichen durfen, wenn der Spieler nicht anderweitig bei einem Glicksspiel im Internet aktiv ist.
Dazu ist im Internet eine Datei zur Verhinderung parallelen Spiels (8 6h Absatz 2 bis 8) vor-
gesehen (im Folgenden: ,Aktivitatsdatei). Diese Datei dient zugleich zur Ermdglichung einer
Spielpause von 5 Minuten beim Wechsel zwischen Anbietern, welche zur Reduktion der Ver-
fugbarkeit von Glicksspielen sowie der Reduzierung der Ereignisfrequenz und der Unterbre-
chung des durchgehenden Spiels dient (vgl. zu den Auswirkungen dieser Faktoren auf die
Suchtgefahr eines Gliicksspiels: Meyer, u.a., Die Einschatzung des Gefahrdungspotenzial
von Glucksspielen: Ergebnisse einer Delphi-Studie und empirischen Validierung der Beurtei-
lungsmerkmale, 2010 SUCHT, 56(6), 405-414; ASTERIG-Studie: Blanco u.a., Assessment
Tool to Measure and Evaluate the Risk Potential of Gambling Products, The Journal of
Gambling Business and Economics 2013, Vol. 7, No. 1). In der Aktivitatsdatei wird aus-
schlie3lich erfasst, ob ein Spieler aktuell aktiv im Sinne des § 6h ist. Auch hier wird nicht er-
fasst, was gespielt, eingesetzt oder verloren wird. Die Information zur Aktivitat wird zudem
nicht dauerhaft gespeichert, sondern unverzuglich nach Ablauf der finfminttigen Wartezeit
gelbscht.

6.

Daneben werden Veranstalter von Online-Casinospielen, Online-Poker und virtuellen Auto-
matenspielen im Internet sowie Veranstalter und Vermittler von Sportwetten im Internet ver-
pflichtet, ein automatisiertes System zur Fritherkennung von gliicksspielsuchtgefahrdeten
Spielern einzusetzen (8§ 6i Absatz 1). Diese anbieterbezogenen, also nicht mit staatlicher Da-
tenerhebung verbundenen, auf wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhenden Systeme sol-
len frihzeitig Verhaltensmuster erkennen, die Anhaltspunkte fir eine Spielsuchtgefahrdung
bieten, und verpflichtende MafRnahmen entsprechend dem Sozialkonzept des jeweiligen An-
bieters auslosen. Solche MaRnahmen kdnnen bei Vorliegen entsprechender Anhaltspunkte
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etwa bis hin zur Eintragung einer Fremdsperre im Spielersperrsystem reichen. Diese Friher-
kennungssysteme sollen zum einen einen Ausgleich daflr schaffen, dass im Internet keine
Aufsicht durch das Personal des Veranstalters oder Vermittlers erfolgt, welches aufgrund
landesrechtlicher Bestimmungen dazu angehalten ist, Spieler im stationaren Bereich bei auf-
falligem Spielverhalten anzusprechen und ggf. Mal3nahmen zu ergreifen. Zum anderen sol-
len die Systeme dazu beitragen, den Nachteilen, die das Gliicksspiel im Internet aufgrund
der hohen Verfligbarkeit und fehlenden Sozialkontrolle mit sich bringt, entgegenzuwirken.
Anders als bei der Wahrnehmung von stationaren Gliicksspielangeboten ist fir die Wahrneh-
mung von Glicksspielangeboten im Internet keine Ortsveranderung des Spielers erforder-
lich. Die Teilnahme kann jederzeit, auch nach einem kurzfristigen Entschluss zwischen ande-
ren Tatigkeiten und ganzlich unbemerkt von anderen Personen erfolgen. Andere Personen
im Umfeld eines Spielers kdnnen daher Anzeichen fir eine mégliche Suchtgefahrdung bei
Online-Glicksspielen jedenfalls schwieriger erkennen als bei stationdren Angeboten. In Teil-
bereichen kdnnen automatisierte Systeme zur Spielsuchtfriiherkennung dabei sogar effekti-
ver als die Aufsicht bei stationéren Gliicksspielangeboten arbeiten. In diesen Systemen kann
das Spielverhalten eines Spielers bei demselben Anbieter in seiner Gesamtheit und mit
gleichbleibender Intensitat berlicksichtigt werden, wahrend die Aufsichtspersonen bei statio-
naren Glucksspielangeboten aufgrund begrenzter Wahrnehmungs- und Erinnerungsmaglich-
keiten sowie aufgrund von Schichtwechseln und menschlich-subjektiver Beschrankungen im-
mer nur einen Ausschnitt des Spielverhaltens bewerten kénnen.

7.

Zur Uberwachung der Einhaltung der Regulierungsvorgaben und der Verhinderung von Ma-
nipulationen insbesondere durch Veranstalter werden diese verpflichtet, einen sog. Safe-Ser-
ver bereit zu halten (§ 6i Absatz 2). Auf diesem Server werden samtliche Spieldaten pseudo-
nymisiert unveranderlich abgelegt und der zustandigen Aufsichtsbehdrde zum Zwecke der
Auswertung zur Verfugung gestellt. Ein entsprechendes System ist bereits seit mehreren
Jahren in Schleswig-Holstein fir die dort zulassigen Online-Angebote im Einsatz. Bereits die
bloRe Mdglichkeit der systematischen Auswertung der Daten — welche auch vergangene
Zeitrdume einbeziehen kann — dient einer Selbstdisziplinierung der Anbieter. Auffalligkeiten
kénnen Anbietern mitgeteilt werden und bei Versté3en gegen Regulierungsvorgaben oder
Manipulationen kdnnen ordnungsrechtliche Malinahmen bis zum Entzug der Erlaubnis ange-
ordnet werden. Fir die Ausiibung der Uberwachung erlaubter Angebote ist eine derartige
Auswertung vorhandener Daten aufgrund der Zufallsabh&angigkeit der Gliicksspiele essenti-
ell. Veranstalter konnten bei durch Testspiele oder Stichproben gewonnenen Erkenntnissen
regelmafig statistische Verzerrungen als Grund fur eine Abweichung beispielsweise von an-
gegebenen Auszahlungsquoten oder Gewinnchancen angeben. Der Nachweis von Manipu-
lationen durch die Behorde ware ohne ein solches System daher kaum mdglich. Anhand der
vorhandenen Daten kann die zustandige Behtrde zudem Marktentwicklungen beobachten
und bei eventuellen Fehlentwicklungen, die den Zielen dieses Staatsvertrags widersprechen,
im Rahmen ihrer vorhandenen Méglichkeiten entgegensteuern.

8.

Weitere wesentliche, dem Schutz vor Spielsucht, betrigerischen Unternehmungen und sons-
tigen Gefahren des Gllicksspiels dienende Vorgaben dieses Staatsvertrags sind

- das Kreditverbot (§ 4 Absatz 5 Nr. 2),
- die Verpflichtung zur Erstellung und Einhaltung eines Sozialkonzepts (§ 6),
- die Trennung von Angeboten unterschiedlicher Spielformen (8 4 Absatz 5 Nr. 5),
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- Bedingungen fir die Feststellung der Zuverlassigkeit und Sachkunde der Anbieter
(8 4a Absatz 1),

- die Trennung der auf Spielkonten gebuchten Betrédge vom sonstigen Vermégen des
Anbieters (8 6b Absatz 6),

- die sachverstandige Uberprifung von Zufallsgeneratoren bei Spielen im Internet
(8 6e Absatz 2),

- Informationspflichten des Anbieters gegeniiber dem Spieler (§ 6d),

- ein sog. ,Reality-Check” nach jeweils einer Stunde des Spiels im Internet (§ 6h Ab-
satz 7) und

- die Einschrankung unentgeltlicher Angebote von Erlaubnisnehmern (8 6j).

9.

Hinzu kommen spielformspezifische Vorgaben im 5. Abschnitt. Es dirfen nur solche Sport-
wetten, Online-Pokerspiele und virtuellen Automatenspiele angeboten werden, die den Zie-
len dieses Staatsvertrags nicht widersprechen und von der zustandigen Behdrde erlaubt
worden sind. Eine solche Erlaubnis kann nur erteilt werden, wenn die zur Erreichung der
Ziele dieses Staatsvertrags vorgesehenen spielformspezifischen Vorgaben eingehalten wer-
den und auch sonst nicht erkennbar ist, dass das konkrete Gliicksspiel den Zielen dieses
Staatsvertrags zuwiderlauft. Bei den spielformspezifischen Vorgaben wurden insbesondere
die konkrete Gefahrlichkeit und die Besonderheiten des jeweiligen Glicksspiels berticksich-
tigt.

10.

Die 88 6 (Sozialkonzept), 7 (Aufklarung) und 11 (Sicherstellung der Suchtpravention, -bera-
tung und -forschung) stellen neben den gliicksspielformspezifischen Vorschriften zur Minde-
rung von Suchtrisiken die allgemeinen suchtfachlichen Vorgaben fir das stationéar angebo-
tene bzw. fur das im Internet angebotene 6ffentliche Gliicksspiel dar. Vor dem Hintergrund
der Neuregulierung des Gliicksspielwesens in Deutschland durch diesen Staatsvertrag ein-
schlief3lich erlaubter Casino- und Pokerangebote im Internet sowie erlaubter virtueller Auto-
matenspiele im Internet werden daher die 88 6, 7 und 11 seit ihrer erstmaligen Festlegung im
Staatsvertrag zum Gliicksspielwesen in Deutschland in der von den Ministerprasidenten der
Lander vom 30. Januar bis 31. Juli 2007 unterzeichneten Fassung (GlUStV 2008) novelliert.
Im Lichte des neuregulierten 6ffentlichen Gliicksspiels zielen die Anderungen insbesondere
darauf ab,

- die Kernziele gemal} § 1 Satz 1 Nummer 1 (,das Entstehen von Glucksspielsucht und
Wettsucht zu verhindern und die Voraussetzungen fir eine wirksame Suchtbekamp-
fung zu schaffen®) sowie gemaR § 1 Satz 1 Nummer 3 (,den Jugend- und Spieler-
schutz zu gewahrleisten®) zu erreichen,

- die gliucksspielformspezifischen Gefahren des erlaubten Anbietens von Gliicksspielen
im Internet zu beriicksichtigen,

- die dem Stand der Suchtforschung entsprechenden Anforderungen an die Suchtpra-
vention und an die Suchtbekdmpfung zu konkretisieren und im Sinne einer gré3eren
landerlbergreifenden Einheitlichkeit auf verbindliche Mindeststandards hinzuwirken
sowie

- die Strukturierung der Regelungen durch die Integration des bisherigen Anhangs
,Richtlinien zur Vermeidung und Bekampfung von Glicksspielsucht® zu verbessern.
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11.

Datenschutzrechtliche Belange wurden bei Ausarbeitung des Staatsvertrags umfassend be-
ricksichtigt. Durch diesen Staatsvertrag wird insbesondere in Bezug auf die Teilnahme an
Glucksspielen Uber das Internet in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung einge-
griffen. Die Einrichtung und der Betrieb des Spielersperrsystems, der Limitdatei, der Aktivi-
tatsdatei und der Safe-Server erfordern die Erhebung und sonstige Verarbeitung von perso-
nenbezogenen Daten bei Anbietern und der fur die Fihrung der Systeme zusténdigen staat-
lichen Behorde. Entsprechendes gilt fir den Anbieter beim Betrieb des automatisierten Sys-
tems zur Friherkennung von gliicksspielsuchtgefahrdeten Spielern. Bei jeder einzelnen die-
ser MalBhahmen wurden die Eingriffe in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung ge-
gen die anderen betroffenen Rechtsgiter abgewogen und auf eine mdglichst datensparsame
Ausgestaltung der MaRhahmen geachtet. In die erfolgte Abwégung ist auch eingeflossen,
dass diese MalRnahmen wesentliche Voraussetzung fur die kinftige Ermoglichung eines er-
laubten Angebots darstellen. Der Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung
stellt insoweit ein milderes Mittel im Vergleich zur Beibehaltung oder Ausweitung des Total-
verbots und des damit verbundenen Eingriffs in die allgemeine Handlungsfreiheit von (poten-
tiellen) Spielern und in die Grundrechte der Anbieter (insbesondere der Berufs- und Gewer-
befreiheit nach Artikel 12 GG) dar.

Der Betrieb des aus Grinden der Suchtpravention erforderlichen anbieter- und spielform-
Ubergreifenden Spielersperrsystems erfordert die Erfassung personenbezogener Daten je-
des Spielers zum Abgleich mit der Sperrdatei. Die zu erfassenden Daten und zum Zwecke
des Abgleichs zu tGbermittelnden Daten sind zu einer eindeutigen Identifizierung des Spielers
erforderlich und entsprechen den nach dem Geldwéaschegesetz ohnehin von zahlreichen An-
bietern zu erhebenden Daten. Zu diesen personenbezogenen Daten gehort auch die Ad-
resse des Spielers, da eine Namens- und Geburtstagsgleichheit nicht ausgeschlossen wer-
den kann. Ahnlich effektive, aber datensparsamere MaRnahmen sind nicht vorhanden. Ins-
besondere ware es nicht datensparsamer, Spieler zum Anlegen eines zentralen Spielkontos
zu verpflichten, unter dem bei allen Anbietern gespielt werden kann. Im Gegenteil wirde ein
zentrales Spielkonto mindestens genauso viele bzw. je hach Ausgestaltung weitaus mehr
Datenabgleiche zwischen dem Anbieter und der das zentrale Spielkonto fihrenden Stelle er-
fordern, weil auch hier abgeglichen werden musste, ob das zentrale Spielkonto noch exis-
tiert, nicht gesperrt ist und ob eventuell fir die Teilnahme am jeweils nachsten Gliicksspiel
noch genugend Geld eingezahlt worden ist.

Ahnlich liegt es bei der Limitdatei und der Aktivitatsdatei. Auch hier ist eine eindeutige Identi-
fizierung der Spieler erforderlich, um nicht versehentlich Spieler vom Spiel auszuschliel3en
(und damit ebenfalls in deren Rechte einzugreifen) und um sicherzustellen, dass ein Spieler
das ihn schiitzende Limit nicht mehrmals in Anspruch nehmen bzw. parallel und ohne Warte-
zeiten vor dem Anbieterwechsel spielen kann. Beide Dateien sind auf eine zur Erreichung
ihrer jeweiligen Ziele erforderliche Datenverarbeitung begrenzt und produzieren in ihrer vor-
gesehenen Ausgestaltung insbesondere — auch zusammen betrachtet — keinen ,glasernen
Spieler®. Die Limitdatei ist auf die Erfassung des selbst gesetzten Limits und die getatigten
Einzahlungen des laufenden Monats beschrankt. Nach Ablauf des Monats sind die erfassten
Einzahlungen unverziglich zu I6schen. Die zentrale Speicherung des selbst gesetzten Limits
muss aufgrund dessen Schutzzwecks tber den laufenden Monat hinaus erfolgen. Andern-
falls musste das Limit bei Folgeeinzahlungen stets neu gesetzt werden. Dies widerspréache
jedoch dem Schutzgedanken des selbstgesetzten Limits, da somit das Limit jeden Monat
ohne Einhaltung einer Wartezeit heraufgesetzt werden kdnnte. Die Erfassung der Einzahlun-
gen ermoglicht — im Gegensatz zur Erfassung von Einsatzen — zudem keine Auswertung des
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Spielverhaltens. Ableitbar ist lediglich, welche Spielform eine Person beabsichtigt zu spielen,
wenn die Einzahlung an einen Anbieter erfolgt, der nur eine einzige Spielform anbietet. Bietet
ein Anbieter mehrere Spielformen an, ergibt sich aus der Tatsache, dass eine Einzahlung er-
folgt, lediglich, dass der Spieler beabsichtigt, an Gliicksspielen teilzunehmen. Der Anbieter,
bei dem die Einzahlung erfolgt ist, wird zudem nicht dauerhaft gespeichert. Auszahlungen an
den Spieler werden ebenfalls nicht erfasst. Aus der Limitdatei ergibt sich daher nicht einmal,
ob tatsachlich eine Teilnahme an einem Glicksspiel erfolgt ist oder lediglich Betrége einge-
zahlt und spéater wieder ausgezahlt worden sind. Wann eine Teilnahme erfolgt und welche
Spiele mit welchen Einsatzen gespielt werden, ist ebenfalls nicht erkennbar. Werden Ge-
winne erzielt oder die Einzahlungen nicht vollstandig eingesetzt, kann mit den auf dem Spiel-
konto beim Anbieter vorhandenen Betragen auch nach mehreren Monaten und Jahren ge-
spielt werden, ohne dass Uberhaupt ein Datensatz in der Limitdatei flr diesen Spieler enthal-
ten ist.

Ahnliches gilt fur die Aktivitatsdatei nach § 6h. Anhand der darin erfassten Daten ist aus-
schlie3lich erkennbar, ob eine bestimmte Person aktuell bei einem Anbieter aktiv geschaltet
ist. Vergangene Aktivitdten werden nicht gespeichert und sind daher nicht einsehbar. Auch
anhand dieser Datei ist nicht erkennbar, an welchen Spielen mit welchen Einsatzen eine ak-
tiv geschaltete Person teilnimmt. Es ist nicht einmal erkennbar, dass die Person tatsachlich
aktuell aktiv spielt, weil die Aktivschaltung auch im Falle einer Inaktivitat unter Umstanden bis
zu 35 Minuten fortbesteht.

Eine Abwagung unter Einbeziehung datenschutzrechtlicher Belange ist auch im Hinblick auf
die Verpflichtung der Anbieter zum Einsatz eines automatisierten Systems zur Friherken-
nung von gliicksspielsuchtgefahrdeten Spielern erfolgt. Dieses System ist fur die Erlaubnisfa-
higkeit bislang unerlaubter Spielformen und Wetten von zentraler Bedeutung, da hierdurch
die beim stationaren Angebot bestehende Aufsicht durch Personal ersetzt und den spezifi-
schen Suchtgefahren der Spielteilnahme im Internet, welche insbesondere aus der fehlen-
den sozialen Kontrolle und der hohen Verfligbarkeit erwachsen, eine technische Losung ent-
gegengesetzt werden kann. Ohne Auswertung des Spielverhaltens kénnten Anbieter nicht
erkennen, ob bei ihnen Spielsiichtige oder Spielsuchtgefahrdete spielen und somit auch
keine entsprechenden, im Sozialkonzept zu beschreibenden und danach verpflichtend umzu-
setzenden GegenmalRnahmen ergreifen. Das System zur Friiherkennung von gliicksspiel-
suchtgefahrdeten Spielern tragt damit wesentlich zu einer koharenten Ausgestaltung des Ge-
samtsystems bei. Hierflr ist allerdings die Verarbeitung und Auswertung der Spieldaten
samtlicher Spieler zwingend erforderlich. Die Auswertung nur der Daten einer begrenzten
Anzahl an Spielern oder unvollstandiger Datensatze wirde die Gefahr deutlich erhéhen,
dass Spielsuchtgefahrdete nicht oder nicht rechtzeitig erkannt werden und daher nicht nur
gesundheitlich, sondern auch finanziell fir die Betroffenen, deren Angehdrige und die Gesell-
schaft extrem nachteilige Folgen einer Spielsucht vermehrt auftreten wirden. Datenschutz-
rechtliche Belange wurden im Rahmen der Abwéagung der betroffenen Rechtsguter jedoch
bei der Ausgestaltung des Systems berticksichtigt. Entgegen bestehender Forderungen zahl-
reicher Suchtforscher handelt es sich um ein anbieterbezogenes und kein anbietertbergrei-
fendes System. Neben erwarteten Schwierigkeiten bei der technischen Umsetzbarkeit eines
anbieteribergreifenden Systems und der Notwendigkeit kurzfristiger Reaktionen auf das
Spielverhalten eines Spielers (z.B. unverzigliche Hinweise bei Auffalligkeiten im Spielverhal-
ten) liegt die Entscheidung fur ein anbieterbezogenes System auch in datenschutzrechtli-
chen Bedenken begriindet, weil ein anbieteriibergreifendes System die Ubermittlung samtli-
cher personenbezogener Spieldaten an eine zentrale private oder staatliche Stelle erfordern
wuirde, welche die Daten von mehreren Anbietern zusammenfihren, dauerhaft speichern
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und auswerten musste. Hierdurch wirde ein fir die private Stelle oder staatliche Behédrde
vollstandig ,glaserner Spieler entstehen. Der Eingriff bei einem anbieterbezogenen System
ist hierbei deutlich geringer, weil die personenbezogenen Daten beim Anbieter ohnehin vor-
liegen und bereits aus anderen Grinden (z.B. Fihrung des Spielkontos) stetig verarbeitet
werden mussen.

12.

Weiteres zentrales Ziel dieses Staatsvertrags ist die Starkung des Vollzugs gegen illegale
Angebote und die Effektivierung der Aufsicht tiber erlaubte Angebote. Hierzu wird nach dem
Vorbild anderer europdischer Lander eine von den Landern getragene zentrale Behdrde im
Land Sachsen-Anhalt errichtet, welche kinftig fir Vollzugsmaflinahmen gegen bestimmte il-
legale Angebote im Internet, fir die Erlaubniserteilung bei landerubergreifend wirksamen Er-
laubnissen und auch fiir die Uberwachung der von ihr erlaubten Anbieter zustandig sein wird
(8 27a). Hierdurch entfallen im bisherigen Verfahren notwendige Abstimmungen zwischen
den 16 Glucksspielaufsichtsbehdrden der Lander, so dass schneller und zielfihrender agiert
werden kann. Zudem entfallt die bisherige Aufteilung unterschiedlicher Aufgaben auf ver-
schiedene Léander, so dass auch hier Abstimmungsbedarf reduziert und fur Anbieter lander-
Ubergreifender Angebote fur diese Angebote und deren Bewerbung kinftig ein einheitlicher
Ansprechpartner geschaffen wird. Die Behorde wird mit ausreichend Personal und finanziel-
len Mitteln ausgestattet werden, um die ihr zukommenden Aufgaben effektiv erfillen zu kén-
nen. Sie wird in der Rechtsform einer Anstalt des 6ffentlichen Rechts errichtet. Ihre Organe
sind ein den Geschaftsbetrieb leitender Vorstand sowie als zentrales, den erforderlichen
Landereinfluss sicherndes Gremium ein mit Vertretern der politischen Leitungsebene der
Landerministerien besetzter Verwaltungsrat (§ 27g). Diesem Verwaltungsrat obliegt es, fur
den Vorstand bindende Entscheidungsrichtlinien und Weisungen im Einzelfall zu erteilen (8§
27h Absatz 4).

Eine effektive Bek&dmpfung des Schwarzmarktes ist sowohl zum Schutz der Spieler vor den
gefahrlicheren Angeboten des Schwarzmarkts wie auch zum Schutz der erlaubten Anbieter
erforderlich. Um den in der Evaluierung des Ersten Glucksspielanderungsstaatsvertrags fest-
gestellten Schwierigkeiten im Vollzug insbesondere gegen unerlaubte Anbieter von Gliicks-
spielen im Internet mit Sitz im Ausland, deren Angebot sich an inlandische Kunden richtet
(vgl. Evaluationsbericht der obersten Gliicksspielaufsichtsbehdrden der Lander nach § 32
GlustV vom 28. April 2017, S. 11 ff.), zu begegnen, sind in diesem Staatsvertrag neben der
Zentralisierung der Zustandigkeiten fur den Vollzug verbesserte und erweiterte Ermittlungs-
und Eingriffsmoglichkeiten der Glicksspielaufsichtsbehdrden vorgesehen. Dabei handelt es
sich insbesondere um folgende Aspekte:

¢ Die staatsvertragliche Verankerung einer im Internet veroffentlichten ,,White-List“ er-
laubter Glicksspielanbieter (8 9 Absatz 8) ermdglicht es Dritten, sich kurzfristig dar-
Uber zu informieren, ob ein bestimmter Veranstalter oder Vermittler Gber eine Erlaub-
nis verfiigt und auf welche Spielformen sich diese bezieht. Bei Angeboten, die in der
White-List aufzunehmen sind, dort aber nicht aufgelistet sind, handelt es sich auf-
grund der Erlaubnispflicht nach § 4 Absatz 1 Satz 1 regelmafiig — allein der Aktuali-
sierungszeitraum der Liste ist zu berticksichtigen — um unerlaubtes Glicksspiel. Am
Rechtsverkehr Beteiligte (z.B. Zahlungsdienstleister, Werbedienstleister, Werbetrager
und Spieler) sowie Behorden (z.B. Staatsanwaltschaften und Landesmedienanstal-
ten) kbnnen damit unerlaubte Gliicksspielanbieter kurzfristig erkennen und entspre-
chende MalRnahmen ergreifen. Insbesondere kdonnen Landesmedienanstalten und
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die fur den offentlich-rechtlichen Rundfunk zustandige Rechtsaufsicht, deren Zustan-

digkeiten fur Mallnahmen gegen Rundfunkveranstalter und Anbieter von Telemedien

durch diesen Staatsvertrag nicht berihrt werden, unerlaubte Glucksspielanbieter auf

diese Weise erkennen und friihzeitig Malinahmen gegeniber Rundfunkveranstaltern

und Anbietern von Telemedien zur Unterbindung von Werbung fur unerlaubte Glicks-
spielanbieter ergreifen.

o Daneben werden verbesserte Mdoglichkeiten zur Unterbindung von Zahlungsstro-
men vorgesehen (8 4 Absatz 1 Satz 3 und 8 9 Absatz 1 Satz 3 Nr. 4). Die Unterbin-
dung von Zahlungsstromen ist inzwischen in einer Vielzahl der Rechtsordnungen der
EU und des EWR vorgesehen (vgl. Europaische Kommission, Abschlussbericht der
Studie ,Evaluation of Regulatory Tools for Enforcing Online Gambling Rules and
Channelling Demand towards Controlled Offers, veroffentlicht am 29. Januar 2019,
S. 15). In Deutschland wurden insbesondere nach den Entscheidungen des Bundes-
verwaltungsgerichts vom 26. Oktober 2017 (u.a. 8 C 18/16, BVerwGE 160, 193-212)
positive Erfahrungen mit der Unterbindung von Zahlungsstromen gemacht. Das be-
reits bestehende Verbot der Mitwirkung an Zahlungen im Zusammenhang mit uner-
laubten Glicksspielen sowie die bestehende Grundlage fir Untersagungsverfugun-
gen gegenuber den am Zahlungsverkehr Beteiligten haben in vielen Fallen dazu ge-
fuhrt, dass Zahlungsdienstleister infolge eines Austausches mit der Gliicksspielauf-
sicht die Mitwirkung an Zahlungen im Zusammenhang mit unerlaubten Gliicksspielen
unterlassen. Soweit nicht sdmtliche Zahlungsstréme an einen Anbieter unerlaubten
Glucksspiels unterbunden werden kdénnen, dient die Unterbindung der Zahlungs-
strome der erheblichen Reduzierung der Attraktivitat des unerlaubten Angebots, weil
(potentielle) Spieler Zahlungen bevorzugt Gber ihnen als seriés bekannte Dienstleis-
ter vornehmen, welche sie auch bereits aus anderen Zusammenhangen kennen. Die
Nichtverfugbarkeit solcher Zahlungswege tragt daher dazu bei, dass solche Personen
eher ein erlaubtes, weniger gefahrliches Glicksspielangebot wahrnehmen, bei dem
Zahlungen Uber die von ihnen bevorzugten Dienstleister méglich sind. Entscheiden
sich vermehrt Spieler gegen unerlaubte Anbieter, wird die Bereitstellung des uner-
laubten Angebots fir diese auch wirtschaftlich unattraktiv. Auf Basis der bisherigen
Rechtslage kdnnte jedoch die Vermischung von unerlaubtem Glicksspiel mit anderen
(erlaubten) Geschaften MaBnahmen zur Zahlungsunterbindung erschweren. Daher
wird nunmehr klargestellt, dass auch die Mitwirkung am Zahlungsverkehr fiir sonstige
Leistungen verboten ist, soweit Veranstalter und Vermittler von Glicksspiel diese mit
unerlaubtem Glicksspiel geschaftlich vermischen (§ 4 Absatz 1 Satz 3).

¢ Es wird eine neue Rechtsgrundlage fir Manahmen gegen Diensteanbieter mit dem
Ziel der Sperrung unerlaubter Glucksspielangebote (,IP-Blocking®) geschaffen (§ 9
Absatz 1 Satz 3 Nr. 5). Entsprechende Mal3nahmen sind inzwischen in 60 % der
EU/EWR-Mitgliedstaaten vorgesehen und haben sich dort als effektiv erwiesen. Auch
weitere Staaten diskutieren die Einfihrung entsprechender MaRhahmen (vgl. Europa-
ische Kommission, Abschlussbericht der Studie ,Evaluation of Regulatory Tools for
Enforcing Online Gambling Rules and Channelling Demand towards Controlled Of-
fers, verdffentlicht am 29. Januar 2019, S. 32 ff.). Diese Malinahmen dirfen nur er-
griffen werden, wenn sich unmittelbare Malinahmen gegentiber dem Veranstalter
oder Vermittler des unerlaubten Gliicksspiels als nicht durchfiihrbar oder nicht erfolg-
versprechend erwiesen haben. Die Mal3hahmen miissen somit nicht zuvor versucht
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worden sein, wenn sie nach bisherigen Erfahrungen ins Leere laufen wirden; sie zie-
len daher insbesondere auf Veranstalter und Vermittler mit Sitz im Ausland, die einer
vollziehbaren Untersagungsverfugung nicht nachkommen.

o Erstmals im Staatsvertrag enthalten ist auch eine ausdrickliche Rechtsgrundlage fir
Testspiele und Testkaufe durch die Glicksspielaufsicht, welche sowohl zur Samm-
lung von Informationen Uber unerlaubte Anbieter als auch der Ausuibung einer effekti-
ven Aufsicht tber erlaubte Angebote dient (8 9 Absatz 2a).

o Die Erlaubniserteilung fur die Veranstaltung von Sportwetten, Pferdewetten, Online-
Poker und virtuellen Automatenspielen setzt ausdriicklich voraus, dass nicht nur An-
tragsteller, sondern auch samtliche — im weitesten Sinne — verbundenen Unterneh-
men und Personen kein unerlaubtes Glicksspiel veranstalten oder vermitteln
(8 4a Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe d). Erfolgt dies nach Erteilung der Erlaubnis,
kann die zustandige Behdrde MalRnahmen bis zum Widerruf der Erlaubnis erlassen.
Damit soll eine Einstellung des Angebots unerlaubten Gliicksspiels erreicht und
rechtlichen Gestaltungen entgegengewirkt werden, bei denen etwa verbundene Un-
ternehmen nicht erlaubte Gliicksspiele unter Nutzung einer au3eren Gestaltung an-
bieten, die der Gestaltung desAngebots von Erlaubnisinhabern ahnlich ist, und
dadurch den Eindruck vermitteln, dass es sich um ein erlaubtes Angebot handelt und
zugleich von zulassigen Werbemafinahmen fur das erlaubte Angebot profitieren.

13.

Erganzend wurde auch die Werbereqgulierung tiberarbeitet, die zur Erreichung der Ziele die-
ses Staatsvertrags zwingend erforderlich ist (8 5). Insbesondere auf vulnerable Personen
(z.B. Minderjahrige, Spielsuchtgefahrdete und Spielsichtige) hat Werbung verstérkt spielan-
reizende Wirkung und kann zugleich zu Fehlvorstellungen tber die Beeinflussbarkeit des
Spielergebnisses fuhren (vgl. Abschlussbericht zur Studie Konsum von Gliicksspielen bei
Kindern und Jugendlichen: Verbreitung und Pravention im Auftrag des Ministeriums fir Ge-
sundheit, Emanzipation, Pflege und Alter des Landes Nordrhein-Westfalen, abrufbar unter
https://www.mags.nrwi/sites/default/files/asset/document/gluecksspiel_abschlussbericht.pdf).
Sie kann ferner dazu beitragen, eine ohne Werbung nicht vorhandene Nachfrage nach
Glucksspielen erst auszuldsen und hierdurch zum Entstehen von Gliicksspielsucht und der
Wahrnehmung betrligerischer Angebote beitragen. Werbung dient allerdings auch der Kana-
lisierung vorhandener Nachfrage in den erlaubten Markt (vgl. EuGH, Urteil vom 30.6.2011,
Rs. C-212/08 — Zeturf, Rn. 68). Durch sie kdnnen bereits spielende oder spielwillige Perso-
nen auf erlaubte Angebote aufmerksam werden und somit vor dem gefahrlicheren Spiel im
Schwarzmarkt geschuitzt werden. Dies gilt insbesondere fir reine Internetangebote, welche
ganzlich ohne Werbemalnahmen nicht auf sich aufmerksam machen oder von potentiellen
Spielern gefunden werden kénnten.

Die EU-Kommission empfiehlt daher insbesondere in Bezug auf den Schutz von Minderjahri-
gen und den Schutz vor gesundheitlichen Risiken des Gliicksspiels Begrenzungen der sog.
kommerziellen Kommunikation einschlief3lich der Werbung (vgl. Empfehlungen der Kommis-
sion vom 14. Juli 2014, 2014/478/EU). Unter Berucksichtigung dieser Empfehlungen und
wissenschaftlicher Erkenntnisse zu den Auswirkungen von Werbung enthalt dieser Staats-
vertrag daher Regulierungsvorgaben fir die Werbung fur Glucksspiele, die von den jeweils
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fur die Erlaubniserteilung zustéandigen Behdrden in der zu erteilenden Erlaubnis entspre-
chend der Gefahrlichkeit des jeweiligen Gliicksspiels im zuldssigen Rahmen weiter ausge-
formt und erganzt werden kdnnen.

Diese Regulierungsvorgaben sollen dazu beitragen, dass der in der Bevélkerung vorhan-
dene Spieltrieb in Bezug auf Gliicksspiele in den erlaubten Markt gelenkt wird, zugleich je-
doch durch diese Werbung so wenig zusatzliche Nachfrage nach Glucksspielen wie moglich
geschaffen wird. Bertihrungspunkte vulnerabler Zielgruppen mit Werbung und unrichtige Vor-
stellungen von Glicksspielen beim Empfanger der Werbung sollen nach Moglichkeit verhin-
dert werden.

Daneben soll der naturliche Spieltrieb der Bevolkerung zu Gliicksspielen durch Werbung —
wie bislang — eher zu ungeféhrlicheren Glicksspielen gelenkt werden. Entsprechend den
Empfehlungen der EU-Kommission (Nummer 45 der Empfehlungen der Kommission vom 14.
Juli 2014, 2014/478/EU) orientiert sich die Werberegulierung daher grundsatzlich an dem Ri-
sikopotenzial der beworbenen Glucksspiele. Je hdher das Risikopotenzial der beworbenen
Glucksspiele, desto restriktiver ist die Werbung hierfiir zu handhaben. Diese Mal3gabe
kommt nicht nur in den in diesem Staatsvertrag festgelegten RegulierungsmalRnahmen zum
Ausdruck, sondern soll Gber die in der Erlaubnis vorzusehenden Inhalts- und Nebenbestim-
mungen zur Werbung sowie tber die Generalklauseln des § 5 Absatz 1 Satz 1 und 2 auch
weiter ausgestaltet werden.

Werbung flur unerlaubte Glicksspiele bleibt verboten.

lll. Kiinftige Regulierung der einzelnen Spielformen

Nach Mal3gabe dieses Staatsvertrags und der diesen ergdnzenden weiteren landesrechtli-
chen Bestimmungen kann die Veranstaltung und Vermittlung von Lotterien (einschlieRlich
der gewerblichen Spielvermittlung) und Sportwetten, die Veranstaltung von virtuellen Auto-
matenspielen, Online-Poker und Online-Casinospielen, der Betrieb von Spielbanken und
Spielhallen sowie die Veranstaltung und die Vermittlung von nach dem Rennwett- und Lotte-
riegesetz erlaubten Pferdewetten im Internet erlaubt werden. Fir jede dieser Spielformen
sind differenzierte MaRnahmen zur Erreichung der in § 1 definierten Ziele dieses Staatsver-
trags vorgesehen, die zwar aufgrund der Besonderheiten der jeweiligen Spielform in ihrer
Ausgestaltung unterschiedlich sind, letztlich aber samtlich den gleichen Zielen dienen.

Inhalt dieses differenzierenden Regelungssystems ist es auch, dass Lotterien, Sportwetten
und Pferdewetten jeweils als eigenstéandige Spielform mit stationdrem Vertriebsweg sowie
dem Vertrieb Gber das Internet ausgestaltet sind, wobei fur diese Vertriebswege ebenfalls
differenzierte MalRnahmen zur Erreichung der Ziele dieses Staatsvertrags entsprechend der
spezifischen Gefahrdungssituation des jeweiligen Vertriebswegs vorgesehen sind bzw. durch
erganzende landesrechtliche Bestimmungen auszugestalten sind.

Jeweils eigenstandige Spielformen stellen nach diesem Staatsvertrag demgegenuber das
stationdr angebotene gewerbliche Spiel (in Spielhallen und Gaststatten), das Angebot von
stationaren Spielbanken, virtuelle Automatenspiele, Online-Poker und Online-Casinospiele
dar. Zwar bestehen im Rahmen einiger dieser Spielformen ahnliche Spielmechaniken und
Spielregeln — etwa beim gewerblichen Spiel und virtuellen Automatenspielen oder den in
Spielbanken angebotenen Pokerturnieren und dem Online-Poker. Jedoch handelt es sich
nicht lediglich um unterschiedliche Vertriebswege des grundsatzlich selben Angebots. An-
ders als bei der stationaren oder Uber das Internet erfolgenden Teilnahme an Lotterien oder
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Sportwetten nehmen Spieler von virtuellen Automatenspielen und des stationdren gewerbli-
chen Spiels nicht an einem einheitlichen ,Referenz-Ereignis“ (bei Lotterien: der Ziehung; bei
Sportwetten: dem konkreten Sportereignis) teil. Sofern aus @hnlichen Spielmechaniken und
Spielregeln eine vergleichbare Gefahrlichkeit folgt, sind zielkongruente, aber nicht zwingend
identische Mal3nahmen vorgesehen, um den gefahrauslésenden Momenten unter Beruck-
sichtigung der spielformspezifischen Besonderheiten und des tbrigen Regulierungsrahmens
der jeweiligen Spielform effektiv und angepasst entgegenzuwirken.

1. Lotterien

Das bestehende staatliche Lotterieveranstaltungsmonopol wird beibehalten. § 10 des Staats-
vertrags bleibt hierzu insoweit unveréndert. Klassenlotterien durfen danach ausschlief3lich
von einer von allen Vertragslandern gemeinsam getragenen Anstalt des 6ffentlichen Rechts
(derzeit: GKL) veranstaltet werden. Die Erlaubnis hierzu wird mit Wirkung fur alle Lander
zentral erteilt. Im Ubrigen obliegt die Veranstaltung von Lotterien den einzelnen Landern,
welche diese selbst oder durch Gesellschaften, an denen sie maf3geblich beteiligt sind, ver-
anstalten kénnen. Vom staatlichen Lotterieveranstaltungsmonopol ausgenommen sind die
Lotterien mit geringem Gefahrdungspotenzial nach dem Dritten Abschnitt dieses Staatsver-
trags. Damit wird die bestehende und bewahrte Regelungssystematik im Bereich der Lotte-
rien beibehalten, mit denen bereits bislang effektiv und nachhaltig die unveranderten Ziele
dieses Staatsvertrags umgesetzt worden sind. Sogenannte ,Zweitlotterien“ bzw. ,Lotteriewet-
ten“, die selbst keine Lotterien sind, bleiben nicht erlaubnisfahig.

Mit dem staatlichen Veranstaltungsmonopol werden im Bereich der Lotterien die Ziele des
8 1 verfolgt. Diese Ziele rechtfertigen gerade auch in ihrer Gesamtheit die damit einherge-
henden Einschrénkungen von Grundrechten (besonders der Berufs- und Gewerbefreiheit
nach Artikel 12 des Grundgesetzes) und der europarechtlichen Grundfreiheiten geman Arti-
kel 49 (Niederlassungsfreiheit) und Artikel 56 AEUV (Dienstleistungsfreiheit).

Ein staatliches Monopol stellt grundsatzlich ein geeignetes Mittel zur Erreichung legitimer
Ziele dar. Es ist bereits dann im verfassungsrechtlichen Sinn geeignet, wenn mit seiner Hilfe
der gewlinschte Erfolg geférdert werden kann, wobei die Méglichkeit der Zweckerreichung
genugt. Dem Gesetzgeber kommt dabei ein Einschatzungs- und Prognosevorrang zu (vgl.
BVerfG, Urteil vom 28. Marz 2006 — 1 BvR 1054/01 —, BVerfGE 115, 276, Rn. 111 {.). Die
Suchtbekdmpfung und -vorbeugung, der Spieler- und Jugendschutz sowie der Schutz vor
Manipulationen, Folge- und Begleitkriminalitat sind als besonders wichtige Gemeinwohlziele
anerkannt, die auch Eingriffe in die Berufswahlfreiheit rechtfertigen kénnen (vgl. BVerfG, Ur-
teil vom 28. Mérz 2006 — 1 BvR 1054/01 —, BVerfGE 115, 276, Rn. 97 ff.; Beschluss vom 07.
Marz 2017 — 1 BvR 1314/12 —, BVerfGE 145, 20, Rn. 122). Auch nach der Rechtsprechung
des Européaischen Gerichtshofs kdnnen der Verbraucherschutz, die Betrugsvorbeugung und
die Vermeidung von Anreizen zu Gibermafigen Ausgaben zwingende Griinde des Allgemein-
interesses sein, die Beschrankungen der Grundfreiheiten gemaf den Artikeln 49 und 56
AEUV rechtfertigen (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 22. Januar 2015, Stanley International
Betting und Stanleybet Malta, Rs. C-463/13, EU:C:2015:25, Rn. 48 und die dort angefiihrte
Rechtsprechung; vgl. auch EUGH, Urteil vom 19. Dezember 2018 — Rs. C-375/17 —, Rn. 43).
Der Gerichtshof hat klargestellt, dass weder Vollzugsschwierigkeiten im Internet noch der
Umstand, dass von verschiedenen Arten von Glicksspielen einige einem staatlichen Mono-
pol unterliegen und andere nicht, der Geeignetheit eines Staatsmonopols entgegenstehen
(EuGH, Urteil vom 8.9.2010, Rs. C-316/07 — Markus Stof3 u.a., Rn. 84 f., 96).

Die Lander verfligen gegeniber den staatlichen Veranstaltern im Sinne des § 10 Absatz 2
und 3 im Vergleich zu der blof3en Aufsicht tber Private Uber zusatzliche Mittel, mit denen sie
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deren Verhalten auBerhalb der gesetzlichen Regulierungsmechanismen und Kontrollen be-
einflussen und steuern konnen (zur Billigung dieses Motivs durch die Rechtsprechung
EuGH, Urteil vom 30.6.2011, Rs. C-212/08 — Zeturf, Rn. 42; Urteil vom 8.9.2010, Rs. C-
316/07 — Markus Stol3 u.a., Rn. 82; vgl. auch BVerfG, Urteil v. 28.03.2006, BVerfGE 115,
276 ff., Rn. 118). Dieses erhOhte Steuerungspotential gegenuber staatlichen Veranstaltern
erlaubt es den Landern, den besonderen Gefahren im Bereich der Lotterien wirksamer zu
begegnen und die Ziele des 8§ 1 effektiver zu verfolgen. Insbesondere kann auf die staatli-
chen Veranstalter auch gesellschaftsrechtlich eingewirkt werden. Die Lander kdnnen so un-
mittelbar auf den Entscheidungsprozess beim Veranstalter Einfluss nehmen, wobei sie vor-
rangig den Zielen des 8 1 und nicht — wie es einer privatwirtschaftlichen Betatigung imma-
nent ist — der Erzielung eines maoglichst grof3en Ertrags verpflichtet sind.

Das aktuell in Deutschland im staatlichen Monopol angebotene Lotteriespiel mit einer sehr
niedrigen Ereignisfrequenz weist gegenwartig eine geringe Suchtgefahr auf. Die tatséchlich
geringe Suchtgefahr des Lotteriespiels in seiner aktuell in Deutschland angebotenen Form ist
maf3geblich auf die bisherige Ausgestaltung des Angebots im staatlichen Monopol und die
damit verbundene sehr niedrige Frequenz des staatlich angebotenen Lotteriespiels zurtick-
zufuihren (vgl. BVerfG vom 14. Oktober 2008, 1 BvR 928/08, Tz. 29). Weitere Faktoren sind
die vorgegebene langsame Spielgeschwindigkeit und die geringen Kontroll- und Einfluss-
maoglichkeiten der Spieler auf den Spielverlauf (vgl. Meyer/Hafeli/Morsen/Fiebig, Die Ein-
schatzung des Gefahrdungspotentials von Glicksspielen, SUCHT, 56 (6), 2010, 405; Fied-
ler, Glicksspiele: Eine verhaltens- und gesundheitsokonomische Analyse mit rechtspoliti-
schen Empfehlungen, 2016; Fiedler/Steinmetz/Ante/von Meduna, Regulierungsoptionen fur
den deutschen Onlineglucksspielmarkt, Endbericht, 2019, S. 63 f.). Die feststellbare geringe
Suchtgefahr ist daher Folge der hergebrachten Regulierung in einem staatlichen Monopol.
Bei anderer Ausgestaltung — vor allem bei hoher Ereignisfrequenz — zeigen Lotterien jedoch
fur pathologische und suchtgeféhrdete Spieler eine kritische Attraktivitat (vergleiche PAGE-
Studie: Pathologisches Gliicksspielen und Epidemiologie, Endbericht vom 19.3.2011 der
Universitatsmedizin Greifswald, der Universitat Libeck und des Forschungsverbunds EAR-
LINT an das Hessische Ministerium des Innern und fur Sport, S. 64; vgl. auch die Studie der
Bundeszentrale fiir gesundheitliche Aufklarung, Glicksspielverhalten und Gliicksspielsucht
in Deutschland, Ergebnisse des Surveys 2019 und Trends, Januar 2020, S. 90, wonach die
taglich veranstaltete Lotterie Keno mit einem flir eine Lotterie berdurchschnittlichen Anteil
an mindestens problematischen Gliicksspielenden auffallt). Das mit diesem Staatsvertrag
unverandert verfolgte Ziel der Suchtpréavention wird demnach durch die fortbestehende Re-
gulierung des Lotteriebereichs im Monopol erreicht.

Eine Abkehr vom Lotterieveranstaltungsmonopol hétte dagegen eine erhebliche Steigerung
des Wetthewerbs, eine Steigerung der Ereignisfrequenzen und Versuche der Attraktivitats-
steigerung durch zusatzliche Gewinnmodelle zur Konsequenz. Damit verbunden wére eine
Steigerung des Suchtpotentials (vgl. EUGH vom 19. Dezember 2018, Rs. C-375/17, Tz. 48;
Urteil vom 30. April 2014, Pfleger u. a., C-390/12, Tz. 46; vgl. auch BVerfG vom 28. Marz
2006, 1 BvR 1054/01, Tz. 113).

Lotterien sind zudem wegen der Intransparenz der Gewinnermittlung und -verteilung struktu-
rell anféllig fur Manipulationen und kdnnen wegen der hohen angesammelten Summen in
besonderem Mal3e zu kriminellem Handeln verleiten (vgl. zum Schutz des Spielers vor betri-
gerischen Machenschaften seitens des Anbieters als legitimes Ziel eines Monopols, BVerfG
vom 28. Marz 2006, 1 BvR 1054/01, Rz. 103 sowie zur Betrugsvorbeugung als Rechtsferti-
gungsgrund EuGH vom 24. Marz 1994, Schindler, Rs. C-275/92, Rz. 60; vom 19.12.2018,
Stanley International Betting u.a., Rs. C-375/17, Rz. 43 m.w.N.). Die hohen Summen werden
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— bedingt durch das Spielprinzip von Lotterien — nur bei einer Ziehung angesammelt, so dass
etwa bereits vergleichsweise geringfligige Manipulationen bei der Ziehung oder bei der Ge-
winnermittlung fir den Manipulierenden einen hohen Ertrag versprechen. Im Unterschied zu
anderen Spielformen wie etwa Sportwetten (vgl. BVerfG, Urteil vom 28. Marz 2006, 1 BvR
1054/01, BVerfGE 115, 276, Rz. 103) geht die Manipulationsgefahr dabei unmittelbar vom
Veranstalter und nicht etwa von einem an der Ziehung oder Gewinnermittlung unbeteiligten
Dritten aus. Zudem treffen die wirtschaftlichen Folgen von Manipulationen von Lotterien stets
den einzelnen Spieler bzw. die Spieler in ihrer Gesamtheit, kdnnen aber nicht den Veranstal-
ter treffen. Dies gilt in besonderem Mal3e fiir auf dem Totalisatorprinzip beruhende Lotterien,
bei denen die Hohe des aufzuteilenden Gesamteinsatzes sowie die Anzahl der Gewinne je
Gewinnklasse nur dem Veranstalter bekannt ist und von Spielern nicht sowie von Aufsichts-
behdrden kaum effektiv nachgeprift werden kann. Das Angebot von auf dem Totalisatorprin-
zip beruhenden Lotterien ist jedoch grundsatzlich erwiinscht, weil die Gewinne die Einséatze
nicht Gbersteigen kénnen und deshalb die Auszahlung erzielter Gewinne und damit die Funk-
tionsfahigkeit eines aus suchtpraventiver Sicht geringgefahrlichen Angebots nachhaltig si-
chergestellt sind.

Daneben dient das staatliche Veranstaltungsmonopol auch der Sicherstellung der Funktions-
fahigkeit der Lotterien als — in ihrer gegenwértigen Form — aus suchtfachlicher Sicht gering-
gefahrlicher Glucksspielform. Das Spielprinzip von groRen Lotterien erfordert es, grundsatz-
lich die gesamten Spieleinsatze in Richtung einer Lotterieausspielung oder allenfalls einer
sehr geringen Anzahl an Lotterieausspielungen zu bindeln. Nur auf diese Weise lasst sich
das den Lotterien immanente Spielprinzip realisieren, einen hohen Gewinn bei einem ver-
haltnismaRig geringen Einsatz erzielen zu kénnen. Lotterien sind daher konzeptionell auf
Konzentration angelegt und lassen sich anders als andere Glucksspielformen nicht beliebig
nebeneinander replizieren, ohne ihre Funktion zu beeintrachtigen. Dieses Charakteristikum
macht plausibel, dass die Veranstaltung grof3er Lotterien strukturell monopolartige Strukturen
erfordert, weshalb sie auch in anderen Staaten durchweg in monopolartigen Strukturen ver-
anstaltet werden. Zugleich verdeutlicht dieses den Lotterien immanente Spielprinzip, dass
die Reduzierung der mit Lotterien einhergehenden Gefahren nicht bzw. nicht effektiv durch
andere Maflinahmen wie die deutliche Begrenzung von Einsétzen oder von mdglichen Ge-
winnen erfolgen kann, ohne zugleich die Funktionsfahigkeit des Spielprinzips zu gefahrden.

Anderen Veranstaltern darf ausschlie3lich die Veranstaltung von Lotterien nach dem Dritten
Abschnitt erlaubt werden. Dies sind neben kleinen Lotterien (8 18) insbesondere die nach
den 88 12 his 17 erlaubnisfahigen Lotterien. Der Reinertrag dieser Lotterien muss fur ge-
meinnutzige, mildtatige oder kirchliche Zwecke verwendet werden. Die Regelungen flr die
Erlaubnis dieser Lotterien bleiben durch diesen Staatsvertrag im Wesentlichen unverandert.
Der seit 2012 unverandert gebliebene Hochstgewinn wird mit nunmehr drei Millionen Euro
weiterhin klar begrenzt, Jackpots sind verboten und die Ziehungsergebnisse dirfen nicht
haufiger als zweimal pro Woche bekannt gegeben werden. Veranstalter mussen die Voraus-
setzungen des 8 5 Absatz 1 Nummer 9 des Kdrperschaftsteuergesetzes erfiillen und sind
daher an die Vorgaben der 88 51 bis 68 der Abgabenordnung (AO) gebunden. Dies umfasst
insbesondere die Gebote der Selbstlosigkeit (§ 55 AO), der Ausschlieflichkeit (8 56 AO) und
der Unmittelbarkeit (8 57 AO) der Mittelverwendung. Neben den sonstigen durch diesen
Staatsvertrag und der Erlaubnis vorgesehenen Einschrankungen werden hierdurch die Ziele
des Staatsvertrags wesentlich unterstttzt, weil ein Gewinnstreben zugunsten des Veranstal-
ters oder dessen Gesellschafters verhindert und daraus folgende verstarkte, spielanreizende
Wirkung auslosende Marktaktivitaten unterbunden werden.
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Unzulassig ist — wie bislang auch — die Vermittlung von Glicksspielen einschlieflich Lotte-
rien, fUr deren Veranstaltung keine Erlaubnis nach diesem Glucksspielstaatsvertrag erteilt
worden ist. Dies schlief3t Lotterien ein, deren Veranstaltung im Ausland erlaubt ist. Ziel ist die
Sicherstellung eines einheitlichen Schutzniveaus fir die Bevélkerung im Geltungsbereich
dieses Staatsvertrags, welches nicht gewéhrleistet werden kann, wenn eine Teilnahme auch
an solchen Lotterien moglich wére, fir deren Veranstaltung und Durchfiihrung die Regulie-
rungsvorgaben dieses Staatsvertrags keine Anwendung finden und eine gleichartige Uber-
wachung des Angebots — sowohl durch die Aufsicht wie auch (wie innerhalb des staatlichen
Monopols) durch Einflussnahme auf die interne Willensbildung des Veranstalters — nicht
moglich ware. Zudem wurde durch die Zulassigkeit der Vermittlung anderer Lotterien der mit
dem staatlichen Lotterieveranstaltungsmonopol verfolgte Zweck konterkariert, die Spielmog-
lichkeiten zur Vermeidung von Suchtanreizen zu beschranken.

Fir Lotterien, die nicht haufiger als zweimal die Woche veranstaltet werden, ist aufgrund der
bestehenden Regulierung und der sehr geringen Ereignisfrequenz gegenwaértig eine ver-
gleichsweise geringe Suchtgefahr zu verzeichnen, weshalb ausnahmsweise von einigen all-
gemeinen Vorgaben abgewichen werden kann, insbesondere bei Teilnahme tber das Inter-
net von der Pflicht zur Abfrage der Sperrdatei, vom Anschluss an die Limitdatei und die Akti-
vitdtsdatei sowie damit zusammenhangende Regelungen wie der Pflicht zur wiederholten
Uberprufung der personenbezogenen Daten des Spielers durch den Anbieter. Dabei handelt
es sich um Lotterien, die nicht haufiger als zweimal pro Woche veranstaltet werden. Der Be-
griff der Veranstaltung bezieht sich hierbei wesentlich auf die Ziehung. Eine Ausnahme hier-
von besteht insoweit fur Klassenlotterien, bei denen tagliche Ziehungen stattfinden, wenn die
Teilnahme bei diesen Lotterien grundsatzlich auf mehrere Wochen oder Monate angelegt ist
und auch nicht die jederzeitige Teilnahme mdglich ist, sondern nur zu bestimmten Zeitab-
schnitten im Jahr. Es handelt sich in diesen speziellen Féllen daher nach Sinn und Zweck
der Regelung nicht um eine Veranstaltung, die haufiger als zweimal die Woche im Sinne die-
ses Staatsvertrages veranstaltet wird (vgl. zu § 22 GIUStV 2012/2020: Rulttig in Dietlein/He-
cker/Ruttig, Glucksspielrecht, 2. Aufl., 8 22 GIUStV Rn. 9). Diese Ausnahmen fiir Lotterien
mit geringer Ereignisfrequenz sind bei der Erlaubniserteilung zu beriicksichtigen. Die Erlaub-
nisbehdrden und die Veranstalter im Rahmen des staatlichen Veranstaltungsmonopols ha-
ben darauf zu achten, dass die von diesen Regelungen ausgenommenen langsamen Lotte-
rien auch im Rahmen ihrer sonstigen Ausgestaltung ungefahrlich bleiben, insbesondere
keine besondere suchtanreizende Wirkung auslosen, welche die vorgesehenen Ausnahmen
nicht mehr rechtfertigen wirde. Ausdricklich nicht von den Ausnahmen erfasst sind deshalb
Sofortlotterien im Internet. Diese Lotterien konnen — auch wenn es sich um ein abweichen-
des Spielprinzip handelt — in ihrer Darstellung &hnlich ausgestaltet werden wie virtuelle Auto-
matenspiele und auf Spieler ahnliche Auswirkungen haben. Bei beiden Spielformen erfolgt
grundsatzlich eine kurzfristige Ergebnisbekanntgabe verbunden mit der Mdglichkeit, unver-
zlglich ein weiteres Spiel zu starten bzw. ein weiteres Los zu erwerben.

2. Spielbanken (8 20)

Die Regulierung der terrestrischen Spielbanken obliegt weiterhin Gberwiegend den einzelnen
Landern fir ihr jeweiliges Hoheitsgebiet. Staatsvertraglich festgelegt sind ausschlie3lich —
inhaltlich im Wesentlichen unveranderte — Rahmenbestimmungen fur die Regulierung der
Spielbanken, wie die Erlaubnispflicht, das Teilnahmeverbot Minderjahriger, der Anschluss an
die Sperrdatei sowie die Verpflichtungen zur Aufstellung eines Sozialkonzepts und zur Auf-
klarung der Spieler. Die Anzahl der Spielbanken ist zu begrenzen. In diesem Rahmen obliegt
den einzelnen Landern die systematische und koharente Ausgestaltung der Spielbankregu-
lierung fur ihr jeweiliges Hoheitsgebiet.
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Spielbanken sind Ortlichkeiten, in denen Spiele mit grundsétzlich hoher Manipulationsanfal-
ligkeit und herausragendem Suchtpotenzial angeboten werden, zu denen traditionell — in Ab-
hangigkeit von der jeweils landesrechtlichen Ausgestaltung — Tischspiele mit und ohne Bank-
halter (wie Roulette, Black Jack, Baccara und Poker) sowie spezielle stationdre Automaten-
spiele gehoren, welche den Einschrankungen des gewerblichen Spiels nicht unterliegen. Zur
Begrenzung der mit diesen Spielen verbundenen Gefahren sind sie zahlenmafiig stark limi-
tiert und mit besonderen Schutzvorkehrungen versehen. Die zahlenmaf3ig starke Limitierung
der Spielbanken dient grundsatzlich vorrangig der Suchtprévention durch Reduktion der Ver-
fligbarkeit der darin angebotenen Spiele und soll eine effektivere Uberwachung der Veran-
staltung des Spiels zur Vermeidung von Manipulationen und betriigerischen Machenschaften
ermoglichen.

3. Online-Casinospiele (8§ 22c)

Analog den Regelungen fir die terrestrischen Spielbanken kénnen die einzelnen Lander zu-
kunftig in ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet Online-Casinospiele veranstalten oder (mindestens)
eine Konzession fur die Veranstaltung dieser Spiele erteilen. Die Anzahl der Konzessionen
fur Online-Casinospiele ist auf die Anzahl der Konzessionen fur stationare Spielbanken be-
schrankt — genauer: die Anzahl, welche das jeweilige Land zum Stichtag 17. Januar 2020 fur
Spielbanken vergeben konnte. Diese Hochstzahl der Konzessionen gibt den Landern die
Mdoglichkeit, ihr Regelungssystem fir Online-Casinospiele in koharenter und systematischer
Weise an jenem flr Spielbanken auszurichten und auf ihr jeweiliges Spielbankrecht ange-
passte Losungen fur in das Internet tbertragene Tischspiele zu finden.

Die Kooperation mehrerer Lander ist moglich. Hierdurch wird unter anderem sichergestellt,
dass auch in Landern mit einer geringeren Einwohnerzahl, in denen der Betrieb eines geson-
derten Online-Casinospielangebots nicht wirtschaftlich ware, ein entsprechendes Angebot
bereitgehalten werden kann. Im Fall der Konzessionsvergabe ergibt sich die Héchstzahl der
durch die kooperierenden Lander fir das gemeinsame Hoheitsgebiet erteilbaren Konzessio-
nen dann aus der Summe der Konzessionen flr Spielbanken, die am 17. Januar 2020 in den
kooperierenden Landern erteilt werden konnten. Dadurch soll sichergestellt werden, dass
auch im Fall einer Kooperation mehrerer Lander eine an das jeweilige Spielbankenrecht an-
gepasste Regelung fir Online-Casinospiele mdglich ist.

Ebenso wie im Spielbankenrecht obliegt es der Entscheidung des jeweiligen Landes, ob die
Veranstaltung von Online-Casinospielen auf ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet durch das Land
selbst, durch staatliche Gesellschaften oder durch Private erfolgt. Eine Bindung an die im
Spielbankenrecht getroffene diesbeziigliche Entscheidung des jeweiligen Landes sieht die-
ser Staatsvertrag nicht vor.

Als Online-Casinospiele im Sinne dieses Staatsvertrags gelten ausschliellich virtuelle Nach-
bildungen von Bankhalterspielen und Live-Ubertragungen eines terrestrisch durchgefiihrten
Bankhalterspiels mit Teilnahmemadglichkeit Gber das Internet (8 3 Absatz 1a Satz 2). Bank-
halter ist der Spielleiter beim Gliicksspiel, der die Bank (Kasse der Einsétze) halt und allein
gegen einen oder mehrere Spieler spielt. Der Veranstalter tragt daher bei Online-Casinospie-
len stets ein zufallsbedingtes Risiko. Erfasst sind insbesondere Tischspiele wie Roulette,
Black Jack, Baccara sowie Poker-Varianten, bei denen der Veranstalter selbst mitspielt und
daher ein zufallsbedingtes Risiko tragt. Um ein Online-Casinospiel handelt es sich unabhéan-
gig davon, ob es sich um eine rein virtuelle Version des Bankhalterspiels handelt oder ob ein
tatsachlich von einer realen Person durchgefiihrtes Bankhalterspiel abgefilmt wird und Spie-
ler hieran Gber das Internet teiinehmen kdnnen. Welche Bankhalterspiele in welchem Um-
fang von der jeweiligen Erlaubnis umfasst werden, ist — ebenso wie im Spielbankbereich —
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landesrechtlich zu regeln. Andere Spiele als Bankhalterspiele in diesem Sinne kdnnen nicht
als Online-Casinospiel erlaubt werden. Nicht als Online-Casinospiel erlaubt werden kénnen
insbesondere in stationaren Spielbanken angebotene Automatenspiele oder deren Nachbil-
dungen (8 22c Absatz 4). Diesbezuiglich sind die Regelungen fur virtuelle Automatenspiele
anzuwenden. Mochte ein Anbieter sowohl Online-Casinospiele als auch virtuelle Automaten-
spiele anbieten, bendtigt er hierfur jeweils eine gesonderte Erlaubnis.

Die zahlenmafiige Begrenzung der Anbieter erfolgt — ebenso wie bei Spielbanken — wegen
der hohen Manipulationsanfalligkeit und des herausragenden Suchtpotenzials der Bankhal-
terspiele. Zur Reduktion des Suchtpotenzials tragt insbesondere der durch die Begrenzung
der Konzessionen auf das jeweilige Hoheitsgebiet der Lander weitgehende Ausschluss von
Wetthewerb zwischen Veranstaltern von Online-Casinospielen bei, die — anders als in einem
Erlaubnismodell — nicht um das fur den Spieler attraktivste Angebot konkurrieren und des-
halb weder besonders attraktive und suchtanreizende Spielformen anbieten noch verstéarkte
Werbeaktivitaten durchzufthren brauchen (vgl. die Erwdgungen in EUGH vom 19. Dezember
2018, Rs. C-375/17, Tz. 48; Urteil vom 30. April 2014, Pfleger u. a., C-390/12, Tz. 46; vgl.
auch BVerfG vom 28. Méarz 2006, 1 BvR 1054/01, Tz. 113).

Zugleich wird die Verfiigharkeit des Angebots reduziert. Nach der Rechtsprechung des Ge-
richtshofs der Européischen Union steht es einem Mitgliedstaat, der das Ziel verfolgt, die Ge-
legenheiten zum Spiel zu verringern, u.a. grundsatzlich frei, eine Erlaubnisregelung zu schaf-
fen und dabei Beschréankungen in Bezug auf die Zahl der zugelassenen Veranstalter vorzu-
sehen (vgl. EuGH, Urteil vom 8.9.2010, Rs. C-46/08 -Carmen Media, Rn.84 unter Verweis
auf Urteil vom 6.3.2007, Rs. C-338/04 u.a. - Placanica u.a., Rn. 53; Urteil vom 30.6.2011,
Rs. C-212/08 - Zeturf, Rn. 41 f.). Zwar kann das Angebot Gber das Internet ohne zeitliche
Beschrankungen und ortsunabhangig wahrgenommen werden, jedoch geht dies nur bei ei-
ner geringen Zahl an Veranstaltern. Die starke Limitierung der Anbieter fihrt zudem zu einer
besseren Funktionsfahigkeit des verpflichtend einzusetzenden Systems zur Friherkennung
einer Spielsuchtgefahrdung (§ 6i Absatz 1), da ein Spieler nur bei einer geringen Anzahl von
Anbietern Online-Casinoangebote wahrnehmen kann und diese Anbieter deshalb ein umfas-
sendes Bild Uber das Spielverhalten des Spielers in dieser Spielform erlangen und somit
eine mogliche Suchtgefahrdung friihzeitiger erkennen kénnen.

Manipulationsgefahren gehen bei Online-Casinospielen tiberwiegend vom Veranstalter aus.
Der Veranstalter nimmt als Bankhalter selbst an dem Spiel teil, wobei er zwar einem zufalls-
abhangigen wirtschaftlichen Risiko unterliegt, zugleich aber auch die Herrschaft tber den
Ablauf des Spiels und die ordnungsgemalie Funktion samtlicher Einrichtungen (z.B. des Zu-
fallsgenerators) hat. Veranstalter haben deshalb sowohl einen Anreiz als auch die Méglich-
keit zur Durchfiihrung von Manipulationen zu Lasten des Spielers. Eine effektive Uberwa-
chung der durchgefiihrten Spiele durch die Gliicksspielaufsicht ist daher unerlasslich. Diese
kann jedoch nur bei einer stark limitierten Anzahl vertrauenswurdiger Anbieter erfolgen, weil
der Spielverlauf — im Unterschied zu virtuellen Automatenspielen, welche eine von vornhe-
rein festgelegte Gewinn- oder Ausschittungsquote haben — malRgeblich auch von unter-
schiedlichen Entscheidungen des Spielers und des Bankhalters wéhrend des laufenden
Spiels abhéngig ist (z.B. dem Setzverhalten des Spielers oder dem Anfordern einer weiteren
Karte), wodurch sich die Manipulationsanfalligkeit und die notwenige Kontrollintensitat er-
hoéht.

Die allgemeinen Vorgaben dieses Staatsvertrags fur Gliicksspiele im Internet finden auch auf
die Veranstaltung von Online-Casinospielen unmittelbare Anwendung. Dies gilt insbesondere
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fir 8 4 Absatz 5 und die in den 88 6a bis 6j festgelegten Regelungen einschlief3lich des an-
bieterlbergreifenden Einzahlungslimits und des Verbots des parallelen Spiels. Dem jeweili-
gen Land obliegt in diesem Rahmen die weitere koharente und systemgerechte Ausgestal-
tung der Regulierung von Online-Casinospielen. Sie haben insbesondere festzulegen, wel-
che weiteren MaRnahmen zum Schutz der sich in ihrem Hoheitsgebiet aufhaltenden Perso-
nen vorgesehen werden, etwa um einen weiteren Ausgleich fur die im Vergleich zu Spielban-
ken héhere Verflgbarkeit der Online-Casinospiele zu schaffen. Den Landern stehen dabei
neben einer im Vergleich zu Spielbanken deutlich strikteren Begrenzung der Einsatze je
Spiel und dem Vorsehen einer Mindestspieldauer auch weitere auf das jeweilige tbrige Lan-
desrecht und das jeweilige Spiel angepasste Mal3nahmen zur Erreichung der Ziele des § 1
zur Verfligung.

4. Online-Poker (§ 22h)

Fir die Veranstaltung von Online-Poker ist demgegeniber ein zahlenmaflig unbegrenztes
Erlaubnismodell vorgesehen. Von diesem Erlaubnismodell umfasst sind nur Varianten des
Pokerspiels, welche ausschlie3lich zwischen naturlichen Personen gespielt werden. Der Ver-
anstalter stellt hierbei nur die Spielplattform zur Verfligung und erhalt hierfir einen Anteil der
Einsatze als Vergutung. Eine Spielteilnahme durch den Veranstalter erfolgt nicht. Demge-
genuber fallen Pokervarianten, bei denen der Veranstalter als Bankhalter unmittelbar am
Spiel teilnimmt und somit ein zufallsabhangiges wirtschaftliches Risiko tragt, unter die Regu-
lierung von Online-Casinospielen.

Fur die vom Erlaubnismodell erfassten Varianten des Online-Pokerspiels ist eine Einbezie-
hung in die monopolartige Regulierung fiir Online-Casinospiele nicht erforderlich. Ahnlich wie
bei Sportwetten ist eine erhdhte Manipulationsgefahr durch den Veranstalter hier nicht gege-
ben, weil dieser selbst an dem Spiel nicht teilnimmt und es deshalb an einem Anreiz fir Ma-
nipulationen fehlt. Dem Veranstalter ist vielmehr daran gelegen, mdgliche Manipulationen
durch Dritte zu verhindern, um seinen Ruf nicht zu gefahrden. Um Manipulationen und betri-
gerische Aktivitaten durch kollusives Zusammenwirken von Spielern zu Lasten eines oder
mehrerer Mitspieler zu verhindern, ist der Spieler zuféllig an einem Tisch zu platzieren. Eine
Auswahl eines bestimmten Tisches durch den Spieler ist unzulassig (8 22b Absatz 4). Die
Ereignisfrequenz als ein wesentliches suchtsteigerndes Merkmal ist beim Spiel gegen an-
dere natirliche Personen aufgrund der Zeit, welche diese fir eine Interaktion benétigen, re-
gelmafig geringer als bei einem Online-Casinospiel, bei welchem regelmafig nicht auf die
Interaktionen anderer Spieler gewartet werden muss.

Zudem ist beim Online-Poker auch im Rahmen eines Erlaubnismodells damit zu rechnen,
dass es letztlich nur Angebote einer vergleichsweise geringen Anzahl an Anbietern geben
wird. Die Nachfrage nach Online-Poker ist ricklaufig (vgl. Jahresreporte 2016, 2017 und
2018 der Glicksspielaufsichtsbehérden der Lander, Stand 20.03.2018, 26.11.2018 und
22.10.2019). Zudem bedarf es bei jedem Anbieter eines hinreichend groRen Spielerpoals,
damit sich zur selben Zeit eine hinreichende Menge an Spielern fir den Beginn eines Spiels
findet. Eine Aufteilung der Nachfrage auf verschiedene Veranstalter ist daher nur begrenzt
moglich.

Zum Ausgleich der suchtfachlichen Nachteile des Online-Pokers im Vergleich zum Angebot
in Spielbanken, insbesondere der wesentlich héheren Verfiigbarkeit, missen in der Erlaub-
nis zur Veranstaltung eines bestimmten Spiels spielbezogene Limitierungen vorgesehen
werden. Diese treten neben das allgemein geltende anbieteriibergreifende Einzahlungslimit.
Zu limitieren sind bei Online-Pokerturnieren, bei denen die Spieler Teilnahmeentgelte zahlen,
welche (nach Abzug einer dem Veranstalter zuflieBenden Gebuhr fur die Bereitstellung der
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Plattform) entsprechend den Platzierungen im Turnier auf die Spieler verteilt werden, diese
Teilnahmeentgelte (Buy-in/Rebuy). Werden einzelne Hande nicht in Turnierform, sondern
unmittelbar um Geld gespielt (sog. ,Cash Games* oder ,Ring Games*) sind jedenfalls die
Mindesteinsatze je Hand (Blind/Ante) sowie der Betrag zu begrenzen, den der Spieler am
Tisch zur Verfugung haben darf (Stack) (8 22b Absatz 2). Hierdurch werden zugleich der ma-
ximale Verlust pro Hand bzw. Turnier, der Anreiz fir Manipulationen durch andere Spieler
sowie die Mdglichkeit begrenzt, erlittene Verluste durch immer héhere Einsatze ausgleichen
zu wollen. Mit Rucksicht auf die Erforderlichkeiten der unterschiedlichen Spielvarianten des
Online-Pokers obliegt die Entscheidung tUber die Héhe der Betrage der Erlaubnisbehérde.
Zur Erreichung der Ziele des § 1 haben diese Begrenzungen deutlich unterhalb der in Spiel-
banken maximal moglichen Betrage zu liegen.

Beim Online-Poker ist — als einziger Spielform mit Ausnahme der Lotterien — eine Ausnahme
vom Verbot des parallelen Spiels vorgesehen. Die zustédndige Behdrde kann das parallele
Spiel an bis zu vier Tischen erlauben, wenn dies der besseren Erreichung der Ziele des § 1
dient (8 22b Absatz 5 Satz 2). Dies kann insbesondere bei eher langsamen Varianten des
Online-Pokers der Fall sein, bei denen viele natiirliche Personen an einem Tisch spielen und
daher die Wartezeit fir den einzelnen Spieler bis zu seiner nachsten erforderlichen Interak-
tion vergleichsweise lang ist.

Das Angebot stationarer Pokerspiele ist weiterhin grundsatzlich den Spielbanken vorbehal-
ten. Nur hier kann in ausreichendem Mal3e ein Schutz vor den Gefahren des Gliucksspiels,
einschliellich der Sucht- und Manipulationsgefahren, sichergestellt werden, weil die fur das
Angebot im Internet vorgesehenen SchutzmalBnahmen (Safe-Server zum Schutz vor Mani-
pulationen, Zufalligkeit der Platzierung der Spieler, Spielsuchtfriherkennungssysteme) im
terrestrischen Bereich nicht anwendbar sind.

5. Sportwetten (8§ 21)

Erlaubnisse fur die Veranstaltung von Sportwetten werden zentral fir alle Lander im Rahmen
eines zahlenmafiig unbegrenzten Erlaubnisverfahrens erteilt. Grundlage bildet die bisheri-
gere Regulierung der Sportwetten im Rahmen der bisherigen Experimentierklausel nach

§ 10a GluStV 2012/2020.

Bis zum Inkrafttreten des Dritten Gliicksspielanderungsstaatsvertrages am 1. Januar 2020
wurde der Unmdglichkeit der Konzessionserteilung aufgrund gerichtlicher Entscheidungen
(vgl. HessVGH, Beschluss vom 16.10.2015 - 8 B 1028/15) dadurch Rechnung getragen,
dass gegen Anbieter nicht allein wegen der fehlenden Konzession vorgegangen wurde. An-
bieter, die ohne Konzession in Deutschland tatig waren, wurden im Vollzug nachrangig auf-
gegriffen und konnten daher trotz fehlender Konzession auf dem deutschen Gliicksspiel-
markt tatsachlich tatig werden, wenn sie wesentliche inhaltliche Vorgaben des Gliicksspiel-
staatsvertrags in ihrer Gesamtheit beachteten (vgl. Leitlinien zum Vollzug im Bereich Sport-
wetten wahrend des laufenden Konzessionsverfahrens der obersten Gliicksspielaufsichtsbe-
horden der Lander vom 28. Januar 2016).

Daher konnten die Gliicksspielaufsichtsbehorden trotz fehlender Erlaubniserteilung Erfahrun-
gen in der Anwendung der Rechtslage sammeln und eine — begrenzte — Marktbeobachtung
auch hinsichtlich der Auswirkungen inhaltlicher Vorgaben des Glicksspielstaatsvertrags
durchfihren. Daneben liegen auf Basis der in der Experimentierphase geltenden Rechtslage
gerichtliche Entscheidungen zum Inhalt der bisherigen Sportwettenregulierung, einschlief3lich
des bislang zuléassigen Wettprogramms, vor, welche Vor- und Nachteile der bisherigen Re-
gulierungen zeigen (vgl. z.B. BayVGH, Beschluss vom 1. August 2016 — 10 CS 16.893,
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NdsOVG, Beschluss vom 8. Mai 2017 — 11 LA 24/16, Zf\WG 2017, 310; SachsOVG, Be-
schluss vom 20. September 2018 — 3 B 186/18).

Berlicksichtigt werden konnten auch die ersten Reaktionen der Anbieter nach Aufhebung der
zahlenmafigen Begrenzung der Konzessionen im Rahmen der Experimentierklausel durch
den Dritten Glucksspielanderungsstaatsvertrag mit Wirkung zum 1. Januar 2020. Anbieter,
welche den weitaus Uberwiegenden Teil des bestehenden Sportwettenmarktes abdecken,
haben innerhalb kurzer Zeit einen Antrag auf Erlaubniserteilung gestellt oder einen solchen
kurzfristig angekiindigt und damit ihre Bereitschaft gezeigt, ihren Geschéftsbetrieb nach den
gesetzlichen Regeln durchzufiihren. Andere Anbieter haben sich kurzfristig vom deutschen
Markt zuriickgezogen.

Aus der Durchfihrung der Konzessionserteilungsverfahren einschlief3lich der Nachfragen
von (potentiellen) Antragstellern konnten Erkenntnisse fir die Ausgestaltung dieses Staats-
vertrags gezogen werden. Dies fiihrte beispielsweise zur weitgehenden — nur punktuell Gber-
arbeiteten — Ubernahme der bislang fiir Sportwetten geltenden Konzessionserteilungsvo-
raussetzungen in diesen Staatsvertrag als Erlaubniserteilungsvoraussetzungen fir die Ver-
anstaltung und Vermittlung von Sportwetten, Online-Poker und von virtuellen Automatenspie-
len (88 4a bis 4d). Viele der wahrend der Geltung der Experimentierklausel im Konzessions-
erteilungsverfahren entwickelten wesentlichen Regulierungsvorgaben fir das Angebot von
Sportwetten im Internet, welche als Inhalts- und Nebenbestimmungen in der Sportwettenkon-
zession fir die Experimentierphase berucksichtigt werden sollten bzw. wurden, sind zudem
in die Ausgestaltung der fiir alle Gliicksspiele im Internet anwendbaren 88 6a bis 6j einge-
flossen. Durch die Aufnahme in den Staatsvertrag soll in diesen wesentlichen Punkten eine
einheitliche Rechtsanwendung sichergestellt und Rechtsunsicherheiten vermieden werden,
die in einem auf Dauer angelegten Modell bei einer blo3en Regelung in der jeweiligen Er-
laubnis entstehen kdnnten.

Die Regelungen zum zulassigen Wettprogramm der Anbieter wurden weiterentwickelt (§ 21
Absatz 1, 1a und 4). Im Vergleich zu dem nach dem bisherigen Glicksspielstaatsvertrag zu-
lassigen Wettprogramm ist eine Ausweitung der zuldssigen Wetten vorgesehen. Im Ver-
gleich zum bestehenden unerlaubten Angebot — insbesondere im Bereich der Live-Wetten —
wird das Wettprogramm jedoch aus Grunden der Spielsuchtbekdmpfung, der Reduzierung
der Manipulationsgefahren und der Sicherstellung der Integritat des Sports wesentlich redu-
zZiert.

Wie bislang sind Ergebniswetten (Wetten auf den Ausgang von Sportereignissen oder deren
Abschnitte) bei Tippabgabe vor Beginn des Sportereignisses sowie Endergebniswetten bei
einer Tippabgabe wahrend des laufenden Spiels (Live-Wetten) erlaubnisfahig. Neu hinzu
kommt die Erlaubnisfahigkeit von Ereigniswetten, die bei Live-Wetten auf bestimmte Ereig-
nisse beschrankt ist. Durch die Begrenzung der Live-Ereigniswetten wird insbesondere der
stark erhéhten Suchtgefahr Rechnung getragen, die ihren Ursprung vor allem in der mogli-
chen hohen Ereignisfrequenz von Live-Wetten hat. Ergebnisse der Wette kénnen teils nach
kirzester Zeit feststehen und unmittelbar nach Beendigung der Wette kann eine erneute
Wette abgeschlossen werden. Zudem besteht bei Live-Ereigniswetten grundséatzlich ein ho-
heres Manipulationspotential. Insbesondere unter Bericksichtigung des aktuellen Spielver-
laufs nicht spielentscheidende Ereignisse kdnnen leicht manipuliert werden (z.B. Herbeiflih-
ren von Ecken/Einwirfen bei hoher Fihrung einer Mannschaft). Von diesen Nachteilen sind
Live-Endergebniswetten und Ereigniswetten bei Tippabgabe vor dem Spiel nur begrenzt be-
troffen, weshalb diese kunftig grundsatzlich erlaubnisféhig sind: Bei Endergebniswetten ist
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stets das Ende des Sportereignisses abzuwarten. Eine erneute Wette auf dasselbe Sporter-
eignis nach Bekanntgabe des Ergebnisses der Wette ist ausgeschlossen. Bei Ereigniswet-
ten, die vor dem Spiel abgegeben werden, besteht im Vergleich zu Ergebniswetten keine we-
sentlich erhéhte Ereignisfrequenz. Erlaubnisfahige Live-Ereigniswetten sind ausschlieflich
Wetten auf das n&chste Tor, den nachsten Satz oder einen ahnlichen Bestandteil eines End-
ergebnisses in Sportarten, in denen regelmé&fiig nur eine geringe Gesamtanzahl dieser Er-
eignisse im Laufe des Sportereignisses auftritt. Durch die Begrenzung auf sog. ,Low-Score®-
Sportarten wird die Ereignisfrequenz der Wetten auf diese Ereignisse reduziert. Zugleich ist
die Wertigkeit des einzelnen Tores oder Satzes regelméaRig so hoch, dass sich im Vergleich
zu Endergebniswetten keine wesentlich erhdhte Manipulationsgefahr ergibt.

Die einzelnen Wetten sind nach Art und Umfang vorab von der zustandigen Erlaubnisbe-
horde zu erlauben. Die Erlaubnis darf nur unter den neu in den Staatsvertrag eingefligten
Voraussetzungen erteilt werden. Die allgemein bestehende und im Einzelfall von der Be-
horde zu prifende Voraussetzung, dass die einzelne Sportwette den Zielen des Staatsver-
trags nicht zuwiderlaufen darf, wird durch weitere Voraussetzungen konkretisiert. Nicht er-
laubnisfahig sind Wetten auf Sportereignisse, an denen ausschlief3lich oder Giberwiegend
Amateure oder Minderjahrige teilnehmen, sofern es sich nicht um bedeutsame Grol3ereig-
nisse handelt, Wetten, die in erheblichem Mal3e manipulationsanféllig sind und Sportwetten
auf ein regelwidriges Verhalten oder dessen Sanktionierung.

Ziel dieses im Vergleich zur Experimentierklausel erweiterten Erlaubnismodells ist weiterhin
nicht die Expansion des Wettmarktes, sondern eine nachhaltige Bekampfung des Schwarz-
marktes durch die Schaffung einer erlaubten geringgefahrlichen Alternative. Die bestehende
Nachfrage insbesondere nach Live- und Ereigniswetten zeigt, dass die vollstandige Beibe-
haltung des bisherigen sehr restriktiven Ansatzes die Nachfrage nur begrenzt in den erlaub-
ten, mit Schutzvorkehrungen vor den Gefahren des Glicksspiels versehenen Markt tberlei-
ten konnte.

6. Pferdewetten (Achter Abschnitt)

Pferdewetten bilden ein historisch gewachsenes Sondersegment von Wetten auf eine Sport-
veranstaltung, die ebenfalls im Rahmen der mit diesem Staatsvertrag beabsichtigten Gesam-
tregulierung des deutschen Glicksspielmarktes einzubeziehen sind. Der Anteil der Pferde-
wetten am deutschen Sportwettenmarkt insgesamt ist allerdings gering. Aus diesem Grunde
und wegen der historischen und tatsachlichen Besonderheiten des Sektors ist ein vollstandi-
ger Gleichlauf der Pferdewette mit den sonstigen Sportwetten weiterhin nicht geboten. Rele-
vante Wettveranstalter sind die zahlenmaf3ig von Natur aus begrenzten Rennvereine, welche
die Totalisatoren betreiben. Buchmacher werden im Bereich der Pferdewetten weit Uberwie-
gend als Wettvermittler tatig. Die Erlaubniserteilung richtet sich insoweit nach den Vorschrif-
ten des Rennwett-und Lotteriegesetzes. Aufgrund der darin enthaltenen Offnungsklausel
werden in diesem Staatsvertrag zur Einbeziehung der Pferdewetten in das Gesamtregulie-
rungssystem erganzende Regelungen zum Veranstalten und Vermitteln von Pferdewetten,
zum Vermitteln von Pferdewetten Uber das Internet und in das Ausland sowie Vorschriften
Uber Regelungen zur Spielersperre, zur Spielwerbung und zum Schutz Minderjahriger erlas-
sen (8 25 Absatz 3 RennwLottG).

Bereits mit dem Ersten Gliicksspielanderungsstaatsvertrag wurde die Regulierung der Pfer-
dewetten unter Bertcksichtigung ihrer Besonderheiten dem Regulierungskonzept der Sport-
wetten angenahert. Diese Annaherung wird durch die Einbeziehung der Veranstaltung und
Vermittlung von Pferdewetten im Internet in die fur alle Spielformen im Internet geltenden
Vorschriften (8 4 Absatz 5 und 88 6a bis 6j) nunmehr fortgesetzt.
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Die bisherige Konzeption fur den Bereich der Pferdewetten wird dabei grundsatzlich beibe-
halten. Aus Grunden der Rechtsklarheit und der Rechtssicherheit werden die Voraussetzun-
gen fur den Erlass einer nach diesem Staatsvertrag zu erteilenden Erlaubnis fur die Veran-
staltung und die Vermittlung von Pferdewetten im Internet in § 27 néaher ausgefihrt. Auch
hierbei erfolgt eine Orientierung an den Voraussetzungen fur Sportwetten unter Bericksichti-
gung der Besonderheiten des speziellen Marktes fir Pferdewetten. Unzulassig bleibt die Ver-
anstaltung von nicht nach dem Rennwett- und Lotteriegesetz erlaubten Pferdewetten im In-
ternet sowie die Vermittlung von Wetten an in Deutschland nicht zugelassene Veranstalter.

Bei Pferdewetten greift zukinftig grundsatzlich ebenfalls das anbieter- und spielformiber-
greifende Spielersperrsystem mit Ausnahme von Pferdewetten, die von Rennvereinen, die
einen Totalisator betreiben, angeboten werden oder auf einer inlandischen Pferderennbahn
stationar angeboten werden. Die Ausnahme dient der Verhaltnismanigkeit. Denn der Wettbe-
trieb auf Pferderennbahnen hat bisher keine Probleme aufgezeigt, die die Einfihrung eines
Sperrsystems verlangen wirden.

7. Gewerbliches Spiel (Siebter Abschnitt)

Im Bereich des von diesem Staatsvertrag geregelten Ausschnitts des gewerblichen Spiels
insbesondere in Spielhallen werden die seit dem Ersten Glicksspielanderungsstaatsvertrag
bestehenden Regelungen tiberwiegend unveréndert beibehalten. Wie durch den Ersten
Glucksspielanderungsstaatsvertrag beabsichtigt, ist durch die von den Landern eingefiihrten
Mindestabstande und das Verbot von Mehrfachkonzessionen eine erhebliche Reduktion der
Verfugbarkeit von Spielgelegenheiten des gewerblichen Spiels eingetreten bzw. eingeleitet.
Zugleich dienen die Abstandsgebote weiterhin einer ,Abkihlung“ des Spielers nach dem
Verlassen einer Spielhalle, was gefahrdet wirde, wenn er sich in unmittelbarer Umgebung
einer weiteren Spielgelegenheit ausgesetzt séhe.

Die Rechtfertigung der vom Bundesverfassungsgericht (BVerfG, Beschluss vom 7. Marz
2017, 1 BvR 1314/12 u.a., BVerfGE 145, 20; vgl. auch BVerwG, Urteil vom 16. Dezember
2016, 8 C 4.16) bestatigten Abstandsgebote und des Verbots von Mehrfachkonzessionen
wird durch die kiinftige Erlaubnisfahigkeit von weiteren Spielformen im Internet, insbeson-
dere der virtuellen Automatenspiele, nicht bertihrt. Anders als bei Spielen im Internet, welche
(potentielle) Spieler zunachst durch Installation eines Programms oder Aufrufen einer Inter-
netseite aktiv aufrufen missen, um diese wahrzunehmen, sind Spielhallen standig wahr-
nehmbar, so dass sich bei einer héheren Verfligbarkeit auch deren Wahrnehmbarkeit erhoht.
Diese standige Wahrnehmbarkeit kann insbesondere bei Spielern mit problematischem
Spielverhalten zu einer spielanreizenden Wirkung fuhren. Eine vergleichbare Verfligbarkeits-
reduktion fur den einzelnen Spieler wird im Bereich des Internets zudem durch die Wartezei-
ten beim Anbieterwechsel sichergestellt, die mit der Dauer vergleichbar ist, welche zum
Wechsel zwischen mehreren Spielhallen erforderlich ist. Suchtférdernde Aspekte, die durch
das Verbot der Mehrfachkonzessionen ausgeschlossen werden sollen, sind beim virtuellen
Automatenspiel zudem kaum vorhanden, da ein Spieler im Internet aufgrund des Verbots
des parallelen Spiels nach § 6h ausschlie3lich ein Spiel gleichzeitig spielen kann und auch
das Umfeld, in dem er sich beim Spielen aufhalt, nicht mit einer Spielhalle vergleichbar sein
wird. Nicht zuletzt sind Abstandsgebote und das Verbot von Mehrfachkonzessionen auch im
Hinblick darauf weiterhin gerechtfertigt, dass die Mehrzahl der sich wegen pathologischen
Glucksspiels in ambulanter oder stationarer Behandlung befindlichen Personen — trotz des
wachsenden Schwarzmarktes im Internet — weiterhin als eigene Hauptgliicksspielform das
Automatenspiel in Spielhallen angeben (vgl. Dauber u.a., Suchthilfe in Deutschland 2018,

S. 17; Banz/Becker, Glucksspielsucht in Deutschland: Haufigkeit und Bedeutung bei den ein-
zelnen Gliicksspielformen, ZfWG 3/4/19, S. 212, 219).
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Entsprechend der urspriinglichen Intention der Lander entfallen die fir den Ubergang auf die
im Jahr 2012 in Kraft getretenen Rechtsanderungen geschaffenen Hartefallregelungen.
Spielhallenbetreiber hatten bis zum Inkrafttreten dieses Staatsvertrags insgesamt neun
Jahre Zeit, sich auf die neue Rechtslage einzustellen. Weitere staatsvertragliche Hartefallre-
gelungen sind daher nicht geboten. Die Lander kdnnen jedoch nochmals fir bis zu drei
Spielhallen in einem baulichen Verbund, die am 1. Januar 2020 bestanden, eine befristete
Erlaubnis erteilen, wenn diese Spielhallen zusatzliche qualitative Kriterien einhalten, die in
den Ausfiihrungsbestimmungen der Lander naher auszuformen sind.

Wesentliche Anderung durch diesen Staatsvertrag fiir das gewerbliche Spiel ist dessen Ein-
beziehung in das anbieter- und spielformibergreifende Spielersperrsystem (8 2 Absatz 3
und 4 i.V.m. § 8). Spielstichtigen und spielsuchtgefdhrdeten Personen ist es daher zukuinftig
nicht mehr moglich, in einer anderen Spielhalle, einer Gaststétte oder einem anderen Auf-
stellort weiterzuspielen, nachdem sie sich zentral haben sperren lassen. Die Konzeption ei-
nes anbietertbergreifenden Sperrsystems bezieht auch die Gaststatten mit ein. Wiirden
diese nicht einbezogen, konnten gesperrte Spieler dasselbe Glicksspiel, wie es in Spielhal-
len angeboten wird, weiterhin in Gaststatten praktizieren, wodurch die Effektivitat einer Spie-
lersperre deutlich reduziert werden wiirde.

Im Ubrigen obliegt die Ausgestaltung der Spielhallenregulierung einschlieBlich der naheren
Ausgestaltung der Mindestabstandsgebote den einzelnen Landern. Diese landesrechtlichen
Regelungen ergéanzen und flankieren die durch den Bund in der Spielverordnung vorgesehe-
nen automatenbezogenen Regelungen. Hierbei besteht zwischen den Landern Einigketit,
dass dieser Staatsvertrag keinen einheitlichen Mindestabstand zwischen Spielhallen in ei-
nem Land fordert.

8. Virtuelles Automatenspiel (§ 22a)

Fur die Veranstaltung von virtuellen Automatenspielen wird ein zahlenmafig unbegrenztes
Erlaubnismodell vorgesehen. Mit der Unterscheidung zwischen virtuellen Automatenspielen
und Online-Casinospielen wird die Differenzierung im stationaren Bereich zwischen den brei-
ter verfigbaren Automatenspielen des gewerblichen Spiels und den in den Spielbanken an-
gebotenen Spielen grob nachgezeichnet. Aufgrund der Besonderheiten der jeweiligen Spiel-
form ist eine vollstandige Ubertragung der Regulierungsvorgaben in den jeweils anderen Be-
reich weder méglich noch angezeigt. Dieser Staatsvertrag sieht vielmehr zielkoharente Mal3-
nahmen vor, welche mit einer auf die Spielform des virtuellen Automatenspiels im Internet
angepassten Regulierung ein Schutzniveau flr den Spieler schaffen, welches mit dem
Schutzniveau des gewerblichen Spiels bei einer Gesamtbetrachtung vergleichbar ist.

Um ein solches Schutzniveau zu erreichen, sind erhebliche Begrenzungen der Spielablaufe
vorgesehen. Der Einsatz pro Spiel ist auf einen Euro begrenzt (§ 22a Absatz 7). Die Mindest-
spieldauer je Spiel darf durchschnittlich fiinf Sekunden nicht unterschreiten (8 22a Absatz 6).
Jackpots und Autoplay-Funktionen sind verboten (§ 22a Absatz 4 und 8). Nach einer Spiel-
zeit von einer Stunde ist eine verbindliche Spielpause von funf Minuten einzuhalten (8§ 22a
Absatz 9). Daneben muss jedes Spiel vor dem erstmaligen Angebot von der zustandigen Be-
horde erlaubt werden, wobei die Erlaubnis zu versagen ist, wenn das Spiel den Zielen des §
1 zuwiderlauft (z. B. wenn von der Ausgestaltung des Spiels besondere suchtanreizende
Wirkungen ausgehen oder es sich an Minderjahrige richtet), § 22a Absatz 1.

Zur Erreichung des Ziels einer effektiven Bekédmpfung des Schwarzmarktes unter anderem
durch ein hinreichend attraktives, aber dennoch weniger gefahrliches erlaubtes Angebot im
Internet wurden die Regelungen der Spielverordnung des Bundes nicht in identischem Um-

30
Vorlaufige, unredigierte Fassung — Parlamentsdokumentation der Bremischen Birgerschaft



fang in die Regulierung des virtuellen Automatenspiels Ubernommen. Die Wahrnehmung ei-
nes unerlaubten Angebots auf dem Schwarzmarkt ist flr den Spieler in der Regel im Internet
leichter mdéglich als im stationaren Bereich. Damit das erlaubte Angebot hinreichend attraktiv
ist, um dem angestrebten Kanalisierungsziel dieses Staatsvertrags in ein tberwachtes und
geordnetes Angebot Rechnung tragen zu kdnnen, sind daher in Bezug auf das einzelne
Spiel beim virtuellen Automatenspiel geringfiigigere Beschrankungen als in der Spielverord-
nung vorgesehen. Im Gegenzug greifen daflir beim virtuellen Automatenspiel die weiteren
Regulierungsvorgaben dieses Staatsvertrags, einschliel3lich des anbieteriibergreifenden Li-
mits, der Aktivitatsdatei und der Verpflichtung zur Auswertung des Spielverhaltens zum
Zweck der Spielsuchtfriiherkennung. Durch diese spieler- und anbieterbezogenen Regulie-
rungsvorgaben ergibt sich bei einer Gesamtbetrachtung ein vergleichbares Schutzniveau.

B. Besonderer Teil

Im Folgenden werden die mit diesem Staatsvertrag im Vergleich zum Glicksspielstaatsver-
trag in der Fassung des Dritten Glicksspielanderungsstaatsvertrags (nicht nur rein redaktio-
nell) geanderten und neu eingefiigten Vorschriften erlautert. Im Ubrigen kann weiterhin auf
die Erlauterungen zu den bisherigen Staatsvertragen zurtickgegriffen werden.

Erster Abschnitt (Allgemeine Vorschriften)

§ 2 (Anwendungsbereich)

8 2 bestimmt als zentrale Verweisungsnorm die unmittelbare Anwendbarkeit der Vorschriften
dieses Staatsvertrags auf die einzelnen Spielformen. Davon unberihrt bleiben andere Ver-
weisungen innerhalb des Staatsvertrags (z.B. die Anordnung der Anwendbarkeit einzelner
Vorschriften des § 4b und der 88 4c und 4d in § 27 Absatz 2 Satz 2) und in landesrechtlichen
Bestimmungen (z.B. auf § 9 dieses Staatsvertrags). Unberthrt bleiben zudem speziellere
Regelungen dieses Staatsvertrags, welche einzelne Regelungen nur fir bestimmte Spielfor-
men oder Spiele fur anwendbar erklaren, hiervon ausnehmen oder deren Anwendung in das
Ermessen der Behorde stellen (z.B. § 12 Absatz 2).

Anderungen an den bereits bestehenden Vorschriften fiir Spielbanken, Spielhallen, Gaststat-
ten und Pferdwetten ergeben sich aus der Aufnahme der Vorschriften zu Glicksspielen im
Internet (88 6a bis 6j) und der Einfihrung des anbieter- und spielformiibergreifenden Sperr-
systems. Zudem werden bislang nicht vorhandene Regelungen zum Anwendungsbereich fur
Lotterien, Sportwetten, virtuelle Automatenspiele, Online-Poker und Online-Casinospiele er-
ganzt.

Die Verpflichtung der Lander zur Sicherstellung eines ausreichenden Glicksspielangebotes
nach 8§ 10 Absatz 1 und das staatliche Veranstaltungsmonopol nach § 10 Absatz 2, 3 und 6
betreffen aufgrund von § 2 Absatz 10 gegenwartig ausschlief3lich Lotterien.

Absatze 2 bis 4

Neben redaktionellen Anpassungen wird klargestellt, dass die 88 6a bis 6j fir Spielbanken,
Spielhallen und Gaststatten keine Anwendung finden. Es handelt sich um rein stationare An-
gebote, wahrend die 88 6a bis 6] Sondervorschriften fir das Spiel im Internet enthalten. Die
Absétze 3 und 4 werden um die Regelungen des Spielersperrsystems erganzt.
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Absatz 5

Auf Pferdewetten im Internet finden die Vorschriften zum erweiterten Spielersperrsystem so-
wie die 88 9 und 9a Anwendung. Aufgrund der Mdglichkeit des Angebots von Pferdewetten

im Internet (vgl. 8 27 Absatz 2) werden die 88 6a bis 6j in den Anwendungsbereich neu auf-

genommen.

Abséatze 6 bis 8
In den neuen Absétzen 6 bis 8 werden die anwendbaren Vorschriften flr Sportwetten, On-
line-Poker und virtuelle Automatenspiele definiert.

Absatz 9

Im neuen Absatz 9 werden die anwendbaren Vorschriften fir Online-Casinospiele definiert.
Die 88 4a bis 4d sind — ebenso wie bei Lotterien — aus dem Anwendungsbereich ausgenom-
men. Die Erlaubniserteilung sowie die Schaffung der detaillierten rechtlichen Grundlagen
hierflr bleibt den L&ndern vorbehalten. Die 88 6a bis 6j finden zur Schaffung einheitlicher
Rahmenbedingungen flr das Spiel im Internet unmittelbare Anwendung. Hiermit wird auch
die einheitliche Wirkung des anbietertibergreifenden Limits erreicht. Die 88 9 und 9a sind in
den Anwendungsbereich einbezogen, weil der Gemeinsamen Gliicksspielbehdrde der Lan-
der unbeschadet der Ausnahme des § 9a Absatz 3 Satz 2 das Vorgehen gegen unerlaubte
Glucksspiele im Internet einschliellich des Vorgehens gegen unerlaubte Angebote von On-
line-Casinospielen obliegt.

Absatz 10

Fur Lotterien wird klargestellt, dass die bereits bislang auf Lotterien anwendbaren Vorschrif-
ten in ihrer neuen Fassung weiterhin Anwendung finden. Hinzu kommen die neuen 88 6a bis
6j sowie die 88 8 bis 8d. Die Differenzierung zwischen den einzelnen Formen der Lotterien
erfolgt innerhalb der flr anwendbar erklarten Vorschriften. So findet der Dritte Abschnitt Gber
8 10 Absatz 6 ausschlief3lich auf Lotterien mit geringem Gefahrdungspotenzial auRerhalb
des Lotterieveranstaltungsmonopols Anwendung. 8§ 22 findet hingegen nur auf dem staatli-
chen Veranstaltungsmonopol vorbehaltene Lotterien Anwendung.

Absatz 11
Absatz 11 entspricht dem bisherigen 8 2 Absatz 6.

8§ 3 (Begriffsbestimmungen)

Unter grundsatzlicher Beibehaltung der bisherigen Begriffsbestimmungen des Glucksspiel-
staatsvertrags werden in § 3 die aufgrund der Veranderungen des zulassigen Angebots er-
forderlichen weiteren Begriffsbestimmungen eingeflgt.

Der Regelungsbereich dieses Staatsvertrages mit seinen darin vorgesehenen Regelungsme-
chanismen, einschliellich des Erlaubnisvorbehalts, bleibt durch die Beibehaltung der Defini-
tion des Gllcksspiels auf ,echte* Gllicksspiele beschrankt. Andere Bereiche, in denen die
Definition des Gliicksspiels nicht erfillt ist, werden vom Anwendungsbereich dieses Staats-
vertrags nicht erfasst. Dies betrifft insbesondere sog. ,simuliertes Glicksspiel, wie es teil-
weise in Computer- und Videospielen angeboten wird. Die Regelungsmechanismen des
Glucksspielstaatsvertrags sind fiir die Regulierung dieses Bereichs nur bedingt geeignet. So-
weit allerdings Elemente in Computer- und Videospielen angeboten werden, welche die Defi-
nition des Gliicksspiels nach § 3 Absatz 1 erfiillen, findet dieser Staatsvertrag einschliel3lich
des Erlaubnisvorbehalts nach § 4 Absatz 1 Satz 1 Anwendung. Ob das Gliicksspielelement
in dem Computer- oder Videospiele nach diesem Staatsvertrag erlaubnisfahig ist, ist sodann
im Einzelfall zu prufen.
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Absatz 1

In Satz 4 wird die bisherige Definition der Sportwetten aufgrund der kiinftigen Zulassigkeit
von Ereigniswetten erweitert. Erfasst sind daher kiinftig auch Wetten auf einen zukunftigen
Vorgang wahrend eines Sportereignisses. Das sportliche Geschehen muss Inhalt der Wette
sein; nicht sportbezogene Wetten sind nicht erlaubnisféhig. Geschehnisse, die regelmaliig
oder zuféllig ortlich oder zeitlich mit einem Sportereignis korrelieren, sind daher von der Defi-
nition nicht erfasst. Dies gilt insbesondere flr Ereignisse in der Sportstatte, die nicht Gegen-
stand des sportlichen Geschehens sind (z.B. Verhalten der Zuschauer oder Gesellschafts-
wetten im Zusammenhang mit dem Sportereignis). Auf welches Geschehen Sportwetten im
Einzelnen zul&ssig sind, ist in § 21 geregelt. Wie bislang fallen nur Wetten zu festen Quoten
unter die Definition der Sportwette. Wetten zu variablen Quoten unterfallen nicht dem Sport-
wettenbegriff.

Im neuen Satz 5 wird zur Klarstellung das Sportereignis als ein sportlicher Wettkampf zwi-
schen Menschen nach definierten Regeln definiert. Durch die Begrenzung auf sportliche
Wettkdmpfe scheiden Wetten auf samtliche Wettkdmpfe aus, die nicht als Sport anerkannt
sind. Der Begriff des Sports wird staatsvertraglich nicht definiert und ist der Auslegung zu-
ganglich. Dies tragt dem Umstand Rechnung, dass sich das Verstandnis dartiber, welche
Tatigkeiten als Sport anerkannt werden, in einem regelméafigen Wandel befindet und sich
auch wahrend der Laufzeit dieses Staatsvertrages andern kann. Der Staatsvertrag enthalt
deshalb auch beispielsweise weder ein generelles Verbot noch eine ausdriickliche Erlaubnis
fur Wetten auf ,E-Sport“-Ereignisse. Vielmehr ist von der Behérde im Rahmen des Erlaubnis-
verfahrens fur Wetten nach § 21 Absatz 5 zu priifen, ob es sich bei dem jeweils zu bewetten-
den Ereignis um Sport handelt, wobei die Behdrde sich hierbei fachlich von einem Sportbei-
rat beraten lassen kann und betroffene Verbande (z.B. Verbande, in denen die Beteiligten
des zu bewettenden Ereignisses organisiert sind) angehort werden kénnen. Auch wenn es
sich um ein Sportereignis handelt, missen im Erlaubnisverfahren auch die weiteren Voraus-
setzungen des § 21 Absatz 1a geprift werden (z.B. fehlende besondere Manipulationsanfal-
ligkeit).

Es muss sich um ein Sportereignis ,zwischen Menschen® handeln. Wetten auf Wettkdmpfe,
bei denen die menschlichen Teilnehmer nicht im Mittelpunkt stehen (etwa einen Wettkampf
zwischen Tieren einschlie3lich Windhunderennen, Roboterwettkédmpfe, Wettkampf von
Kinstlicher Intelligenz) werden damit auch dann ausgeschlossen, wenn diese als Sport aner-
kannt sind oder in der Zukunft anerkannt werden sollten. Dies schlief3t nicht aus, dass sich
die Teilnehmer zur Ausiibung des Sports Hilfsmittel, auch technischer Art (z.B. im Motor-
rennsport), bedienen, solange die sportliche Leistung des Menschen maf3geblich ist.

Schlief3lich missen die Regeln des zu bewettenden Sportereignisses fest definiert sein. Dies
schliel3t Manipulationen durch willkirliche Veranderung der Regeln des Sportereignisses
zwischen Tippabgabe und Ergebniseintritt aus.

Absatz 1a

Satz 1 enthalt die Definition virtueller Automatenspiele. Dabei handelt es sich um Nachbil-

dungen terrestrischer Automatenspiele. Der Begriff der Nachbildung ist im Hinblick auf die

Spielmechanik und Darstellung zu verstehen und erfasst insbesondere Walzenspielgeréte

(sog. ,Slot-Machines®). Eine Begrenzung auf die Nachbildung von Geldspielgeraten nach §
33c der Gewerbeordnung erfolgt nicht, so dass virtuelle Automatenspiele auch in Spielban-
ken angebotene Automatenspiele nachbilden kénnen. Die Einhaltung der Regulierungsvor-
gaben aus dem terrestrischen Bereich ist fir eine Nachbildung hingegen nicht erforderlich.

An deren Stelle treten die Regulierungsvorgaben dieses Staatsvertrags.
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Satz 2 definiert die Online-Casinospiele zum einen als virtuelle Nachbildung von Bankhalter-
spielen. Auch insoweit betrifft der Begriff der Nachbildung die Spielmechanik, die Spielregeln
und die Darstellung. Online-Casinospiele in diesem Sinn sind Spiele, bei denen ein ansons-
ten in einer Spielbank angebotenes Tischspiel wie Roulette, Black Jack oder Baccara aus-
schlieZlich simuliert und dem Spieler am Bildschirm angezeigt wird. Bankhalterspiele sind
solche Spiele, bei denen der Veranstalter als Bankhalter am Spiel teilnimmt. Bankhalter ist
der Spielleiter beim Glucksspiel, der die Bank (Kasse der Einsétze) halt und allein gegen ei-
nen oder mehrere Spieler spielt. Der Veranstalter tragt daher bei diesen Spielen ein eigenes
zufallsbedingtes Spielrisiko.

Neben der rein virtuellen Variante sind als Online-Casinospiele auch Live-Ubertragungen ei-
nes terrestrisch durchgefihrten Bankhalterspiels mit Teilnahmemdglichkeit Giber das Internet
definiert (sog. Live-Casinos). Hierflr wird ein tatséchlich existierender Spieltisch einschliel3-
lich des Croupiers abgefilmt und ins Internet tibertragen. Spieler, welche die Ubertragung
verfolgen, kénnen Uber das Internet an diesen Spielen teilnehmen, etwa Einsatze vorneh-
men oder Spielentscheidungen (z.B. Anforderung weiterer Karten beim Black Jack) treffen,
welche — sofern dies fir den Fortgang des Spiels erforderlich ist — dem Croupier Gbermittelt
werden. Im Einzelnen obliegt die Ausgestaltung des Angebots dem jeweiligen Landesrecht.

Online-Poker im Sinne dieses Staatsvertrags erfasst nach Satz 3 ausschlie3lich Poker-Vari-
anten zwischen nattrlichen Personen ohne Bankhalter (vgl. unter A. lll. 4.). Spielvarianten,
bei denen der Veranstalter Bankhalter ist, also am Spiel teilnimmt und ein zufallsabhangiges
wirtschaftliches Risiko tragt, werden nicht von der Definition des Online-Pokers erfasst und
unterfallen daher der Regulierung von Online-Casinospielen. Das Spiel muss an einem virtu-
ellen Tisch erfolgen. Dies schlie3t samtliche Poker-Spiele aus, bei denen ein real existieren-
der Tisch abgefilmt wird.

Absatz 6

Absatz 6 enthalt eine Definition von Wettvermittiungsstellen, welche bislang aufgrund des
Experimentalcharakters der Sportwettenregulierung nicht in den Staatsvertrag aufgenommen
worden war. Nach 8§ 21a Absatz 2 ist der stationare Vertrieb von Sportwetten ausschlief3lich
in Wettvermittlungsstellen erlaubt.

Wettvermittlungsstellen kénnen entweder von einem Wettveranstalter selbst oder von einem
Vermittler betrieben werden. In beiden Fallen muss die Wettvermittlungsstelle in die Ver-
triebsorganisation eines Sportwettveranstalters eingegliedert sein. Aufgrund der erforderli-
chen Eingliederung in die Vertriebsorganisation eines Veranstalters dirfen in jeder Wettver-
mittlungsstelle nur Wetten eines Veranstalters angeboten werden. Das Angebot von Sport-
wetten mehrerer Veranstalter ist ausgeschlossen. Dies dient der Begrenzung des Angebotes
und erleichtert die Uberwachung. Fir von Vermittlern betriebene Wettvermittlungsstellen
wurde dies klarstellend in der Definition der Wettvermittlungsstelle zusatzlich erfasst. Dies
schlief3t nicht aus, dass zugleich Pferdewetten oder andere Gliicksspiele angeboten werden,
wenn die hierfur erforderliche Erlaubnis vorliegt und die Ausfihrungsbestimmungen der Lan-
der dem nicht entgegenstehen. § 21 Absatz 2 bleibt unberihrt. Ergdnzende Regelungen fir
Wettvermittlungsstellen enthalten § 21a und die Ausfiihrungsbestimmungen der Lander.

Absatz 7

Fir die Bestimmung der Ortlichkeiten von Buchmachern wird auf § 2 Absatz 2 des Rennwett-
und Lotteriegesetzes Bezug genommen. Hierin kommt der grundsatzliche Vorrang des
Rennwett- und Lotteriegesetzes fur das stationdre Angebot von Pferdewetten zum Ausdruck.
Satz 2 stellt klar, dass Ortlichkeiten von Buchmachern nicht in die Vertriebsorganisation von
Pferdewettveranstaltern eingegliedert sein missen, dies aber sein kénnen. Die Aufnahme
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dient der Vervollstandigung der Begriffsbestimmungen und der Klarstellung, dass dieser
Staatsvertrag kein anderes Verstandnis der Ortlichkeit eines Buchmachers als das Renn-
wett- und Lotteriegesetz zugrunde legt.

Absatz 8

Als Folgeanderung zur Einfugung des Absatzes 7 wird die Ortlichkeit des Buchmachers auch
im Rahmen des Absatzes 8 eingepflegt. Gewerbliche Spielvermittlung im Sinne dieses
Staatsvertrags wird daher auch nicht in einer Ortlichkeit eines Buchmachers betrieben. Die
gewerbliche Spielvermittlung ist historisch auf Lotterien beschrankt und erfolgt ausschlieflich
in Bezug auf Lotterien. Daher wird nun auch im Wortlaut klargestellt, dass sich gewerbliche
Spielvermittlung ausschlief3lich auf Lotterien bezieht. Eine Vermittlung von Sportwetten un-
terliegt daher nicht den Regelungen der gewerblichen Spielvermittlung. Diese kann entweder
stationar in Wettvermittlungsstellen (Absatz 6) oder im Internet durch einen Vermittler mit ei-
ner Erlaubnis nach § 21 Absatz 7 erfolgen.

8 4 (Allgemeine Bestimmungen zur Erlaubniserteilung)

Absatz 1

Absatz 1 Satz 2 stellt klar, dass auch die Mitwirkung an Zahlungen im Zusammenhang mit
unerlaubtem Gliicksspiel verboten ist. Es handelt sich insoweit um eine unmittelbare Ver-
pflichtung der am Zahlungsverkehr Beteiligten. Daneben bestehen die Uberwachungsbefug-
nisse der Gliicksspielaufsichtsbehérden nach § 9.

Die Vermischung von unerlaubtem Glicksspiel mit anderen Geschéften erschwert die Unter-
scheidbarkeit von legalen und illegalen Zahlungsstromen und behindert dadurch Maf3nah-
men zur Zahlungsunterbindung. Die Erweiterung in Satz 3 stellt klar, dass auch die Mitwir-
kung am Zahlungsverkehr flir sonstige Leistungen verboten ist, soweit etwa Veranstalter und
Vermittler von Glicksspiel diese mit unerlaubtem Glucksspiel geschéftlich vermischen und
dadurch die Unterscheidbarkeit von legalen und illegalen Zahlungstransaktionen verschleiern
oder sogar unmdglich machen. Dabei ist unerheblich, um welche Art von Leistung es sich
handelt und ob diese erlaubt oder unerlaubt ist. Soweit die Vermischung mit unerlaubtem
Glucksspiel dazu fuhrt, dass illegale Zahlungsstrome nicht eindeutig identifiziert werden kon-
nen, ist die Mitwirkung am gesamten in diesem Zusammenhang stehenden Zahlungsverkehr
verboten. Das Mitwirkungsverbot ist durch die Gewabhrleistung einer getrennten und unter-
scheidbaren Zahlungsabwicklung fur die Betroffenen mit zumutbarem Aufwand vermeidbar.

Absatz 2

Der bisherige Satz 3, wonach auf die Erteilung einer Erlaubnis kein Rechtsanspruch be-
stand, wird gestrichen. Damit enthalt der Staatsvertrag keine Aussage mehr dazu, ob ein
Rechtsspruch auf die Erteilung einer Erlaubnis besteht oder nicht. Das Bestehen oder Nicht-
bestehen eines Anspruchs im Einzelfall richtet sich vielmehr nach konkreten Bestimmungen
zu der begehrten Erlaubnis und nach den allgemeinen Regeln des Rechtsstaats.

Von der Streichung unberthrt bleibt im Rahmen der Entscheidung tber die Erteilung einer
Erlaubnis der bestehende Beurteilungsspielraum der zustandigen Behérden in Bezug auf
das Vorliegen der Erlaubnisvoraussetzungen oder von Erlaubnishindernissen. Insbesondere
ist eine Erlaubnis nach 8§ 4 Absatz 2 Satz 1 weiterhin zu versagen, wenn das Veranstalten
oder das Vermitteln des Gliicksspiels den Zielen des Staatsvertrages zuwiderlauft.

Absatz 3
Der bisherige Satz 4, der Testkaufe und -spiele mit Minderjahrigen zum Inhalt hat, wird in die
neue Vorschrift zu Testkaufen (8 9 Absatz 2a) integriert.
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Stattdessen wird als neuer Satz 4 eine dem § 6 Absatz 2 des Jugendschutzgesetzes vom
23. Juli 2002 (BGBI. | S. 2730), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 10. Marz
2017 (BGBI. I S. 420) geandert worden ist, entsprechende Ausnahmevorschrift eingefugt.
Danach ist die Teilnahme Minderjahriger an Ausspielungen mit geringem Gefahrdungspoten-
zial nach dem Dritten Abschnitt des Staatsvertrags ausnahmsweise zulassig, wenn diese auf
Volksfesten, Jahrméarkten, Spezialmarkten und &hnlichen Veranstaltungen erfolgt und der
Gewinn ausschlief3lich in Waren von geringem Wert besteht. Damit sollen die gemeinnutzi-
gen Zwecken dienenden Ausspielungen nicht schlechter behandelt werden als gewerbliche
Anbieter auf denselben Veranstaltungen. Andere Glicksspiele sind aufgrund des insbeson-
dere fur Minderjahrige hoheren Gefahrdungspotenzials und zur Vermeidung einer Gewdh-
nung der Minderjahrigen an entsprechende Spielablaufe von der Ausnahmeregelung ausge-
schlossen. Um ihren Ausnahmecharakter zu verdeutlichen, ist die Vorschrift auf Ausspielun-
gen beschrankt (vgl. 8 3 Absatz 3 Satz 2). Besteht die Chance auf einen Gewinn in Geld,
handelt es sich um eine Lotterie und die Ausnahme vom Teilnahmeverbot Minderjahriger
greift nicht.

Absatz 4

In Absatz 4 Satz 1 wird abschlieRend aufgelistet, flr welche Glucksspiele im Internet Erlaub-
nisse erteilt werden kénnen. Im Ubrigen verbleibt es bei dem Internetverbot des Gliicksspiel-
staatsvertrages, welches nun in Satz 2 geregelt ist. Hiervon sind ,Lotteriewetten® bzw.
LZweitlotterien” weiterhin erfasst, weil es sich hierbei nicht um eine nach Satz 1 erlaubnisfa-
hige Spielform handelt (vgl. OLG Koblenz, Urteil vom 3. Juli 2019, 9 U 1359/18, ZfWG 2019,
532).

Im Internet sind fur Lotterien — wie bislang — ausschliel3lich der Eigenvertrieb und die Vermitt-
lung erlaubnisfahig. Dabei wird davon ausgegangen, dass eine Lotterie auch bei einem Ver-
trieb Uber das Internet anderweitig veranstaltet wird.

Bei Sport- und Pferdewetten konnen Erlaubnisse fur die Veranstaltung, die Vermittlung und
den Eigenvertrieb erteilt werden. Die Erlaubnis fir die Veranstaltung von Sport- und Pferde-
wetten im Internet umfasst regelméanRig den Eigenvertrieb, so dass hierfiir in diesem Staats-
vertrag keine gesonderten Erlaubniserteilungsvoraussetzungen vorgesehen sind.

Fur Online-Casinospiele, virtuelle Automatenspiele und Online-Poker kann nur eine Erlaub-
nis fur die Veranstaltung und fur den Eigenbetrieb erteilt werden. Auch hier umfasst die Ver-
anstaltererlaubnis regelméaRig den Eigenvertrieb. Eine Vermittlung dieser Spielformen ist
nicht erlaubnisfahig. Dies dient der Begrenzung und besseren Uberwachbarkeit des Ange-
bots. Zugleich wird hierdurch die Auswertbarkeit des Spielverhaltens zur Spielsuchtfriiher-
kennung verbessert, weil sich das Spielverhalten auf eine kleinere Zahl von Anbietern auf-
teilt.

Absatz 5
Absatz 5 enthalt die grundlegenden Voraussetzungen fir die Erteilung einer Erlaubnis nach
Absatz 4 fur Glucksspiele im Internet.

In Nummer 1 wird der Einschub ,sowie, wenn eine Verpflichtung nach § 8 besteht, durch Ab-
gleich mit der Sperrdatei“ erganzt. Bislang war es umstritten, ob § 4 Absatz 5 Nummer 1
GlaStV 2012/2020 wegen der besonderen Gefahren, die mit der Nutzung des Internets als
Vertriebsweg verbunden sind, ein eigener Tatbestand ist, der zur Abfrage der Sperrdatei ver-
pflichtet (bejahend VG Dusseldorf, Urteil v. 21.06.2016 — 3 K 5661/14; VG Berlin Urteil vom
24.02.2015 — 23 K 390/14; Postel, in: Dietlein/Hecker/Ruttig, 8 4 Rn. 87; verneinend VG
Hamburg, Urteil v. 13.09.2016 — 4 K 303/13; Urteil v. 03.07.2014 — 4 K 2865/14; so auch im
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Ergebnis VG Gelsenkirchen, Urteil v. 17.05.2016 — 19 K 3334/14). Die Anderung dient der
Klarstellung, dass ein Sperrdateiabgleich in jedem Fall erfolgen muss, wenn abstrakt eine
Verpflichtung zur Abfrage der Sperrdatei nach 8 8 besteht. Die Richtlinien der Kommission
fur Jugend- und Medienschutz sind zu beachten, ohne dass in der Schutzwirkung gleichwer-
tige LOsungen ausgeschlossen waren.

Nummer 2 enthielt bislang Regelungen zur anbieterbezogenen Limitierung. Diese sind nun-
mehr in der Vorschrift zur Selbstlimitierung (8 6¢) aufgegangen, die sowohl das neue anbie-
teriibergreifende Limit als auch die Verpflichtung zum Angebot anbieterbezogener Limitierun-
gen enthélt. Daneben enthielt Nummer 2 einen Hinweis auf das Kreditverbot, welches im
Staatsvertrag nicht naher definiert war. Aus Griinden der Rechtsklarheit und Rechtssicher-
heit wird eine solche Definition nun eingefligt. Verboten ist jegliche Gewéahrung von Darlehen
durch Veranstalter oder Vermittler von Glicksspielen, deren Beschaftige oder durch diese
Personen beauftragte Dritte an Spieler sowie jegliche Werbung fur Darlehen auf der Internet-
domain des Glicksspielanbieters. Dies dient dem Schutz der Spieler vor UbermaRigen Aus-
gaben durch Gliicksspiele und vor Uberschuldung. Dies gilt insbesondere fiir Spieler mit
problematischem Spielverhalten. Die Zweckbestimmung des Darlehens ist grundsatzlich
nicht maf3geblich. Die in Nummer 2 genannten Personen dirfen daher auch keine Darlehen
fur andere Zwecke als zur Teilnahme an Gliicksspielen gewéahren. Hierdurch wird verhindert,
dass das Kreditverbot umgangen wird, indem der Gliicksspielanbieter Darlehen zur Finanzie-
rung anderweitiger Ausgaben des Spielers (z.B. fur notwendigen Konsum oder Mietzahlun-
gen) gewahrt, um ihm auf diese Weise finanziellen Spielraum fir das Glicksspiel zu ver-
schaffen.

Nummer 2 Satz 2 beschrankt den Anwendungsbereich des Kreditverbots bei Lotterien, die in
Form des Gewinnsparens veranstaltet werden, auf Darlehen, die fur die Teilnahme an
Glucksspielen gewahrt werden, weil die Vermittlung von Gewinnsparlosen in der Regel durch
Kreditinstitute erfolgt, zu deren originarem Geschéftsbetrieb die Gewahrung und Bewerbung
von Darlehen gehort. Andernfalls kénnten diese nachweislich geringgefahrlichen Angebote
des Gewinnsparens faktisch nicht mehr vertrieben werden, weil diese eine Bankverbindung
und zumindest ein Sparkonto voraussetzen, auf welchem der Sparanteil von mindestens 75
Prozent der zu zahlenden Betréage erfasst wird. Die Gewahrung oder die Bewerbung von
Darlehen fir die Teilnahme an Gliicksspielen bleibt aber ausgeschlossen.

Soweit Kreditinstitute andere Gliicksspiele des Dritten Abschnitts als Gewinnsparlotterien
nicht veranstalten oder vermitteln, steht das Kreditverbot einem Hinweis auf diese Glucks-
spielangebote nicht entgegen, auch wenn etwa auf der gleichen Internetseite Darlehen be-
worben werden.

Nach Nummer 3 missen besondere Suchtanreize durch schnelle Wiederholung ausge-
schlossen sein. Damit wird der wissenschaftlichen Erkenntnis Rechnung getragen, dass eine
hohe Ereignisfrequenz grundsatzlich suchtférdernde Wirkung hat (vgl. Meyer, u.a., Die Ein-
schatzung des Gefahrdungspotenzial von Glicksspielen: Ergebnisse einer Delphi-Studie und
empirischen Validierung der Beurteilungsmerkmale, 2010 SUCHT, 56(6), 405-414; ASTE-
RIG-Studie: Blanco u.a., Assessment Tool to Measure and Evaluate the Risk Potential of
Gambling Products, The Journal of Gambling Business and Economics 2013, Vol. 7, No. 1;
vgl. auch die zusammengestellten Kriterien bei Fiedler u.a., Regulierungsoptionen fir den
deutschen Onlineglicksspielmarkt, Endbericht, 16. September 2019, S. 57 f.). Die Vorschrift
erlangt angesichts der mit diesem Staatsvertrag beabsichtigten Offnung des Marktes fiir
Glucksspiele im Internet einen neuen Sinngehalt. In welchen Fallen eine unzuldssige (beson-
ders) schnelle Wiederholung vorliegt, aus der sich besondere Suchtanreize ergeben, ist nicht
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nur anhand der absoluten Zeit zwischen zwei Spielen, sondern auch anhand der Eigenarten
der jeweiligen Spielform und der sonstigen Regulierungsvorgaben zu beurteilen. Der Erlaub-
niserteilung stehen nur solche schnellen Wiederholungen entgegen, die im Vergleich zu der
in der jeweiligen Spielform Ublichen oder von den Landern in diesem Staatsvertrag intendier-
ten Wiederholungsfrequenz besondere Suchtanreize auslost. Dem von Nummer 3 aufgestell-
ten Grundsatz tragt dieser Staatsvertrag bei Glicksspielformen, fur die eine lAndereinheitli-
che Erlaubnis erteilt werden kann, durch ergdnzende Regelungen Rechnung (z.B. durch Be-
grenzung der Live-Ereigniswetten in § 21 Absatz 4 und die Festsetzung einer Mindestspiel-
dauer in 8 22a Absatz 6). Durch diese ergdnzenden Regelungen wird die Erlaubnisbehotrde
jedoch nicht grundséatzlich daran gehindert, in den Inhalts- und Nebenbestimmungen der Er-
laubnis weitere Vorgaben zur Einhaltung der Nummer 3 vorzusehen, solange der Wertung
der staatsvertraglichen Regelungen hierbei Rechnung getragen wird. Einen weiteren Rege-
lungsgehalt hat Nummer 3 fir Gliicksspiele im Internet, fur die keine spezielle staatsvertragli-
che Regelung zur Ereignisfrequenz besteht (z.B. Online-Poker), und fir Glicksspiele, fur die
keine Erlaubnis in einem landereinheitlichen Verfahren erteilt werden kann, insbesondere
Lotterien und Online-Casinospiele.

Nummer 4 enthalt wie bislang die Verpflichtung, ein an das Internet angepasstes Sozialkon-
zept zu entwickeln. In diesem ist auch der Einsatz des Spielsuchtfriherkennungssystems
nach § 6i Absatz 1 zu beschreiben. Lediglich rein sprachlich wird das Wort ,einzusetzen®
durch ,umzusetzen” ersetzt.

Mit der Neufassung von Nummer 5 wird das bislang geltende Trennungsgebot modifiziert.
Bislang durften Sportwetten und Lotterien — die einzigen beiden im Internet erlaubnisfahigen
Glucksspiele — nur Uber getrennte Internetdomains angeboten werden; ein Verweis oder die
Verlinkung auf andere Gliicksspiele war untersagt. Hintergrund dieser Regelung war, dass
der einfache Wechsel zwischen verschiedenen Glicksspielarten auf derselben Plattform fir
suchtgefahrdete Spieler spezifische Gefahren mit sich bringt. Eine derartige strikte Trennung
ist im internationalen Vergleich uniblich. Sie bringt zudem nicht nur Vor-, sondern auch
Nachteile fur den Spielerschutz mit sich. Spieler, die Angebote mehrerer Spielformen wahr-
nehmen mdchten, mussten auf unterschiedlichen Internethauptseiten spielen. Dadurch wiir-
den sie potentiell haufiger bei unterschiedlichen Anbietern spielen, so dass das auf Algorith-
men basierende System des jeweiligen Anbieters zur Spielsuchtfriiherkennung nach § 6i Ab-
satz 1 nur eine eingeschrankte Datenbasis zur Verfiigung hatte und deshalb weniger effektiv
arbeiten konnte. Spieler, die nur bei einem Anbieter auf dessen Internetdomain spielen, kdn-
nen zudem einen besseren Uberblick tber ihr Spiel- und Ausgabeverhalten behalten, weil
sie die nach § 6d zur Verfiigung zu stellenden Informationen nicht selbst zusammentragen
mussen.

Die Neufassung der Nummer 5 ermdglicht daher das Angebot mehrerer Spielformen tber
dieselbe Internetdomain, jedoch nur, wenn jede Spielform in einem selbststandigen, grafisch
abgegrenzten Bereich angeboten wird. Hierdurch wird ebenfalls eine Trennung hergestellt,
ohne die beschriebenen Nachteile mit sich zu bringen. Zuséatzlich darf in dem einen Bereich
nicht fir Glicksspiele in dem anderen Bereich geworben oder sonst zum Spiel in dem ande-
ren Bereich aufgefordert werden. Dadurch soll vermieden werden, dass Anbieter Spieler
durch eine gezielte Kundenansprache zur Teilnahme im jeweils anderen Bereich motivieren,
ohne dass zuvor ein entsprechendes Verlangen der Spieler bestand. Zulassig ist jedoch eine
Schaltflache, die den Wechsel zum jeweils anderen Bereich ermdglicht. Pferdewetten und
Sportwetten dirfen wie bislang gemeinsam in einem Bereich angeboten werden.
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Satz 1 zweiter Halbsatz stellt klar, dass ein Angebot auf der gleichen Internetdomain in ge-
trennten Bereichen nur zulassig ist, soweit der Anbieter fir jedes dieser Angebote lber eine
Erlaubnis nach 8§ 4 Absatz 1 verfigt.

Zur Reduzierung der Ereignisfrequenz und des Wechsels zwischen unterschiedlichen Spiel-
formen ist die Einhaltung einer Wartezeit von einer Minute beim Bereichswechsel verpflich-
tend. Die Wartezeit greift, wenn ein Spieler in einem Bereich an einem Glucksspiel teilge-
nommen hat, und beginnt mit dem Ende des Spiels, an dem teilgenommen worden ist (also
z.B. mit dem Abschluss der Tippabgabe bei einer Sportwette oder mit dem Ende eines virtu-
ellen Automatenspiels). Bevor ein Spieler an einem Glicksspiel in dem Bereich, den er auf-
gerufen hat, tatsachlich teilgenommen hat, ist der Wechsel zwischen verschiedenen Berei-
chen — und damit der Spielformen — unbegrenzt moglich.

Wahrend der Wartezeit sind keine unentgeltlichen oder Demo-Spiele zulassig, um den ge-
wunschten ,Cool-down*“-Effekt nicht zu beeintrachtigen.

Wahrend der Wartezeit sind Hinweise zu Suchtgefahren einzublenden, die der Spieler vor
der Spielteilnahme zu bestétigen hat. Diese Hinweise sind im Sozialkonzept zu beschreiben
und mit dem Sozialkonzept von der Erlaubnisbehorde zu tberprifen. Die im Verhéltnis zu §
6h Absatz 4 kiirzere Wartezeit rechtfertigt sich daraus, dass bei einem anbieterinternen
Wechsel die Uberwachung durch den Algorithmus weiterlauft. Daher kann die Wartezeit als
weiteres Suchtpraventionsmittel geringer ausfallen. Aus diesem Grund greift die verkdirzte
Wartezeit von einer Minute auch nur dann, wenn der andere Bereich der Internetdomain vom
selben Erlaubnisnehmer betrieben wird. Werden die getrennten Bereiche von unterschiedli-
chen Erlaubnisinhabern betrieben, hat eine Abmeldung und eine Anmeldung in der Aktivi-
tatsdatei nach 8§ 6h zu erfolgen, wobei die Wartezeit von finf Minuten nach § 6h Absatz 4
greift. Nummer 5 Satz 6 stellt klar, dass auch bei einem Wechsel zwischen unterschiedlichen
Internetdomains desselben Erlaubnisnehmers die Wartezeit von einer Minute einzuhalten ist
und entsprechende Hinweise angezeigt werden mussen. Die Wartezeit von einer Minute
statt finf Minuten ist gerechtfertigt, da hier aufgrund der Verpflichtung aus § 6a Absatz 1
Satz 3 ein einheitliches Spielkonto zu verwenden ist, so dass ebenfalls eine fortlaufende
Auswertung des Spielverhaltens erfolgen kann.

Nach Nummer 5 Satz 5 dirfen erzielte Gewinne aus einem Bereich erst nach Ablauf einer
Stunde in einem anderen Bereich eingesetzt werden. Wie die Umsetzung erfolgt, bleibt dem
Erlaubnisnehmer vorbehalten (z.B. durch Sperrung des entsprechenden Betrags auf dem
Spielkonto fur Spiele anderer Spielformen oder durch Einrichtung von Unterkonten). Die
Wartezeit soll die Verfugbarkeit der Glucksspiele der jeweils anderen Spielform reduzieren
und ein bewusstes Spielverhalten férdern. Gewinne sind samtliche Betrage, die aufgrund ei-
ner Spielteilnahme nach Leistung des Einsatzes auf das Spielkonto zurtickflieRen, ein-
schlie3lich solcher Betrége, welche der Hohe des Einsatzes entsprechen oder diesen unter-
schreiten. Die einstlindige Wartezeit beginnt mit der Gutschrift des Gewinns auf dem Spiel-
konto.

Nummer 6 stellt klar, dass die Einhaltung der 88 6a bis 6j Voraussetzung fur die Erteilung ei-
ner Erlaubnis ist. Sofern gegen diese speziellen Vorschriften fur Gliicksspiele im Internet ver-
stof3en wird, entfallt daher auch eine Voraussetzung fur die Erteilung der Erlaubnis. Damit
wird klargestellt, dass neben speziellen Vorschriften zum Widerruf einer Erlaubnis (z.B. 8§ 4d
Absatz 4) auch die dem § 49 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 VwWVIG entsprechenden landes-
rechtlichen Bestimmungen Anwendung finden.

39
Vorlaufige, unredigierte Fassung — Parlamentsdokumentation der Bremischen Birgerschaft



Absatz 6

Zu Evaluierungszwecken sind der Erlaubnisbehérde durch Veranstalter und Vermittler von
Lotterien die Zahl der Spieler und die H6he der Einsatze jeweils geordnet nach Spielen und
Landern mitzuteilen. Eine entsprechende Mitteilung fir andere Spielformen muss nicht erfol-
gen, weil die Erlaubnisbehotrde tber den Safe-Server nach 8§ 6i Absatz 2 auf die pseudony-
misierten Spieldaten Zugriff hat und ihr die entsprechenden Daten daher vorliegen. Die Mit-
teilung erfolgt an die Erlaubnisbehtrde, welche diese im Rahmen der Evaluierung nach § 32
bertcksichtigen kann.

88 4a bis 4d (Erlaubnis fur Sportwetten, Online-Poker und virtueller Automatenspiele)

Die 88 4a bis 4d entsprechen im Wesentlichen den 88 4a, 4b, 4c und 4e des GIUStV
2012/2020 in der Fassung des Dritten Glucksspielanderungsstaatsvertrags. Die urspringlich
nur flr Sportwettenkonzessionen geltenden allgemeinen Vorschriften finden nun auf die lan-
dereinheitliche Erlaubnis fur Sportwetten, Online-Poker und virtuelle Automatenspiele An-
wendung. In Folge dessen waren redaktionelle Anderungen erforderlich, insbesondere wur-
den die Begriffe der Konzession bzw. des Konzessionsnehmers angepasst. Einzelne Vor-
schriften sind Uber Verweisungen in 8 27 Absatz 2 auch fir die Erlaubnis fur die Veranstal-
tung von Pferdewetten im Internet anwendbar.

Ersatzlos gestrichen wurde die in § 4d GluStV 2012/2020 vorgesehene Konzessionsabgabe.
Die Lander stimmen darin Uberein, dass parallel eine auf diesen Staatsvertrag abgestimmte
Anderung der Besteuerungsvorschriften fur Gliicksspiele erfolgen muss, bei deren Ausge-
staltung die nicht mehr vorgesehene nichtsteuerliche Abgabe zu beriicksichtigen ist.

§ 4a (Besondere Erlaubnisvoraussetzungen fir Sportwetten, Online-Poker und virtu-
elle Automatenspiele)

Die Absatze 1 bis 3 des bisherigen § 4a GliStV 2012/2020 entfallen in Folge des Wegfalls
der Experimentierphase fir Sportwetten. Die beschrankte Dauer der Konzession, die bislang
in 8 4a Absatz 2 Satz 1 GIUStV 2012/2020 enthalten war, ist nun als Beschrankung der Er-
laubnisdauer in § 4c Absatz 1 geregelt.

§ 4a erganzt nunmehr die allgemeinen Erlaubnisvoraussetzungen des § 4, die parallel unmit-
telbare Anwendung finden. Der Anordnung einer entsprechenden Anwendbarkeit des § 4 Ab-
satz 2 Satz 1 (ehemals § 4a Absatz 4 Satz 2 GluStV) bedarf es deshalb nicht.

§ 4a Absatz 1 Nummer 1 regelt die erweiterte Zuverlassigkeit. Die Buchstaben a bis ¢ ent-
sprechen dabei den Buchstaben a bis c des § 4a Absatz 4 Nummer 1 GluStV 2012/2020
ohne inhaltliche Anderung. Die nach § 4a Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b erforderliche
(glicksspielrechtliche) Zuverlassigkeit des Antragstellers und der verantwortlichen Personen
ist der gewerberechtlichen Zuverlassigkeit nachgebildet, deren Fehlen unter anderem nach §
35 GewO zu einer Gewerbeuntersagung fuihrt. Die Entscheidung tber die Zuverlassigkeit er-
fordert — wie die Gewerbeuntersagung — eine Prognose zum kinftigen Verhalten des Antrag-
stellers auf Grundlage der tatsachlichen Umstande des Einzelfalls (vgl. BVerwG, Beschluss
vom 26. Februar 1997 — 1 B 34/97 —, juris, Tz. 8; vgl. auch BayVGH, Beschluss vom 06. Mai
2015 - 10 CS 14.2669 —, juris, Tz. 37; OVG Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 09. Juli 2019 —
3L 79/16, ZIWG 2019, 479, Tz. 111). Im Rahmen dieser Prognoseentscheidung ist insbe-
sondere zu beurteilen, ob der Antragsteller und die verantwortlichen Personen Gewéhr dafir
bieten, dass sie das ihnen erlaubte Glucksspielangebot ordnungsgemal und unter Bertick-
sichtigung der regulatorischen Vorgaben dieses Staatsvertrags und der Inhalts- und Neben-
bestimmungen der Erlaubnis veranstalten und durchfiihren werden.
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In Nummer 1 ist Buchstabe d neu eingefligt worden. Dieser stellt klar, dass der Antragsteller
keine unerlaubten Gliicksspiele veranstalten darf. Der Anwendungsbereich dieser Vorschrift
ist nicht auf den Geltungsbereich dieses Staatsvertrags beschrankt, so dass auch die Veran-
staltung oder die Vermittlung unerlaubten Glicksspiels im Ausland zu einer Versagung der
Erlaubniserteilung fuhren kann. Ebenfalls zur Versagung der Erlaubnis fuhrt die Veranstal-
tung oder Vermittlung durch ein verbundenes Unternehmen (vgl. 8 15 des Aktiengesetzes),
durch eine den Antragsteller beherrschende Person oder durch weitere Personen, die von
dieser Person beherrscht werden. Die beiden letztgenannten Varianten sollen vom Begriff
der verbundenen Unternehmen nicht erfasste Unternehmen einbeziehen. Der Begriff der
Person ist dabei weit zu verstehen und schlief3t auch Personengesellschaften ohne (volle)
Rechtspersonlichkeit ein. Sobald ein beherrschender Einfluss auf den Antragsteller besteht,
muss die diesen beherrschenden Einfluss ausiibende Person daflir Sorge tragen, dass sie
selbst und alle anderen Personen, auf die sie beherrschenden Einfluss ausuiibt, keine uner-
laubten Glucksspiele anbieten. Damit wird auch der Rechtsprechung des Européischen Ge-
richtshofs Rechnung getragen, wonach eine Erlaubnis widerrufen oder nicht erteilt werden
kann, wenn nur ein verbundenes Unternehmen in einem Staat unerlaubtes Gliicksspiel an-
bietet (EuGH, Urteil vom 19.12.2018 - C 375/17). Von einer Ausweitung der Vorschrift auf
samtliche Beteiligungsverhaltnisse wurde abgesehen, weil der Antragsteller und dessen be-
herrschende Gesellschafter regelmafig keinen Einfluss darauf nehmen kénnen, welche Ta-
tigkeiten ein an dem Antragsteller beteiligter Minderheitsgesellschafter, dessen Gesellschaf-
ter oder ein anderes Unternehmen ausuiibt, an dem der Minderheitsgesellschafter ebenfalls
beteiligt ist.

§ 4a Absatz 1 Nummer 2 und 3 entspricht § 4a Absatz 4 Nummer 2 und 3 GIUStV
2012/2020. In Nummer 3 sind die bisherigen Buchstaben d und g entfallen, weil diese in § 6b
und § 6e Absatz 3 aufgegangen sind.

Absatz 2 stellt klar, dass sonstige Voraussetzungen zur Erteilung einer Erlaubnis unberihrt
bleiben. Insbesondere sind daher § 4 Absatz 2 und Absatz 5 anzuwenden.

8 4b (Erlaubnisverfahren fir Sportwetten, Online-Poker und virtuelle Automatenspiele)

Es handelt sich im Vergleich zu § 4b GluStV 2012/2020 uberwiegend um Folgeanderungen
und redaktionelle Anpassungen. Nach Absatz 1 Satz 4 Nummer 6 muss sich die abzuge-
bende Verpflichtungserklarung, kein unerlaubtes Glucksspiel zu veranstalten oder zu vermit-
teln, kunftig nicht nur auf Deutschland beziehen, sondern umfassend gelten.

Die Anzeige von wesentlichen Anderungen wahrend des Erlaubnisverfahrens nach Absatz 3
muss kunftig nicht mehr schriftlich erfolgen. Textform (8 126b BGB) ist ausreichend.

8 4c (Erlaubniserteilung fir Sportwetten, Online-Poker und virtuelle Automatenspiele)
8§ 4c regelt die Erlaubniserteilung und den Inhalt der Erlaubnis.

In Absatz 1 Satz 1 ist die Wirkung der Erlaubnis fur die Veranstaltung von Sportwetten, On-
line-Poker und virtuellen Automatenspielen fur alle L&nder festgelegt. Erlaubnisinhaber beno-
tigen daher nur eine Erlaubnis von der Gemeinsamen Glicksspielbehdrde der Lander nach

§ 27a dieses Staatsvertrages, um im Hoheitsgebiet aller L&nder diese Glicksspiele anzubie-
ten. Die Erlaubnis wird grundsétzlich nur fir eine Glucksspielform erteilt. Derselbe Antrag-
steller kann jedoch fir mehrere Spielformen Erlaubnisse erhalten und unter den Vorausset-
zungen des 8 4 Absatz 5 Nummer 5 diese auch gemeinsam uber eine Internetdomain anbie-
ten.
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Ferner legt Absatz 1 Satz 1 die Dauer der Erlaubnis fest. Diese betragt bei erstmaliger Ertei-
lung funf Jahre, bei einer Folgeerlaubnis sieben Jahre. Die Lander haben bei der Festlegung
der Dauer der Erlaubnisse beriicksichtigt, dass Anbieter regelmafiig Investitionen tatigen
mussen, um Glicksspiele im Internet veranstalten zu kbnnen. Es muss die Mdglichkeit be-
stehen, dass sich die Investitionen Uber die Laufzeit der Erlaubnis amortisieren. Hierbei wird
— auch mit Rucksicht auf die Erfahrungen aus Schleswig-Holstein und anderen europaischen
Staaten — eine Dauer von funf bis sieben Jahren fir jedenfalls ausreichend erachtet. Bei ei-
nem Antrag auf Erteilung der Folgeerlaubnis sind die Verhéltnisse und die Zuverlassigkeit
des Antragstellers erneut detailliert zu prufen. Zudem kénnen bei der Entscheidung Uber die
Erteilung der Folgeerlaubnis die Inhalts- und Nebenbestimmungen der Erlaubnis geandert
werden. Dies kann aufgrund neuer Erkenntnisse in Bezug auf die Ziele des 8 1 oder den An-
tragsteller notwendig sein. Die Laufzeit der Ersterlaubnis ist geringer angesetzt als jene der
Folgeerlaubnis, da regelm&Rig zu erwarten ist, dass insbesondere in den ersten Jahren ei-
nes Angebots Erkenntnisse in Bezug auf den Antragsteller durch die Behérde gewonnen
werden kénnen, die zu abweichenden Inhalts- und Nebenbestimmungen Anlass geben.

Nach Absatz 1 Satz 2 kann die Behdrde in begriindeten Féllen eine kirzere Dauer festlegen.
Damit sollen Falle abgedeckt werden, die eine kiirzere Laufzeit erfordern, beispielsweise,
wenn im Erlaubnisverfahren Restzweifel an der Zuverlassigkeit eines Antragstellers beste-
hen geblieben sind und diesem anstelle einer Verweigerung der Erlaubnis daher zunéchst
die Erlaubnis nur fur einen beschrénkten Zeitraum erteilt werden soll oder falls Lander die
Aufkiindigung des Staatsvertrags angekiindigt haben sollten und deshalb die weitere
Rechtslage unklar ist. Im Rahmen der Ermessensaustibung zu einer eventuellen kiirzeren
Erlaubnisdauer sind jedoch zugunsten des Antragstellers auch wirtschaftliche Aspekte wie
die Moglichkeit der Amortisation notwendiger Investitionen zu bertcksichtigen.

Nach Absatz 3 Satz 3 kann die Behtrde nunmehr die regelmafige Sicherheitsleitung von
funf Millionen Euro auf den Durchschnittsumsatz eines Monats, maximal jedoch auf 50 Millio-
nen Euro erhéhen. Die Erh6hung der mdglichen festzusetzenden Sicherheitsleistung tragt
den hdéheren Umsatzen im Bereich des Online-Glicksspielmarktes Rechnung und soll der
Behorde auch mit Blick auf die nicht begrenzte Laufzeit des Staatsvertrags hinreichend
Spielraum einraumen. Erhalt ein Veranstalter Erlaubnisse fiir mehrere Glicksspielformen, ist
die Sicherheitsleistung mehrfach, fir jede Erlaubnis gesondert, zu erbringen. Eine Ermalf3i-
gung der regelmafigen Sicherheitsleistung von funf Millionen Euro ist nicht vorgesehen.

8 4d (Pflichten; Aufsichtliche MalBhahmen bei Sportwetten, Online-Poker und virtuellen
Automatenspielen)

8§ 4d enthalt im Vergleich zu § 4e GlUStV 2012/2020 neben der Erweiterung des Anwen-
dungsbereichs auf Online-Poker und virtuelle Automatenspiele ausschlie3lich redaktionelle
Folgeanderungen.

8§ 5 (Werbung)

Die Werberegulierung wurde entsprechend der unter A.ll. formulierten Zielsetzung ausge-
staltet, wobei wesentliche Vorschriften aus der bisherigen Werberegulierung tlbernommen
und um Regelungen fir die erstmals erlaubnisfahigen Spielformen ergénzt worden sind. Um
diese Ziele zu gewahrleisten, enthalt § 5 ein differenziertes Modell aus staatsvertraglichen
Vorgaben verbunden mit der Verpflichtung, anbieterspezifische Vorgaben in der Gliicksspie-
lerlaubnis vorzusehen. Die Grundsatze der Werberegulierung ergeben sich vorrangig aus
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den Absatzen 1, 2 und 7, wahrend die Absétze 3 bis 6 Spezialregelungen flr einzelne Spiel-
und Werbeformen enthalten.

Mit diesem Staatsvertrag sollen die mit Gliicksspiel verbundenen Gefahren wesentlich
dadurch reduziert werden, dass Spieler als Alternative zu einem nicht regulierten Schwarz-
markt ein erlaubtes Angebot wahrnehmen kénnen, welches aufgrund von differenzierten
Malnahmen (z.B. Produktrestriktionen, Regulierungsvorgaben an Anbieter und Spieler, be-
schrankter Anbieterkreis) deutlich geringere Gefahren aufweist als parallele Angebote in ei-
nem illegalen Markt ohne Produktrestriktionen (vgl. zur geringeren Gefahrlichkeit des Spiels
im erlaubten Markt Costes u.a., Gambling Patterns and Problems of Gamblers on Licensed
and Unlicensed Sites in France, J Gambl Stud. 2016 Mar; 32(1):79-91; Svensson, J., & Ro-
mild, U. (2011). Incidence of Internet gambling in Sweden: Results from the Swedish longitu-
dinal gambling study. International Gambling Studies, 11(3), 357-375). Um dabei die mit
dem Glicksspiel verbundenen Gefahren gering zu halten, ist es erforderlich, moglichst viele
der ohnehin spielentschlossenen Personen in dem erlaubten Markt zu halten bzw. dorthin zu
kanalisieren. Dies kann nur dadurch erreicht werden, dass erlaubte Anbieter in einem gewis-
sen Umfang durch Werbung, die nicht gegen diesen Staatsvertrag und sonstige gesetzliche
Vorgaben wie beispielsweise § 6 Jugendmedienschutzstaatsvertrag verstof3t, auf ihr (legales
und reguliertes) Angebot aufmerksam machen kénnen.

Aus diesem Grund steht das Ziel, das Glucksspiel in kontrollierte Bahnen zu lenken, einem
gewissen Werbeumfang nicht entgegen. In der Rechtsprechung ist anerkannt, dass eine Po-
litik der kontrollierten Expansion im Glicksspielsektor mit dem Ziel in Einklang steht, Spieler,
die verbotenen Tatigkeiten geheimer Spiele oder Wetten nachgehen, dazu zu veranlassen,
zu erlaubten und geregelten Tatigkeiten berzugehen, was neben einer breiten Palette von
Spielen auch einen gewissen Werbeumfang erforderlich macht (vgl. EuGH, Urteil vom
30.6.2011, Rs. C-212/08 — Zeturf, Rn. 68, und vom 06.03.2007 — Rs. C-338/04, Rn. 55).
Diese Feststellung gilt insbesondere fiir Anbieter von Spielformen im Internet, die — anders
als stationare Anbieter — ohne WerbemaRnahmen von spielwilligen Personen kaum aufge-
funden werden koénnten. Die Werbung hat jedoch maf3voll und strikt begrenzt auf das zu
sein, was erforderlich ist, um die Verbraucher zu den erlaubten Glucksspielen zu lenken
(EuGH, Urteil vom 30.06.2011 — Rs. C- 212/08, Rn. 72). Sie darf insbesondere nicht gezielt
Unentschlossene anreizen und zur Teilnahme motivieren wollen (vgl. BVerwG, Urteil vom
20. Juni 2013, 8 C 10.12).

Daruber hinaus ist eine Differenzierung nach der verbleibenden Geféahrlichkeit der jeweiligen
Glucksspielform erforderlich, um eine Kanalisierung zu ungefahrlicheren Angeboten zu errei-
chen und die Nachfrage nach gefahrlicheren Angeboten nicht durch Werbemafl3nahmen erst
entstehen zu lassen. Daher ist die Werbung fur gefahrlichere Gliicksspiele starker zu be-
schranken als die Werbung fur weniger gefahrliche Gliicksspiele. MaRRgeblich ist hierbei die
verbleibende Gefahrlichkeit des beworbenen Gliicksspiels in seiner konkret angebotenen
Form, unabhangig davon, durch welche Regulierungsmaf3nahme (z.B. quantitative Be-
schrankung der Anbieter oder stark begrenzte Produktrestriktionen) die Gefahrlichkeit der je-
weiligen Spielform im Ubrigen begrenzt wird.

Im Vergleich zum bisherigen Gliicksspielstaatsvertrag ist die staatsvertragliche Grundlage
der Werberichtlinie aus rechtssystematischen Grinden entfallen (8 5 Absatz 4 GIuStV
2012/2020). Bei der Werberichtlinie handelte es sich um eine mit einer Verwaltungsvorschrift
vergleichbare gemeinsame Auslegungsrichtlinie, fur die eine staatsvertragliche Erméchti-
gung rechtlich nicht erforderlich ist. Der Erlass einer gemeinsamen Verwaltungsvorschrift —
ggaf. in Verbindung mit einer gleichlautenden Entscheidungsrichtlinie des Verwaltungsrates
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der Gemeinsamen Glicksspielaufsichtsbehérde der Lander nach § 27h Absatz 4 — bleibt
weiterhin mdglich und wird von den Landern zur Vereinheitlichung der Auslegung dieses
Staatsvertrags fur sinnvoll erachtet. Insbesondere bietet eine solche Verwaltungsvorschrift
die Moglichkeit, die erforderliche Differenzierung zwischen einzelnen Spielformen und Wer-
bemaRnahmen naher auszugestalten und unbestimmte Rechtsbegriffe wie die UberméaRig-
keit nach Absatz 2 Satz 2 weiter zu konkretisieren.

Der Werbebegriff aus der Werberichtlinie wird beibehalten, so dass auf die bisherige Recht-
sprechung zurtickgegriffen werden kann. Sponsoring im Sinne des § 2 Absatz 2 Nummer 10
des Medienstaatsvertrags unterfallt nicht dem Werbebegriff dieses Staatsvertrags und muss
daher gesondert in den Abséatzen 1 und 7 geregelt werden. Der Begriff der Werbung unter-
scheidet sich notwendigerweise von jenem des bisherigen Rundfunkstaatsvertrages (dort 8 2
Absatz 2 Nummer 7) und des Medienstaatsvertrages (dort ebenfalls § 2 Absatz 2 Nummer
7), weil der gliicksspielrechtliche Begriff der Werbung nicht nur Werben im Rundfunk oder ei-
nem Telemedium erfasst, sondern auch anderweitige Werbung, z.B. Plakatwerbung, Flyer
etc.

Weitergehende Vorgaben zur Werbung in anderweitigen gesetzlichen oder staatsvertragli-
chen Bestimmungen, z.B. wettbewerbsrechtlicher oder medienrechtlicher Natur, bleiben
durch diesen Staatsvertrag unberthrt. Sie sind nebeneinander anwendbar, so dass Werbung
fur Glicksspiele sowohl den Vorgaben dieses Staatsvertrags als auch den anderweitigen ge-
setzlichen Vorgaben entsprechen muss.

Zustandig fur die Uberwachung der WerbemaRnahmen erlaubter Anbieter ist bei im lander-
einheitlichen Verfahren erteilten Erlaubnissen die Erlaubnisbehérde (vgl. § 9a Absatz 2). Die
gliicksspielaufsichtsrechtliche Zustandigkeit fir Werbung fur unerlaubte Gliicksspiele, die in
mehr als einem Land im Internet angeboten werden, liegt bei der Gemeinsamen Gliicksspiel-
behdrde der Lander nach § 27a (8§ 9a Absatz 3 Nummer 2). Die Zustandigkeiten und Aufga-
ben der Landesmedienanstalten und anderer Behorden, denen insbesondere die Aufsicht
Uber Rundfunk- und Telemedienveranstalter obliegt, bleiben von diesem Staatsvertrag unbe-
rahrt. FUr MaRRnahmen gegeniber Rundfunkveranstaltern ist die Medienaufsicht ausschliel3-
lich zustandig. Sie arbeiten hierbei mit der Gliicksspielaufsicht zusammen (8 111 Absatz 2
des Medienstaatsvertrags und § 9 Absatz 3a dieses Staatsvertrags).

Absatz 1

Satz 1 stellt zunachst klar, dass Erlaubnisinhaber grundsatzlich Werbung und Sponsoring fiir
ihr erlaubtes Angebot betreiben dirfen. Dies gilt jedoch nur vorbehaltlich anderweitiger ge-
setzlicher Regelungen, wobei hiervon auch aufgrund einer solchen gesetzlichen Regelung
erlassene Bestimmungen und Einzelfallentscheidungen erfasst sind. Satz 1 stellt damit klar,
dass neben der Werberegulierung dieses Staatsvertrags auch andere landesrechtliche Best-
immungen (z.B. in den Ausflihrungs- oder Spielbankgesetzen der Lander), rundfunk- und
medienrechtliche Vorgaben sowie sonstige Einschrankungen anwendbar und damit unbe-
ruhrt bleiben. Nach Satz 2 kann der Erlaubnisnehmer mit der Durchfiihrung der Werbung
Dritte beauftragen. Die Beauftragung bezieht sich nur auf die Durchfiihrung.

Das grundsatzliche Werbeverbot mit Erlaubnisvorbehalt fir TV- und Internetwerbung (8 5
Absatz 3 GIuStV 2012/2020) wird abgeschafft. Werbung fir unerlaubte Gliicksspiele bleibt
ausnahmslos verboten. Fir erlaubte Anbieter sind in der glicksspielrechtlichen Erlaubnis In-
halts- und Nebenbestimmungen zur Ausgestaltung der Werbung aufzunehmen. Diese Best-
immungen kdnnen sdmtliche Bereiche der Werbung betreffen und fir einzelne Glicksspiele,
Werbeformen und -mittel auch Verbote zur Einhaltung der Ziele des § 1 enthalten. Welche
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Malnahmen im Einzelnen vorgesehen werden, liegt im Ermessen der zustandigen Erlaub-
nisbehorde. Insbesondere, aber nicht abschlie3end, sind Bestimmungen zur Werbung im
Fernsehen und im Internet sowie zur Erforderlichkeit und zur Ausgestaltung von Pflichthin-
weisen aufzunehmen. Damit sollen Bestimmungen im Einzelfall, wie sie bislang in einer Wer-
beerlaubnis nach 8 5 Absatz 3 GliuStV 2012/2020 enthalten waren, allgemein ermdglicht
werden. Gemal § 29 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 gelten die bereits erlassenen Erlaub-
nisse nach 8 5 Absatz 3 GluStV 2012/2020 bis zum 30. Juni 2022 als solche Inhalts- und Ne-
benbestimmungen.

Werbung fur Glicksspiele Uber Telekommunikationsanlagen, insbesondere durch Anrufe des
Veranstalters, ist aufgrund der besonderen Gefahren und Einflussnahmemdoglichkeiten wei-
terhin (vgl. 8 5 Absatz 3 Satz 1 GluStV 2012/2020) verboten. Die bislang in der Werberichtli-
nie enthaltene einschrankende Auslegung des Verbots wird durch die Aufnahme der Satze 5
und 6 tbernommen. Nicht vom Verbot nach Satz 4 umfasst sind daher Anrufe des Spielers
oder Spielinteressenten beim Veranstalter oder Vermittler; diese Telefonate durfen mit Ein-
willigung des Spielers oder Spielinteressenten (8§ 7 Absatz 2 Nummer 2 UWG) auch Wer-
bung fir erlaubtes Gliicksspiel zum Gegenstand haben. Auch die Telekommunikation (z.B.
per Telefon, SMS und ahnlichen Textnachrichtendiensten) innerhalb eines bestehenden Ver-
tragsverhaltnisses ist nicht von dem Verbot der Werbung Uber Telekommunikationsanlagen
erfasst. Vorschriften auBerhalb dieses Staatsvertrags sind zusatzlich zu beachten (z.B. wett-
bewerbs-, jugendschutz-, verbraucherschutz- und datenschutzrechtliche Anforderungen).
Werbung per analoger Post (Brief, Postwurfsendung usw.) und digitaler Post (Email, DE-Mail
usw.) stellen keine Werbung tber Telekommunikationsanlagen im Sinne der Vorschrift dar
(vgl. auch Absatz 5).

Absatz 2

Absatz 2 enthalt Grundregeln der Ausgestaltung der Werbung. Maf3gebliche Grenzen findet
die Werbung dort, wo sie den Zielen des § 1 zuwiderlauft oder tibermaRig ist. UberméaRig ist
Werbung dann, wenn sie nicht mehr maRvoll ist und tber das hinausgeht, was zur Zielerrei-
chung erforderlich ist (vgl. EuGH, Urteil vom 30.06.2011, C-212/08, Zeturf, Rn. 72). Nicht
mafvoll ist Werbung jedenfalls dann, wenn die Anziehungskraft des Spiels durch zugkréftige
Werbebotschaften erhdht wird, die bedeutende Gewinne verfihrerisch in Aussicht stellen
(EuGH, Urteil vom 20. Juni 2013, Markus Stol3, C-316/07, Rn. 104, BVerwG, Urteil vom 20.
Juni 2013 8 C 10.12, Rn 34). Die Verwendung dieser unbestimmten Rechtsbegriffe dient der
maoglichst umfassenden Erfassung samtlicher, insbesondere auch zukinftiger, Werbeformen.
Wann die Grenzen der Séatze 1 und 2 Giberschritten werden, ist im Rahmen einer Gesamt-
wurdigung der Werbemafinahme, des beworbenen Gliicksspiels und dessen Gefahrlichkeit
im Einzelfall zu entscheiden. Dabei sind nicht nur der Inhalt und die Ausgestaltung der Wer-
bung, sondern auch der Ort ihrer Platzierung und der mdgliche bzw. intendierte Empfanger-
kreis zu beriicksichtigen. So kann beispielsweise Werbung fir Glicksspiele im Zusammen-
hang mit Unterhaltungssoftware, die glicksspielahnliche Elemente enthélt, anders zu beur-
teilen sein, als dieselbe Werbung an anderer Stelle. Auch Werbung mit an sich erlaubten
glicksspielrechtlichen Mdglichkeiten kann den Zielen dieses Staatsvertrags widersprechen
(z.B. Werbung mit der Moglichkeit, ein nach 8§ 6¢c Absatz 1 Satz 3 erhdhtes Limit festzule-
gen).

Satz 3 enthalt eine Klarstellung, dass besondere Merkmale einzelner Gliicksspiele in der
Werbung herausgestellt werden dirfen. Dies kdnnen insbesondere Merkmale wie bei Lotte-
rien des Dritten Abschnitts die gemeinnttzige Verwendung von Ertragen oder im Vergleich
zu anderen Spielformen — insbesondere zu solchen auf dem Schwarzmarkt — hohe Gewinne
(Jackpots) oder Ausschiittungsquoten sein. Diese Klarstellung soll der Kanalisierung der

45
Vorlaufige, unredigierte Fassung — Parlamentsdokumentation der Bremischen Birgerschaft



Spieler in den erlaubten Markt und innerhalb des erlaubten Marktes der Kanalisierung zu
maoglichst geringgefahrlichen Glicksspielen dienen. Die Satze 1 und 2 bleiben zu beachten.

Daruber hinaus darf sich Werbung nicht an Minderjahrige oder ahnlich gefahrdete Spieler,
insbesondere Spielslichtige oder Spielsuchtgefahrdete, als Zielgruppe richten. Eine Mal3-
nahme richtet sich insbesondere auch dann an Minderjahrige, wenn diese in einem Kontext
erfolgt, den bevorzugt oder tberwiegend Minderjahrige wahrnehmen.

Satz 5 enthalt die ergdnzende verpflichtende Aufforderung, Minderjahrige tberhaupt als
Empféanger von Werbung, soweit mdglich, auszunehmen. Daher muss der Werbetreibende
etwa eine vorhandene Option auswéhlen, welche die Anzeige der Werbung an Personen
ausschlief3t, die nach dem Kenntnisstand der Werbeplattform (z.B. Social Media oder Such-
maschinen) minderjahrig sind. Die Verpflichtung besteht nur, soweit die Ausnahme Minder-
jahriger fur den Werbetreibenden mdglich ist. Eine Unmdoglichkeit wird regelmafig bei her-
kommlicher Breitenwerbung mit unbestimmtem Empfangerkreis wie Plakat-, Zeitungs-, Fern-
seh- oder Radiowerbung gegeben sein. Die Vorgaben des Jugendmedienschutz-Staatsver-
trags, insbesondere dessen § 6 Absatz 3, bleiben hierdurch unberihrt.

IrreflGhrende Werbung ist weiterhin verboten. Erganzend hierzu dirfen die Ergebnisse von
Glucksspielen nicht als durch den Spieler beeinflussbar oder als Losung fir finanzielle Prob-
leme dargestellt werden. Auch der Eindruck, dass der Verzicht auf Glicksspiel abwertend
erscheint bzw. die Teilnahme an Gliicksspielen férdere den eigenen sozialen Erfolg, ist als
irrefihrend unzulassig. Dartber hinaus darf das Gliicksspiel auch nicht als Gut des taglichen
Lebens erscheinen. Ebenfalls darf Werbung nicht den Anschein erwecken, ein redaktionell
gestalteter Inhalt zu sein (sog. ,Native Advertising“), um den Eindruck zu vermeiden, es han-
dele sich um einen unabhangigen, sachlich berichtenden Inhalt. Ahnliche Regelungen ent-
halt auch der Medienstaatsvertrag (vgl. 8 8 Absatz 1 Nummer 3 und Absatz 3 MStV), die je-
doch ausschlief3lich fur Rundfunk und Telemedien Anwendung finden, wahrend der Gliicks-
spielstaatsvertrag auch andere Werbeformen erfasst.

Absatz 3

Fir die reinen Internet-Glucksspielformen darf taglich zwischen 6:00 und 21:00 Uhr im Rund-
funk (Fernsehen und Radio) und im Internet nicht geworben werden. Die Regelung tragt dem
im Vergleich zu anderen Spielformen wie Lotterien erhéhten Suchtgefahrdungspotenzial ins-
besondere aufgrund der erleichterten Verfugbarkeit und dauerhaften Zuganglichkeit solcher
Angebote Rechnung. Damit verfolgt die Regelung eine @hnliche Intention wie § 26 Absatz 1
und erganzende landesrechtliche Bestimmungen fur den Bereich der Spielhallen. Zugleich
stellt sich die zeitliche Beschrankung als milderes Mittel gegentiber einem vollstandigen Wer-
beverbot dar, wie es im europaischen Ausland (z.B. Italien) vorgeschrieben ist und in ande-
ren europdischen Landern (z.B. Spanien und Belgien) aktuell diskutiert wird. Von einem sol-
chen vollstdndigen Werbeverbot wird trotz der gegebenen erhdhten Gefahrlichkeit dieser
Spielformen aus Griinden der Kanalisierung in den erlaubten Markt abgesehen. Im Falle ei-
nes vollstandigen Werbeverbots bestiinde die Gefahr, dass Spieler durch nicht oder nur mit
Zeitverzug zu unterbindende MarketingmalRnahmen von Schwarzmarktanbietern auf diese
Angebote aufmerksam werden, wahrend legale Internetangebote von Spielern kaum aufge-
funden werden koénnten. Zum Ausgleich dieser widerstreitenden Ziele erachten die Lander
eine Werbemoglichkeit ab 21 Uhr als ausreichend, um einen hinreichenden Kanalisierungs-
effekt zu erreichen, zugleich aber den Umfang der Werbung hinreichend zu beschranken.
Ziel ist unter anderem, dass Minderjahrige méglichst wenig mit Glicksspielwerbung fir diese
Spielformen in Kontakt kommen. Eine einheitliche Regulierung fir Internet und Rundfunk,
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insbesondere Fernsehen, ist erforderlich, weil beide Medien immer starker zusammenwach-
sen und sich in bestimmten Bereichen (z.B. Live-Streaming im Internet; Einblendung von An-
zeigen fur Internetangebote im Smart-TV) inhaltlich Uberschneiden.

Bietet ein Veranstalter oder Vermittler neben den in Satz 1 genannten Spielformen auch an-
dere Spielformen auf der Grundlage einer ihm wirksam erteilten Erlaubnis an, so darf die
Werbung zwischen 6:00 und 21:00 Uhr nur fur diese anderen Spielformen erfolgen. Die allei-
nige Bewerbung einer Dachmarke, unter der auch Spielformen angeboten werden, fir die
zwischen 6:00 und 21:00 Uhr nicht geworben werden darf, ist hingegen unzuléssig, da die
Dachmarke von diesen Spielformen beeinflusst ist und Satz 1 dadurch unterlaufen wirde.
Als spielformspezifische Werbung ware aber beispielsweise eine Werbung unter Nutzung
der Dachmarke mit dem deutlichen und dauerhaften Zusatz ,Sportwetten® zwischen 6:00 und
21:00 Uhr erlaubt.

Der zweite Halbsatz stellt durch den Verweis auf Absatz 4 klar, dass Abbildungen oder Uber-
tragungen aus Sportstéatten, die im Hintergrund Werbung in Form der Dachmarkenwerbung
fur virtuelle Automatenspiele, Online-Poker und Online-Casinospiele auf den dafur zulassi-
gen Werbemitteln erkennen lassen, im Zeitraum zwischen 6:00 und 21:00 Uhr nicht per se
unzulassig sind. Es ist wegen des unverhéaltnismaRigen Aufwands nicht erforderlich, diese
Werbemittel bei Live-Ubertragungen von Sportereignissen vor 21:00 Uhr unkenntlich zu ma-
chen. Nicht als Werbung im Sinne des Absatzes 4 zahlt virtuelle Werbung, welche in der
Sportstétte nicht bzw. nicht in dieser Form zu sehen ist, sondern fir die Ubertragung in das
Bild eingefligt wird (z.B. anstelle realer Bandenwerbung in der Sportstatte).

Unmittelbar vor oder wahrend der Live-Ubertragung von Sportereignissen ist daneben keine
Werbung fur Wetten auf dieses Sportereignis auf dem tbertragenden Kanal zulassig; dies
erfasst auch Pausen des Ubertragenen Spiels. Dies tragt den besonderen Gefahren der Live-
Wetten Rechnung, die sich neben einer hohen mdéglichen Ereignisfrequenz auch daraus er-
geben, dass ein Spieler, der zugleich das Spiel verfolgt, aufgrund seiner Wahrnehmungen
den (irrigen) Eindruck erlangen kann, mit héherer Aussicht auf Erfolg am Gliicksspiel teilneh-
men zu kdnnen. AuR3erdem soll vermieden werden, dass gezielt Werbung an Personen ge-
richtet wird, die sich durch das direkte Mitverfolgen des Sportereignisses in einer aufgereg-
ten Gefiihlslage befinden, welche mdglicherweise ihre Bereitschaft zum Glicksspiel beein-
flusst. Dachmarkenwerbung sowie Sportwettenwerbung in Bezug auf andere Sportereignisse
bleiben von dem Verbot unbertihrt. Die Vorschrift wurde aus dem GIlUStV 2012/2020 uber-
nommen und auf samtliche Ubertragungswege ausgeweitet. Eine Beschrankung auf Live-
Ubertragungen im Fernsehen wirde aufgrund der Zunahme der Sportiibertragungen im In-
ternet inzwischen nur noch einen Teil der Werbung wiahrend Live-Ubertragungen von Sport-
ereignissen erfassen.

Das Verbot nach Satz 2 bezieht sich auf den Zeitraum unmittelbar vor und wahrend der Live-
Ubertragung von Sportereignissen. Der Zeitraum unmittelbar vor dem Sportereignis umfasst
jedenfalls den Zeitraum einer Vorberichterstattung, dartiber hinaus auch Zeitraume, in denen
Zuschauer des Sportereignisses regelmafig bereits den Ubertragungskanal verfolgen. Live-
Ubertragung ist jegliche Berichterstattung wahrend des laufenden Sportereignisses. Erfasst
sind insbesondere auch Ubertragungen, die z.B. durch wiederholte Direktschaltungen zu ei-
nem Reporter in der Sportstatte nur Ausschnitte des Sportereignisses live Gibertragen, und
sog. Konferenzen. Bei Konferenzen darf daher nicht fir Wetten auf eines der im Rahmen der
Konferenz libertragenen Sportereignisse geworben werden.

Die Moglichkeit der Live-Ubertragung von Sportereignissen auf eigenen Seiten des Wettan-
bieters in unmittelbarem Zusammenhang mit der Mdglichkeit, Wetten darauf abzuschliel3en,
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bleibt von Satz 2 unberthrt, weil es sich bei dem unmittelbaren Angebot zum Abschluss ei-
ner Wette nicht um Werbung hierflr handelt und derjenige, der sich daflir entschieden hat,
die LiveUbertragung bei einem Glicksspielanbieter zu verfolgen, hierdurch das Bestehen ei-
ner entsprechenden Nachfrage bereits vor der WerbemalRhahme dokumentiert hat.

Das aus der Werberichtlinie tbernommene Sportwettenwerbeverbot fur aktive Sportler und
Funktionare dient gleichermal3en der Integritat des Sports und der Vermeidung spezieller
Werbeeffekte, die darauf beruhen, dass diesen Personen haufig eine Vorbildfunktion insbe-
sondere fur Minderjahrige zukommt und sie h&ufig mit Erfolg in Verbindung gebracht werden
und besonderes Ansehen genielRen. Diese Assoziationen sollen nicht auf Glicksspiele tber-
tragen werden. Wer aktiver Sportler ist, ist unter Berticksichtigung dieser Zielsetzungen zu
bestimmen.

Absatz 4

In Sportstatten ist ausschlief3lich Werbung in Form der Dachmarkenwerbung auf Trikots,
Banden sowie éhnlichen Werbemitteln erlaubt. Bewegte Dachmarkenwerbung — etwa auf Vi-
deobanden — wird durch Absatz 4 nicht ausgeschlossen. Als ahnliche Werbemittel sind mit
Trikot- und Bandenwerbung in der Wirkung vergleichbare WerbemalRnahmen gemeint, die
im Wesentlichen im Hintergrund sind, beispielsweise Werbetafeln, Werbeflachen auf und un-
ter dem Spielfeld (Aufleger auf Rasenflachen, bemalte oder beklebte Hallenbdden oder Un-
tereiswerbung beim Eissport usw.) oder neben einer Anzeigetafel und Werbeflachen auf der
Ausriistung von Sportlern oder dem Spielgerat. Andere Werbemafinahmen, insbesondere
die unmittelbare Ansprache von Zuschauern und das Verteilen von Flugbléttern (Flyern) oder
anderen Werbemitteln (wie z.B. Promotionsartikeln, Give-aways), sind in Sportstéatten verbo-
ten. Dies gilt auch, wenn die Kundenansprache nicht unmittelbar auf die Teilnahme an dem
Glucksspiel, sondern auf die Eréffnung eines Spiel- oder Kundenkontos bei einem Veranstal-
ter abzielt. Von dem Begriff der Sportstatte sind auch Ortlichkeiten erfasst, an denen ein
Sportwettkampf nur temporar stattfindet, etwa die normalerweise dem allgemeinen Verkehr
dienende Strecke bei einem (Marathon-)Lauf oder einem Radrennen oder die normalerweise
der freien Sport- oder Freizeitausiibung dienende Strecke bei einem (Langlauf- oder alpinen)
Skirennen.

Unter dem Begriff der Dachmarkenwerbung ist nach wie vor (vgl. § 2 Absatz 2 Nummer 2 der
Werberichtlinie) die Werbung fur den Namen oder die Firma eines Unternehmens oder einer
Unternehmensgruppe oder fir eine Ubergeordnete Marke zu verstehen. Auf eine Eintragung
des Namens oder der Firma als Marke im Rechtssinne kommt es nicht an.

Dachmarkenwerbung, mit der auch unerlaubtes Glicksspiel beworben wird, ist nach Ab-
satz 7 verboten.

Absatz 5

Durch Absatz 5 soll personlich an gesperrte Spieler gerichtete Werbung ausgeschlossen
werden. Hierzu muss vor dem Versand einer personlich adressierten Werbung, insbeson-
dere per E-Mail oder per Post, eine Abfrage der Sperrdatei erfolgen. Da die Abfrage der
Sperrdatei die Ubermittlung personenbezogener Daten erfordert, ist personlich adressierte
Werbung nur zuldssig, wenn der Empfanger zuvor eine Einwilligung gegeben hat und dabei
auch in die Abfrage der Sperrdatei zum Zwecke der Werbung eingewilligt hat. Sobald der
Spieler einmal als gesperrt zuriickgemeldet ist, gilt eine solche Einwilligung als widerrufen,
so dass der Spieler nach Aufhebung der Sperre persdnlichen Werbemaflinahmen erneut zu-
stimmen muss. Hierbei handelt es sich nicht um eine datenschutzrechtliche Regelung, son-
dern um eine Regelung des Spielerschutzes. Ehemals gesperrte Spieler, die als besonders
vulnerabel gelten, sollen nur dann erneut personalisierte Werbung erhalten dirfen, wenn sie
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dem zuvor ausdrticklich zugestimmt haben. Das datenschutzrechtliche Erfordernis einer Ein-
willigung bleibt hiervon unberiihrt.

Fir Glicksspiele, bei denen aufgrund des vergleichsweise geringen Gefahrdungspotenzials
bei der Teilnahme am Glucksspiel selbst keine Abfrage der Sperrdatei erfolgen muss, ist
glucksspielrechtlich auch die personlich adressierte Werbung ohne vorherige Abfrage der
Sperrdatei und ohne vorherige Einwilligung zulassig. Andere Vorschriften tber notwendige
Einwilligungen (z.B. des Wettbewerbsrechts) bleiben davon unberihrt.

Zugleich wird durch Absatz 5 klargestellt, dass Absatz 1 Satz 4 (Verbot der Werbung tber
Telekommunikationsanlagen) Werbung per Post und E-Mail nicht erfasst. Bei einem Verbot
der Werbung bediirfte es der Regelung zur Ausgestaltung dieser Werbung nicht. Bei Vorlie-
gen einer entsprechenden Einwilligung und — soweit nach Absatz 5 erforderlich — der Ab-
frage einer Sperrdatei kann daher auch auf3erhalb eines bestehenden Vertragsverhaltnisses
per Post und E-Mail geworben werden.

Absatz 6
Absatz 6 enthéalt spezielle Vorschriften fir die Werbung im Internet.

Nach Satz 1 durfen keine variablen Vergutungen fir Werbung im Internet, insbesondere
auch fur sog. Affiliate-Links, gezahlt werden. Wie sich aus der Aufzahlung der umsatz-, ein-
zahlungs- oder einsatzabhangigen Vergitung im Wortlaut ergibt, sind von dem Verbot im
Kern solche variablen Vergltungen erfasst, welche an eine Registrierung des (geworbenen)
Spielers oder an das Zustandekommen eines Spielvertrages zwischen dem (geworbenen)
Spieler und dem Gliicksspielanbieter ankniipfen. Derartige variable Vergutungen, die sich an
der Hohe der Einsatze, der Einzahlungen oder der Verluste des geworbenen Spielers orien-
tieren, bergen die Gefahr, dass der Dritte, der den Spieler einwirbt, darauf hinwirkt, dass der
Spieler mdglichst hohe Einsatze, Einzahlungen oder Verluste tatigt, und ihn so zu Gbermafi-
gen Ausgaben fir Glucksspiele verleitet. Vergitungsmodelle, bei denen der Dritte vom An-
bieter einen zuvor vereinbarten fixen Betrag pro Kunden erhélt, dem eine Werbung ange-
zeigt wird, der auf die Werbung klickt oder der sich nach dem Klick auf die Werbung beim
Anbieter registriert, bleiben daher nach dem Sinn und Zweck zuldssig. Ausgenommen von
dem Verbot ist Werbung fur Gliicksspiele, an denen gesperrte Spieler teilnehmen dirfen. Be-
treffen dirfte dies ausschlieBlich Lotterien mit geringer Ereignisfrequenz. Dies soll der Kana-
lisierung von Spielern zu den ungefahrlicheren Angeboten dienen.

Satz 2 ergéanzt Absatz 3 Satz 2 und verbietet wegen der Vergleichbarkeit der Anzeige von
Live-Zwischenstanden mit der Live-Ubertragung auch die Verbindung der Anzeige von Live-
Zwischenstanden von Sportereignissen mit der Werbung fur Sportwetten auf dieses Sporter-
eignis. Dachmarkenwerbung fiir Sportwettenveranstalter und die Werbung fur Sportwetten
auf andere Sportereignisse werden hierdurch nicht beschrankt. Die Regelung zielt auf die
Anzeige von Live-Ergebnissen und auf Live-Ticker im Internet. Eine Verbindung der Wer-
bung liegt nicht schon dann vor, wenn an irgendeiner, raumlich deutlich entfernten Stelle auf
derselben Internetunterseite fir Sportwetten auf das Ereignis geworben wird, sondern nur
dann, wenn ein erkennbarer Zusammenhang zwischen beidem gegeben ist. Durch den zwei-
ten Halbsatz wird klargestellt, dass Sportwettveranstalter auf eigenen Seiten in Verbindung
mit von ihnen angebotenen Wetten weiterhin Zwischenergebnisse anzeigen kdnnen. Spieler
sind hier bereits auf dessen Internetseite und werden nicht erst durch eine Werbemafinahme
dorthin geleitet. Sofern ein Wettanbieter weitere Internetseiten betreibt, auf denen der Ab-
schluss der Wette nicht unmittelbar moglich ist, fehlt es an dem Zusammenhang zum
Wettangebot, so dass auf diesen weiteren Seiten Live-Zwischenstdnde nicht mit Werbung fur
Sportwetten auf dieses Sportereignis verbunden werden drfen.
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Absatz 7

AbschlieRend wird klargestellt, dass Werbung sowie Sponsoring flr unerlaubtes Gliicksspiel
verboten sind. Unerlaubtes Gliicksspiel stellen sowohl an sich erlaubnisféahige Angebote von
Veranstaltern oder Vermittlern dar, die tUber keine Erlaubnis nach § 4 verfligen, als auch sol-
che Angebote von Anbietern mit Erlaubnis, die jedoch nach den Vorschriften dieses Staats-
vertrags oder nach den Bestimmungen in der Erlaubnis nicht zulassig sind. Vom Verbot um-
fasst sind samtliche Formen der Werbung und des Sponsorings einschlie3lich der Dach-
markenwerbung, die auch das unerlaubte Angebot umfasst (OVG Hamburg, Beschluss vom
9.3.2017, 4 BS 241/16).

Das Verbot greift unabhangig davon, ob gegen den Glicksspielanbieter bereits Malinahmen
(z.B. Untersagungsverfiigungen) ergriffen worden sind. Erst recht kommt es nicht darauf an,

ob solche MaRRhahmen unanfechtbar geworden sind. Das Verbot knipft allein daran an, dass
es sich bei dem Objekt der Werbung (auch) um unerlaubtes Glicksspiel handelt.

8 6 (Sozialkonzept)

Absatz 1

Kraft Gesetzes sind Veranstalter und Vermittler von 6ffentlichem Glicksspiel verpflichtet, die
Spieler zu verantwortungsbewusstem Spiel anzuhalten und dadurch der Entstehung von
Glucksspielsucht vorzubeugen. Das Ziel, den Jugend- und Spielerschutz zu gewahrleisten,
wird klarstellend mit Blick auf den direkten Bezug von Sozialkonzepten zu der Erreichung
dieses Ziels mit aufgenommen.

Absatz 2

Zur Erreichung der in Absatz 1 genannten Ziele ist es aus praventiven Grinden zur Abwehr
von Suchtgefahren erforderlich, Veranstaltern und Vermittlern von 6ffentlichem Glicksspiel
die Entwicklung und Umsetzung von Sozialkonzepten vorzuschreiben. Die Anforderung, So-
zialkonzepte vorzulegen, wird klarstellend im Vertragstext ausdriicklich um deren Umsetzung
erganzt. Die Glucksspielaufsichtsbehdrde kann nach § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 Anfor-
derungen an die Entwicklung und Umsetzung des Sozialkonzepts stellen.

Zur verbesserten systematischen Ubersicht wird der bisherige Anhang des GliStV
2012/2020 ,Richtlinien zur Vermeidung und Bekampfung von Glicksspielsucht” in modifizier-
ter Form in den Ersten Abschnitt integriert. Dabei werden zehn — zum Teil bereits in diesem
Anhang vorgesehene — Mindestanforderungen an Sozialkonzepte aufgefihrt, die durch Ver-
anstalter und Vermittler 6ffentlicher Gliicksspiele standardisiert umgesetzt werden mussen.
Ziel der Konzepte ist es, verbindliche Zusténdigkeiten, Verantwortlichkeiten sowie Ablaufe im
Zusammenhang mit dem jeweiligen Gliicksspielangebot von 6ffentlichen Gliicksspielen ab-
zubilden.

Zu Nummer 1 (Zustandigkeiten)

Es wird eine Verpflichtung zur Benennung eines zustandigen Beauftragten fir das Sozial-
konzept und fir dessen regelmaRige Aktualisierung beim Erlaubnisinhaber gemal § 4 defi-
niert. Der Beauftragte ist auch fur die Berichterstattung gegeniber den Behdrden gemaf
Nummer 10 Ansprechpartner.

Da die Beauftragten fir Sozialkonzepte — insbesondere bei Veranstaltern und Vermittlern o6f-
fentlicher Glucksspiele, die mehrere Spielstatten betreiben — nicht uneingeschrankt in der

Spielstatte anwesend und nicht in jedem Einzelfall in die dortigen Ablaufe eingebunden sind,
muss kunftig zusatzlich auch eine verantwortliche Person fir die Umsetzung des Sozialkon-
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zepts vor Ort benannt werden. Diese Person, die im Falle der uneingeschréankten Anwesen-
heit in der Spielstatte identisch sein kann mit dem Beauftragten fir das Sozialkonzept, wird

auch fur die Dokumentation der Jugend- und Spielerschutzmafnahmen gemar Nummer 9

vor Ort verantwortlich sein.

Zu Nummer 2 (Unternehmenskommunikation/Werbung/Sponsoring)

Die Ausrichtung der internen Unternehmenskommunikation, der Werbung sowie des Spon-
sorings an den suchtrelevanten und spielerschiitzenden Kernzielen des Staatsvertrages ist
standardmaflig von Veranstaltern und Vermittlern offentlicher Glucksspiele in das Sozialkon-
zept mit aufzunehmen und bei der Umsetzung zu berticksichtigen. Verbunden damit sind

- die Starkung der Stellung des Sozialkonzeptbeauftragten nach Nummer 1 durch des-
sen erforderliche Einbeziehung in die Ausgestaltung der Unternehmenskommunika-
tion, der Werbung und des Sponsorings sowie

- die Starkung einer klaren, widerspruchsfreien Kommunikationsstrategie im Span-
nungsfeld Werbung/Sponsoring vs. Spielerschutz bzw. Unternehmenskommunikation
,nach innen“ vs. ,nach aullen®.

Zu Nummer 3 (Schulungen)

Zu den wesentlichen Bestandteilen von regelmafiigen Schulungsprogrammen zéhlen die
Vermittlung von gliicksspielbezogenem Wissen, die Sensibilisierung fur die Gefahren der
Glucksspielsucht und das Training von Handlungskompetenzen, damit Mitarbeiter Spieler,
die ein auffalliges Verhalten zeigen, erkennen und diesen adaquat begegnen kénnen.

Geschult werden die Erlaubnisinhaber geméanR 8§ 4 einschlief3lich der in ihrer Organisationsho-
heit stehenden Mitarbeiter mit Spielerkontakt, die Beauftragten gemanr Nummer 1 sowie bei
terrestrischen Angeboten das Aufsichtspersonal und zusatzlich die Umsetzungsverantwortli-
chen nach Nummer 1.

Veranstalter und Vermittler 6ffentlicher Glicksspiele sind dafiir verantwortlich, dass nur ge-
schulte Mitarbeiter ihre Tatigkeit austiben dirfen; dies gilt auch bei personeller Fluktuation.
Die Schulungen sind wiederholt durchzufuhren; dies dient der ,Auffrischung“ und Aktualisie-
rung mindestens der Inhalte gemaf Buchstaben a bis c.

Die Schulungen sollen unter Einbindung von Dritten — nicht von bei Veranstaltern und Ver-
mittlern 6ffentlicher Gliicksspiele eingegliederten Personen — durchgefiihrt werden. Erforder-
lich beim Schulungspersonal sind nachweislich erworbene Qualifikationen oder Tatigkeits-
nachweise in den Bereichen Suchtpravention oder Suchtberatung sowie eine nachgewie-
sene padagogische Eignung.

Zu Buchstabe a bis Buchstabe c:

Vermittelt werden die rechtlichen Vorgaben zum Jugend- und Spielerschutz in Bezug auf die
angebotenen Glucksspielformen. Neben Basiswissen (Erkennungsmerkmale, Ursachen,
Verlauf, Folgen) zur Gliicksspielsucht soll insbesondere Uber Hilfeangebote regionaler Bera-
tungsstellen informiert werden. Es sind Handlungskompetenzen zu erwerben, die sich insbe-
sondere auf die Friherkennung von problematischem Spielverhalten sowie die Spieleran-
sprache bei der praktischen Umsetzung von spielerschitzenden MafRnahmen konzentrieren.

Zu Nummer 4 (Jugendschutz, Identitatskontrollen)

Die Veranstalter und Vermittler 6ffentlicher Gliicksspiele sind fir die Umsetzung des Jugend-
schutzes, die Durchfihrung der Identitatskontrollen sowie die Verwehrung des Zutritts bzw.
der Spielteilnahme fiir gesperrte Spieler verantwortlich.
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Zu Nummer 5 (Aufklarung)

Neben der Aufklarung nach § 7 sind weitere suchtpraventive Aufklarungsmafinahmen ein-
schlie3lich eines Verweises auf die Beratungshotline der Bundeszentrale fiir gesundheitliche
Aufklarung und der medienibergreifenden Bereitstellung von Informationen mit den Min-
destinhalten nach Buchstaben a bis f zu Gliicksspielsucht, deren Vermeidung, Tests zum
Spielverhalten, Hinweisen auf Hilfeangebote und Sperrmdglichkeiten vorzusehen. Nach Ein-
holung der Einverstandnisse sollen auch Informationen von unabhangigen regionalen Sucht-
beratungsstellen in Spielstatten ausgelegt werden.

Im Internet angebotene Gliicksspiele haben den Direktaufruf von Webseiten anbieterunab-
hangiger Hilfeangebote und Beratungsinstitutionen zu ermdoglichen; auf deren Unabhangig-
keit ist gesondert hinzuweisen.

Zu Nummer 6 (Friherkennung)

Bei der Friherkennung handelt es sich um einen Kernbestandteil des Sozialkonzepts, um
gefahrdete Spieler frihzeitig zu erreichen und Suchtentwicklungen entgegenzuwirken.

Die gezielte Ansprache problematischen Spielverhaltens bedingt deren friihzeitige Erken-
nung. Im Vordergrund systematischer Friherkennung stehen insbesondere Suchtmerkmale
im Zusammenhang mit der Haufigkeit, Dauer, Intensitat und Schwankungen des Spielverhal-
tens, das Einsatzverhalten, Anzeichen auf einen naheliegenden Verlust der Handlungskon-
trolle sowie Versuche des Verlustausgleichs (sog. Chasing-Verhalten). Leitlinien, Checklisten
und andere Instrumente mit beobachtbaren Verhaltensparametern erleichtern die Einschat-
zung des Spielverhaltens.

Zur Friherkennung auffalligen Spielverhaltens im Internet mussen die in § 6i Absatz 1 Ge-
nannten ein auf suchtwissenschaftlichen Erkenntnissen beruhendes automatisiertes System
zur Friherkennung von glicksspielsuchtgefahrdeten Spielern und von Gliicksspielsucht ein-
setzen.

Datenschutzrechtliche Bestimmungen wie die mit der Spielteilnahme verknupfte Einwilligung
zur Datenverarbeitung des Spielers sind zu beachten.

Zu Nummer 7 (Fruhintervention, Vermittlung in Hilfen)

Rechtzeitig ergriffene Mal3nahmen verhindern am effektivsten die Entstehung von Gliicks-
spielsucht. Fir eine wirksame Frihintervention ist die Friherkennung geman Nummer 6 so-
wie eine entsprechende Handlungsbereitschaft mit Gesprachsfiihrungskompetenz erforder-
lich. Dabei ist in der Spieleransprache zur Frihintervention auf regionale, unabhéngige Hilfen
wie zum Beispiel Suchtberatungsstellen und Selbsthilfegruppen zu verweisen.

Zu Nummer 8 (Spielersperrsystem)

Bei Gliicksspielangeboten, die an das Spielersperrsystem angeschlossen sein missen, ist
die Umsetzung des Sperrverfahrens nach den 88 8 ff., insbesondere dessen Einleitung,
Durchfuhrung und Zustandigkeiten, im Sozialkonzept zu beschreiben. Es ist dabei nach
Selbst- und Fremdsperren zu differenzieren sowie bei Fremdsperren zusatzlich danach, ob
die Sperre durch den Anbieter oder durch Dritte (insbesondere Angehdérige) initiiert worden
ist. Hinsichtlich der Einleitung von Selbstsperren haben Anbieter auf die geringen Anforde-
rungen gesondert hinzuweisen; dies gilt u.a. fir die Akzeptanz formloser Selbstsperrantrage.

Zu Nummer 9 (Dokumentation)
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Die einzelnen Spielerschutzmaflinahmen sind detailliert und fortlaufend zu dokumentieren;
sie dienen als verwertbare Angaben fur Kontrollen bzw. fir die zweijahrliche Berichterstat-
tung gegentber den Gliicksspielaufsichtsbehtdrden oder sonstigen zustandigen Behdrden.
Vorzugswirdig ist eine formularbasierte standardisierte Dokumentation zur Vergleichbarkeit.

Zu Nummer 10 (Berichterstattung)

Im zweijahrlichen Rhythmus sind die Unterlagen der Dokumentation den zustéandigen Behor-
den vorzulegen, so dass diese nach Nummer 9 die Auswirkungen der Glicksspiele sowie
den Erfolg der Jugend- und Spielerschutzmaflinahmen deutlich nachvollziehbar einschéatzen
kénnen. Anbieterseitig veranlasste Einschatzungen und Zertifizierungen des Sozialkonzepts
bzw. der MaRnahmen zum Jugend- und Spielerschutz sind nicht ausreichend. Die zustan-
dige Behdrde muss das Sozialkonzept bzw. die Mal3nahmen zum Jugend- und Spielerschutz
unabhangig von solchen Einschatzungen und Zertifizierungen beurteilen und selbststandig
Ruckschlisse nach Nummer 9 ziehen.

Absatz 3

Das im Gliicksspielstaatsvertrag vom 15. November 2011 in der Fassung des Dritten Ande-
rungsstaatsvertrages im Anhang ,Richtlinien zur Vermeidung und Bekadmpfung von Gliicks-
spielsucht” enthaltene umsatzabhangige Vergultungsverbot fir leitende Angestellte ist beizu-
behalten. Um Umgehungen zu vermeiden, ist die Umsatzabh&ngigkeit der Vergutung weit
auszulegen.

Angesichts der Neuregulierung des Gliicksspielwesens ist es weiterhin erforderlich, den
Spielausschluss fir das beschéftigte Personal Giber Annahmestellen hinaus auf sémtliche
terrestrischen Spielstatten und auf das im Zusammenhang mit Glicksspielen im Internet ta-
tige Personal, mithin auf alle weiteren Gliicksspielformen auszudehnen, fir die § 6 gilt.

Absatz 4

Absatz 4 enthalt eine Rechtsgrundlage fir die Zurverfligungstellung der im Zusammenhang
mit dem Sozialkonzept erhobenen — anonymisierten — Daten fiir Zwecke der Suchtforschung.
Die Erkenntnisse bei der Umsetzung des Jugend- und Spielerschutzes durch die Gliicks-
spielanbieter dienen der zustandigen Behdrde u.a. fur die Anpassung von suchtrelevanten
Inhalts- und Nebenbestimmungen der Erlaubnis und den fir Gliicksspielsucht zustéandigen
obersten Behorden der Lander im Rahmen des § 11.

88 6a bis 6] (Besondere Vorschriften fir Glicksspiele im Internet)

Die neu eingefligten 88 6a bis 6j enthalten Regelungen zur allgemeinen Ausgestaltung des
Glucksspielangebots im Internet. Die Aufnahme dieser Vorschriften in den Staatsvertrag
stellt anbieter- und landerubergreifend einheitliche Regelungen sicher.

Die glucksspielrechtlichen Vorschriften treten dabei selbststandig neben die Vorschriften des
Geldwaschegesetzes, die von diesem Staatsvertrag unberuhrt bleiben. Die gliicksspielrecht-
lichen und geldwascherechtlichen Regulierungsvorgaben gehen aufgrund unterschiedlicher
Zielrichtungen teilweise Uber die Vorgaben im jeweils anderen Bereich hinaus. Wahrend die
geldwascherechtlichen Vorgaben vorrangig der Identifizierung der an Geschéftsvorféllen be-
teiligten Personen und der Identifizierbarkeit der Mittelherkunft dienen, stehen gliicksspiel-
rechtlich die Ziele des 8§ 1 im Vordergrund.

Die 88§ 6a bis 6] finden — soweit nichts anderes bestimmt ist — grundsatzlich auf alle Veran-
stalter und Vermittler von Gliicksspielen im Internet unabhangig von der angebotenen Spiel-
form Anwendung (zur Anwendbarkeit auf Lotterien nach dem Dritten Abschnitt vgl. jedoch
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§ 12 Absatz 2). Ein offentliches Glucksspiel im Internet in diesem Sinne liegt auch beim Ei-
genvertrieb durch einen Veranstalter von Gliicksspielen im Internet vor. Die Pflichten der
88 6a bis 6j sind daher auch auf Veranstalter, die einen Eigenvertrieb im Internet durchfiih-
ren, anwendbar, wie durch § 6a Absatz 1 Satz 4 ausdriicklich klargestellt wird.

§ 6a (Spielkonto beim Anbieter fir Glucksspiele im Internet)

Absatz 1

Vor der Spielteilnahme muss sich jeder Spieler beim Anbieter registrieren und ein Spielkonto
fur diesen angelegt werden. Ein Spieler darf dabei nur tiber ein einziges Spielkonto pro An-
bieter verfigen. Dies gilt auch, wenn derselbe Anbieter Gliicksspiele — unter derselben oder
unterschiedlichen Marken — Uber verschiedene Internetdomains veranstaltet oder vermittelt.
Der Spieler erhalt hierdurch einen besseren Uberblick und die Systeme zur Spielsuchtfriiher-
kennung nach 8§ 6i Absatz 1 kdnnen effektiver arbeiten. Daraus folgt auch, dass Spieler ihr
Konto nicht an Dritte zur Nutzung zur Verfugung stellen dirfen. Dies hat der Anbieter durch
Identifizierung und Authentifizierung (8 6e Absatz 1) vor Beginn des Spiels sicherzustellen.

Glucksspielrechtlich dient die Registrierungspflicht insbesondere der Spielsuchtfriiherken-
nung sowie dem Ausschluss minderjahriger und gesperrter Spieler. Zudem ist die Vereinheit-
lichung der Angaben lber den Spieler bei allen Anbietern zum Abgleich mit der Limitdatei
nach § 6¢ und der Datei zur Vermeidung des parallelen Spiels nach § 6h erforderlich.

Absétze 2 und 3

Der Anbieter muss die im Rahmen der Registrierung angegebenen personenbezogenen Da-
ten mittels geeigneter und zuverlassiger Verfahren (gemaf? § 4 Absatz 5 Nr. 1) Uberprifen,
um beabsichtigte oder unbeabsichtigte Falschangaben durch Spieler auszuschlie3en. Die
Angabe der Anschrift dient hierbei neben der eindeutigen Identifizierung namensgleicher
Personen auch der Uberpriifung der Berechtigung des Spielers, Gliicksspielangebote wahr-
zunehmen, die von den einzelnen Landern fur ihr Hoheitsgebiet erlaubt werden, z.B. Lotte-
rien und Online-Casinospiele. Ein konkretes Verfahren zur Uberpriifung der Richtigkeit der
Daten gibt der Staatsvertrag im Hinblick auf die fortschreitenden technischen Mdglichkeiten
nicht vor. Stattdessen kdénnen in der Erlaubnis geeignete und zuverlassige Verfahren zur
Identitatsfeststellung (z.B. Video-ldent, Post-ldent, die elD-Funktion des Personalausweises
oder andere zuverlassige Verfahren) bestimmt werden; die Richtlinien der Kommission fir
Jugend- und Medienschutz sind dabei zu beachten, ohne dass in der Schutzwirkung gleich-
wertige Losungen ausgeschlossen waren. Nicht ausreichend ist jedenfalls eine blol3e Besta-
tigung der Daten durch den Spieler selbst. Um die Gleichbehandlung aller Anbieter und Ver-
fahren sicherzustellen, kdnnen die zustandigen Behérden Richtlinien aufstellen, nach denen
die Eignung und Zuverlassigkeit der Verfahren beurteilt werden. Vor Bestéatigung der Richtig-
keit der Daten ist eine Spielteilnahme grundsatzlich nicht zulassig.

Absatz 4

Ausnahmsweise darf der Anbieter gemafd Absatz 4 Satz 2 die Spielteilnahme mit einem
neuen Spielkonto fur einen Zeitraum von bis zu 72 Stunden ab der Registrierung bis zu ei-
nem Einzahlungslimit von 100 Euro erméglichen, auch wenn die vom Spieler eingegebenen
personenbezogenen Daten noch nicht abschlieRend tberprift worden sind. Die Vorgaben
des Geldwaschegesetzes sind unabhangig davon einzuhalten. Die glicksspielrechtliche
Ausnahme dient der Kanalisierung von Spielern mit vorhandenem Spieltrieb in den legalen
Markt. Ohne eine solche Regelung kdnnten Spieler mit konkretem Spielwunsch, die sich bei
einem erlaubten Anbieter registrieren, jedoch zunéchst auf die abschlieRende Verifizierung
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ihrer Identitat warten mussen, dazu neigen, dem Spielwunsch unmittelbar auf dem Schwarz-
markt ohne Registrierungspflicht nachzukommen und im Schwarzmarkt zu verbleiben. Um
einem Missbrauch der vorlaufigen Teilnahmemaoglichkeit durch gesperrte oder minderjahrige
Spieler durch die Anmeldung mit falschen Daten vorzubeugen, ist jegliche Auszahlung bis
zur Bestatigung der angegebenen personenbezogenen Daten unzuldssig. Spieler sind da-
rauf ausdrucklich hinzuweisen und haben diesen Hinweis zu bestatigen. Mit falschen Daten
registrierte Spieler haben demnach — vergleichbar mit einem Unterhaltungsspiel — trotz Ein-
satzes keinerlei Gewinnerwartungen. Es fehlt somit der wesentliche Anreiz, sich Gberhaupt
mit falschen Angaben zu registrieren.

Der Ausschluss von Auszahlungen steht etwaigen spéteren zivilrechtlichen Rickforderungs-
anspruchen der geleisteten Einzahlungen (z.B. wegen Unwirksamkeit des Spielvertrags)
nicht entgegen. Die Begrenzung des Ubergangszeitraums auf 72 Stunden sowie das Limit
von 100 Euro dienen der Reduzierung der verbleibenden Missbrauchsrisiken. Ma3geblich
daflr, ob die Teilnahme innerhalb der 72 Stunden erfolgt, ist der Abschluss des Spielver-
trags. Wann das Ergebnis des Gliicksspiels bekannt wird, ist unbeachtlich. Spieler diirfen
beispielsweise innerhalb der 72 Stunden Wetten auf Sportereignisse abgeben, welche erst in
mehreren Wochen stattfinden, oder Lotterielose erwerben, die an mehreren — auch tber Wo-
chen und Monate verteilten — Ziehungen teilnehmen.

Absétze 5 und 6

Die Absétze 5 und 6 legen fest, wann eine erneute Uberpriifung der Identitat des Spielers zu
erfolgen hat. Diese hat grundsatzlich mindestens einmal jahrlich sowie anlassbezogen bei
Anderungen der Zahlungsverbindung oder personlicher Angaben zu erfolgen. Mit der Pflicht
zur anlasslosen Uberpriifung soll ausgeschlossen werden, dass eine (insbesondere ge-
sperrte oder minderjahrige) Person nach Erlangung der Zugangsdaten einer anderen, formal
korrekt registrierten Person dauerhaft mit deren Spielkonto an Gliicksspielen teilnehmen
kann. Zugleich erfordert der Abgleich der Sperrdatei und der Dateien nach § 6¢ (Limitdatei)
und § 6h (Aktivitatsdatei) jeweils mdglichst aktuelle persénliche Daten. Andernfalls besteht
(z.B. infolge eines Umzugs oder Heirat) fur Spieler die Mdglichkeit, Regulierungsvorgaben
bewusst oder unbewusst zu umgehen, indem sie unter Nutzung ihrer aktuellen Daten beim
selben oder einem anderen Anbieter ein weiteres Spielkonto eréffnen und zugleich das
Spielkonto mit den veralteten Daten weiterbetreiben. Fir die zentralen Dateien ist dann nicht
ersichtlich, dass es sich jeweils um ein und denselben Spieler handelt. Das Intervall von ma-
ximal einem Jahr berticksichtigt die dem Anbieter fiir die Uberpriifung der Angaben entste-
henden Kosten.

Absatz 5 Satz 7 nimmt Spielkonten von der regelmafigen Verifizierungspflicht aus, Gber die
ausschlielich die Teilnahme an Glicksspielen mdglich ist, an denen auch gesperrte Spieler
teilnehmen durfen. Bei diesen Gliicksspielen sorgt bereits die einmalige Verifikation der Da-
ten bei der Einrichtung des Spielkontos fiir den Ausschluss Minderjahriger. Eine Wiederho-
lung der Verifikation ist gliicksspielrechtlich nicht zwingend erforderlich, da kein Abgleich mit
der Sperrdatei nach den 8§ 8 ff., 23, der Limitdatei nach § 6¢ (vgl. 8 6¢c Absatz 9) und der
Datei zur Verhinderung parallelen Spiels nach 8§ 6 h zu erfolgen hat (vgl. 8 6h Absatz 3 Satz
5). Anderweitige (z.B. geldwéscherechtliche) Verpflichtungen zur Verifikation der Daten blei-
ben hiervon unberihrt. Veranstalter und Vermittler, die sowohl Gliicksspiele anbieten, an de-
nen gesperrte Spieler teilnehmen durfen, als auch solche, an denen gesperrte Spieler nicht
teilnehmen dirfen, kdnnen Spielkonten auf die Teilnahme an Glicksspielen beschranken, an
denen gesperrte Spieler teilnehmen dirfen (z.B. kbnnen Anbieter von Lotterien das mit ei-
nem Spielkonto wahrnehmbare Angebot auf Lotterien beschranken, die nicht haufiger als
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zweimal pro Woche veranstaltet werden). In diesem Fall ist fur diese Spielkonten eine regel-
mafige Verifikation der Daten nicht erforderlich. Bevor nach Ablauf eines Jahres seit der
letzten Verifikation Uber dieses Spielkonto Gliicksspiele, an denen gesperrte Spieler nicht
teilnehmen durfen, gespielt werden kénnen, ist eine erneute Verifikation erforderlich.

Absatz 7

Absatz 7 regelt den Anspruch eines Spielers auf Schlie3ung seines Spielkontos, welche
grundsatzlich ohne besondere Schwierigkeiten moglich sein muss. Insbesondere darf der
Anbieter die Auffindbarkeit der Funktion nicht erschweren oder die Schliel3ung von einer
schriftlichen oder textformlichen Bestéatigung abhangig machen, wenn diese zur Einrichtung
nicht erforderlich war. Spieler, die bei sich eine Problematik erkennen, sich aber nicht anbie-
teriibergreifend sperren lassen mdchten, erhalten auf diese Weise eine niedrigschwellige
Mdglichkeit, ihr Konto zu schliel3en, so dass sie sich vor einer weiteren Spielteilnahme beim
Anbieter erneut registrieren lassen mussten.

Absatz 8

Nach Absatz 8 sollen Anbieter bei bestimmten GesetzesverstofRen des Spielers dessen
Konto sperren. Der Spieler ist tber die Grinde zu unterrichten, sofern gesetzliche Vorgaben,
insbesondere solche des Geldwascherechts (vgl. 8§ 47 GwG), nicht entgegenstehen.

8 6b (Geldbetrage auf dem Spielkonto; Ein- und Auszahlungen)

Die Regelungen zur Behandlung der Geldbetrage auf dem Spielkonto dienen vorrangig dem
Verbraucher- und Spielerschutz.

Absatz 1

Die Verpflichtung zum Ausweis der zur Verfligung stehenden Betrage in Euro und Cent (Ab-
satz 1 Satz 2) verhindert eine Umrechnung in Punkte oder andere Wéahrungen. Hierdurch
wird flr den Spieler die Transparenz und die Nachvollziehbarkeit seines Spielverhaltens ge-
steigert.

Absatz 2

Absatz 2 verlangt die unmittelbare Gutschrift eingezahlter Betréage auf dem Spielkonto nach
Eingang der Zahlung beim Anbieter. Der Anbieter darf vom Spieler gezahlte Betrage nicht,
auch nicht vorubergehend, fiir andere Zwecke verwenden. Die Regelung steht einer friihzei-
tigeren Gutschrift einer Zahlung nicht entgegen, etwa in Fallen, in denen der Anbieter vor
Zahlungseingang bereits eine Bestétigung Uber die Freigabe der Zahlung erhalten hat. Aus
Satz 3 ergibt sich, dass Auszahlungen von auf dem Spielkonto erfassten Mitteln jederzeit
vom Spieler angefordert werden kénnen miissen und dass diese unverziglich abgezogen
werden missen. Durch Auszahlungsanforderungen und nahezu gleichzeitige Einsatze soll
kein negativer Saldo des Spielkontos entstehen kénnen.

Absatz 3

Die Funktion nach Absatz 3 soll gewahrleisten, dass Spieler, die dies zuvor festlegen, Ge-
winne, die einen bestimmten Betrag Ubersteigen, nicht erneut einsetzen kénnen. Der Spieler
ist nicht verpflichtet, eine solche Funktion zu nutzen. Unabhangig von der Regelung nach
Absatz 3 kann der Anbieter automatische Auszahlungen von Gewinnen vorsehen. Absatz 3
steht anderweitigen gesetzlichen oder behdrdlichen Regelungen, die eine Auszahlung von
Gewinnen ab bestimmten Betrdgen erforderlich machen, nicht entgegen.

Absatz 4
Absatz 4 Satz 1 greift die Verpflichtung aus § 16 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 GwG auf. Da-
nach muss die Einzahlung von einem Zahlungskonto nach 8§ 1 Absatz 17 ZAG, das auf den
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Namen des Spielers bei einem Verpflichteten nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 oder 3 GwG er-
richtet worden ist, beschrankt werden. Damit ist das Vorhandensein und die Nutzung eines
auf den Namen des Spielers lautenden Zahlungskontos bei einem Kreditinstitut, Finanz-
dienstleistungsinstitut, Zahlungsinstitut oder E-Geld-Institut erforderlich. Gliicksspielrechtlich
wird die Beschrankung der Arten des Zahlungsvorganges nach § 16 Absatz 4 Satz 1 Num-
mer 1 GwG nicht gesondert iibernommen. Die geldwéascherechtlichen Vorgaben bleiben je-
doch unberthrt. Daher sind andere Zahlungsmethoden wie anonyme Gutscheine, Barzah-
lung oder sonstige Geldtransfers ausgeschlossen. Nicht tbernommen wurde auf3erdem die
Erleichterungsregel des 8 16 Absatz 4 Satz 2 GwG. Wé&hrend das Geldwascherisiko bei ver-
gleichsweise niedrigen monatlichen Einzahlungen gering ist und deshalb Ausnahmeregelun-
gen in Betracht kommen, dient die glicksspielrechtliche Regelung auch dazu, sicherzustel-
len, dass der Einzahlende mit dem Inhaber des Spielkontos Ubereinstimmt und nicht ein

— eventuell minderjahriger oder gesperrter — Dritter Giber das Spielkonto spielt. Nach Satz 2
ist, unabhangig von Satz 1, die Verwendung von Zahlungsmitteln, die den Einzahlenden
nicht erkennen lassen, im Fernvertrieb ausgeschlossen. Erfasst sind hiervon insbesondere
Prepaid-Zahlungssysteme, bei denen Kunden an Verkaufsstellen, wie Tankstellen oder Kios-
ken Guthabencodes erwerben, die sie zum Aufladen ihres Spielkontos verwenden.

Absatz 5

Absatz 5 verbietet die Ubertragung jeglicher Werte zwischen Spielkonten. Damit werden un-
ter anderem die Umgehung von Limits nach § 6¢ und mdgliche Nebenabreden zwischen
Spielern vermieden. Aus dem Hinweis auf das Kreditverbot in Satz 2 folgt, dass das Spiel-
konto auch voriibergehend keinen negativen Saldo aufweisen darf.

Absatz 6

Absatz 6 ordnet im Wesentlichen die getrennte Verwahrung der auf den Spielkonten hinter-
legten Mittel an. Samtliche auf Spielerkonten eingezahlten Mittel durfen dabei auf demselben
verrechnungsfreien Konto des Veranstalters oder Vermittlers bei einem Kreditinstitut ver-
wahrt werden. Eine Auszahlung von diesem Konto ist nur an den Spieler oder zur Beglei-
chung einer Forderung des Anbieters gegen den Spieler (z.B. aufgrund eines Spieleinsatzes)
auf Eigenmittelkonten des Veranstalters zulassig. Dritte, insbesondere Glaubiger des Anbie-
ters, dirfen nach Absatz 6 Satz 2 keinen Zugriff auf das Konto haben. Zusétzlich muss eine
umfassende Insolvenzabsicherung der Mittel der Spieler bestehen. Absatz 6 steht einer Auf-
rechnung des Anbieters mit einer Forderung gegen den Spieler (etwa aufgrund der Erstat-
tung von Rucklastschriftgebihren) gegen den Riickzahlungsanspruch des Spielers nicht ent-
gegen. Im Falle der Aufrechnung ist das Guthaben des Spielers auf seinem Spielkonto ent-
sprechend zu reduzieren und der von der Aufrechnung erfasste Betrag vom verrechnungs-
freien Konto auf ein Konto, auf dem die Eigenmittel des Anbieters erfasst sind, zu Ubertra-
gen.

Absatz 7

Absatz 7 erganzt § 6a Absatz 7. Das Schliel3en von Spielkonten soll nicht durch Gebihren
oder andere Kosten erschwert werden. Vorhandenes Guthaben ist unverziiglich auszuzah-
len.

8 6¢ (Selbstlimitierung; Limitdatei fir Glicksspiele im Internet)

Die Selbstlimitierung fur Glicksspiele im Internet ist wesentlicher Inhalt der Neuregulierung
des Glucksspielmarktes. Vorgesehen ist die an den Spieler gerichtete Verpflichtung nach Ab-
satz 1, ein monatliches anbieteriibergreifendes Einzahlungslimit festzulegen, und die an die

57
Vorlaufige, unredigierte Fassung — Parlamentsdokumentation der Bremischen Birgerschaft



Anbieter gerichtete Verpflichtung nach Absatz 2, zusatzliche anbieterbezogene Einsatz-, Ein-
zahlungs- und Verlustlimits zu ermdglichen, die jedoch vom Spieler nicht verpflichtend ge-
nutzt werden mussen.

Die Selbstlimitierung, insbesondere das anbieteribergreifende Einzahlungslimit nach Ab-
satz 1, soll ein bewusstes Spielen fordern, die Nachteile der Spielteilnahme tber das Internet
eingrenzen und die finanziellen Folgen einer Spielsuchterkrankung fur Spieler und Angeho-
rige reduzieren. Spieler setzen sich regelméaRig gedanklich Limits flr ihr Spielverhalten
(Lalande und Ladouceur, Can cybernetics inspire gambling re-search? A limit-based concep-
tualization of self-control, International Gambling Studies 11, 237-252). Insbesondere patho-
logische Spieler konnen ihr Verhalten aber oftmals nicht hinreichend kontrollieren, um das
Spiel nach Erreichen ihres gedanklich gesetzten Limits auch tatsachlich zu beenden (Dicker-
son u.a., Estimating the extent and degree of gambling related problems in the Australian po-
pulation: A national survey, Journal of Gambling Studies 12, 161-178).

Die Selbstlimitierung tragt dabei insbesondere den besonderen Gefahren des Internetver-
triebs Rechnung (vgl. zur Zulassigkeit besonderer MaRnahmen fur den Internetvertrieb
EuGH, Urteil vom 08.09.2009 — Rs. C-42/07, Rn. 72; EuGH, Urteil vom 08.09.2010 — Rs. C-
46/08; EuGH, Urteil vom 30.06.2011 — Rs. C-212/08). Anders als im terrestrischen Bereich
gibt es im Internetvertrieb keine soziale Kontrolle durch einen personlichen Kontakt zu Ange-
horigen, Personal des Anbieters oder Dritten. Daneben sind Gliicksspielangebote im Internet
leicht und standig verfligbar. Sie kbénnen grundsatzlich von jedem Ort aus wahrgenommen
werden, ohne dass Spieler erst eine Spielstatte aufsuchen missen. Im Vergleich zum statio-
naren Spielangebot ist es daher fur Spieler, welche ihr Spielverhalten nicht hinreichend kon-
trollieren kdnnen, nochmals schwerer, sich an gedanklich gesetzte Limits zu halten und das
Spiel nach deren Erreichen tatsachlich zu beenden. Bei bargeldlosen Zahlungsvorgéangen im
Internet entféllt zudem die Warnfunktion vor der Durchfiihrung eines Zahlungsvorgangs, die
im terrestrischen Bereich das Heraussuchen und Vorzeigen einer Zahlungskarte bzw. die
Ubergabe von Bargeld haben kann. Die Lander halten daher — nicht nur aus Koh&renzge-
sichtspunkten — spezifische Regelungen fir den Internetvertrieb fir erforderlich und ange-
messen. Spieler sollen bereits vor der ersten Spielteilnahme dariiber nachdenken muissen,
wieviel Geld sie monatlich fir Glicksspiele im Internet maximal aufwenden méchten und
kénnen.

Wissenschaftliche Studien zeigen positive Auswirkungen insbesondere einer selbstgesetzten
Limitierung. Bereits das bewusste Setzen eines Limits fuhrt zu einer Veranderung des Spiel-
verhaltens, welches Uber die blo3e Begrenzung der Einsatze hinauswirkt (vgl. Nelson u.a.,
Real Limits in the Virtual World: Self-Limiting Behavior of Internet Gamblers, Journal of
Gambling Studies 24 (2008), 463; Auer/Griffiths, Voluntary Limit Setting and Player Choice in
Most Intense Online Gamblers: An Empirical Study of Gambling Behaviour, Journal of
Gambling Studies 29 (2013), 647; Griffiths, u.a., 2020. The effects of voluntary deposit limit-
setting on long-term online gambling expenditure. Cyberpsychology, Behavior, and Social
Networking, 23 (2), pp. 113-118). Selbstgesetzte Limits werden zudem eher akzeptiert und
deshalb seltener umgangen. Aufgrund dieser Erkenntnisse ist das anbieterlibergreifende Li-
mit grundsétzlich als selbstgesetztes Limit ausgestaltet, dessen Hoéhe vom Spieler bei der
Registrierung festzulegen ist.

Die Ausgestaltung des verpflichtenden monatlichen Einzahlungslimits nach Absatz 1 erfolgt
anbieterUbergreifend, um eine effektive Wirkung des Limits sicherzustellen. Anbieterbezo-
gene Limits kdnnen durch den Wechsel des Anbieters leicht umgangen werden. Gerade
spielsiichtige oder spielsuchtgefahrdete Spieler kdnnten sich nach Ausschopfung des Limits
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bei einem Anbieter bei einem anderen Anbieter anmelden und dort innerhalb des dortigen
weiteren Limits weiterspielen (vgl. suchtfachliche Anmerkungen im Evaluationsbericht der
obersten Glucksspielaufsichtsbehorden der Lander nach 8 32 GluStV vom 28. April 2017,
S. 41). Eine ausschlief3lich anbieterbezogene Limitierung wirkt daher in einem Erlaubnismo-
dell mit mehreren Anbietern kaum begrenzend.

Bei der verpflichtenden Selbstlimitierung nach Absatz 1 handelt es sich um ein Einzahlungsli-
mit. Wird das Limit erreicht, darf eine weitere Einzahlung nicht erfolgen (Absatz 1 Satz 8). Mit
noch auf dem Spielkonto vorhandenen Betrdgen oder durch Gewinne hinzukommenden Be-
trdgen kann nach dem Erreichen des Einzahlungslimits weitergespielt werden. Auszahlun-
gen bleiben jedoch unbericksichtigt und sind insbesondere nicht von den zuvor im selben
Monat getatigten Einzahlungen wieder abzuziehen. Ist das Limit erschopft, kann daher nicht
durch Auszahlungen bei einem Anbieter Potenzial fir Einzahlungen bei einem anderen An-
bieter geschaffen werden.

Ein so gestaltetes Einzahlungslimit bietet insbesondere bezliglich des anbietertibergreifen-
den Vollzugs und des Datenschutzes erhebliche Vorteile zu Einsatz- oder Verlustlimits. Eine
anbietertibergreifende Limitierung erfordert eine zentrale Uberwachung der Einhaltung des
Limits. Bei einem Einzahlungslimit muss an die zustandige zentrale Stelle ausschlieRlich die
Hohe der beabsichtigten Einzahlungen gemeldet werden. Diese Vorgange erfolgen ver-
gleichsweise selten und lésen daher nur geringe Datenmengen und einen geringen Kon-
trollaufwand aus. Der zentralen Stelle wird auRerdem auf diese Weise nicht bekannt, was mit
den Einzahlungen geschieht, wann was gespielt wird, welche Spieleinsatze getatigt werden
und ob Auszahlungen erfolgen. Den Anbietern wiederum muss durch die zentrale Stelle re-
gelmafig nur mitgeteilt werden, ob die beabsichtigte Einzahlung noch méglich ist, ohne De-
tails zum noch zur Verfligung stehenden Betrag Ubermitteln zu missen. Im Gegensatz dazu
hatte bei einem Einsatz- oder Verlustlimit jeder Einsatz bzw. Verlust der zentralen Stelle
Ubermittelt werden missen oder jeweils beim An- und Abmelden des Spielers bei einem An-
bieter das verbleibende Limit mitgeteilt werden missen. Bei einem Verlustlimit hatten zudem
Informationen zu noch ergebnisoffenen Gliicksspielen mitgeteilt werden missen, also sol-
chen Gliucksspielen, deren Einsatz zwar bereits gezahlt wurde, aber fur die noch kein Ergeb-
nis feststeht (z.B. bei Lotterien vor der Ziehung oder bei Sportwetten vor Durchfiihrung des
Sportereignisses).

Ein Einzahlungslimit soll darlber hinaus der Akzeptanz des Limits und damit der Kanalisie-
rung der Spieler zu legalen Angeboten dienen. Anders als bei einem Einsatz- oder Verlustli-
mit kann hierbei nicht die — fur Spieler oftmals nur bedingt akzeptable — Situation entstehen,
dass Spieler trotz vorhandenen Guthabens nicht weiterspielen kénnen. In den Auswirkungen
ahnelt das Einzahlungslimit zudem einem Verlustlimit, da Spieler nicht mehr als ihre perio-
denlbergreifend getatigten Einzahlungen verlieren kdnnen. Ein weiterer Vorzug des Einzah-
lungslimits im Vergleich zum Einsatzlimit liegt in der Vergleichbarkeit der Effekte des Limits
auf unterschiedliche Spielformen. Glicksspiele mit vergleichsweise hohen Gewinnwabhr-
scheinlichkeiten, daftr aber einer geringeren maglichen Gewinnsumme kénnten durch ein
Einsatzlimit benachteiligt werden. Gleiches gilt fur Spiele, die auf den haufigen Wiederein-
satz von Gewinnen ausgelegt sind, wie z.B. virtuelle Automatenspiele.

Nach Auffassung der Lander bedarf es jedoch zur Erreichung der Ziele des § 1 einer grund-
satzlichen gesetzlichen Hochstgrenze des selbstgesetzten Limits. Dieses dient auch dazu,
um UberméaRige Ausgaben fir das Spielen von Gliicksspielen im Internet und die damit ein-
tretenden negativen Folgen fir den Spieler zu vermeiden. Dariiber hinaus wird das Spiel
durch den grundsatzlichen gesetzlichen Hochstbetrag begrenzt.
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Der grundsatzliche gesetzliche Hochstbetrag betragt 1.000 Euro im Monat. Die H6he des
Betrags stellt einen Ausgleich zwischen der Schutzfunktion fir die Spieler und der erforderli-
chen Kanalisierungswirkung dar. Der tatsachlich fur Gliicksspiele zur Verfligung stehende
Betrag hangt von den jeweiligen individuellen Verhaltnissen des Einzelnen ab und kann da-
her nicht prazise staatsvertraglich vorgegeben werden. Jeder festgesetzte Hochstbetrag
kann daher fir den Einzelnen schon tibermaRig sein, wahrend derselbe Betrag fur andere
Spieler wirtschaftlich unbedeutend ware. Ein niedrigerer Hochstbetrag kénnte zwar einen in-
dividuell besseren Spielerschutz verwirklichen, da fiir viele Haushalte in Deutschland ein Be-
trag von 1.000 Euro im Monat fir Glicksspiele definitiv nicht zur Verfigung steht. Auf der an-
deren Seite darf der Hochstbetrag aber nicht dem Kanalisierungseffekt entgegenstehen. Ein
gesetzlich vorgegebener zu niedriger Hochstbetrag, welcher von einer relevanten Anzahl an
Spielern schon beim Setzen des Limits nicht akzeptiert wird, dirfte — ebenso wie ein staatlich
vorgegebenes Limit —zu Ausweichbewegungen in den Schwarzmarkt fihren. Der gesetzliche
Hochstbetrag fir das Online-Glicksspiel in Deutschland liegt dabei im internationalen Ver-
gleich auf dem Niveau des Verlustlimits flr Online-Gliicksspiele in Norwegen (10.000 Norwe-
gische Kronen, entspricht aktuell ca. 1.000 Euro) und unterhalb des Verlustlimits fir schnelle
Spiele von 1.000 Euro/Tag und 2.000 Euro/Monat in Finnland. Zugleich kann ein Hochstlimit
von 1.000 Euro pro Monat jedenfalls extreme Verluste durch das Online-Gliicksspiel vermei-
den und dadurch negative Folgen von Spielsucht fir den Spieler, dessen Angehdrige, des-
sen Glaubiger und die Gesellschaft einschliellich der Sozialsysteme verringern. Gestitzt
wird die Hohe des Betrags zudem durch empirische Daten, wonach mit rund 68 % Uber zwei
Drittel der Spieler, welche einen monatlichen Verlust von mehr als 1.000 Euro erleiden, pa-
thologische Spieler sind (vgl. Universitat Hamburg, Stellungnahme zum Entwurf des Glicks-
spielneuregulierungsstaatsvertrags, Landtag NW, Vorlage 17/3090, S. 458, unter Verweis
auf eine Analyse der im Rahmen der ,E-Games“-Studie erhobenen Daten).

Zur Erreichung der Ziele des § 1 kann die jeweilige Erlaubnisbeht6rde Anbietern ermdglichen,
dass bei ihnen mit anbieteribergreifender Wirkung einzelne Spieler einen abweichenden Be-
trag, welcher durch den Staatsvertrag betragsmafig nicht festgelegt ist, festsetzen kdnnen
(Absatz 1 Satz 3). Dies gilt nach Absatz 1 Satz 4 entsprechend beim Online-Casino, bei dem
keine Erlaubnisse erteilt werden, sondern entweder nach § 22c Absatz 1 Nummer 1 die Lan-
der Online-Casinospiele selbst veranstalten oder nach Nummer 2 Konzessionen vergeben.
Die Moglichkeit zur Erhéhung des grundsatzlichen gesetzlichen Hochstbetrages dient unter
Berticksichtigung der Ubrigen Ziele des § 1 der Lenkung des nattrlichen Spieltriebes im Ein-
zelfall von Personen, die jedenfalls nicht spielsuchtgefahrdet und finanziell hinreichend leis-
tungsfahig sind, in geordnete und liberwachte Bahnen und der Zurtickdrangung des vorhan-
denen sowie der Verhinderung der Ausbreitung des Schwarzmarktes.

Die Regelungstechnik fir die Erhéhung des Limits ist an § 4 Absatz 5 Nummer 2 Satz 2
GlustV 2012/2020 orientiert. Die besondere Erlaubnispflicht ermdglicht der zustéandigen Er-
laubnisbehorde, die Voraussetzungen zur Festsetzung eines abweichenden Betrags néher
zu definieren und die Prifung der Voraussetzungen héherer Limits besonders zuverlassigen
Anbietern vorzubehalten, die Gber hinreichende Kapazitaten zur Prifung der aufzustellenden
Voraussetzungen verfiigen. Sofern einem Anbieter die Festlegung eines erhéhten Einzah-
lungslimits erlaubt wurde, soll die Behérde in der Erlaubnis festlegen, dass durch geeignete
MalRnahmen zu prufen und festzustellen ist, dass der jeweilige Spieler, bevor er sein indivi-
duelles Limit hoher festsetzen darf, kein auffalliges Spielverhalten gezeigt hat und sich dies
auch nach Erhéhung des Limits nicht &ndert sowie eine hinreichende wirtschaftliche Leis-
tungsfahigkeit beim Spieler gegeben ist. Dartiber hinaus kann die Behdrde auch weitere Vo-
raussetzungen und Kriterien fir die Festlegung eines abweichenden Limits vorsehen.
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Die Rolle der Gemeinsamen Gllcksspielbehérde der Lander als zentral zustandige Erlaub-
nisbehorde sorgt fur die notwendige Einheitlichkeit. An dieser Rolle fehlt es im Bereich der
Online-Casinospiele. Hier bestimmt deshalb Absatz 1 Satz 5 wegen der anbieteriibergreifen-
den Wirkung des abweichend festgesetzten Limits sowie der technischen Fuhrung der Limit-
datei durch die Gemeinsame Gliicksspielbehdrde der Lander, dass diese einheitliche Rah-
menbedingungen fur die Festsetzung eines abweichenden Hochstbetrags festlegt.

Die Regelung des Absatzes 1 Satz 3 Uber die Gestattung der Festsetzung eines abweichen-
den Hochstbetrags durch die Erlaubnisbehorde findet erst mit dem Ubergang der Zustandig-
keit fir die Erlaubniserteilung auf die Gemeinsame Gliucksspielbehérde der Lander nach

§ 27a erstmals Anwendung (8 27p Absatz 10 Satz 1); 8 27p Absatz 10 Satz 2 enthélt eine
Sondervorschrift fir Online-Casinospiele.

Absatz 1

Absatz 1 regelt die verpflichtende Selbstlimitierung. Ohne Festlegung des anbietertibergrei-
fenden Einzahlungslimits bei Registrierung darf eine Spielteilnahme nicht erfolgen (Satz 1
und 6). Mal3geblich ist die Summe der Einzahlungen an alle Veranstalter oder Vermittler von
Glucksspielen im Internet, auf die das Limit Anwendung findet. Der Anwendungsbereich wird
in Absatz 9 definiert.

Die Satze 9 und 10 dienen der Verstarkung des Effekts eines selbstgesetzten Limits. Der ge-
setzliche Hochstbetrag soll nur angezeigt werden durfen, wenn zuvor versucht worden ist,
einen héheren Betrag einzugeben und der Spieler nach Satz 10 zur Korrektur der Eingabe
aufgefordert wird. Hierdurch soll vermieden werden, dass sich Spieler an der gesetzlichen
Hochstgrenze orientieren oder davon ausgehen, dass Einzahlungen bis zu diesem Betrag
unabhangig von der finanziellen Situation des Spielers als legitim angesehen werden.

Absatz 2

Erganzend zur anbieteriibergreifenden Selbstlimitierung der Einsatze ist Spielern die Mog-
lichkeit zu geben, zuséatzliche anbieterbezogene Limits zu setzen. Hierbei kann es sich nach
Wahl des Spielers um tagliche, wochentliche oder monatliche Einsatz-, Einzahlungs- oder
Verlustlimits handeln. Anbieter sind verpflichtet, das Setzen solcher Limits zu ermdglichen.
Ob Spieler hiervon Gebrauch machen, steht ihnen frei. Ist ein solches Limit durch den Spie-
ler gesetzt, ist dieses durch den Anbieter verpflichtend zu berlicksichtigen.

Ist ein anbieterbezogenes Limit erschopft, darf der Anbieter das weitere Spielen bzw. weitere
Einzahlungen auch dann nicht mehr erlauben, wenn das anbieteriibergreifende Limit nach
Absatz 1 noch nicht erschopft ist.

Absatz 3

Spieler missen die Mdglichkeit haben, ein Limit jederzeit neu festzulegen. Daraus entsteht
eine Verpflichtung fir den Anbieter, eine fir den Spieler wahrnehmbare und auffindbare
Mdglichkeit der Neufestlegung von Limits zu schaffen. Fir die Neufestlegung gelten die glei-
chen Beschrankungen wie fir die erstmalige Festlegung des Limits. Im Rahmen der Neufest-
legung kann ein freiwillig gesetztes Limit nach Absatz 2 auch insgesamt aufgehoben werden;
die Schutzfrist des Satzes 2 findet hierbei ebenfalls Anwendung.

Im Fall der verpflichtenden anbieteribergreifenden Selbstlimitierung nach Absatz 1 ist dem
Anbieter das bisher gesetzte Limit nur dann bekannt, wenn die letzte Limitanderung bei dem-
selben Anbieter erfolgt ist. Eine Abfragemdglichkeit zur Hohe des bislang gesetzten Limits
besteht nicht. Der Spieler soll sich nicht an bislang hinterlegten Werten orientieren, sondern
eine bewusste Entscheidung unter Beriicksichtigung seiner persénlichen Verhéaltnisse im
Zeitpunkt der Neufestlegung eines Limits treffen.
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Die Schutzfrist von sieben Tagen nach Satz 2 dient dem Ausschluss von spontanen Erho-
hungen eines bereits ausgeschopften Limits. Hierdurch tritt eine Spiel- bzw. Einzahlungs-
pause ein, die fir den Spieler deutlich erkennbar macht, dass er seine selbstgesetzten Gren-
zen Uberschreiten mochte. Auch wahrend der Schutzfrist kann eine erneute Neufestsetzung
des Limits erfolgen, etwa wenn der Spieler zu der Erkenntnis gelangt, das Limit doch nicht
heraufsetzen zu wollen.

Verringerungen des Limits werden dagegen sofort wirksam. Wird ein Einzahlungslimit auf ei-
nen Betrag herabgesetzt, der unterhalb der im laufenden Zeitraum bereits erfolgten Einzah-
lungen liegt, kbnnen neue Einzahlungen erst im Folgezeitraum erfolgen. Bei der Herabset-
zung eines freiwilligen Einsatz- oder Verlustlimits nach Absatz 2 auf einen Wert unterhalb der
bereits getétigten Einsatze bzw. erlittenen Verluste, ist eine weitere Spielteilnahme bis zum
Ablauf des Zeitraums, flr welchen das Limit gilt, nicht mdglich.

Absatz 4
Die Absétze 4 bis 8 regeln die fur die Uberpriifung der Einhaltung der anbietertibergreifen-
den Selbstlimitierung nach Absatz 1 erforderliche Limitdatei.

Absatz 4 Satz 3 beschreibt die in der Limitdatei zu erfassenden Daten. Zur einwandfreien
Identifizierung des Spielers, die zum Datenabgleich zwischen den von unterschiedlichen An-
bietern Ubermittelten Datensatzen erforderlich ist, sind dessen Namen, Geburtsdatum, Ge-
burtsort und Anschrift zu erfassen (Nummer 1 bis 4). Die Erfassung der Anschrift dient der
eindeutigen Identifizierung. Sie schlie3t aus, dass fiir namensgleiche Personen mit demsel-
ben Geburtsdatum dasselbe Limit greift. Zudem verbessert sie die Mdglichkeiten, das be-
wusste oder unbewusste Setzen mehrerer Limits fir dieselbe Person (durch Schreibfehler
oder andere Veradnderungen des eingegebenen Namens) zu Uberprifen und letztlich zu un-
terbinden. Die personenbezogenen Daten des Spielers sind bei der Registrierung zu prifen
und sollten daher bei derselben Person bei allen Anbietern tUbereinstimmen. Daneben ist die
Hohe des festgelegten anbieteriibergreifenden Einzahlungslimits (Nummer 5) und das Da-
tum der Festlegung des Limits zu speichern (Nummer 6). Letzteres wird insbesondere bent-
tigt, um die Schutzfrist von sieben Tagen nach Absatz 3 zu erfassen. Daneben sind die Hohe
und das Datum der getatigten Einzahlungen (Nummer 7) sowie der sich daraus ergebende
Gesamtbetrag der getatigten Einzahlungen im laufenden Monat (Nummer 8) zu erfassen.
Diese Werte sind zur Prufung der Einhaltung des Limits erforderlich. Die Erfassung des Da-
tums der Einzahlung gibt die Moglichkeit, die erfassten personenbezogenen Daten nach Ab-
lauf des Kalendermonats wieder zu Idschen.

Die personenbezogenen Daten dirfen ausschlie3lich zum Abgleich der Einzahlungen ver-
wendet werden. Eine Zusammenflihrung mit anderen Daten — etwa zur Auswertung des
Spielverhaltens — ist nicht vorgesehen und daher nicht erlaubt.

Satz 5 stellt klar, dass die zustdndige Behdorde statt des Namens, des Geburtsdatums, des
Geburtsorts und der Anschrift des Spielers auch ein Pseudonym verarbeiten darf. Vorausset-
zung hierfur ist, dass die ordnungsgemaé&fe Funktion der Limitdatei nicht beeintrachtigt wird.
Eine solche Beeintrachtigung lage insbesondere dann vor, wenn nicht gewahrleistet wére,
dass alle Einzahlungen, die denselben Spieler betreffen, demselben Pseudonym zugeordnet
werden. Die Entscheidung dartiber, ob Klardaten oder ein Pseudonym verwendet werden,
obliegt allein der Behdorde.

Wann die erfassten personenbezogenen Daten zu Iéschen sind, ergibt sich aus den Absét-
zen 7 und 8.Satz 6 ermdglicht zusétzlich zu den in Satz 3 Nummer 1 bis 8 genannten perso-
nenbezogenen Daten die Verarbeitung einer anbieterbezogenen Kennung des Spielers (z.B.
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Spieler-ID oder Kundennummer). Dies ist im Zusammenhang mit Absatz 5 Satz 7 oder Ab-
satz 6 Satz 8 zu sehen und ermdglicht der zusténdigen Behorde z.B. fur Folgelbermittlun-
gen die Ubermittlung einer anbieterbezogenen Kennung vorzusehen, sofern diese eine ein-
deutige Zuordnung zu einem Spieler zulasst. Dies ist zum einen datensparsamer und kann
zum anderen verhindern, dass bei jeder Ubermittlung notwendige Datenabgleiche (z.B. auf
unterschiedliche Schreibweisen desselben Namens) durchgefihrt werden miissen, wodurch
die Fehleranfalligkeit des Systems reduziert und die Effizienz erhéht werden kann.

Die Speicherung der anbieterbezogenen Kennung des Spielers im Zusammenhang mit Na-
men, Geburtsdatum, Geburtsort oder Anschrift des Spielers ist unzulassig. Durch diese Re-
gelung wird vermieden, dass eine behordliche Liste entsteht, aus der erkennbar ist, bei wel-
chen Anbietern ein Spieler registriert ist. Die Speicherung der anbieterbezogenen Kennun-

gen in Verbindung mit einem Pseudonym (Satz 5) bleibt hiervon unberihrt und ist zulassig.

Auch im Ubrigen erfolgt im Zusammenhang mit den Spielerdaten keine Speicherung des An-
bieters, bei dem der Spieler das Limit gesetzt oder eine Einzahlung vorgenommen hat. Bei
welchem Anbieter Spieler Einzahlungen vornehmen, ist furr die Uberpriifung der Einhaltung
des Einzahlungslimits nicht von Bedeutung und im Sinne der Datensparsamkeit daher vom
Staat nicht zu erheben.

Absatz 5

Diese Bestimmung enthalt das Vorgehen beim Erfassen des Limits. Anbieter haben bei der
erstmaligen Festlegung und jeder Neufestlegung des verpflichtenden anbietertibergreifenden
Einzahlungslimits durch den Spieler dieses (neue) Limit an die Limitdatei zu Ubermitteln. Im
Fall der Neufestlegung wird das bisher in der Limitdatei gespeicherte Limit — ohne einen
diesbeziiglichen Hinweis an den Anbieter — durch das neue Limit ersetzt. Der fehlende Hin-
weis auf das bestehende Limit dient zum einen der Datensparsamkeit — Anbieter brauchen
nicht zu erkennen, ob zuvor ein Limit bereits gesetzt war oder welche Hohe dieses hatte. Da-
mit der Anbieter gegenuber dem Spieler die Eingabe des Limits bestatigen kann, wird ihm
die Eintragung des neuen Limits bestatigt. Aus Griinden der Transparenz und der Nachvoll-
ziehbarkeit fir den Spieler wird auch ein in der Schutzfrist von sieben Tagen nach Absatz 3
Satz 2 noch zu beachtendes Limit mitgeteilt. Dies dient letztlich dazu, den Spieler im erlaub-
ten Markt zu halten.

Im Fall der Neuregistrierung bei einem weiteren Anbieter kann der Spieler entweder das an-
bieterlibergreifende Einzahlungslimit (neu) festlegen oder angeben, dass ein bereits festge-
legtes individuelles monatliches anbieteribergreifendes Einzahlungslimit unverandert beibe-
halten werden soll (Absatz 1 Satz 1). Gibt der Spieler im Rahmen der Neuregistrierung einen
neuen Betrag an, finden die Satze 1 bis 3 Anwendung mit der Folge, dass der neue Betrag
das bis dahin bestehende Limit ersetzt, wobei die Schutzfrist von sieben Tagen nach Ab-
satz 3 zu beachten ist. Die Satze 4 bis 6 finden hingegen Anwendung, wenn der Spieler an-
gibt, dass er ein bereits festgelegtes individuelles monatliches anbieteribergreifendes Ein-
zahlungslimit unveréndert beibehalten mochte. Dieser Wunsch ist ebenfalls an die Limitdatei
zu Ubermitteln, damit geprift werden kann, ob dort fir diesen Spieler tatséchlich bereits ein
anbietertbergreifendes Einzahlungslimit hinterlegt ist. Ist dies nicht der Fall, wird dies dem
Anbieter Gbermittelt, der den Spieler zur (Neu-)Festlegung eines anbieteribergreifenden Ein-
zahlungslimits aufzufordern hat. Vor einer solchen Festlegung bleibt die Spielteilnahme und
deren Ermoglichung unzulassig (Verweis auf Absatz 1 Satz 6).

Satz 7 erméglicht den zustandigen Behdrden die abweichende Festlegung der an die Limit-
datei zu Ubermittelnden Daten, sofern diese Daten zur eindeutigen ldentifizierung des Spie-
lers geeignet und erforderlich sind. Eine eindeutige Identifizierung liegt dann vor, wenn der
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Datensatz eindeutig einem bestimmten Spieler bzw. Pseudonym nach Absatz 4 Satz 5 zuge-
ordnet werden kann. Welche Daten erforderlich sind, ist insbesondere unter datenschutz-
rechtlichen Aspekten zu bestimmen. Die zu Gbermittelnden ,anderen“ Daten im Sinne des
Satzes 7 kdnnen auch die in Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 bis 4 genannten Daten umfassen.
Die Behorde soll beispielsweise bestimmen kdnnen, dass im Rahmen einer Erstibermittlung
neben den in Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 bis 4 genannten personenbezogenen Daten eine
einmalige anbieterbezogene Kennung des Spielers (Absatz 4 Satz 5) Gbermittelt werden
muss, die dann in Folgelibermittlungen die Ubermittlung eines Teils oder der gesamten per-
sonenbezogenen Daten nach Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 bis 4 ersetzen kann. Hierdurch
kann die Fehleranfalligkeit fir Folgetubermittlungen reduziert werden.

Absatz 6

Absatz 6 beschreibt die Abfrage der Limitdatei im Falle von beabsichtigten Einzahlungen.
Diese hat vor Abschluss der Einzahlung zu erfolgen, also vor Annahme der auf Einzahlung
gerichteten Willenserklarung des Spielers durch den Anbieter.

Die Abfrage der Limitdatei ist nur infolge einer vollendeten Beantragung der Einzahlung
durch den Spieler moglich. Der Spieler muss demnach alle seinerseits erforderlichen Wil-
lenserklarungen zur Durchflihrung der Einzahlung abgegeben haben (z.B. das Absenden
bzw. das Bestatigen der Hohe der Einzahlung per Mausklick). Dies schlief3t zugleich ander-
weitige Abfragen des Stands des verbleibenden Limits aus. Spieler sollen nicht den Betrag
einzahlen, der bis zur Ausschopfung des gesetzten Limits noch offen ist, sondern bewusste
Einzahlungen in der H6he vornehmen, die sie meinen, fur die kiinftige Teilnahme an Spielen
verwenden zu wollen. Auch Anbieter sollen nicht erfragen kénnen, in welcher H6he noch
Raum fir Einzahlungen vorhanden ist, um Werbung und sonstige Kundenansprachen in Be-
zug auf einen noch verfigbaren Betrag zu vermeiden.

Im Regelfall wird dem Anbieter nur mitgeteilt, ob das Limit bereits ausgeschopft ist und ob
das Limit durch die beabsichtigte Einzahlung tUberschritten wiirde (Satz 3). Wird beides ver-
neint, kann der Anbieter die Einzahlung akzeptieren. Zugleich wird die beabsichtigte Einzah-
lung verbindlich als getétigte Einzahlung gespeichert. Eine nochmalige Rickmeldung des
Anbieters Uber die tatsachlich erfolgte Einzahlung ist nicht vorgesehen. Dies dient der Redu-
zierung der zu Ubermittelnden Daten. Da die Abfrage der Limitdatei der letzte Schritt bei der
Zahlungsabwicklung ist, wird die Einzahlung in der Regel ausgefihrt werden, so dass der
tatsachlich eingezahlte Betrag mit dem in der Limitdatei hinterlegten Betrag regelmafig tber-
einstimmen wird. In Féllen, in denen eine Einzahlung nachtraglich nicht zustande kommt
(z.B. Rucklastschrift), erfolgt auf diese Weise zugleich eine zuséatzliche Begrenzung des
Spiels im Internet, da der Betrag fiir den betreffenden Zeitraum dennoch als eingezahlt gilt.

Satz 5 beschreibt den einzigen Fall, in welchem dem Anbieter die Hohe des unter Beachtung
des Einzahlungslimits noch einzahlbaren Betrags Ubermittelt wird. Dies ist der Fall, wenn ge-
rade durch die beabsichtigte Einzahlung das Limit Uberschritten wirde, der Spieler also statt
der beabsichtigen Einzahlung nur noch einen geringeren Betrag einzahlen kann. Hier muss
dem Spieler dieser geringere Betrag mitgeteilt werden, damit er entscheiden kann, ob er die-
sen geringeren Betrag einzahlen oder auf eine Einzahlung ganzlich verzichten méchte. Da
die Kommunikation tber den Anbieter lauft, muss dem Anbieter in diesem Fall der noch ein-
zahlbare Betrag mitgeteilt werden. Da ein Spieler das Limit auch bei einem anderen Anbieter
neu festgesetzt haben kann, kann der Anbieter daraus keine definitiven Rickschlisse auf
die Hohe der Gesamteinzahlungen des Spielers ziehen.

Ist das Limit Uberschritten oder wirde es durch die beabsichtigte Einzahlung Uberschritten,
hat der Veranstalter oder Vermittler die Einzahlung nach Satz 6 und 7 abzulehnen. Sofern
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bereits Geld auf ein Konto des Veranstalters oder Vermittlers geflossen ist, hat die Ableh-
nung durch unverzigliche Erstattung zu erfolgen.

Satz 8 stellt klar, dass in der Erlaubnis oder durch Allgemeinverfiigung der fur die Fihrung
der Limitdatei zustandigen Behorde festzulegen ist, welche zur eindeutigen Identifizierung
des Spielers erforderlichen Daten im Rahmen der Ubermittlung nach Satz 1 zu tbertragen
sind. Hierbei kann es sich z.B. um die in Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 bis 4 gennannten perso-
nenbezogenen Daten, Teile dieser Daten und/oder ein eindeutiges Pseudonym wie eine an-
bieterbezogene Kennung des Spielers nach Absatz 4 Satz 5 handeln.

Absétze 7 und 8

Die personenbezogenen Daten in der Limitdatei sind nur zu speichern, solange dies erfor-
derlich ist. Die Daten zu Einzahlungen werden nach Ablauf des Kalendermonats nicht mehr
zur Uberprifung der Einhaltung des Limits bendétigt und sind daher nach Absatz 7 unverziig-
lich nach Ablauf des Kalendermonats zu I6schen. Dadurch wird zugleich das bereits in An-
spruch genommene Limit wieder auf null gesetzt.

Der vollstandige Datensatz des Spielers ist nach einem Jahr seit der letzten Aktualisierung
der HOhe des Limits bzw. der letzten Einzahlung aus der Limitdatei zu I6schen. Eine L6-
schung des selbstgesetzten Limits nach Ablauf jedes Monats wirde der mit der Limitdatei
bezweckten bewussten Selbstbindung des Spielers widersprechen. Eine langere Speiche-
rung des Limits als fiir ein Jahr ist nicht erforderlich. Registriert sich ein Spieler nach Ablauf
des Jahres erneut, ist bei der Registrierung nach Absatz 1 ohnehin ein Limit zu setzen.
Mochte der Spieler bei einem Anbieter einzahlen, bei dem er bereits registriert war, ist der
Spieler nach Absatz 8 Satz 3 und 4 durch den Anbieter zur Neuvergabe des Limits aufzufor-
dern. Diese Neuvergabe dient zusatzlich dazu, dass der Spieler unter Ansehung seiner aktu-
ellen wirtschaftlichen Verhéaltnisse seinen finanziellen Spielraum fur Gliicksspiele neu bewer-
tet.

Absatz 9

Absatz 9 bestimmt den Anwendungsbereich der anbietertibergreifenden Selbstlimitierung.
Dieser erfasst grundsétzlich alle 6ffentlichen Gliicksspiele im Internet. Ausgenommen sind
nur langsame Lotterien im Sinne des Satzes 1 sowie Lotterien in Form des Gewinnsparens.
Beiden Formen der Lotterien werden aufgrund ihrer konkreten Ausgestaltung keine erhebli-
chen Suchtgefahren zugeschrieben (vgl. Erlauterungen unter A. lll. 1. am Ende und zu § 8
Absatz 2), weshalb eine Ausnahme von dem grundsatzlich anbieteriibergreifenden Limit er-
folgen kann.

Die Ausnahme gilt allerdings nur fur Einzahlungen, die ausschlie3lich fur solche Lotterien ge-
nutzt werden kénnen. Sobald Einzahlungen auch fur andere Glucksspiele als die privilegier-
ten Lotterien genutzt werden kénnen, ist die Limitdatei abzufragen. Veranstalter oder Ver-
mittler, die sowohl privilegierte Lotterien und auch andere Gliicksspiele anbieten und Einzah-
lungen ausschlieRlich fiur die privilegierte Lotterie annehmen, missen sicherstellen, dass
Einzahlungen fur privilegierte Lotterien tatsachlich ausschlie3lich fur diese genutzt werden
kénnen. Dies kann beispielweise durch Unterkonten des Spielkontos erfolgen. Bei einer Um-
buchung von einem Unterkonto fiir den privilegierten Bereich auf das Unterkonto fur die tbri-
gen Glucksspiele ist sodann die Limitdatei abzufragen. Veranstalter oder Vermittler, die mit
den eingezahlten Betrdgen sowohl die Teilnahme an privilegierten als auch nicht privilegier-
ten Glucksspielen ermdglichen, missen bei der Einzahlung stets die Limitdatei abfragen.
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Absatz 10

Der fur Anbieter verpflichtende Anschluss an die Limitdatei sowie dessen Nutzung ist fir den
Erlaubnisnehmer kostenpflichtig. Die fur die Fihrung der Datei zustandige zentrale Behorde
stellt entsprechende Kosten in Rechnung. Fir Spieler besteht keine Kostentragungspflicht
gegeniber der Behérde.

Daneben darf der Anbieter dem Spieler keine Kosten oder Gebiihren fir die Festsetzung o-
der Anderung des Limits in Rechnung stellen. Spieler sollen nicht wegen finanzieller Lasten
von der Neufestsetzung eines Limits abgehalten werden.

§ 6d (Informationspflichten des Anbieters bei Gliicksspielen im Internet)

Zum Zwecke der Suchtpravention, des Spielerschutzes und der Kriminalitatsbekampfung
werden zusatzliche Informationspflichten der Anbieter von Gliicksspielen im Internet vorge-
sehen.

Absatz 1

Spieler miissen insbesondere die Moglichkeit haben, sdmtliche in Absatz 1 bezeichneten
Transaktionen und Vorgénge mindestens der letzten zwdlf Monate einzusehen. Limits und
Limitanderungen sind anzugeben, soweit diese dem Anbieter bekannt sind. Jeder Spieler
soll sich dadurch bei Bedarf im Einzelnen ein Bild Giber sein Spielverhalten machen kénnen,
um dieses reflektieren zu kdnnen. Im Rahmen einer Untersuchung auf eine Spielsuchter-
krankung kann ein Spieler mit moglicherweise problematischem Spielverhalten diese Daten
auch Dritten zur Auswertung weitergeben. Daneben bleiben Geldabfliisse vom Spielkonto fur
Spieler auf diese Weise nachvollziehbar und tberprifbar.

Absatz 2

Die Anzeige wesentlicher Spieldaten nach Absatz 2 dient insbesondere der Spielsuchtpra-
vention. Teil jeder Suchterkrankung ist ein Kontrollverlust. Mit der verpflichtenden Information
sollen Spieler ausdricklich auf die Ergebnisse ihres Spielverhaltens hingewiesen werden,
damit ihnen ein Uberblick tber ihr Spielverhalten und dessen finanzielle Auswirkungen erhal-
ten bleibt.

Die Information muss Auskunft tber die jeweilige Summe der Einsétze und Gewinne bzw.
Verluste der letzten 30 Tage geben. Die Angabe eines Gewinns und eines Verlustes schlie-
Ben sich gegenseitig aus, weil der Spieler mit seinen Einsatzen in Summe nur entweder ei-
nen Verlust oder einen Gewinn erzielt haben kann (Beispiel: Hat der Spieler innerhalb der 30
Tage an vier Glicksspielen mit einem Einsatz von je zehn Euro teilgenommen, dreimal verlo-
ren und einmal acht Euro gewonnen, ist ein Einsatz von 40 Euro und ein Verlust von 32 Euro
anzuzeigen. Hat er dreimal verloren, jedoch bei einem Spiel nicht acht, sondern 55 Euro ge-
wonnen, ist ein Einsatz von 40 Euro und ein Gewinn von 15 Euro anzuzeigen). Der Spieler
darf erst nach ausdrtcklich erklarter Kenntnisnahme — etwa durch Betétigung einer entspre-
chenden Schaltflaiche — an einem Spiel teilnehmen. Die Anzeige muss nach jeder Anmel-
dung sowie vor dem Beginn eines Spiels erfolgen, wenn seit der letzten Information mehr als
24 Stunden vergangen sind. Dies stellt sicher, dass eine entsprechende Anzeige zumindest
einmal taglich erfolgt.

Absatz 3

Die Pflicht zur Datenbereitstellung nach Absatz 3 geht tber das Einsichtsrecht nach Absatz 1
hinaus. Dem Spieler ist hier eine geordnete Auflistung der Transaktionen der vergangenen
zwolf Monate auf Antrag zur Verfigung zu stellen. Dies gilt auch nach Abmeldung oder einer
Sperre des Spielers.
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§ 6e (Weitere Bestimmungen zum Jugend- und Spielerschutz bei Glicksspielen im In-
ternet)

Absatz 1

Absatz 1 konkretisiert die nach 8§ 4 Absatz 5 Nummer 1 bestehende Pflicht zur Identifizierung
und Authentifizierung bei Gluicksspielen im Internet. Wahrend § 6a die Registrierung und die
Uberprufung der vom Spieler eingegebenen personenbezogenen Daten im Rahmen der Re-
gistrierung betrifft, ist Regelungsbereich von Absatz 1 die Identifizierung und Authentifizie-
rung eines bereits beim Anbieter registrierten Kunden. ldentifizierung bezeichnet die Prifung
der Identitat des Spielers; Authentifizierung den Nachweis der Identitat des Nutzers. Dies
dient der Sicherstellung, dass derjenige, der tber ein Spielkonto spielt, derjenige ist, auf den
es registriert ist. RegelmaRig erfolgt die Identifizierung durch Anmeldung des Spielers mit ei-
ner personlichen Nutzerkennung (Benutzernamen) und die Authentifizierung durch die Ein-
gabe eines nur ihm bekannten Passwortes oder einer anderen Authentifizierungsmethode
(z.B. Fingerabdruck). Staatsvertraglich werden keine bestimmten Identifizierungs- oder Au-
thentifizierungsmethoden vorgegeben. Dies dient auch der Offenheit fir neue Technologien.
Die Methoden missen zur Sicherstellung der Identifizierung und Authentifizierung geeignet
sein. Die jeweils aktuellen Richtlinien der Kommission fiir Jugend- und Medienschutz sind zu
beachten, ohne dass in der Schutzwirkung gleichwertige Lésungen ausgeschlossen wéren.
Die Erlaubnisbehdrde kann hierzu Vorgaben festlegen, insbesondere also bestimmte Metho-
den ausdricklich erlauben oder deren Verwendung untersagen. Ausdriicklich wird im Staats-
vertrag darauf Bezug genommen, dass die Behdrde eine sog. Zwei-Faktor-Authentifizierung
vorgeben kann. Hierbei ist die Identitéat bei der Anmeldung in regelméaRigen Zeitabstanden
durch eine weitere Authentifizierungsmethode nachzuweisen. Hierdurch kann vermieden
werden, dass Personen, die Zugriff auf ein Authentifizierungsmerkmal erlangt haben (z.B.
Passwort), dauerhaft das Spielkonto einer anderen Person nutzen kénnen.

Absatz 2

Nach Absatz 2 sind verwendete Zufallsgeneratoren auf ihre ordnungsgemafe Funktion zu
prifen. Die ausgegebenen Werte missen tatsachlich zufallig und dirfen nicht im Einzelfall
oder allgemein beeinflussbar sein. Die Zufallsabhangigkeit des Ergebnisses des einzelnen
Spiels bzw. des einzelnen Vorgangs in einem Spiel ist wesentliches Merkmal eines Gliicks-
spiels, dessen Einhaltung insbesondere zur Vermeidung von Manipulationen sichergestellt
werden muss. Die jahrliche Prifung durch eine unabhéngige sachverstandige Stelle soll si-
cherstellen, dass keine Veranderungen oder Manipulationen an den Zufallsgeneratoren erfol-
gen. Unberihrt bleibt die Mdglichkeit der Gliicksspielaufsichtsbehérde, bei Verdachtsfallen
zuséatzliche PrifmalRnahmen anzuordnen oder durchzufuhren.

Absatz 3

Absatz 3 Satz 1 tbernimmt die in § 4a Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe d GIUStV
2012/2020 fur Sportwettkonzessionsinhaber festgelegte Verpflichtung, eine ,,.de“-Domain fur
das Angebot zu nutzen. Satz 2 enthalt Informationspflichten, die dem Jugendschutz und der
Spielerinformation dienen. Spieler sollen leicht erkennen kénnen, ob es sich um einen er-
laubten Anbieter handelt und dass Gliicksspiel fur Minderjahrige verboten ist. Durch die Ver-
pflichtung einer Verlinkung zur Aufsichtsbehorde nach Satz 3 soll dem Spieler unmittelbar
die Moglichkeit gegeben werden, sich bei der Aufsichtsbehdrde zu informieren und mit dieser
Kontakt aufzunehmen.

Absatz 4
Absatz 4 enthélt eine Verpflichtung, dass samtliche allgemeinen Pflichtinformationen auf der-
selben Internetdomain wie das Glicksspielangebot enthalten, in deutscher Sprache verfasst
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und von allen Unterseiten der Domain aufrufbar sein missen. Damit wird sichergestellt, dass
die Pflichtinformationen vom Spieler tatsachlich wahrgenommen werden kénnen. Fir
Pflichtinformationen, die nur einzelne Spiele betreffen, gelten dartber hinaus spezielle Vor-
gaben, vgl. etwa § 22a Absatz 3 Satz 3 und 4.

Absatz 5
Absatz 5 enthalt die Verpflichtung, auf die negativen Folgen von Gliicksspielen, insbeson-
dere auf die Gliucksspielsucht, aufmerksam zu machen.

8§ 6f (IT-Sicherheitskonzept)

Ein IT-Sicherheitskonzept ist Teil des nach 8 4b Absatz 1 Nummer 2 vorzulegenden Sicher-
heitskonzepts. Die Anforderungen an das IT-Sicherheitskonzept werden in § 6f n&her be-
schrieben. Die MaRnahmen missen geeignet sein und durfen nicht nur im Konzept beschrie-
ben werden, sondern sind auch zu implementieren. Die Implementierungspflicht gilt auch fur
Maflnahmen, die in einem aufgrund einer Uberpriifung nach Absatz 1 Satz 2 iiberarbeiteten
Sicherheitskonzept Uberarbeitet bzw. neu aufgenommen worden sind.

Zusatzlich zu der standig bestehenden Pflicht zur regelmaRigen Uberprifung nach Absatz 1
Satz 2 ist die Wirksamkeit des Sicherheitskonzepts durch einen externen Sachverstandigen
mindestens jahrlich auf Kosten des Erlaubnisnehmers priifen zu lassen. Durch die regelméa-
Rige Heranziehung externen Sachverstandes wird sichergestellt, dass stets aktuelle Erkennt-
nisse zur IT-Sicherheit einflieBen. Sofern sich aus dem Prifbericht der sachverstandigen
Stelle Uberarbeitungsbedarf ergibt, greift die Pflicht nach Absatz 1 Satz 2, die erforderlichen
Anderungen in das Konzept zu Gbernehmen und umzusetzen. Durch die Ubermittlung des
Prifberichts an die zusténdige Behorde wird dieser die Mdglichkeit eréffnet, den Erlaubnis-
nehmer zur Uberarbeitung des Konzepts und zur Implementation der tiberarbeiteten MaR-
nahmen im Rahmen der Ausiibung der Aufsicht nach § 9 aufzufordern.

§ 6g (Datenschutz, Speicherung, Aufbewahrung und Léschung)

§ 6g enthalt allgemeine Vorgaben zur Datenspeicherung. Die Speicherfrist fir personliche
Angaben der Spieler einschlielich der Spielhistorie betragt finf Jahre ab SchlieBung des
Spielkontos. Die Lange der Speicherdauer dient dem Spielerschutz. Sie soll sicherstellen,
dass spielerbezogene MalRhahmen (z.B. aufgrund der Erkenntnisse des Programms zur
Spielsuchtfriiherkennung nach § 6i Absatz 1) nicht friihzeitig geléscht und daher durch L6-
schung des Spielkontos und Neuregistrierung umgangen werden kénnen. Zudem dient die
Speicherfrist der riickwirkenden Nachweisbarkeit etwaiger Manipulationen sowie der Aufkla-
rung moglicher zivilrechtlicher Anspriiche von (ehemaligen) Spielern gegen den Anbieter.
Anbieter sollen sich nicht dadurch der Verantwortung entziehen kénnen, dass die entspre-
chenden Daten kurzfristig geldscht werden. Die regelméRige Verjahrungsfrist fir zivilrechtli-
che Anspriiche betragt zwar nur drei Jahre (8§ 195 BGB), beginnt aber erst mit dem Schluss
des Jahres, in dem der Glaubiger Kenntnis der anspruchsbegriindenden Tatsachen erlangt
oder ohne grobe Fahrlassigkeit erlangen miisste (§ 199 Absatz 1 BGB), und wird durch di-
verse Tatbestande, insbesondere durch Verhandlungen (8 203 BGB) und durch Rechtsver-
folgung (8 204 BGB) gehemmt, so dass eine flinfjahrige Speicherdauer angemessen, aber
auch erforderlich ist. Zudem wird ein Gleichlauf mit 8 8 Absatz 4 Satz 1 GWG erreicht, der
ebenfalls eine Speicherdauer von funf Jahren vorsieht.
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§ 6h (Verhinderung parallelen Spiels bei mehreren Anbietern im Internet; Wartezeit vor
Anbieterwechsel im Internet)

Die Verhinderung parallelen Spiels dient der Absicherung der in diesem Staatsvertrag vorge-
sehenen MalRnahmen zur Reduktion der Gefahrlichkeit einzelner Gliicksspiele, insbesondere
zeitlichen Regulierungsvorgaben fur das einzelne Spiel und den mit dem Trennungsgebot

(8 4 Absatz 5 Nummer 5; § 21 Absatz 2) verfolgten Zielen.

Vorgaben zur Dauer eines Spiels, wie sie beispielsweise in § 22a Absatz 6 fir virtuelle Auto-
matenspiele vorgesehen sind, von den Landern tber § 22c Absatz 5 auch fur Online-Casino-
spiele vorgesehen werden kdnnen und allgemein nach § 4 Absatz 5 Nummer 3 zu beachten
sind, kénnten ohne ein Verbot des parallelen Spiels leicht umgangen werden. Spieler dirften
sich an mehreren Geréaten oder unmittelbar am selben Bildschirm in mehreren Fenstern
gleichzeitig bei einem oder mehreren Anbietern anmelden und spielen. Schon bei zwei paral-
lelen Spielen wiirde die durch die regulatorischen Vorgaben reduzierte Ereignisfrequenz ver-
doppelt werden kénnen. Ohne ein anbieteriibergreifendes Verbot des parallelen Spiels ware
auch eine Begrenzung auf maximal vier Tische beim Online-Poker (8§ 22b Absatz 5) leicht
durch die Anmeldung bei einem zweiten Anbieter zu umgehen. Da diese Vorgaben der Re-
duzierung der Ereignisfrequenz dienen, welche eine herausragende Wirkung auf das Sucht-
potential eines Gliicksspiel hat (vgl. Meyer, u.a., Die Einschatzung des Gefahrdungspoten-
zial von Glucksspielen: Ergebnisse einer Delphi-Studie und empirischen Validierung der Be-
urteilungsmerkmale, 2010 SUCHT, 56(6), 405-414; ASTERIG-Studie: Blanco u.a., Assess-
ment Tool to Measure and Evaluate the Risk Potential of Gambling Products, The Journal of
Gambling Business and Economics 2013, Vol. 7, No. 1; vgl. auch die zusammengestellten
Kriterien bei Fiedler u.a., Regulierungsoptionen fir den deutschen Onlinegliicksspielmarkt,
Endbericht, 16. September 2019, S. 57 f.), sind solche Umgehungsmdglichkeiten unbedingt
zu vermeiden.

Entsprechendes gilt fiir die Reduzierung der unmittelbaren Verfligbarkeit von Spielen ande-
rer Spielformen aus Grinden der Suchtbekampfung, wie sie durch das Trennungsgebot (§ 4
Absatz 5 Nummer 5; § 21 Absatz 2) erfolgt. Auch diese Vorgaben waren durch ein gleichzei-
tiges Spielen bei demselben oder verschiedenen Internet-Anbietern auf verschiedenen Gera-
ten oder mehreren Fenstern auf einem Bildschirm leicht zu umgehen.

Zugleich wird hierdurch die Wirkungsweise von anbieterbezogenen Friiherkennungssyste-
men flr Spielsucht (§ 6i Absatz 1) sichergestellt. In diesen Systemen kénnen zeitliche Kom-
ponenten wie die Dauer zwischen zwei Spielen und die Entwicklung des Setzverhaltens bes-
ser bericksichtigt werden, wenn ein Spieler nur bei einem Anbieter zur selben Zeit spielt.

Im terrestrischen Bereich ist ein paralleles Spiel insbesondere aufgrund des Trennungsge-
bots tatsachlich nur begrenzt maoglich, weil sich Spieler zur gleichen Zeit nur an einem Ort
aufhalten kénnen. Bei Geldspielgeraten ist zur Vermeidung des gleichzeitigen Spiels an
mehreren Automaten erganzend ein gerategebundenes, personenungebundenes Identifikati-
onsmittel vorgesehen (8 6 Absatz 5 SpielV). Daneben hat im terrestrischen Bereich die Sozi-
alkontrolle sowie die Kontrolle durch aufsichtsfiihrendes Personal begrenzende Wirkung.

Technisch nicht unterbunden wird das parallele Spiel jeweils eines terrestrischen und eines
Internet-Angebots. Hier obliegt es vorrangig dem aufsichtsfiihrenden Personal, MaZnahmen
zu ergreifen, sofern parallel zu einem terrestrischen Spiel ein Online-Gliicksspiel auf einem
mobilen Endgerat gespielt werden sollte. Einer Einbeziehung auch von terrestrischen Geld-
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spielautomaten in die technische Unterbindung des parallelen Spiels steht auch die bundes-
rechtliche Vorgabe des personenungebundenen ldentifikationsmittels nach § 6 Absatz 5
SpielV entgegen.

Wann ein paralleles Spiel im Einzelfall vorliegt, ist anhand des Zwecks der Vorschrift zu er-
mitteln. Wahrend eines laufenden virtuellen Automatenspiels darf weder ein anderes oder
eine weitere Instanz desselben Automatenspiels spielbar sein noch eine Sportwette abge-
schlossen, noch an einem Online-Pokerspiel oder an einem Online-Casinospiel teilgenom-
men werden. Entsprechendes gilt bei der Teilnahme an einem Online-Casinospiel und beim
Online-Poker, wahrend der Teilnahme an einem Spiel (z.B. in der Zeit zwischen dem Erbrin-
gen eines Einsatzes beim virtuellen Roulette und der abschlielenden Feststellung des Ge-
winnes oder wahrend der eingenommenen Platzierung an einem virtuellen Poker-Tisch).
Eine Teilnahme an einem Spiel, welches die parallele Teilnahme an einem weiteren Spiel
sperrt, ist bei Spielformen wie Lotterien und Sportwetten hingegen nur im unmittelbaren zeit-
lichen Zusammenhang mit der Tippabgabe bzw. dem Loskauf gegeben. Im anschlie3enden
Zeitraum bis zum Feststehen des Ergebnisses dieses Gliicksspiels steht das Verbot paralle-
len Spiels der Teilnahme an anderen Glucksspielen nicht entgegen. Spieler kdnnen also
beim gleichen Anbieter unmittelbar nach Abschluss einer Sportwette, deren Ergebnis zu-
nachst offen ist, eine weitere Sportwette platzieren; auch kdnnen sie danach (unter Beriick-
sichtigung des 8 4 Absatz 5 Nummer 5) zu einem virtuellen Automatenspiel oder einem On-
line-Casinospiel wechseln. Sie dirfen allerdings beispielsweise nicht wahrend eines Online-
Casinospiels, eines virtuellen Automatenspiels oder eines Online-Pokerspiels eine Sport-
wette abgeben oder an einer Lotterie teilnehmen.

Absatz 1

Wahrend durch die Trennung nach § 4 Absatz 5 Nummer 5 bereits das gleichzeitige Spielen
unterschiedlicher Spielformen beim selben Anbieter unzulassig ist, verbietet Absatz 1 aus-
drucklich auch innerhalb eines Bereichs das parallele Spiel von 6ffentlichen Glucksspielen im
Internet. Absatz 1 richtet sich an die Erlaubnisnehmer, die Vorkehrungen treffen missen, da-
mit unzuldssiges paralleles Spiel nicht mdglich ist.

Absatz 2

Eine anbieterbezogene Regelung, wie sie sich aus § 4 Absatz 5 Nummer 5 und Absatz 1
ergibt, ware durch das gleichzeitige Spielen bei mehreren Anbietern flr Spieler leicht zu um-
gehen, indem die Angebote verschiedener Anbieter auf mehreren Endgeraten oder demsel-
ben Endgerat in mehreren Fenstern wahrgenommen werden. Anbieterseitig ist ein solches
Spielerverhalten mangels Erkennbarkeit nicht zu unterbinden. Daher ist zum Schutz der
Spieler vor der gesteigerten Suchtgefahr bei der parallelen Wahrnehmung von Spielangebo-
ten und zur Einhaltung der spielerschiitzenden Regulierungsvorgaben mit der Datei zur Ver-
meidung parallelen Spiels im Internet eine zentrale, anbietertibergreifende Datenbanklésung
vorgesehen.

Anbieter melden Spieler, die bei ihnen aktiv spielen méchten, mit deren personenbezogenen
Daten in der Datei an. Dazu sind die personenbezogenen Daten des aktiv werden wollenden
Spielers und die Information, dass sein Spielkonto nun aktiv geschaltet ist, fir die Dauer der
Aktivitat tempordar in der Datenbank zu speichern. Weitere Informationen — etwa zum Spiel-
verhalten — werden nicht Gbertragen. Ist bereits ein Spielkonto desselben Spielers bei einem
anderen Anbieter aktiv geschaltet, so darf keine Spielteiinahme erfolgen.

Der Verweis auf 8 6¢c Absatz 4 Satz 5 und 6 erméglicht auch im Rahmen dieser Datei die
Verarbeitung eines Pseudonyms und einer anbieterbezogenen Kennung eines Spielers (vgl.
hierzu die Erlauterungen zu § 6 Absatz 4).
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Absatz 3

Absatz 3 regelt Einzelheiten zur Aktivschaltung in der Datei. Satz 1 verbietet die Ermdgli-
chung der Spielteilnahme, bevor der Erlaubnisnehmer die Aktivschaltung veranlasst hat o-
der, wenn diesem nach der Anfrage unverziglich mitgeteilt worden ist, dass ein Spielkonto
desselben Spielers bereits aktiv geschaltet ist. Bei welchem Anbieter eine anderweitige Ak-
tivschaltung vorliegt, wird dem tbermittelnden Erlaubnisnehmer nicht mitgeteilt. Erhalt der
Erlaubnisnehmer keine unverzigliche Rickmeldung von der Aktivitatsdatei, darf er die Spiel-
teilnahme ermdglichen. Dies gilt auch dann, wenn das Ausbleiben einer unverziglichen
Ruckmeldung ausnahmsweise nicht auf dem Fehlen bereits gegebener Aktivitat, sondern auf
technischen Problemen bei der Aktivitatsdatei beruhen sollte. Geht die Rlickmeldung bereits
gegebener Aktivitat verzogert ein, ist die Ermoglichung der weiteren Spielteilnahme ab dem
Eingang der Mitteilung zu untersagen. Der Erlaubnisinhaber muss jedoch alles seinerseits
Erforderliche fur eine erfolgreiche unverzugliche Ubertragung unternehmen; andernfalls sind
aufsichtliche MalRnahmen bis hin zum Widerruf der Erlaubnis durch die zustandige Glicks-
spielaufsichtsbehérde zu ergreifen.

Die Anfrage des Erlaubnisnehmers bewirkt nach Satz 3 unmittelbar die Aktivschaltung des
Spielers in der Datei, wenn der Spieler nicht bereits aktiv geschaltet war. Damit wird eine
weitere Ruckmeldung des Erlaubnisnehmers nach der Abfrage der Aktivitat vermieden.

Satz 4 soll vermeiden, dass Erlaubnisnehmer sich dazu verleiten lassen, bereits weit vor der
AuRerung eines konkreten Spielwunsches eine Aktivschaltung vorzunehmen, um Spieler
durch die daraus resultierende Wartefrist nach Absatz 4 Satz 1 von dem Wechsel zu einem
anderen Anbieter abzuhalten. Wie sich insbesondere aus Satz 1 und Satz 4 ergibt, ist daher
die Aktivschaltung eines Spielkontoinhabers nicht bereits dann mdglich, wenn er sich bei sei-
nem Spielkonto bei einem Anbieter anmeldet, dessen Internetseite oder dessen Programm
(z.B. Smartphone-App) aufruft oder sich dort Uber Spielmdglichkeiten oder sein Spielkonto
informiert. Die Aktivschaltung braucht zur Erreichung ihres Zwecks, der Verhinderung paral-
lelen Spiels, erst unmittelbar vor der Teilnahme am Glicksspiel vorzuliegen und darf daher
zur Vermeidung ihres Missbrauchs zu Wettbewerbsverzerrungen auch erst dann vorgenom-
men werden. Spielern ist es daher unbenommen, sich bei mehreren Anbietern parallel anzu-
melden und sich dort Uber das jeweilige Angebot (z.B. Gber angebotene Spiele oder Wett-
guoten) oder den Stand ihres jeweiligen Spielkontos zu informieren. Lediglich unmittelbar vor
dem Abschluss eines Spielvertrags (z.B. beim Klick auf die Schaltflache ,Wette abschlieRen®
oder die ,Start*- oder ,Drehen“-Schaltflache bei einem virtuellen Automatenspiel) darf und
muss das Konto aktiv geschaltet werden.

Satz 5 nimmt Gllcksspiele, an denen gesperrte Spieler nach § 8 Absatz 2 teilnehmen diir-
fen, aus dem Anwendungsbereich des Absatzes 3 aus. Damit findet insbesondere das Ver-
bot nach Satz 1 keine Anwendung. Erlaubnisnehmer dirfen Spielern die Teilnahme an
Glucksspielen, an denen gesperrte Spieler nach § 8 Absatz 2 teilnehmen dtrfen, daher auch
ermoglichen, ohne das Spielkonto aktiv zu schalten und ohne die Aktivitatsdatei abzufragen.
Dies tragt dem geringen Gefahrdungspotenzial dieser Spiele Rechnung, welches sich auch
durch die Kombination mit anderen (gefahrlicheren) Gliicksspielen nicht maf3geblich erhoht.

Satz 6 entspricht 8 6¢ Absatz 5 Satz 7 und ermdglicht der fir die Fihrung der Datei zustandi-
gen Behorde auch hier, zu bestimmen, dass andere Daten (z.B. ein Pseudonym oder eine
anbieterbezogene Kennung des Spielers) Gbermittelt werden mussen, die fur eine eindeutige
Identifizierung des Spielers geeignet und erforderlich sind; siehe hierzu auch die Erlauterun-
gen zu 8 6¢ Absatz 5 Satz 7.
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Absatz 4

Absatz 4 regelt die Beendigung der Aktivschaltung sowie die Wartefrist zwischen dem Anbie-
terwechsel. Der Erlaubnisnehmer hat entweder auf Veranlassung des Spielers (Satz 3) oder
nach einer mehr als 30mindtigen Inaktivitat des Spielers (Satz 5) der zentralen Stelle mitzu-
teilen, dass der Spieler bei ihm nicht mehr aktiv geschaltet ist. Fiinf Minuten nach Eingang
der Mitteilung bei der zentralen Stelle wird die Aktivschaltung entfernt. Hierdurch entsteht fur
den Spieler eine Wartefrist, bevor er bei einem weiteren Anbieter an einem Gliicksspiel teil-
nehmen darf. Diese Frist fuhrt ahnlich wie Abstandsregelungen fiir Spielhallen im terrestri-
schen Bereich zu einer Spielpause, in der sich der Spieler seines Spielverhaltens bewusst
werden kann. Sie dient zudem der Vermeidung des schnellen Wechsels zwischen verschie-
denen Spielformen, welche suchtanreizende Wirkung haben kann, und zur Vermeidung der
Umgehung des Trennungsgebots nach 8§ 4 Absatz 5 Nummer 5. Bei virtuellen Automaten-
spielen dient sie auch der Einhaltung der Spielpausen nach 8§ 22a Absatz 9; dasselbe kann
je nach landesrechtlicher Regelung auch bei Online-Casinospielen gelten. Die Dauer der
Frist orientiert sich an der erprobten Dauer der Spielpausen der Spielverordnung (dort: § 13
Nummer 6 und 6a) und an einer typisierten Annahme der Dauer des Wechsels zwischen
zwei Spielhallen, die dem Abstandsgebot nach § 25 Absatz 1 unterliegen. Aufgrund der be-
sonderen Gefahren des Online-Gliicksspiels, die sich auch daraus ergeben, dass zur Teil-
nahme an unterschiedlichen Spielformen bei unterschiedlichen Anbietern eine Ortsverande-
rung des Spielers eben nicht erforderlich ist, gilt die Wartefrist fur alle Gliicksspiele im Inter-
net mit Ausnahme der nach 8§ 8 Absatz 2 privilegierten Spiele.

Absatz 4 enthalt im Ubrigen insbesondere Vorschriften, die dem Spielerschutz dienen. Der
Spieler soll die Beendigung der Aktivschaltung jederzeit selbst einleiten kdnnen, um zu ei-
nem anderen Anbieter unter Einhaltung der Wartefrist wechseln zu kénnen (Satz 3). Der An-
bieter soll dies nicht durch ein komplexes Verfahren verhindern kénnen. Zudem wird der An-
bieter verpflichtet, den Spieler bei einer Inaktivitat von mehr als 30 Minuten inaktiv zu schal-
ten, damit dieser bei einem anderen Anbieter weiterspielen kann. Fir die Feststellung einer
30minttigen Inaktivitéat nach Satz 5 ist nicht der Zeitpunkt des letzten Einsatzes des Spielers,
sondern der Zeitpunkt der letzten Eingabe beliebiger Art maf3geblich. Dies fuhrt dazu, dass
der Spieler durch eine bloRRe Eingabe die Frist erneut auslésen kann, ohne hierzu an einem
Glucksspiel teilnehmen zu missen. Satz 6 stellt klar, dass nach erfolgter Meldung als inaktiv
der Spieler vor einer Spielteilnahme beim selben Anbieter erst wieder aktiv geschaltet wer-
den muss. Hierbei ist ebenfalls die Wartefrist nach Satz 1 einzuhalten.

Absatze 5 und 6

Die anfallenden Daten sind grundsétzlich unverziglich zu l6schen und dirfen nicht fur an-
dere Zwecke als zur Vermeidung des parallelen Spiels verwendet werden. Absatz 6 ermdg-
licht eine einheitliche Datenbank mit der Limitdatei, um staatsvertraglich keine bestimmte
technische Ausgestaltung vorzugeben, sondern in der Ausfiihrung des Staatsvertrags eine
technisch praktikable Losung finden zu kdnnen. In diesem Fall ist nur die Aktivschaltung un-
verzuglich nach Ablauf der Wartefrist zu I6schen. Die personlichen Angaben werden auf-
grund der dauerhaften Speicherung des Einzahlungslimits weiterhin benétigt.

Absatz 7

Erganzend zu sonstigen Informationspflichten sollen Spieler laufend tiber die bereits seit der
Aktivschaltung verstrichene Zeit informiert werden. Jeweils nach einer Stunde haben sie die
Kenntnisnahme einer Information Gber die verstrichene Zeit aktiv zu bestétigen. Das soll
Spielern dabei helfen, sich der verstrichenen Spieldauer bewusst zu werden und einem mog-
lichen Kontrollverlust entgegenzuwirken. Diese Erinnerungsnachricht wurde aus dem finni-
schen Recht ibernommen.
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Absatz 8

Absatz 8 enthélt eine erganzende Kostenregelung. Hierdurch werden alle Erlaubnisnehmer,
welche die Datei zur Vermeidung parallelen Spiels nutzen miissen, gleichm&Rig an den Ver-
waltungskosten beteiligt.

8§ 6i (Spielsuchtfriherkennung; Safe-Server; kurzfristige Sperre)

Die Verpflichtung zur Einrichtung eines wirksamen anbieterbezogenen Systems zur Spiel-
suchtfriiherkennung (Absatz 1) und die Kontrolle der Anbieter Uber einen Safe-Server (Ab-
satz 2) dienen als zentrale Aspekte der Neuregulierung insbesondere den Zielen des § 1 Ab-
satz 1 Nummer 1, 3 und 4.

Die kurzfristige Sperre nach Absatz 3 soll Spielern eine niedrigschwellige und leicht zugéngli-
che Mdglichkeit bieten, sich fur die nachsten 24 Stunden vom Spielbetrieb auszuschlieRen.
Eine ahnliche Funktion wird etwa auch in Finnland eingesetzt.

Absatz 1 (Spielsuchtfriherkennung)

Veranstalter der in Satz 1 genannten reinen Internet-Glucksspielformen sowie Veranstalter
und Vermittler von Sportwetten im Internet werden verpflichtet, auf eigene Kosten ein auto-
matisiertes System zur Friherkennung von gliicksspielgefahrdeten Spielern und von Spiel-
sucht zu installieren und dieses regelmaRig zu aktualisieren. Das System muss auf wissen-
schaftlichen Erkenntnissen beruhen. In der Suchtforschung sind unterschiedliche Verhaltens-
weisen und Verhaltensmuster bekannt, die Anhaltspunkte fiir pathologisches Spielen bieten
(z.B. Veranderungen im Spielverhalten wie haufigeres oder langeres Spielen und der Ver-
such, Verluste durch héhere Einsatze zu kompensieren). Ebenfalls erfasst werden soll die
Beantragung von Sperren, einschliel3lich kurzfristiger Sperren nach Absatz 3. Die Aktualisie-
rungspflicht umfasst eine Pflicht zur Orientierung an jeweils aktuellen, wissenschatftlich aner-
kannten Erkenntnissen aus der Suchtforschung.

Die Spielsuchtfriiherkennung ist als Teil des Sozialkonzepts (Satz 3) durch die Erlaubnisbe-
horde zu prufen. Ohne ein wirksames automatisiertes System zur Spielsuchtfriiherkennung
kann eine Erlaubnis fir die Veranstaltung von Sportwetten, Online-Casinospielen, Online-
Poker und virtuellen Automatenspielen daher nicht erteilt werden. In dem Sozialkonzept sind
insbesondere Mal3nahmen festzulegen, die zu ergreifen sind, wenn das System einen mdg-
licherweise suchtgefahrdeten Spieler identifiziert. Hier kommt auch ein gestufter MaRnah-
menkatalog in Betracht, der bei ersten Hinweisen zundchst auf Warnhinweise und Informati-
onen zu Beratungsmdglichkeiten setzen kdnnte und davon ausgehend in Abhangigkeit vom
Mal3 der Auffalligkeit des Spielverhaltens weitere Malinahmen wie Spielpausen bis hin zur
Veranlassung einer Spielersperre vorsieht. Diese Malinahmen missen nicht automatisiert
erfolgen.

Erfasst werden ausschlief3lich Veranstalter von Sportwetten, Online-Casinospielen, Online-
Poker und virtuellen Automatenspielen sowie Vermittler von Sportwetten im Internet. Veran-
stalter und Vermittler von anderen Glicksspielen sind grundsétzlich ausgenommen. Bei den
nicht erfassten Spielformen, insbesondere Lotterien in der in Deutschland allein zulassigen
Ausgestaltung, handelt es sich regelmafdig um wenig suchtgefahrdende Spielformen, bei de-
nen aufgrund der Eigenart der Gliicksspiele regelmafig wenig auswertbare Daten vorliegen
werden (z.B. bei dem einmaligen Erwerb eines Dauer-Loses oder eines Abonnements fir ei-
nen bestimmten Zeitraum oder bei Teilnahme an anderen langsamen Gliicksspielen). Eine
Auswertung des Spielverhaltens bei diesen Veranstaltern und Vermittlern wird daher in der
Regel keine hinreichenden Erkenntnisse bringen kdnnen, so dass diese aus Grinden der
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VerhaltnismaRigkeit nicht verpflichtet werden, ein solches, kostenintensives System zu integ-
rieren. Sofern Veranstalter oder Vermittler neben Sportwetten, Online-Casinospielen, Online-
Poker oder virtuellen Automatenspielen auch andere Glucksspiele anbieten, sind die Daten
zu den anderen vom Spieler Uber das Spielkonto vorgenommenen Glicksspielen ebenfalls
nach Satz 2 auszuwerten. Die jeweils zustandige Erlaubnisbehtrde kann darlber hinaus zur
besseren Erreichung der Ziele des § 1 im Einzelfall in der Erlaubnis auch Anbieter anderer
Glucksspiele im Internet zum Einsatz eines entsprechenden Systems verpflichten, wenn
hierfir ein Bedurfnis besteht.

Die Auswertung der Daten erfolgt anbieterbezogen. Eine anbieteribergreifende Auswertung
der vorliegenden Daten hatte eine Ubermittlung samtlicher Spieldaten eines Spielers ein-
schlie3lich des Zeitpunkts, der Dauer, der Art der Spiele und der Einsatze des Spielers an
eine zentrale Datenbank erfordert. Im Rahmen der erforderlichen Abwagung der berihrten
Rechtsguter, insbesondere des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung, und des Spiel-
erschutzes wurde dabei einer anbieterbezogenen Lésung der Vorzug gegeben. Die auszu-
wertenden Daten liegen beim Anbieter ohnehin vor, so dass es keiner Weiterleitung an eine
dritte Person bedarf. Bei anbieterbezogenen Systemen entfallt zudem das Bediirfnis nach
der Definition gemeinsamer standardisierter Schnittstellen, die im Einzelfall dazu beitragen
konnen, dass der Anbieter nicht alle vorhandenen und maoglicherweise relevanten Daten
Ubermitteln kann, weil diese nicht mit dem Standard kompatibel sind. Dem Anbieter sind die
von ihm erzeugten Daten hingegen bestens und vollumfanglich bekannt. Daneben kénnen
bei anbieterbezogenen Systemen Mal3nahmen in Echtzeit ergriffen werden (z.B. Warnhin-
weise vor Beginn des nachsten Spiels), wahrend dies — nach aktuellem technischen Stand —
bei einem zentralen anbieterubergreifenden System nur mit unverhaltnisméaiigem techni-
schen Aufwand mdoglich ware. Anders als bei den Dateien nach den 88§ 6¢, 6h und 8 wirde
nicht lediglich eine Datenibermittlung pro Einzahlung oder je Aktivschaltung im Abstand von
mindestens finf Minuten pro Spieler erfolgen. Vielmehr missten je nach Spielform im Ab-
stand von wenigen Sekunden deutlich umfangreichere Datensatze versendet, zentral mit Da-
ten von anderen Anbietern zusammengefihrt, ausgewertet und dem Anbieter eine Riickmel-
dung gegeben werden.

Ob der Anbieter seiner bestehenden Pflicht zum Einsatz des Systems und der Durchflihrung
der vorgesehenen MalRnahmen nach Satz 5 nachkommt, kann die zustandige Glucks-
spielaufsichtsbehérde auch Uber den Safe-Server nach Absatz 2 tGiberwachen. Dazu muss
sie nicht zwingend Uber denselben Datenumfang und dieselbe Fritherkennungssoftware wie
der Erlaubnisnehmer verfligen. Die Behorde kann tber den Safe-Server jedenfalls erkennen,
in welchem Umfang MalRnahmen nach Satz 5 ergriffen worden sind. Bei Auffalligkeiten hin-
sichtlich der Anzahl der ergriffenen MafRnahmen — auch im Vergleich zu anderen Erlaubnis-
nehmern mit einem entsprechenden Angebot — oder Hinweisen von Spielern oder Dritten
kénnen durch die Aufsichtsbehérde weitere Ermittlungsmafinahmen ergriffen werden.

Absatz 2 (Safe-Server)

Der nach Absatz 2 verpflichtend bereit zu haltende Safe-Server ist zentraler Baustein zur
Uberwachung erlaubter Anbieter. Er dient insbesondere zur Uberwachung der Regulierungs-
vorgaben und zum Schutz der Spieler vor betriigerischen Machenschaften, insbesondere
durch anbieterseitige Manipulationen der Spielablaufe.

In der Konzession fur die Veranstaltung von Pferdewetten nach dem GluStV 2012/2020 ist
ein Safe-Server-System bereits vorgeschrieben, welches von den zustandigen Glicks-
spielaufsichtsbehdrden des Landes Hessen in Ausiibung der bislang bestehenden zentralen
Zustandigkeit fur Pferdewetten betrieben wird. Daneben ist ein Safe-Server bislang auch in
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Schleswig-Holstein fur die dort aufgrund des schleswig-holsteinischen Gesetzes zur Neuord-
nung des Gliucksspiels (Glucksspielgesetz) vom 20.10.2011, GVOBI. S. 280, und des Geset-
zes zur Ubergangsregelung fiir Online-Casinospiele vom 11.06.2019, GVOBI. S. 145, erlaub-
ten Anbieter im Einsatz. Dabei konnten positive Erfahrungen in Bezug auf die Funktionsfa-
higkeit und Effektivitat der Aufsicht tber erlaubte Anbieter gesammelt werden.

Die Gluicksspielaufsichtsbehdrde kann die Daten auf unterschiedliche Weise auswerten. Da-
bei kdnnen sowohl einzelne Daten Uberprift werden (z.B. Einhaltung von Maximaleinsatzen
je Spiel) oder Daten kombiniert werden (z.B. Auswertung aller gespielten Spiele desselben
virtuellen Automatenspiels innerhalb eines bestimmten Zeitraums zur Prifung der Einhaltung
der durchschnittlichen Mindestspieldauer nach § 22a Absatz 6 oder zum Abgleich der ange-
gebenen Auszahlungsquote mit der tatsdchlichen Auszahlungsquote). Auch komplexere
Auswertungsroutinen durch Vergleich mehrerer Datensatze sind mdglich. Schon die Mdglich-
keit der vollstandigen Auswertung soll dazu beitragen, dass Anbieter von Versto3en gegen
Regulierungsvorgaben und von Manipulationen absehen. Anbieter missen dabei stets damit
rechnen, dass die Daten auch riickwirkend ausgewertet werden, etwa nach der Implementie-
rung eines neuen Auswertungsalgorithmus.

Der Safe-Server wird vom Anbieter selbst betrieben und finanziert. Es muss sich nicht um
das System handeln, auf dem der Spielbetrieb durchgefiihrt wird. Es muss lediglich sicherge-
stellt werden, dass alle erforderlichen Daten zutreffend und unveranderbar erfasst werden
und der zustandigen Glicksspielaufsichtsbehoérde jederzeit Zugriff gewahrt werden kann.
Uber diese Zugriffsmoglichkeit kann die Gliicksspielaufsichtsbehorde die erforderlichen Da-
ten abrufen und auswerten. Eine nachtrégliche Veranderung der Daten muss ausgeschlos-
sen sein, um deren Integritat zu gewahrleisten.

Aus Griunden des Datenschutzes sind die entstehenden Daten nach Satz 2 zu pseudonymi-
sieren. Eine Anonymisierung kann nicht erfolgen, da es fiir diverse fur die Kontrolle der An-
bieter erforderliche Auswertungen einer zusammenfassenden Auswertung der Spielerdaten
eines Spielers bedarf. Soll beispielsweise lberprift werden, ob freiwillige Limitierungen nach
§ 6¢ Absatz 2 oder die Schutzfristen nach § 6¢ Absatz 3 Satz 2 tatsachlich eingehalten wer-
den, muss fir die Uberprifende Behorde erkennbar bleiben, welche Datensatze zur selben
Person gehdren. Die Identitat der Person ist dabei nicht von Belang. Um deren Aufdeckung
auszuschlief3en, ist ein Abgleich der Daten mit der Limitdatei nach § 6¢c Absatz 4, der Datei
nach § 6h Absatz 2 und der Sperrdatei nach den 8§ 8 ff. und § 23, der die Identifizierung des
Spielers ermdglichen konnte, staatsvertraglich nicht vorgesehen und deshalb unzuléssig.

Satz 3 ermoglicht es angesichts der zu regelnden technischen Details der Erlaubnisbehérde,
Einzelheiten des Safe-Server-Systems eigenstandig in der Erlaubnis oder durch Allgemein-
verfugung festzulegen. Die erforderlichen Daten, Dateiformate, Schnittstellen sowie Vorga-
ben zur Sicherung und Integritéat der Daten und weitere Einzelheiten kénnen sich wéahrend
der Geltungsdauer des Staatsvertrags regelméaRig dndern, worauf die Behorde individuell re-
agieren kdnnen muss. Satz 4 stellt klar, dass eine dieser von der Behorde zu bestimmenden
Einzelheiten auch die Frage ist, ob die Pseudonymisierung durch den Anbieter oder die zu-
standige Aufsichtsbehdrde erfolgt. Sofern nach der Pseudonymisierung das Geburtsdatum
und der Wohnort des Spielers nicht mehr erkennbar sind, konnte tGiber den Safe-Server nicht
Uberprift werden, ob der Ausschluss Minderjahriger und die Einhaltung raumlicher Geltungs-
bereiche der Erlaubnisse (vgl. z.B. § 22c Absatz 3) gewahrleistet sind. Fur den Fall einer sol-
chen Pseudonymisierung durch die Aufsichtsbehérde stellt Satz 5 daher klar, dass entspre-
chende Auswertungen auch vor Pseudonymisierung zuldssig sind. Fir den Fall, dass die
Pseudonymisierung durch den Veranstalter erfolgt, muss die Pseudonymisierung nach Satz
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6 so beschaffen sein, dass die fur diese Prifungen erforderlichen Daten erkennbar bleiben.
Welche Daten im Einzelnen erforderlich sind, ist durch die Behdrde nach Satz 4 festzulegen.
Datenschutzrechtliche Anforderungen sind hierbei zu beachten.

Absatz 3 (Kurzzeit-Sperre)

Die kurzfristige Sperre soll eine im Vergleich zu einer Sperre nach den 88 8 ff. niedrigschwel-
lige Mdglichkeit eines Spielausschlusses ermoglichen, wenn ein Spieler Auffalligkeiten bei
seinem Spielverhalten bemerkt und sich voribergehend vom Spiel ausschlieBen lassen
mdochte. Die Dauer einer Sperre nach den 88 8 ff. kann ein Hemmnis fiir deren Beantragung
darstellen, weshalb Spieler davon Abstand nehmen kénnten. Anders als bei terrestrischen
Spielen kdnnen sich Spieler bei Glucksspielen im Internet nicht durch das Verlassen der
Spielstatte (z.B. Spielhalle, Spielbank, Wettvermittlungsstelle oder Ortlichkeit eines Buchma-
chers), also auf vergleichsweise einfache Art und Weise der Mdglichkeit des Weiterspielens
entziehen. Ein Endgeréat, welches die weitere Teilnahme an Gliicksspielen im Internet er-
maoglicht, wird stets greifbar sein.

Die verpflichtende Implementierung einer solchen Funktion ist nur bei Spielformen im Inter-
net mit der regelmafRigen Moglichkeit einer hohen Ereignisfrequenz vorgesehen. Bei langsa-
men Spielformen besteht flr eine 24 Stunden andauernde Sperre regelmafig kein Bedirfnis.

Die Sperre wird Uber eine Schaltflache (,Panik-Knopf*) ausgel6st, die nach den Satzen 1 und
2 deutlich erkennbar und auf der gleichen Internetseite vorgehalten werden muss, auf der
auch die Spielteilnahme mdglich ist. Ausgeschlossen ist damit eine Umsetzung, bei der die
Sperre erst nach Aufruf einer anderen Seite oder eines gesonderten Menis ausgeldst wer-
den kann.

Durch die Verweise auf § 8 Absatz 1 und 2, § 8a Absatz 4 und § 23 bewirkt die Betatigung
der Schaltflache zugleich eine anbieteriibergreifende Sperre. Andernfalls ware die Schutzwir-
kung der Sperre nur unzureichend, weil Uber dasselbe Endgerat ohne Ortsveranderung des
Spielers weiterhin Glicksspielangebote wahrgenommen werden kénnten.

Um die Niedrigschwelligkeit der Sperre zu unterstiitzen und so zu gewabhrleisten, dass hier-
von tatsachlich vermehrt Gebrauch gemacht wird, endet die Sperre nach Satz 5 ohne Antrag
automatisch nach Ablauf von 24 Stunden. Dies erfordert aufgrund der anbieteriibergreifen-
den Wirkung die Speicherung des Zeitpunkts des Beginns der Sperre in der Sperrdatei

(Satz 4). Ein Bediirfnis fir eine dauerhafte Speicherung der Daten zu Kurzzeitsperren in der
Sperrdatei besteht — anders als fir Sperren nach den 88 8 ff. — nicht. Daher sind die entspre-
chenden personenbezogenen Daten nach Ablauf von zwei Wochen nach Ablauf der Sperre
in der zentralen Sperrdatei zu I6schen. Die Speicherfrist von zwei Wochen gilt nicht fir den
Anbieter, bei dem die kurzfristige Sperre ausgeldst worden ist. Dieser muss die Daten weiter-
hin vorhalten und in seinem System nach Absatz 1 bertcksichtigen.

Satz 7 dient der Vermeidung von Beeinflussungen des Spielers durch den Veranstalter durch
gezielte Nachfragen.

8 6] (Unentgeltliche Angebote)

8§ 6] regelt unentgeltliche Angebote von Erlaubnisnehmern, die Glicksspielen im Sinne des

§ 3 Absatz 1 Satz 1 nachgebildet sind. Diese Angebote dirfen nach Absatz 1 nur registrier-
ten Spielern zur Verfiigung gestellt werden und missen in der Ausgestaltung des Spiels dem
als Vorbild dienenden Gliicksspiel entsprechen.

Veranstalter bieten derzeit Demospiele und andere kostenlose Varianten der von ihnen an-
gebotenen Glicksspiele an, die mangels Geldeinsatzes und Gewinnchance kein Glicksspiel
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im Sinne des § 3 Absatz 1 Satz 1 darstellen, aber diesem hinsichtlich der Bezeichnung, der
auReren Gestaltung und/oder des Spielablaufs nachgebildet sind. Diese Spiele kdnnen Per-
sonen ohne Anmeldung oder Registrierung und damit auch Minderjahrige wahrnehmen. In
diesen Spielen wird regelmafig auf das Glicksspiel mit der Mdglichkeit eines Geldgewinns
verwiesen oder verlinkt. Bei diesen Demo- oder Unterhaltungsspielen besteht fiir Anbieter
ohne finanzielles Risiko die Mdglichkeit, hOhere Gewinne zu simulieren als bei dem als Vor-
bild dienenden Glicksspiel zu erzielen sind. Bei Personen, die das Unterhaltungsangebot
wahrnehmen, kann auf diese Weise der Eindruck entstehen, dass entsprechend hohe oder
haufige Gewinne auch bei dem Gliicksspiel, welches das Unterhaltungsangebot nachbildet,
moglich sind. Minderjahrige sollen nicht aufgrund solcher Spiele an die von dem Erlaubnis-
nehmer angebotenen Glicksspiele herangefihrt werden.

Nach Absatz 1 durfen derartige Spiele daher nur Spielern mit einem Spielkonto angeboten
werden, wodurch Minderjahrige ausgeschlossen sind. Gesperrten Spielern ist der Zugang zu
solchen Spielen auch dann zu versagen, wenn diese noch ein Spielkonto beim Anbieter be-
sitzen. Nach Absatz 2 missen Demospiele dem nachgebildeten Glicksspiel entsprechen, so
dass der Spieler ein realistisches Bild insbesondere von moglichen Gewinnen erhalten kann.
Die Regelung tragt damit dem spezifischen Gefahrdungspotenzial Rechnung, das sich ge-
rade aus der Verkniipfung von einem Glucksspiel nachgebildeten unentgeltlichen Angeboten
und Glicksspielen ergibt.

Auf ein Verbot von Demospielen wurde aus Spielerschutzgriinden verzichtet. Es soll nicht
staatsvertraglich verhindert werden, dass angemeldete, volljahrige Spieler sich zunachst an-
hand kostenloser Spiele an das Spielprinzip eines Gliicksspiels gewdhnen, welches sie zu
spielen beabsichtigen. Sie sollen vielmehr die Mdglichkeit haben, auf Grundlage des unent-
geltlichen Angebots Uber die Teilnahme an einem &ffentlichen entgeltlichen Gliicksspielange-
bot entscheiden zu kdnnen.

8§ 6j richtet sich allgemein an Veranstalter und Vermittler und betrifft deshalb sdmtliche von
Ihnen betriebene Internetseiten, unabhangig davon, ob auf ihnen auch Glicksspiele angebo-
ten werden.

Entsprechende unentgeltliche Angebote anderer Personen, welche die Definition des Veran-
stalters oder Vermittlers von Glicksspiel nach § 3 Absatz 1 Satz 1 nicht erfiillen, sind vom
Anwendungsbereich dieses Staatsvertrags nicht umfasst. Insofern enthalt auch § 6j hierzu
keine Regelung. Ist ein unentgeltliches Angebot einer anderen Person jedoch als Werbung
fur ein Glucksspiel zu qualifizieren, findet § 5 Anwendung. Entspricht das nachgebildete
Glucksspiel nicht dem beworbenen Gliicksspiel, wird in dieser Konstellation regelméaRig eine
verbotene irreflhrende Werbung nach § 5 Absatz 2 Satz 6 vorliegen. Daneben kann sich die
Unzuldssigkeit solcher Angebote auch aus anderen Rechtsgriinden, insbesondere im Hin-
blick auf den Jugendmedienschutz und den Verbraucherschutz, ergeben.

8 7 (Aufklarung)

Absatz 1

Die Vorschrift regelt eine weitere Verpflichtung der Veranstalter und Vermittler &ffentlicher
Glucksspiele und zahlt ebenso wie § 6 zu den praventiven Ansatzen zur Bek&mpfung der
Suchtgefahren. Durch Aufklarung ist problematisches Spielverhalten im Vorfeld zu verhindern.

Aus suchtpréventiver Sicht ist es erforderlich, auf die bei den unterschiedlichen Spielen vor-
handenen statistischen Gewinnwahrscheinlichkeiten deutlich hinzuweisen. Durch die Ausar-
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beitung von eindeutig formulierten Informationen und die Ausbringung deutlich sichtbarer Hin-
weise wird bereits im Vorfeld problematisches Spielverhalten vermieden. Absatz 1 regelt die
Verpflichtung zur Aufklarung tber die Wahrscheinlichkeit von Gewinn und Verlust sowie tber
die Suchtrisiken des jeweiligen Spiels. Dartber hinaus ist unabhangig von der jeweiligen
Glucksspielform normiert, dass tber das Verbot der Teilnahme Minderjahriger und tber Bera-
tungs- und Therapiemdglichkeiten aufzuklaren ist.

Die bislang im oben genannten Anhang des Staatsvertrags getroffene Verpflichtung zur Ver-
bindung der Informationen tUber Hochstgewinne mit der Aufklarung tiber Gewinn- und Verlust-
wahrscheinlichkeiten wird beibehalten, um den Spieler in den Stand zu versetzen, die Erfolg-
saussichten sachlich bewerten zu kénnen.

Absatz 2
Absatz 2 konkretisiert die Aufklarungspflicht, indem vorgeschrieben ist, dass Lose, Spiel-
scheine und Spielquittungen entsprechende Hinweise zu enthalten haben.

Speziell bei Glucksspielangeboten im Internet ist zu Angeboten nach 8§ 6 Absatz 2 Nummer 5
zu verlinken.

88 8-8d (Anbieter- und spielformiubergreifendes Spielersperrsystem)

Die Moglichkeit, durch eine Spielersperre von der Spielteilnahme ausgeschlossen zu wer-
den, tragt zum aktiven Spielerschutz bei. Spielsiichtige oder spielsuchtgefdhrdete Personen
kénnen so dauerhaft vor den Gefahren des Gliucksspiels geschiitzt werden. Zur effektiven
Verminderung von Spielsuchtgefahren ist es daher sinnvoll, das Sperrsystem auf mdglichst
viele Formen des Glicksspiels auszudehnen und vor allem die Anbieter des gewerblichen
Automatenspiels, Spielhallen und Gaststétten, in den Kreis der Verpflichteten mit aufzuneh-
men.

Durch die Erweiterung des Verpflichtetenkreises wird die rechtliche und tatsachliche Unter-
scheidbarkeit der einzelnen Gliicksspielarten jedoch nicht bertihrt. Dies gilt insbesondere flir
die Differenzierung zwischen der Regulierung fur Spielhallen und Spielbanken. Spielbanken
dienen nach Mal3gabe des Landesrechts der Erfiillung der 6ffentlichen Aufgabe, ein be-
grenztes legales Angebot zur Verfligung zu stellen, mittels dessen der natirliche Spieltrieb
der Bevolkerung in geordnete und Gberwachte Bahnen gelenkt wird. Damit diese Aufgabe
erfolgreich wahrgenommen werden kann, ist es den Spielbanken vorbehalten, die ansonsten
sucht-, manipulations- und kriminalitdtsgeneigten Tischspiele anzubieten. Wegen dieser Ge-
fahrdungslagen ist es jedoch geboten, Spielbanken strikt ordnungs-rechtlich zu reglementie-
ren und ihnen nicht — anders als den Spielhallen — noch gewerberechtliche Freiheiten zu ge-
wahren, da mit solchen das offentliche Interesse am Betrieb der Spielbank nicht erfillt wer-
den koénnte. Die Argumente aus dem Urteil des VG Freiburg vom 26. April 2018 (9 K
1687/16, Rn. 30 juris) zur unterschiedlichen Behandlung von Spielbanken und Spielhallen
hinsichtlich des Trennungsgebots sind hier gleichfalls einschlagig: Der Betrieb von Spielban-
ken ist danach in eigener Weise an den in 8§ 1 Gliucksspieldnderungsstaatsvertrag benannten
Zielen ausgerichtet und unterliegt einer besonderen staatlichen Aufsicht. Ein hinreichender
Sachgrund fur die unterschiedliche Behandlung liegt zudem in dem unterschiedlichen Ge-
fahrdungspotentialen beider Typen von Spielstatten (Verankerung im Alltag bei Spielhallen
gegeniber Abstand vom Alltag bei Spielbanken) und insbesondere der sehr unterschiedli-
chen Verfugbarkeit der Spielmdglichkeiten, selbst wenn man die Dependance bzw. Zweig-
niederlassungen bericksichtigt. Fir Spielhallen und Spielbanken gelten dadurch ganz an-
dere Erlaubnisverfahren, so dass kein vergleichbarer Sachverhalt gegeben ist.
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Die unterschiedlichen Erlaubnisverfahren fur Spielbanken und Spielhallen fuRBen auf der Tat-
sache, dass Spielbanken mit den sucht-, manipulations- und kriminalitatsgeneigten Tisch-
spielen wesentlich gefahrlichere Gliicksspiele anbieten als Spielhallen, weshalb ihre Verflig-
barkeit stark begrenzt werden muss. Dies zeigt auch eine Be-trachtung der Anzahl der Spiel-
hallen im Vergleich zu den Spielbanken in den einzelnen Landern. So sind beispielsweise in
Baden-Wirttemberg nur drei Spielbanken erlaubt, wobei eine eine Dependance hat, jedoch
ca. 2000 Spielhallen. Allein diese Zahl macht deutlich, dass ein Spielwilliger keine grof3en
Strecken zurucklegen muss, um zu einer derartigen Spielstatte zu kommen. Ein wesentlich
grolerer Aufwand ist dagegen regelméaRig damit verbunden, eine Spielbank zu erreichen. Da
die Spielhallen aber ihrerseits auch Spiele mit erheblichem Suchtpotential anbieten und die
Verfugbarkeit eines Gliicksspiels ein wesentlicher Faktor fur ein Suchtverhalten ist, ist es ge-
boten, die Verfugbarkeit von Spielhallen durch den Anschluss an die Sperrdatei zu vermin-
dern. Dies gebieten die Ziele des Staatsvertrages, insbesondere das Ziel, das Entstehen von
Glucksspiel- und Wettsucht zu verhindern und die Voraussetzungen fur eine wirksame
Suchtbek&mpfung zu schaffen. Der Anschluss an die Sperrdatei ist damit angemessen und
fuhrt nicht zu einer Uberregulierung der Spielhallen. Eine solche wére vielmehr anzunehmen,
wenn die gewerberechtlich gepragten Spielhallen denselben strikten ordnungsrechtlichen
Vorgaben wie Spielbanken unterworfen wirden und in ihrer Anzahl auf das Mal3 der Spiel-
banken reduziert wiirden. Vgl. im Ubrigen auch die Ausfiihrungen unter A. 1.

8 8 (Spielersperrsystem; Abgleich mit dem Sperrsystem)

Absatz 2

Nach Absatz 2 dirfen gesperrte Spieler grundsatzlich an séamtlichen 6ffentlichen Glicksspie-
len nicht teilnehmen. Die bisherige Beschréankung des Sperrsystems auf einzelne Spielfor-
men wird damit ausdricklich aufgegeben.

Die Ausnahmen vom Teilnahmeverbot gesperrter Spieler sind abschlieend in Absatz 2 Satz
2 geregelt. Sie betreffen ausschlief3lich Lotterien mit einer sehr geringen Ereignisfrequenz,
Gewinnsparlotterien und bestimmte Pferdewetten.

Begunstigt sind Lotterien, die nicht haufiger als zweimal pro Woche veranstaltet werden (vgl.
dazu unter A.lll.1. am Ende). Der Begriff der Veranstaltung bezieht sich hierbei wesentlich
auf die Ziehung. Eine Ausnahme hiervon besteht insoweit flr Klassenlotterien, bei denen
tagliche Ziehungen stattfinden, wenn die Teilnahme bei diesen Lotterien grundsatzlich auf
mehrere Wochen oder Monate angelegt ist und auch nicht die jederzeitige Teilnahme mdg-
lich ist, sondern nur zu bestimmten Zeitabschnitten im Jahr. Es handelt sich in diesen spezi-
ellen Féllen daher nach Sinn und Zweck der Regelung nicht um eine Veranstaltung, die hau-
figer als zweimal die Woche im Sinne dieses Staatsvertrages veranstaltet wird (vgl. zu § 22
GluStVv 2012/2020: Ruttig in Dietlein/Hecker/Ruttig, Glucksspielrecht, 2. Aufl., 8 22 GIuStV
Rn. 9). Die aus Suchtpraventionsgesichtspunkten relevante Ereignisfrequenz bleibt in die-
sem Fall gering, weil der Loserwerb nur einmalig erfolgt und eine Teilnahme mit einem neu
erworbenen Los erst ab dem kommenden Zeitabschnitt mdglich ist. Die Ausnahme tragt so-
mit dem geringen Suchtpotenzial Rechnung.

Ebenfalls aus Griinden des geringen Suchtpotentials sind Lotterien in Form des Gewinnspa-
rens ausgenommen. Ein Bedirfnis fur die Abfrage des Sperrsystems besteht hierbei nicht.
Hinzu kommt, dass die Gewinnsparlotterien von Banken und Sparkassen veranstaltet oder
vermittelt werden, welche die wirtschaftliche Situation des Spielers regelmafdig kennen, so
dass eine Verschuldung praktisch ausgeschlossen ist.
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Daneben werden bestimmte Pferdewetten vom Teilnahmeverbot gesperrter Spieler ausge-
nommen. Dies betrifft Pferdewetten, die von einem Rennverein, der das Unternehmen eines
Totalisators betreibt, stationar angeboten werden. Diesen Wetten gleichgestellt sind aus
Griunden der Gleichbehandlung von anderen Veranstaltern oder Vermittlern auf einer inlandi-
schen Pferderennbahn stationdr angebotene Pferdewetten; hierbei muss es sich um Wetten
auf Pferderennen, die auf dieser Rennbahn stattfinden, handeln. Hintergrund der Ausnahme
vom Teilnahmeverbot sind die aulerst geringe Verfligbarkeit dieser Wetten sowie praktische
Erfordernisse zur Sicherstellung des ordnungsgemafen Ablaufs des Rennbahnbetriebs.
Pferdewetten werden in Deutschland nur auf einer begrenzten — riicklaufigen — Zahl an
Rennbahnen angeboten. Auf diesen Rennbahnen finden regelméf3ig nur an wenigen Tagen
pro Jahr Gberhaupt Rennen statt, so dass die Verfligbarkeit dieser Art der Pferdewette stark
eingeschrankt ist. Auf den Rennbahnen bestehen regelméaRig mehrere Wettschalter bzw.
Kassen, so dass stets unklar ware, ob ein Sperrdateiabgleich bereits zuvor an einem ande-
ren Wettschalter erfolgt ist. Ein Abgleich mit der Sperrdatei bei jeder Wettabgabe wirde den
Ablauf an Renntagen hingegen erheblich beeintréchtigen. Ein Abgleich jedes Besuchers der
Rennbahn wiederum wirde auch zahlreiche Personen erfassen, die nicht an Pferdewetten
teilnehmen maochten (einschlielich Minderjahriger). Daher wird flr diesen beschrankten be-
sonderen Bereich der Pferdewetten auf ein Teilnahmeverbot gesperrter Spieler verzichtet.

Die rechtstechnische Umsetzung der Ausnahmen als Aushnahme vom Teilnahmeverbot
durch Absatz 2 Satz 2 und 3 dient ausschlief3lich der Rechtsklarheit. Rechtstechnisch wéare
auch ein absolutes Teilnahmeverbot gesperrter Spieler erganzt um Ausnahmen von der Ab-
frageverpflichtung nach Absatz 3 in Betracht gekommen. Dies hatte allerdings zahlreiche
rechtliche Folgefragen aufgeworfen, wenn ein gesperrter Spieler trotz gesetzlichen Teilnah-
meverbots an Glicksspielen, bei denen eine Abfrage der Sperrdatei nicht vorgeschrieben ist,
an dem Glucksspiel teilndhme (z.B. nach der Wirksamkeit des Spielvertrags oder der Be-
handlung der Teilnahme als strafbar oder ordnungswidrig). Diese rechtliche Unsicherheit soll
durch die klare Ausnahmeregelung vermieden werden.

Absatz 3

Absatz 3 verpflichtet Veranstalter und Vermittler zur Identifizierung der Spieler, zur Abfrage
der Spielersperrdatei und zur Sicherstellung, dass gesperrte Spieler nicht an Gliicksspielen
teilnehmen. Ferner wird der Zeitpunkt der Abfrage geregelt. Bei Glicksspielen im Internet hat
die Abfrage bei Aktivschaltung des Spielkontos in der Aktivitdtsdatei nach § 6h zu erfolgen.
Im stationaren Bereich hat der Abgleich in Wettvermittlungsstellen, in Spielhallen und in
Spielbanken bei jedem Betreten zu erfolgen. Gesperrte Personen sollen sich in diesen —
ganz hauptsachlich nur dem Spielbetrieb dienenden — Raumlichkeiten tGberhaupt nicht auf-
halten. Bei anderen stationaren Gliicksspielangeboten, insbesondere in Gaststéatten und An-
nahmestellen, hat die Abfrage erst vor dem ersten Spiel wahrend desselben Aufenthalts zu
erfolgen. Diese Ortlichkeiten dienen regelmaRig weder ausschlieRlich noch weit iiberwiegend
der Teilnahme an Gliicksspielen, so dass eine verpflichtende Identifizierung sdmtlicher ein-
tretenden Personen — und damit zwangslaufig in erheblichem Umfang auch solcher, die nicht
an Glucksspielen teilnehmen mdchten — unverhaltnismaiig wéare. Wird der Aufenthalt in ei-
ner Ortlichkeit beendet und dieselbe Ortlichkeit am selben Tag erneut zur Teilnahme an
Glucksspielen aufgesucht, muss eine erneute Abfrage der Sperrdatei erfolgen, weil nicht
ausgeschlossen werden kann, dass zwischenzeitlich eine Sperre erfolgt ist. Ausnahmen
(z.B. fur den Fall, dass am selben Tag fur denselben Spieler bereits eine Abfrage erfolgt ist)
wuirden insbesondere dazu fuhren, dass die Kurzzeitsperre nach § 6i Absatz 3 in vielen Fal-
len keine ausreichende Wirkung entfalten wirde.
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Absatz 4

Absatz 4 dient dem Spielerschutz und gilt auch fur im Auftrag der Veranstalter und Vermittler
handelnde Personen (z.B. deren Beschatftigte). Es soll fur gesperrte Personen kein Anreiz
geschaffen werden, die Sperre aufzuheben. Die Antragstellung auf Aufhebung der Sperre
soll in der freien, unbeeinflussten Entscheidung der gesperrten Person liegen. Insbesondere
— aber nicht nur — sollen damit Bonusangebote vermieden werden, die gesperrten Spielern
fur die Aufhebung der Sperre angeboten werden.

§ 8a (Eintragung und Dauer der Sperre)

Absétze 1 und 2

Absatz 1 ist im Wesentlichen aus 8§ 8 GluStV 2012/2020 tubernommen. Er enthalt die Ver-
pflichtung der Veranstalter von Gliicksspielen, an denen gesperrte Spieler nicht teilnehmen
durfen, zur Eintragung von Selbst- und Fremdsperren unter bestimmten Voraussetzungen.
Diese Verpflichtung wurde nunmehr auf Vermittler erweitert. Die Erweiterung trégt dem Um-
stand Rechnung, dass Vermittler aufgrund der Pflicht zur Abfrage der Sperrdatei ohnehin
zum Anschluss an das Sperrsystem verpflichtet sind und daher technisch auch Sperren ein-
tragen konnen. Zudem wird hierdurch die Effektivitat des Spielerschutzes verbessert, weil
Wartezeiten zwischen der Stellung eines Sperrantrags bei einem Vermittler und der Eintra-
gung durch den Veranstalter entfallen.

Eine Fremdsperre ist insbesondere dann einzutragen, wenn Veranstalter oder Vermittler auf-
grund tatsachlicher Anhaltspunkte annehmen miissen, dass Spieler spielsuchtgefahrdet
sind. Bei Gliucksspielen im Internet ist dies beispielsweise der Fall, wenn das Friherken-
nungssystem nach § 6i Absatz 1 eine Spielsuchtgefahrdung erkennt und im Sozialkonzept
beschriebene mildere MafRnahmen nicht hinreichend wirken oder nicht erfolgversprechend
sind.

Absatz 3

Vor Eintragung einer Fremdsperre ist nach Absatz 3 dem Spieler Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben und dies zu dokumentieren. Hierdurch sollen fehlerhafte Fremdsperren ver-
mieden werden. Der Betroffene kann im Rahmen der Stellungnahme etwa nachweisen, dass
er nicht Gberschuldet ist oder keine Spieleinsatze riskiert, die aul3er Verhaltnis zu seinem
Einkommen stehen.

Absatz 4

Absatz 4 verpflichtet den die Sperre Eintragenden zur méglichst vollstéandigen Erfassung der
Daten. Dies dient der eindeutigen Identifizierung des Spielers und der Vermeidung von Fehl-
eintragungen und damit der Effektivitat des Spielersperrsystems. Auch wenn nicht alle perso-
nenbezogenen Daten vorhanden sind (z.B. ein Lichtbild), ist eine Eintragung vorzunehmen.
Die Eintragung einer Sperre — und damit der Schutz der Spieler — soll nicht daran scheitern,
dass einzelne personenbezogene Daten nicht vorliegen oder erst beschafft werden mussen.

Absatz 5

Nach Absatz 5 muss dem Spieler die Eintragung der Sperre in Textform (§ 126b BGB) mit-
geteilt werden. Die Mitteilung dient zugleich als Bestatigung und Nachweis Uber die Eintra-
gung der Sperre.

Absatz 6

Die Sperre betragt bei Fremdsperren stets und bei Selbstsperren grundsatzlich mindestens
ein Jahr. Es handelt sich um eine Mindestsperrdauer, weil die Sperre nicht automatisch, son-
dern erst auf Antrag endet, der erst nach Ablauf der Mindestsperrdauer gestellt werden kann
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(8 8b Absatz 1). Im Falle der Selbstsperre kann im Antrag ein abweichender Zeitraum ange-
geben werden, der aber mindestens drei Monate betragen muss. Auch langere Zeitrdume
als ein Jahr kbnnen angegeben werden und gelten dann als verbindliche Mindestsperrdauer.
Mit dieser Moglichkeit wird der Dauer der teils mehrjahrigen Therapien bei einer Spiel-
suchterkrankung Rechnung getragen, die oftmals bendtigt wird, um einen stabilen Zustand
herzustellen. Die optionale Mindestsperrdauer von drei Monaten soll hingegen die Hemm-
schwelle zur Beantragung einer Sperre reduzieren und damit dazu beitragen, dass die Mog-
lichkeit der Sperre vermehrt in Anspruch genommen wird. Hierbei ist auch zu bertcksichti-
gen, dass die Eintragung einer Selbstsperre eine Spielsuchtgefahrdung nicht voraussetzt.
Sie kann auch aus anderen Griinden (z.B. dem Wunsch nach einer Spielpause zur Vermei-
dung von Ausgaben erfolgen). Solange auf Antrag des Spielers keine Entsperrung erfolgt,
bleibt auch eine Sperre mit dreimonatiger Mindestsperrdauer fir unbegrenzte Zeit bestehen.
Eine optionale kurze Mindestsperrdauer kann daher die Veranlassung einer Selbstsperre
psychologisch wesentlich erleichtern, ohne dass dies wesentliche Nachteile fir die Effektivi-
téat des Sperrsystems als solches mit sich bringt.

Absatz 7

Absatz 7 enthalt Vorgaben zur Aufbewahrung und die Rechtsgrundlage fur die Weitergabe
von Daten und Unterlagen im Falle der Unmdglichkeit der weiteren Aufbewahrung der Unter-
lagen.

§ 8b (Beendigung der Sperre)

Absatze 1 und 2

Eine Aufhebung der Spielersperre kann nur auf schriftlichen Antrag der gesperrten Person
erfolgen, der erst nach Ablauf der Mindestsperrdauer bei der fur die Fllhrung der Sperrdatei
zustandigen Stelle gestellt werden kann. Wird ein Antrag zu friih gestellt, ist er unwirksam.
Hierdurch soll ein friihzeitiger Antrag auf Entsperrung mit dem Ziel, unmittelbar nach Ablauf
der Sperre automatisch wieder spielen zu kénnen, vermieden werden. Spieler sollen erst
nach Ablauf der Mindestsperrdauer bewusst entscheiden, ob sie wieder an Gliicksspielen
teilnehmen kénnen wollen. Die Aufhebung der Sperre wird mit ihrer Eintragung, bei einer
Selbstsperre jedoch friihestens eine Woche und bei einer Fremdsperre friihestens einen Mo-
nat nach Eingang des Antrags wirksam. Durch die zeitliche Verzégerung soll eine Antragstel-
lung im Moment eines akuten Spielverlangens nicht unmittelbar die Mdglichkeit zur Spielteil-
nahme nach sich ziehen. Gesperrte Spieler haben vielmehr mindestens eine Woche bzw. ei-
nen Monat Zeit, um ihren Antrag auf Entsperrung zu tiberdenken und sich — bevor sich die
Maoglichkeit einer Spielteilnahme ergeben hat — erneut sperren zu lassen. Die langere Warte-
frist bei Fremdsperren dient der Durchfiihrung des Verfahrens nach Absatz 4.

Wird ein Antrag auf Entsperrung bei einem Veranstalter oder Vermittler von Glicksspielen
gestellt und an die zustandige Behorde weitergeleitet, kann auch auf dieser Grundlage eine
Entsperrung erfolgen. Auch ein solcher Antrag darf jedoch nicht vor Ablauf der Mindestsperr-
dauer gestellt werden. Fur den Beginn der Wochen- bzw. Monatsfrist nach Absatz 3 Satz 2
ist der Zeitpunkt des Eingangs bei der Behdrde maligeblich.

Absatz 3

Die Aufhebung der Sperre setzt keinen Nachweis voraus, dass der bei der Eintragung der
Sperre angegebene Grund entfallen ist. Hiermit wird klargestellt, dass die Rechtsprechung
des Bundesgerichtshofs, nach der zur Aufhebung der Sperre ein hinreichend sicherer Nach-
weis erbracht werden muss, dass der Schutz des Spielers vor sich selbst der Aufhebung der
Sperre nicht entgegensteht (BGH, Urteil vom 20. Oktober 2011, Il ZR 251/10), im neuen

82
Vorlaufige, unredigierte Fassung — Parlamentsdokumentation der Bremischen Birgerschaft



System des zentralen Spielersperrsystems keine Anwendung findet. Die Entsperrung durch
die zentral zustandige Stelle kann daher auch dann ohne Nachweis, dass keine Spielsucht-
gefahrdung mehr vorliegt, erfolgen, wenn als Grund der Sperre eine (mdgliche) Spielsuchter-
krankung angegeben worden ist. Dies tragt zum einen dem Umstand Rechnung, dass auch
zur Eintragung der Sperre kein Nachweis bestimmter Voraussetzungen erforderlich ist. Zum
anderen soll auch hierdurch die Hemmschwelle zur Beantragung von Sperren gesenkt wer-
den. In der Praxis kann ein solcher Nachweis nur schwer erbracht werden, weil es sich bei
einer Spielsuchtgefahrdung — nach derzeitigem Kenntnisstand — um eine Erkrankung han-
delt, welche Uberwiegend nicht vollstandig geheilt, sondern nur kontrolliert werden kann. Die
Ersteller psychologischer Gutachten unterliegen zudem einem Haftungsrisiko, wenn eine
Sperre aufgrund des Gutachtens aufgehoben wird und der Spieler in der Folge Verluste auf-
grund einer dennoch bestehenden Spielsucht erleidet. Das Erfordernis einer Nachweiserbrin-
gung wirde daher in vielen Fallen zu einer langfristigen, teils lebenslangen Wirkung der
Sperre fuhren. Auch wenn diese Wirkung im Falle der Selbstsperre auf einen Antrag des
Spielers zurlickgeht und zu dessen Schutz dient, wirde durch eine solch ausgedehnte Wir-
kung erheblich in die allgemeine Handlungsfreiheit gesperrter Personen eingegriffen und die
Hemmschwelle der Spieler, eine Selbstsperre zu veranlassen, kontraproduktiv erheblich er-
hoht.

Absatz 4

Im Fall des Antrags auf Aufhebung einer Fremdsperre sind nach Absatz 4 zuséatzlich der die
Sperre eintragende Veranstalter oder Vermittler sowie Dritte zu informieren, auf deren Mittei-
lung die Fremdsperre beruht. Insbesondere wenn die Sperre auf Hinweisen Angehdriger be-
ruht, sollen diese von dem Antrag auf Entsperrung Kenntnis erlangen, um ggf. einen erneu-
ten Sperrantrag stellen zu kénnen. Eine ahnliche Zielrichtung hat die Information des Veran-
stalters oder Vermittlers, der die Sperre eingetragen hat. Liegen diesem ausdrtckliche Hin-
weise vor, dass die Voraussetzungen des § 8a Absatz 1 weiterhin vorliegen, kann auch die-
ser einen erneuten Antrag auf Fremdsperre stellen. Fir einen solchen Antrag eines Veran-
stalters oder Vermittlers werden jedoch die bei Eintragung der urspriinglichen Sperre vorlie-
genden Anhaltspunkte regelmafiig nicht mehr ausreichen. Vielmehr miussen aktuelle Er-
kenntnisse dazukommen (z.B. dem Anbieter bekannte Versuche, trotz Sperre am Spiel teil-
zunehmen, Spielteiinahme unter Nutzung einer falschen Identitat wahrend der Sperrdauer).

8§ 8c (Kosten fur die Nutzung des Sperrsystems)

Der Anschluss an das Sperrsystem und dessen Nutzung ist fir Veranstalter und Vermittler
kostenpflichtig. Die erhobenen Betrége sollen einen kostendeckenden Betrieb des Spieler-
sperrsystems ermdglichen. Die Kosten werden damit nicht von der Allgemeinheit, sondern
von denjenigen getragen, die die mit dem Gliicksspiel einhergehenden Gefahren schaffen
bzw. férdern und an ihnen verdienen.

Kostenfrei sind hingegen das Stellen eines Sperrantrags und das Stellen eines Antrags auf
Beendigung der Sperre. Dies gilt sowohl im Verhéltnis der die Sperrdatei fihrenden Stelle zu
Anbietern und Spielern als auch im Verhaltnis des sperrenden Anbieters zum gesperrten
Spieler. Weder dem Spieler noch dem Anbieter sollen Kosten entstehen, um die Hemm-
schwelle zur Eintragung der Sperre moéglichst niedrig zu halten.
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8§ 8d (Uberfilhrung von Datenbestanden anderer Sperrdateien in das spielformiiber-
greifende, bundesweite Sperrsystem)

Die Vorschrift bildet die Rechtsgrundlage fur die Uberfuhrung der Datenséatze aus dem be-
stehenden Sperrsystem nach dem Glicksspielstaatsvertrag sowie aus der bestehenden
Sperrdatei in Hessen. In der hessischen Sperrdatei OASIS (8§ 11 HSpielhG) sind neben Spie-
lern aus Hessen auch solche aus Rheinland-Pfalz eingetragen, deren Daten ebenfalls in das
neue zentrale Spielersperrsystem ubertragen werden. Weitere landesrechtliche Sperrdateien
fur Spielhallen kdnnen ebenfalls Uberfuhrt werden. Hierdurch wird sichergestellt, dass beste-
hende Spielersperren — nunmehr mit anbieter- und spielformubergreifender Wirkung — beste-
hen bleiben. Die Entsperrung richtet sich kuinftig ausschlie3lich nach § 8b.

Der Ubergang dient der Verwaltungsvereinfachung und dem Spielerschutz. Kiinftig soll es
ein einziges landertbergreifendes Spielersperrsystem geben. Parallel betriebene Spieler-
sperrsysteme mindern deren Effektivitat, weil trotz Eintragung einer Sperre in einem Spieler-
sperrsystem Glicksspielangebote, die an ein anderes System angeschlossen sind, weiterhin
wahrgenommen werden kdnnen. Ohne Dateniibergang mussten im Interesse des Spieler-
schutzes die bisherigen Sperrsysteme bis zum Auslaufen auch der letzten Sperre weiterbe-
trieben werden.

Zweiter Abschnitt (Aufgaben des Staates)

8 9 (Glucksspielaufsicht)

Entsprechend dem Ziel dieses Staatsvertrags, den Vollzug seiner Bestimmungen und insbe-
sondere das Vorgehen gegen unerlaubte Gliicksspielangebote zu verbessern und effektiver
auszugestalten, werden in § 9 bestehende Rechtsgrundlagen fur den Eingriff der Glicks-
spielaufsicht weiterentwickelt und neue Rechtsgrundlagen geschaffen. Daneben erfolgen
Klarstellungen und Anpassungen aufgrund der Modifizierung der zentralen Zustandigkeit (8
9a), welche nun durch die Gemeinsame Gliicksspielaufsichtsbehérde nach § 27a wahrge-
nommen werden sollen.

Absatz 1

Durch die Neufassung des Absatzes 1 Satz 2 wird klargestellt, dass § 9 sowohl zentrale
Rechtsgrundlage fur MalRnahmen einer fir alle Lander zustandigen Behdérde als auch fir An-
ordnungen der in den jeweiligen Landern zustéandigen Behorden darstellt. Der ergénzte Ein-
leitungssatz von Absatz 1 Satz 3 stellt dartiber hinaus klar, dass sonstige in diesem Staats-
vertrag und anderen gesetzlichen Bestimmungen vorgesehene MalRhahmen unberihrt blei-
ben. Unberuhrt bleiben insbesondere Malnahmen nach § 4d und Ermé&chtigungsgrundlagen
im sonstigen Landesrecht wie in den Spielbankgesetzen oder Ausfilhrungsgesetzen der Lan-
der.

Absatz 1 Satz 3 Nummer 4

Die wirksame Bekadmpfung des unerlaubten Glicksspiels erfordert eine konsequente Durch-
setzung glucksspielrechtlicher Anordnungen gegeniiber Online-Anbietern insbesondere mit
Sitz im Ausland. Das grundlegende Mitwirkungsverbot nach § 4 Absatz 1 Satz 2 und 3 sowie
die Regelungsbefugnis des § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 zielen daher darauf ab, die fr die
Abwicklung unerlaubten Glicksspiels maf3geblichen Zahlungsstrome zu unterbrechen. Der
Kreis der am Zahlungsverkehr Beteiligten ist weit zu verstehen. Neben den nicht abschlie-
Rend in Nummer 4 genannten Kredit- und Finanzdienstleistungsinstituten kénnen insbeson-
dere auch E-Geld-Institute, Betreiber von Zahlungssystemen und ahnliche Unternehmen als
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verantwortliche Storer herangezogen werden. Sofern die am Zahlungsverkehr Beteiligten
dem nach § 4 Absatz 1 Satz 2 und 3 bestehenden Mitwirkungsverbot nicht nachkommen,
kann die zustandige Behdrde ihnen gegeniber nach § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 eine
vollstreckbare Untersagungsverfiigung aussprechen, sofern ihnen zuvor die betroffenen un-
erlaubten Glicksspielangebote von der Gliicksspielaufsichtsbehdrde bekanntgegeben wur-
den.

Die Regelung des 8 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 stellt ein von der Untersagung gegenuber
dem Glucksspielanbieter unabhéngiges Instrument der Gliicksspielaufsicht dar. Es knipft
dabei an unerlaubtes und nicht an untersagtes Glicksspiel an (vgl. BVerwG, Urt. v.
26.10.2017, 8 C 14.16; 8 C 18.16, Tz. 17). Eine vorherige Inanspruchnahme des Veranstal-
ters oder Vermittlers von Glicksspiel ist dazu nicht erforderlich. Diese eigenstdndige Bedeu-
tung des Verbots an der Mitwirkung an unerlaubten Glicksspielangeboten wird durch die Er-
ganzung des § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 verdeutlicht. Der Behorde steht bei der Auswahl
zwischen mehreren in Betracht kommenden Stdrern ein Ermessen zu.

Durch den neu angefligten zweiten Halbsatz wird klargestellt, dass die Inanspruchnahme ei-
nes am Zahlungsverkehr Beteiligten ohne vorherige Inanspruchnahme des Veranstalters o-
der Vermittlers auch in den Féllen des § 4 Absatz 1 Satz 3 erfolgen kann.

Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 und Satz 4

Die Neuregelung begriindet eine Erganzung der Eingriffserméchtigungen der Gliicksspielauf-
sicht. Eine entsprechende Ermachtigung findet sich in einer Vielzahl von Glicksspielregulie-
rungen europdischer Staaten, die wie die deutsche Glicksspielregulierung an die grundrecht-
lichen Vorgaben der EMRK gebunden sind.

Die Neuregelung dient dem Zweck, die Erreichung der Zielsetzungen des § 1 zu férdern. Das
besondere Gefahrdungspotenzial des Onlinevertriebswegs von Glicksspielen wird in der
Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofs und des Bundesverwaltungsgerichts betont.
Die staatsvertragliche Ergéanzung ist geeignet, diesen Zweck zu erreichen: Die Wiedereinfiih-
rung der Ermachtigung zu Sperranordnungen hat sich im Gefolge der Schwierigkeiten des
Vollzugs des GIuStV 2012/2020 nicht zuletzt gegeniiber auslandischen Veranstaltern und Ver-
mittlern von nach diesem Staatsvertrag nicht erlaubten Gliicksspielen, die auf den Geltungs-
bereich dieses Staatsvertrages ausgerichtet sind, zudem als erforderlich erwiesen, um die ge-
nannten Ziele des 8§ 1 effektiv zu erreichen. Die staatsvertragliche Erméchtigung zu Sperran-
ordnungen ist zudem angemessen, indem sie dem System abgestufter Verantwortlichkeit, wie
es auf der Grundlage der E-Commerce-Richtlinie der EU in den 88 8 bis 10 Telemediengesetz
vorgesehen ist, Rechnung tragt.

Unabhéngig von der neu geschaffenen Erméchtigung ist eine vollstandige Unterbindung des
unerlaubten Glicksspiels grundséatzlich zu bevorzugen. In der Vergangenheit haben sich auf
Unterbindung des Angebots gerichtete Malinahmen gegen Veranstalter und Vermittler wie der
Erlass von Untersagungsverfiigungen und deren Vollziehung in diversen Fallen jedoch als
nicht erfolgversprechend herausgestellt. Dies betrifft insbesondere Falle, in denen eine Voll-
ziehung im Ausland nicht méglich war (vgl. unter A. 1., Seite 1 f.). Auch kunftig ist nicht damit
zu rechnen, dass Untersagungsverfigungen und &hnliche Maflinahmen von allen Veranstal-
tern und Vermittlern, insbesondere aus dem Ausland, befolgt werden oder vollzogen werden
kénnen. Daher bedarf es mit der Sperranordnung eines zusatzlichen Mittels, um die techni-
sche Erreichbarkeit des Angebots aus dem Inland zu verhindern oder zumindest zu erschwe-
ren.
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Bei der Ausuibung des Ermessens nach 8 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 ist dem verfassungs-
rechtlichen Verhaltnismafigkeitsgrundsatz Rechnung zu tragen. Sperranordnungen missen
danach zumutbar und technisch méglich sein. Der Verhaltnismafigkeit von Sperranordnungen
steht allerdings nicht entgegen, dass hiermit keine umfassende Erfolgswahrscheinlichkeit und
kein Schutz vor Umgehungsmoglichkeiten verbunden sind. Fur die Verhaltnismafigkeit wie
Geeignetheit einer Sperranordnung genugt es vielmehr, dass hiermit ein erschwerter oder ge-
ringerer, etwa durch den Verlust von Spielern infolge der Sperrung, Zugriff auf unerlaubte
Glucksspiele einhergeht bzw. zu erwarten ist, da eine vollige Ausschaltung der Gefahr illegalen
Glucksspiels durch eine solche Anordnung praktisch unmdoglich ist.

Eine auf die Regelung gestutzte Sperranordnung setzt voraus, dass dem im Sinne der 88 8
bis 10 Telemediengesetz verantwortlichen Diensteanbieter zuvor bekanntgegeben wurde,
welches Glicksspielangebot nicht erlaubt ist. Die Diensteanbieter werden durch diesen
Staatsvertrag mithin nicht zu einer eigenen Kontrolle ihres Dienstes auf die Bereithaltung von
unerlaubten Glucksspielen verpflichtet. Die Sperranordnung darf nur dann erfolgen, wenn sich
MalRnahmen gegeniber einem Veranstalter oder Vermittler dieses Glucksspiels als nicht
durchfuhrbar oder nicht erfolgversprechend erweisen (siehe unter A. 1. 12, Seite 16 zum IP-
Blocking). Dies darf beispielsweise ohne zusatzliche Prifung auch dann angenommen wer-
den, wenn ein Veranstalter oder Vermittler, dem gegentber Aufsichtsmal3nahmen schon bis-
lang nicht durchfihrbar waren, oder ein mit diesem verbundenen Unternehmen ein (neues)
Angebot platziert.

Satz 4 stellt entsprechend dem Zitiergebot des Artikel 19 GG fest, dass durch die Anordnung
das Grundrecht des Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 Absatz 2 des Grundgesetzes) einge-
schrankt wird. Satz 5 weist aus, dass hierdurch zudem Telekommunikationsvorgange im Sinne
des 8§ 88 Absatz 3 Satz 3 des Telekommunikationsgesetzes betroffen sind.

Absatz 1la

Absatz 1la ubernimmt inhaltlich 8§ 9 Absatz 1 Satz 4 und 5 GIuStV 2012/2020. Durch die
neuen zentralen Zustandigkeiten in § 9a Absatz 3 reduziert sich jedoch dessen Anwen-
dungsbereich. Insbesondere bei Malinahmen der Gliicksspielaufsicht wegen unerlaubten
Glucksspiels im Internet, welches in mehr als einem Land angeboten wird, und der Werbung
hierflr, bedarf es einer Erméachtigung nicht mehr. Vielmehr besteht unabhangig von einer Er-
machtigung eine zentrale Zustandigkeit. Fir andere unerlaubte Angebote oder Werbung
hierfur, fur die eine zentrale Zustandigkeit weiterhin nicht gegeben ist, bleibt es bei dem Prin-
zip der Erméchtigung im Einzelfall.

Absatz 2a

Absatz 2a enthalt eine ausdriickliche staatsvertragliche Rechtsgrundlage fiir behérdliche Test-
k&ufe und Testspiele. § 4 Absatz 3 Satz 4 GIuStV 2012/2020, wonach Testkaufe und Test-
spiele mit minderjahrigen Personen durch die Gliicksspielaufsichtsbehtrden durchgefiihrt wer-
den durften, um die Einhaltung des Jugendschutzes bei erlaubten 6ffentlichen Glucksspielen
zu Uberprifen, wird als Satz 4 in Absatz 2a integriert, bleibt inhaltlich aber unverandert.

Testspiele und Testkaufe sind fir die Aufsicht Uber erlaubte Anbieter wie auch im Vollzug ge-
gen Veranstalter und Vermittler von unerlaubtem Glicksspiel aus Ermittlungsgriinden und —
gegebenenfalls — zum Nachweis von unerlaubtem Glicksspiel erforderlich. Diese Mdglichkeit
wird mit der Einfigung des Absatzes 2a fur die zentral zustédndige Behorde und die Glucks-
spielaufsichtsbehdrden der Lander ertffnet. Danach duirfen die fir die Gliicksspielaufsicht zu-
standigen Behdorden zu Ermittlungszwecken und zum Nachweis von unerlaubtem oder in Ab-
weichung von den Bestimmungen der Erlaubnis angebotenem Glicksspiel Testk&ufe und
Testspiele durchfiihren. Die Befugnis zu Testkaufen und Testspielen beschréankt sich dabei
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auf die Beteiligung an vorhandenen offentlichen Glicksspielangeboten z. B. durch Loskaufe,
die Platzierung von Wetten, das Spielen von Online-Casinospielen oder virtuellen Automaten-
spielen oder den Erwerb von Kundenkarten. Eine tber die Annahme solcher Angebote hin-
ausgehende Einwirkung auf den Willen des Veranstalters oder des Vermittlers des Glicks-
spiels darf nicht erfolgen.

Unrichtige Angaben zur Person durfen bei diesen Malinahmen verwendet werden, soweit sol-
che Angaben — etwa fur die Eréffnung von Spielerkonten im Internet — unerlasslich sind, um
den Testkauf oder das Testspiel durchzufuhren. Hierfur wird in Satz 2 klargestellt, dass die
zustandigen Bediensteten insoweit unter einer Legende am Rechtsverkehr teilnehmen durfen.
Dies ist fur eine effektive Aufsicht tiber Angebote im Internet unerlasslich. Wirden Testspiele
und Testkaufe stets mit einem fir die Behorde eingerichteten Spielkonto oder unter dem Na-
men einer Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters der Glicksspielaufsicht erfolgen, kénnten Ver-
anstalter und Vermittler das Aufsichtshandeln ohne grof3e Mihen als solches erkennen und
z.B. Programmabléufe so gestalten, dass unerlaubte Glicksspiele nur Uber diese Spielkonten
nicht zur Verfigung stehen oder die Teilnahme dieser Personen an dem jeweiligen Glicksspiel
unterbinden.

Satz 3 bestimmt, dass fur den Aufbau und zur Aufrechterhaltung der Legende die notwendi-
gen Urkunden hergestellt oder verandert werden dirfen. In Betracht kommen zum Beispiel
Passe und Personalausweise. Ohne eine solche Regelung kdnnten die zustandigen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter der Gliicksspielaufsicht mit unrichtigen Angaben zur Person re-
gelmafig keine Spielkonten nach § 6a einrichten, die fur ein Testspiel bzw. Testkauf regel-
mafig erforderlich sind.

Durch die Aufnahme dieser Befugnisnorm wird zudem der im Rahmen des bisherigen Rechts
teilweise vertretenen Auffassung, dass entsprechende MalRhahmen den Straftatbestand des
§ 285 des Strafgesetzbuchs (Beteiligung am unerlaubtem Gliicksspiel) erflllen, der Boden
entzogen und Rechtssicherheit geschaffen. Dies wird erganzend durch Satz 5 auch ausdriick-
lich klargestellt. FUr die den Testkauf oder das Testspiel durchfiihrende Person gilt das Glicks-
spiel nicht als unerlaubtes Glicksspiel. In Austibung der ordnungsrechtlichen Landerkompe-
tenz im Bereich des Gliucksspielwesens wird die Reichweite der verwaltungsakzessorischen
Strafvorschrift des § 285 StGB, deren Regelungsbereich durch die entsprechenden verwal-
tungsrechtlichen Vorschriften bestimmt wird, damit eingeschrénkt, da eine zu Kontrollzwecken
erfolgende Durchflihrung von Testkaufen und Testspielen zur Sicherstellung einer effektiven
Glucksspielaufsicht unerlasslich ist. Die Strafbarkeit des Anbieters nach § 284 des Strafge-
setzbuchs bleibt unberihrt.

Absatz 3a

Mit Absatz 3a wird Uber die ohnehin bestehende Pflicht zur Amtshilfe hinaus eine verstarkte
Zusammenarbeit zwischen den Gliicksspielaufsichtsbehdrden und den genannten weiteren
Behdrden festgelegt. Satz 1 bietet insbesondere die Grundlage fiir einen verstarken Informa-
tionsaustausch und die Ubermittlung von Erkenntnissen, die fur die Erflllung der Aufgaben
dieser Behdrden erforderlich sind. Der effektiveren Zielerreichung dient daneben eine ver-
besserte Zusammenarbeit mit der Bundesnetzagentur insbesondere mit Blick auf 8§ 9 Absatz
1 Satz 3 Nummer 5, mit der Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht hinsichtlich § 9
Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 und im Hinblick auf mégliche Konzentrationstendenzen im priva-
ten Glucksspielmarkt, die den Zielen des § 1 schaden kdnnten, mit dem Bundeskartellamt.

Satz 2 enthalt eine entsprechende Vorschrift fir die Landesmedienanstalten, die mit den
Glucksspielaufsichtsbehoérden ebenfalls tiber die ohnehin bestehende Pflicht zur Amtshilfe
zusammenarbeiten und diesen Informationen zur Verfligung stellen missen, beispielsweise,

87
Vorlaufige, unredigierte Fassung — Parlamentsdokumentation der Bremischen Birgerschaft



wenn diesen in Folge der Ausiibung der Medienaufsicht Erkenntnisse Uber einzelne Erlaub-
nisnehmer bekannt werden, welche fur die Glucksspielaufsicht relevant sein kbnnen. Zur Re-
gelung einer entsprechenden Verpflichtung der tbrigen in Satz 1 genannten Behdrden ent-
halt der Staatsvertrag mangels Gesetzgebungskompetenz der Lander keine Regelung. Die
Lander beflrworten jedoch — im Sinne einer effektiven Aufgabenerfillung — eine entspre-
chende Zusammenarbeit dieser Behdrden mit der Glucksspielaufsicht.

Absatz 4

Durch die neue Einleitung von Satz 1 wird verdeutlicht, dass nach neuem Recht die Erteilung
einer Erlaubnis durch die Glucksspielaufsichtshehodrde eines Landes fiir das Gebiet dieses
Landes weiterhin den Regelfall darstellt, der aber durch diesen Staatsvertrag zugunsten ei-
nes effektiveren zentralen Vollzugs in vielen Fallen durchbrochen wird, insbesondere in § 9a
Absatz 1, wonach eine Erlaubnis mit Wirkung fur alle Lander erteilt wird, aber auch in § 22c
Absatz 2 und den auf dieser Grundlage beruhenden landesrechtlichen Vorschriften.

Absatz 6

Im Vergleich zum GIluStV 2012/2020 wird die bisherige Bezugnahme in Satz 2 auf die lan-
desrechtlichen Datenschutzbestimmungen angepasst, um klarzustellen, dass der klarstel-
lende Verweis auch die Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutzgrundverordnung) einbe-
zieht. Mal3geblich sind die in dem Sitzland der jeweils datenverarbeitenden Stelle geltenden
Datenschutzbestimmungen.

Absatz 8

Die Glucksspielaufsichtsbehdrden der Lander veroffentlichten bereits unter Geltung des
GIGStV 2012/2020 Uber die Geschéftsstelle eine Liste (,White-List"), welche die Gliicksspiel-
veranstalter und -vermittler mit einer Erlaubnis aus Deutschland auffihrt. Da sich in der Pra-
xis das Bedurfnis gezeigt hat, der Liste einen héheren Grad an Verbindlichkeit und Bekannt-
heit zu verleihen, wird eine entsprechende Regelung in den Staatsvertrag aufgenommen.

Satz 1 enthalt die Definition der Liste in Deutschland erlaubter Glucksspielveranstalter und
Vermittler und gibt an, wer die Liste herausgibt. Die Liste ist nach Satz 2 auf die Erfassung
bedeutsamer landerlibergreifender Aktivitaten von Glicksspielanbietern angelegt. Sie enthalt
nicht die ortlichen (,stationaren®) Vertriebsstellen der staatlichen Lotterien und der Wettver-
mittler und erfasst dartiber hinaus weder die genehmigten 6rtlichen Spielhallen noch solche
gewerblichen Spielvermittler, die nur in einem Land téatig sind.

Am Rechtsverkehr Beteiligte (z.B. Zahlungsdienstleister, Werbedienstleister, Werbetrager
und Spieler) sowie Behdrden (z.B. Staatsanwaltschaften und Landesmedienanstalten) kdn-
nen durch die ,White-List* unerlaubte Glicksspielanbieter kurzfristig erkennen und entspre-
chende MalRnahmen ergreifen. Inshesondere kénnen Landesmedienanstalten und die fir
den offentlich-rechtlichen Rundfunk zustandige Rechtsaufsicht unerlaubte Gliicksspielanbie-
ter auf diese Weise erkennen und friihzeitig MaRnahmen gegeniber Rundfunkveranstaltern
und Anbietern von Telemedien zur Unterbindung von Werbung fir unerlaubte Gliicksspielan-
bieter ergreifen. Auch Spielern, Hosting- und Finanzdienstleistern, Werbe- und anderen Ver-
tragspartnern von Gliicksspielanbietern wird hierdurch die Uberpriifung erleichtert, ob ihnen
nachteilige rechtliche Folgen einschlie3lich besonderer Sorgfalts- und Hinweispflichten
dadurch entstehen kdnnen, dass der Gliucksspielanbieter nicht Uber eine gliicksspielrechtli-
che Erlaubnis verfiigt. Obwohl durch die standige Rechtsprechung des EuGH geklart ist,
dass eine Erlaubnis eines anderen Mitgliedstaates nicht ausreicht, wird von den Vertrags-
partnern der Anbieter immer wieder eingewendet, sie hatten mangels Sachkenntnis der (un-
zutreffenden) Behauptung von Gliicksspielanbietern Glauben geschenkt, in Deutschland sei
keine eigene gliicksspielrechtliche Erlaubnis erforderlich, da sie tber eine solche aus einem
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anderen Mitgliedstaat der EU verfiigten. Die Liste erleichtert den Vertragspartnern die Uber-
prifung, ob der Anbieter tatsachlich tUber die erforderliche Erlaubnis in Deutschland verflgt,
und ermoglicht es ihnen, dadurch den Entlastungsbeweis zu fithren, ihren diesbeziiglichen
Sorgfaltspflichten durch Einsicht in die Liste nachgekommen zu sein. Umgekehrt wird mit der
Regelung der Entlastungsbeweis erschwert, wenn von der Liste nicht Gebrauch gemacht
worden ist.

Die Verpflichtung zur anlassbezogenen und regelméRigen Aktualisierung nach Satz 3 erhéht
den Grad der Verbindlichkeit wie den Beweiswert der Liste. Die Méglichkeit, nach Satz 4 dar-
Uber hinaus auch individuelle Auskiinfte von der zustandigen Behoérde zu erhalten, wird ins-
besondere zur Klarung von Zweifelsfragen tiber den Erlaubnisstatus eines Gliicksspielanbie-
ters geschaffen und erh6ht somit die Aktualitat wie die Beweiskraft. Satz 5 erhalt eine Ver-
pflichtung zur Information der listenfilhrenden Stelle durch die obersten Glicksspielaufsichts-
behorden der Lander, damit die zustandige Stelle die Liste mdglichst kurzfristig aktualisieren
kann.

Von einer zuséatzlichen Liste, auf der Anbieter unerlaubten Glicksspiels aufgelistet werden
(,Black-List“), wird abgesehen. Eine solche Liste kdnnte bei Spielern, anderen Marktteilneh-
mern und Dritten den Eindruck erwecken, dass nicht aufgelistete Anbieter erlaubt oder ge-
duldet waren. Die Nichtauflistung kann jedoch vielfaltige Ursachen haben, beginnend mit ei-
ner fehlenden Kenntnis der die Liste fihrenden Stelle. Es ist praktisch ausgeschlossen, dass
eine solche Liste den vorhandenen Schwarzmarkt jemals vollstandig erfassen kann. Die
Aussagekraft einer solchen Liste wére daher begrenzt, erdffnete aber das Risiko, Vertrags-
partner und Spielinteressenten in der falschen Sicherheit zu wiegen, keinem illegalen Anbie-
ter aufgesessen zu sein.

§ 9a (Landereinheitliche Verfahren)

Die Entscheidung fir die Errichtung einer zentral zustandigen gemeinsamen Behdrde der
Lander mit landerlbergreifender Zustandigkeit insbesondere fiir den Bereich des Internets
sowie die hierfir notwendigen Ubergangsregelungen (vgl. § 27p) erfordern eine weitgehende
Fortentwicklung des bisherigen 8§ 9a GIluStV 2012/2020.

Der bisherigen Absatze 5 bis 8 des 8§ 9a GliStV 2012/2020, welche die Sicherung des Lan-
dereinflusses auf das einheitliche Verfahren durch das Gliicksspielkollegium zum Inhalt hat-
ten, bedarf es an dieser Stelle nicht mehr. An deren Stelle treten dauerhaft die Regelungen

der 88 27a ff. zur Gemeinsamen Gliicksspielbehdrde der Lander. Nach § 27p Absatz 6 bis 9
bleibt das Gliicksspielkollegium fiir einen Ubergangszeitraum bestehen.

Absatz 1

Die bisherigen Absétze 1 und 2 des § 9a GlUStV 2012/2020 werden zum neuen Absatz 1 zu-
sammengefasst und redaktionell bereinigt. Die Vorschrift bestimmt die im l&ndereinheitlichen
Verfahren zu erteilenden Erlaubnisse. Die zustandigen Behoérden werden an dieser Stelle
nicht mehr bestimmt. Die Zustandigkeit ergibt sich aus § 27f. Die Gemeinsame Gliicksspiel-
behorde der Lander wird im landereinheitlichen Verfahren fur alle LAnder tatig und erteilt die
Erlaubnis mit Wirkung fur alle Lander.

Beziiglich der bislang im l&andereinheitlichen Verfahren zu erteilenden Erlaubnisse verbleibt
es dabei bei einem landereinheitlichen Verfahren. Durch den Wegfall der bisherigen geson-
derten Werbeerlaubnis fir Werbung im Fernsehen und Internet (§ 5 Absatz 3 Satz 2 GluStV
2012/2020) entfallt insoweit auch die zentrale Zustandigkeit (8 9a Absatz 2 Nummer 1
GIluStV 2012/2020).
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Neu hinzu kommt die zentrale Erlaubniserteilung fur die nunmehr erlaubnisfahigen virtuellen
Automatenspiele und Online-Poker in der Nummer 3. Dort wird ferner klargestellt, dass das
l&ndereinheitliche Verfahren sich auch auf die mit den dort genannten Erlaubnissen zusam-
menhangenden Erlaubnisse nach diesem Staatsvertrag erstreckt. Davon erfasst sind solche
Erlaubnisse, die erganzend zur Veranstaltererlaubnis (nur) an den Erlaubnisnehmer erteilt
werden kdnnen, z.B. Erlaubnisse nach § 21 Absatz 5, nach § 22a Absatz 1 Satz 2 und 8§ 22b
Absatz 1. Dies dient dem Umstand, dass im Sinne eines effektiven Vollzugs regelmalf3ig nur
eine Stelle fur das aufgrund einer Erlaubnis veranstaltete Gliicksspiel zustandig sein soll.
Nicht erfasst sind hingegen beispielsweise die Erlaubnisse fur Wettvermittlungsstellen.

Nicht in § 9a Absatz 1 aufgelistet ist das gebiindelte Verfahren nach § 19 Absatz 2. Im ge-
bindelten Verfahren erfolgt nicht zwingend eine Erteilung der Erlaubnis mit Wirkung fur alle
Lander. Daneben kénnen im geblndelten Verfahren ergdnzend auch unterschiedliche
Rechtslagen in den Landern zu beachten sein.

Ebenfalls keinem landereinheitlichen Verfahren unterliegen die Erlaubnisse fur die Veranstal-
tung von nicht in den Nummern 1 und 4 genannten Lotterien und die Konzessionen fir On-
line-Casinospiele. Die ndhere Ausgestaltung dieser Spielformen obliegt jeweils dem Landes-
recht unter Berucksichtigung der staatsvertraglichen Vorgaben. Der Geltungsbereich dieser
Erlaubnisse/Konzessionen ist daher auf den Geltungsbereich des zugrundeliegenden Lan-
desrechts begrenzt. Eine zentrale Zustandigkeit flr die Erteilung von Erlaubnissen an vo-
raussichtlich tberwiegend unterschiedliche Erlaubnisnehmer aufgrund unterschiedlicher
Rechtslagen wiirde die Effizienz nicht steigern und wird daher nicht fir notwendig erachtet.
Damit ist aber nicht ausgeschlossen, dass die Lander einzelne Tatigkeiten im Zusammen-
hang mit der Uberwachung der Erlaubnisnehmer an die zentrale Stelle tibertragen (vgl. § 27k
Absatz 3). Sinnvoll dirfte dies inshesondere fir die Bereithaltung und Auswertung der nach
diesem Staatsvertrag erforderlichen technischen KontrollmaBnahmen sein (z.B. Auswertung
des Safe-Servers nach § 6i Absatz 2). Der Vollzug gegen unerlaubte Angebote erfolgt aller-
dings auch bei Lotterien und Online-Casinospielen in den in Absatz 3 genannten Konstellati-
onen durch die zentral zustandige Behérde.

Absatz 2

In Absatz 2 wird neben im Wesentlichen redaktionellen Anderungen durch die Einfligung der
Worte ,ab dem Zeitpunkt der Erlaubniserteilung” klargestellt, dass die Zustandigkeit fur die
Glucksspielaufsicht gegentiber den Erlaubnisnehmern erst mit Erlaubniserteilung auf die
nach 8 9a Absatz 1 zustandige Behorde tbergeht. Damit wird auf die zum Teil in der Recht-
sprechung vertretene Ansicht reagiert, die 8 9a Absatz 3 Satz 1 GluStV 2012/2020 als ord-
nungsrechtliche Generalbefugnis fur landereinheitliche Einzelfallanordnungen ansieht, wel-
che die in 8§ 9 Absatz 1 Satz 4 GluStV 2012/2020 (nun 8 9 Absatz 1a) enthaltene Zustandig-
keitsregelung verdrangt. Nach dieser Rechtsprechung kam es daher in den Fallen des Ab-
satzes 1 unabhangig von der Erlaubniserteilung zu einer Zustandigkeitszuweisung (vgl. VG
Chemnitz, Urteil vom 21. Marz 2018, Az.: 3 K 1980/15, n.v.; OVG Luneburg, Beschluss vom
7. Marz 2018, Az.: 11 LA 43/17). Diese Rechtsfolge war und ist jedoch nicht gewollt, so dass
eine Klarstellung erforderlich ist. Durch den Wegfall der Werbeerlaubnis nach 8 5 Absatz 3
Satz 2 GluStV 2012/2020 folgt aus Absatz 2 nunmehr auch die Zustandigkeit der Erlaubnis-
behdrde fur die gliicksspielaufsichtlichen MaRnahmen im Zusammenhang mit der Werbung.
Die Zustandigkeit anderer Behorden, z. B. der Landesmedienanstalten fur die Aufsicht Gber
die Werbung in ihrem Zustandigkeitsbereich, bleibt hierdurch unberihrt.
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Absatz 3

Absatz 3 enthélt weitere landereinheitliche Zustandigkeiten fur den Vollzug. Hierbei steht das
Ziel eines effektiven und schlagkréftigen Vollzugs gegen unerlaubte Glicksspiele, die in
mehreren Landern, insbesondere Uber das Internet, angeboten werden, im Vordergrund.

Satz 1 Nummer 1 enthalt die bislang in 8 9a Absatz 2 Satz 2 GluStV 2012/2020 enthaltene
zentrale Zustandigkeit fur das Vorgehen gegen die am Zahlungsverkehr Beteiligten bei Ver-
stbRen gegen 8§ 4 Absatz 1 Satz 2 und 3. Erganzt wird dies um die zentrale Zusténdigkeit fur
MalRnahmen zur Sperrung unerlaubter Glicksspielangebote nach 8 9 Absatz 1 Satz 3 Num-
mer 5. In beiden Fallen wird der Vollzug durch die bei der Gemeinsamen Glucksspielbehdrde
der Lander entstehenden besonderen Kenntnisse auch zu diesen Mal3nahmen verbessert.
Daneben ergibt sich durch die Zentralisierung fur die Adressaten der MalRnahmen ein ein-
heitlicher Ansprechpartner auf behérdlicher Seite, wodurch die erforderlichen Verfahren
ebenfalls beschleunigt werden durften. Tatbestandlicher Anknupfungsprunkt fir die zentrale
Zustandigkeit ist das Angebot in mehr als einem Land. Sollte ein unerlaubtes Glicksspiel nur
in einem Land angeboten werden, bleibt es bei der Zustandigkeit dieses Landes.

Satz 1 Nummer 2 enthalt eine landereinheitliche Zustandigkeit fir Malinahmen der Gliicks-
spielaufsicht (§ 9 Absatz 1) wegen unerlaubter 6ffentlicher Gliicksspiele im Internet, die in
mehr als einem Land angeboten werden. Im Vergleich zu der auch bislang bestehenden
Mdglichkeit der Einzelerméachtigung (8 9 Absatz 1a) besteht insofern eine ausschliel3liche
Zustandigkeit der zentralen Stelle, die Malinahmen mit Wirkung flr alle Lander ergreifen
kann. Damit entfallen zukunftig Abstimmungsverfahren zwischen den Landern dartber, wel-
ches Land gegen ein unerlaubtes Gliicksspiel im Einzelfall vorgeht und welche Lander die-
ses zum Vorgehen auch in ihrem Namen ermachtigen. Vielmehr kann unmittelbar gegen das
unerlaubte Glicksspiel vorgegangen werden. Die Zustandigkeit umfasst auch die gliicks-
spielaufsichtlichen MafRnahmen beziiglich der Werbung flr unerlaubte Glicksspiele, die im
Internet in mehr als einem Land angeboten werden. Bezliglich des Vorgehens gegen uner-
laubte Werbung im Rundfunk bleibt es bei der Zustandigkeit der Landesmedienanstalten.

Satz 2 nimmt unerlaubte Online-Casinospiele aus, die von einem Erlaubnisnehmer einer auf-
grund des § 22c erteilten Erlaubnis im Geltungsbereich der Erlaubnis veranstaltet werden.
Damit wird die Zustandigkeit der Gliicksspielaufsichtsbehorden der betreffenden Lander klar-
gestellt, wenn ein Veranstalter, der in den Fallen des § 22¢ Absatz 2 in mehreren Landern
erlaubte Online-Casinospiele anbieten darf, die inhaltlichen Grenzen der Erlaubnis tber-
schreitet. Es handelt sich dabei um einen von der Erlaubnisbehdrde zu prifenden Sachver-
halt.

Absatz 4

Absatz 4 enthalt wie bislang 8§ 9a Absatz 4 GIUStV 2012/2020 Regelungen zu den fir Amts-
handlungen der nach diesem Staatsvertrag zentral zustadndigen Behdrden zu erhebenden
Kosten. Diese sind weiterhin so bemessen, dass zwischen der den Verwaltungsaufwand be-
rucksichtigenden Hohe der Gebuhr einerseits und der Bedeutung, dem wirtschaftlichen Wert
oder dem sonstigen Nutzen der Amtshandlung fuir den Betroffenen andererseits ein ange-
messenes Verhaltnis besteht (vgl. die weiterhin gultigen Erlauterungen zu § 9a Absatz 4
GlaStV 2012/2020). Daneben dienen die Gebiihren dem Ausgleich des in dem Angebot von
Glucksspielen liegenden Vorteils (vgl. zur Zulassigkeit dieses Kriteriums BVerfG, Beschluss
vom 17. Januar 2017 — 2 BvL 2/14 —, BVerfGE 144, 369, Tz. 64 m.w.N.), der den Anbietern
aus der Erlaubniserteilung und der Durchfiihrung der laufenden Aufsicht erwachst. Die bis-
lang vorgesehene Gebihrenhdhe basiert auf Marktauswertungen aus dem Jahr 2009 und
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der bisherigen Ausgestaltung der Regulierung. Im Vergleich hierzu wird der Verwaltungsauf-
wand fir die Uberwachung der Anbieter von Sportwetten, virtuellen Automatenspielen und
Online-Poker in Ausfiihrung dieses Staatsvertrags wesentlich hoher liegen. Zwar ist der Auf-
wand fir den Betrieb der Sperrdatei, der Limitdatei und der Aktivitatsdatei auRer Acht zu las-
sen, da fur deren Nutzung jeweils ein eigenstandiger Gebuhrentatbestand besteht. Jedoch
obliegt es der Aufsichtsbehdrde, den Einsatz des Systems zur Spielsuchtfriherkennung (8 6i
Absatz 1) zu Uberwachen und ein System zur Auswertung der Safe-Server (8§ 6i Absatz 2) zu
betreiben, einschliel3lich der manuellen Auswertung automatisiert erstellter Berichte. Der
Aufwand hierflr steigt mit einer steigenden Anzahl an Spielteilnahmen, weshalb die Anknup-
fung an die Spiel- und Wetteinséatze bestehen bleibt. Neben der Erteilung der Veranstalter-
bzw. Vermittlererlaubnis sind auch die einzelnen Wetten (8 21 Absatz 5) bzw. Spiele (8§ 22a
Absatz 1 und 8§ 22b Absatz 1) gesondert zu erlauben. Zudem ist die Ausiibung der Aufsicht
bei diesen Spielformen aufgrund der unterschiedlichen Spiele und Teilnahmezeitpunkte re-
gelmafig aufwandiger als die Aufsicht Gber Lotterieangebote, bei denen die Gewinnermitt-
lung deutlich seltener erfolgt. Zur Herstellung einer auch unter Beriicksichtigung des wirt-
schaftlichen Vorteils der Erlaubnisinhaber angemessenen Gebihrenhéhe werden daher die
bisher in § 9a Absatz 4 Satz 2 GIlUStV 2012/2020 veranschlagten Promillesatze verdoppelt
und aus redaktionellen Griinden kuinftig in Prozent angegeben. Zudem werden die Schwel-
lenwerte fur die jeweils nachste Degressionsstufe erhdht, so dass sich die Degression erst
ab hoheren Betragen als bisher greift. Durch beide Maflinahmen sollen auch die seit 2009
gestiegenen Personalkosten im 6ffentlichen Dienst und die eingetretene Inflation berticksich-
tigt werden.

In Bezug auf die bislang im landereinheitlichen Verfahren erteilten Erlaubnisse nach Absatz
1 Nummer 1 und 4 hat sich die Angemessenheit der festgelegten Gebihren gezeigt. In den
Uberwiegenden Fallen (Spielformen und Jahren) steht der rechnerisch ermittelte Verwal-
tungsaufwand in einem unter Berticksichtigung des wirtschaftlichen Vorteils der Erlaubnis-
nehmer angemessenem Verhaltnis zu den GeblUhreneinnahmen. Fir diese Spielformen er-
geben sich durch diesen Staatsvertrag keine wesentlichen neuen Aufgaben der zustandigen
Behdorden bei der Uberwachung der erlaubten Anbieter. Ein behdrdlich zu prifendes System
nach § 6i Absatz 1 oder die Auswertung pseudonymisierter Daten nach § 6i Absatz 2 ist fur
diese Spielformen nicht vorgesehen. Diesbeziglich sind daher keine grundlegenden Verén-
derungen der Gebiihrenhéhe erforderlich. Durch die Halbierung der Geblhren gemaf dem
neu eingefugten Satz 3 wird daher die Verdopplung der Prozentséatze in Satz 2 fur diese Er-
laubnisnehmer neutralisiert. Fur Spieleinsétze tber 30 Mio. Euro ergibt sich durch die Erho-
hung der Stufengrenzen in Satz 2 dennoch eine leichte Erhéhung der Geblihren. Die Erho-
hung liegt im Maximum bei 12.500 Euro bei Wetteinsétzen ab 130 Mio. Euro (bei 130 Mio.
Euro Einséatzen zuvor 80.000 Euro, nun 92.500 Euro). Hiermit werden die seit dem Inkrafttre-
ten des Gliicksspielstaatsvertrags im Jahr 2012 erfolgte Steigerung der Personalkosten im
offentlichen Dienst und die allgemeine Inflation beriicksichtigt.

Uber § 19 Absatz 2 Satz 2 findet die Gebiihrenregelung des Absatzes 4 nun auch fiir die ge-
werbliche Spielvermittlung Anwendung.

Wird eine Erlaubnis zur Vermittlung eines Glicksspiels erteilt, ermafigt sich die Gebuhr wie
bislang auf 50 Prozent (Satz 5). Durch den zusétzlichen Verweis auf Satz 3 wird klargestellt,
dass eine doppelte ErmaRigung erfolgt, sofern dessen Voraussetzungen erfllt sind. Daher
ist fur die Erteilung einer Erlaubnis fur die Vermittlung von nach Absatz 1 Nummer 1, 2 und 4
erlaubten Glicksspielen eine Gebihr in Hohe von 25 Prozent der Gebiihren nach Satz 2 zu
erheben. Im Falle der Erlaubnis fur eine Vermittlung von Sportwetten im Internet findet Satz
3 keine Anwendung, so dass es bei der einmaligen Reduktion der Geblhrenhéhe auf 50
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Prozent nach Satz 5 verbleibt, weil diese auch die Voraussetzungen etwa des § 6i Absatz 1
und 2 zu beachten haben. Erfolgt eine Spielteilnahme Uber einen Vermittler, sind die Spiel-
oder Wetteinsatze sowohl fiir die Geblhrenhthe des Vermittlers als auch fiir die Gebihren-
hohe des Veranstalters zu beriicksichtigen.

Durch die Umformulierung von Satz 4 wird klargestellt, dass sich die Reduktion der Gebuih-
ren um 10 Prozent fir jede Folgeveranstaltung oder jedes Folgejahr nicht bei mehreren
Folgeveranstaltungen oder -jahren kumuliert. Auch flr das dritte oder vierte Jahr der Gel-
tungsdauer einer Erlaubnis verbleibt es bei einer Ermafigung um 10 Prozent im Verhaltnis
zur Gebuhrenhohe fir das erste Geltungsjahr. Die Gebuhrenermalfigung tragt dem geringe-
ren Verwaltungsaufwand in den Folgejahren der Geltung einer Erlaubnis Rechnung. Der Ver-
waltungsaufwand im dritten Geltungsjahr ist jedoch nicht typischerweise geringer als im
zweiten Geltungsjahr. Auch sinkt der wirtschaftliche Wert der Erlaubnis fur den Kosten-
schuldner in den Folgejahren nicht ab. Eine mehrfache Reduzierung der Gebihr um jeweils
10 Prozent in jedem Folgejahr ware daher nicht angemessen.

Die Gebuhren sind erlaubnisbezogen zu berechnen. Dies gilt auch dann, wenn einem Anbie-
ter Erlaubnisse verschiedener Gliicksspielformen erteilt werden. Zugrunde zu legen sind je-
weils die genehmigten oder voraussichtlichen Spiel- oder Wetteinsatze der jeweiligen Spiel-
form.

8 10 (Sicherstellung eines ausreichenden Glicksspielangebotes)

Die Lander sind aus dieser Vorschrift nicht verpflichtet, ein Angebot an Spielbanken, Online-
Casinospielen, Sportwetten oder virtuelle Automatenspielen sicherzustellen (vgl. Anwen-
dungsbereich § 2). Auch § 10 Absatz 6 bezieht sich aufgrund von § 2 nicht auf die Veranstal-
tung dieser Spielformen und schliel3t deshalb eine Veranstaltung durch andere als die in den
Abséatzen 2 und 3 Genannten nicht aus. Einer dem § 10a GluStV 2012/2020 entsprechenden
Vorschrift, die im Rahmen der Experimentierklausel eine Abweichung von § 10 Absatz 6
GlustV 2012/2020 fur Sportwetten ermdglichte, bedarf es daher fir die Moglichkeit der Er-
laubniserteilung nicht mehr. § 10a entfallt folglich.

Zur Begrindung des durch 8§ 10 Absatz 2, 3 und 6 begriindeten staatlichen Lotterieveranstal-
tungsmonopols fur Lotterien, die keine Lotterien nach dem Dritten Abschnitt sind, vgl. unter
A Nl 1.

Einzige Anderung am Wortlaut des § 10 ist die Klarstellung in Absatz 5, dass sich dieser auf
die Einnahmen der in den Absatzen 2 und 3 Genannten bezieht.

8 11 (Suchtpravention, Suchtberatung und Suchtforschung)

Die Lander werden aufgefordert, MalRhahmen der Suchtpravention, entsprechende Bera-
tungsangebote sowie die unabhangige wissenschaftliche Forschung zur Vermeidung und Ab-
wehr von Suchtgefahren durch Gliicksspiele sicherzustellen. Der Sicherstellungsauftrag ist
notwendig, um breitere wissenschaftliche Erkenntnisse zu den Ursachen von Gliicksspiel-
sucht, den Mdglichkeiten der aktiven Suchtpravention und zur Wirksamkeit der bereits jetzt
eingesetzten Schutzmechanismen zu erlangen. Dartber hinaus soll durch die Lander die Auf-
klarung der Allgemeinbevilkerung und besonderer Risikogruppen sowie die Beratung von
Glucksspielsiichtigen und deren Angehérigen abgesichert werden.

Mit diesen die Glicksspielregulierung flankierenden MalRnahmen werden die Aktivitaten der
Lander zur Verfolgung der suchtrelevanten Ziele des Staatsvertrages dokumentiert, die von
der Rechtsprechung als Uberragende Gemeinwohlziele anerkannt sind.
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Dritter Abschnitt (Lotterien mit geringerem Geféahrdungspotential)

§ 12 (Erlaubnis)

Absatz 1

Die Neuformulierung des Einleitungssatzes stellt klar, dass die 88 12 bis 17 nur fur Lotterien
und Ausspielungen Anwendung finden, die auch von anderen als den in § 10 Absatz 2 und 3
Genannten veranstaltet werden konnen. Dies dient allein dem besseren Verstéandnis des
Normtextes. Eine inhaltliche Anderung im Vergleich zum GluStV 2012/2020 ist damit nicht
verbunden.

Absatz 2

Durch die Anpassung der Bezugnahme in Absatz 2 entscheidet die Behdrde nunmehr auch
daruber, inwieweit die Anforderungen der 88 6a bis 6j zu erfiillen sind. Die 88 6a bis 6j sind
daher nur anwendbar, wenn und soweit diese in der Erlaubnis fir anwendbar erklart werden.
Die Behorde hat ihre Entscheidung an den Zielen des § 1 vor dem Hintergrund der jeweils
beantragten Lotterie auszurichten und hierbei die vergleichsweise geringe Gefahrlichkeit der
Lotterien nach dem Dritten Abschnitt in ihren hergebrachten Formen zu bertcksichtigen.
Nach dieser Maf3gabe ist im Einzelfall zu entscheiden, ob und inwieweit die Regelungen der
88 6a bis 6] Anwendung finden. Aus § 2 Absatz 10 ergibt sich nichts anderes. § 12 Absatz 2
ist insofern die vorrangige speziellere Regelung.

Die zustandige Behérde kann in der Erlaubnis einzelne Regelungen auch in abgewandelter
oder eingeschrankter Form fur anwendbar erklaren.

Wird die Anwendbarkeit der 88 6a bis 6j insgesamt angeordnet, bleiben die dortigen Ausnah-
mevorschriften unberthrt (8§ 6a Absatz 5 Satz 7, 8 6¢ Absatz 9, § 6h Absatz 3 Satz 5). 8§ 6i
wuirde ebenfalls keine Anwendung finden, da Lotterien allgemein nicht in dessen Anwen-
dungsbereich fallen.

Absatz 2 gibt der zustandigen Behorde insbesondere die Méglichkeit, auf Besonderheiten
der einzelnen Lotterien nach dem Dritten Abschnitt einzugehen.

Bei erstmals zugelassenen Lotterien, bei denen der Behtrde noch keine hinreichend gesi-
cherten Erkenntnisse zur dauerhaften Zuverlassigkeit des Veranstalters, der Gefahrlichkeit
der Lotterie oder deren praktischer Durchfuhrung vorliegen, kann die Erlaubnisbehérde im
Rahmen des ihr zustehenden Ermessens eine weitreichendere Anordnung der Anwendbar-
keit von Bestimmungen der 88 6a bis 6] nutzen, um die Auswirkungen der Erlaubniserteilung
zunéachst zu beobachten und mdgliche Risiken auszuschliel3en.

8 13 (Versagungsgrinde)

In Absatz 1 wird der Verweis auf § 4 Absatz 2 bis 5 angepasst. Der Verweis ist nicht kumula-
tiv zu verstehen. Die Veranstaltung darf daher keiner der in 8 4 Absatz 2 bis 5 festlegten Vo-
raussetzungen widersprechen.

Der maximal erlaubnisfahige Hochstgewinn wird von zwei auf drei Millionen Euro angeho-

ben. Dies berlcksichtigt insbesondere die allgemeine Preisentwicklung fur die Laufzeit die-
ses Staatsvertrags und dient der Beibehaltung einer vergleichbaren Attraktivitat des Ange-
bots.
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§ 15 (Spielplan, Kalkulation und Durchfihrung der Veranstaltung)

In § 15 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 wird der Satz ,die Kosten sind so gering wie mdglich zu
halten” durch den Satz ,die Kosten sind gering zu halten® ersetzt. Hierdurch soll den Veran-
staltern — im Rahmen des gemeinntzigkeitsrechtlich Erlaubten — angesichts der sinkenden
Bedeutung klassischer Vertriebskanale ein groRerer Spielraum fur den Vertrieb von Lotterien
eingerdumt werden. Veranstalter sind daher nicht mehr staatsvertraglich verpflichtet, jed-
wede Maoglichkeit zur Reduktion von Kosten wahrzunehmen, solange die Kosten insgesamt
auf einem geringen Niveau liegen.

Vierter Abschnitt (Gewerbliche Spielvermittiung)

§ 19 (Gewerbliche Spielvermittlung)

Der angepasste Verweis in Absatz 1 auf die 88 4 bis 8d ist weiterhin nur eine Rechtsgrund-
verweisung und keine Rechtsfolgenverweisung. Er bewirkt daher keine Anwendbarkeit derje-
nigen Vorschriften aus dem Bereich der 88 4 bis 8d, welche nach ihrem Tatbestand nicht die
gewerbliche Spielvermittlung betreffen (z.B. 88 4a bis 4d, § 5 Absatz 3 Satz 1 oder § 6i). Die
einzelnen Erlaubniserteilungsvoraussetzungen ergeben sich weiterhin aus dem Landesrecht.
Bei dem Verfahren nach Absatz 2 handelt es sich daher weiterhin um ein geblndeltes Ver-
fahren, in dem die Erlaubnisse unter Zugrundlegung des jeweiligen Landesrechts in einem
gemeinsamen Verfahren erteilt werden, und nicht um ein landereinheitliches Verfahren nach
§ 9a Absatz 1.

Die Anpassung des Absatzes 2 dient dem Ubergang der zentralen Zustandigkeit fir die ge-
blndelte Erteilung der Erlaubnis flir gewerbliche Spielvermittler, welche in allen oder mehre-
ren Landern tatig werden, von der Glicksspielaufsichtsbehdrde des Landes Niedersachsen
auf die Gemeinsame Gliicksspielbehdrde der Lander nach § 27a.

Der neu eingefligte Absatz 2 Satz 2 erklart § 9a Absatz 2 und 4 fiir entsprechend anwend-
bar. Die Gemeinsame Glicksspielbehtrde der Lander ist daher auch fir die Austibung der
Aufsicht Uber die von ihr erlaubten gewerblichen Spielvermittler zustandig. Fur die Erteilung
der Erlaubnis sowie fur Anordnungen erhebt sie auch von den von ihr erlaubten gewerbli-
chen Spielvermittlern Gebuihren nach § 9a Absatz 4. Im Zuge der entsprechenden Anwen-
dung sind regelmafig die ErmaRigungen nach 8§ 9a Absatz 4 Satz 3 und Satz 5 kumulativ
anzuwenden, da es sich sowohl um eine Vermittlungserlaubnis (Satz 5) handelt als auch die
Erwagungen, die zur Halbierung nach Satz 3 fiihren (keine Spielform mit erhéhtem Verwal-
tungsaufwand), flr gewerbliche Spielvermittler zutreffen.

Funfter Abschnitt (Besondere Vorschriften)

§ 20 (Spielbanken)

Der bisherige § 20 Absatz 2 GIiUStV 2012/2020 (Abfrage des bisherigen Spielersperrsys-
tems) entféllt. Die Verpflichtung zur Abfrage des neuen, anbieter- und spielformiibergreifen-
den Sperrsystems ergibt sich nunmehr unmittelbar aus 8§ 8.

Im Ubrigen verbleibt es bei der Verpflichtung der Lander, die Anzahl der Spielbanken zu be-
grenzen (vgl. unter A. lll. 2.).
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Ein Angebot von Gliicksspielen im Internet durch Spielbanken ist nach § 4 Absatz 4 nur dann
zulassig, wenn deren Betreiber — neben der Spielbankerlaubnis — Uber eine zusatzliche Er-
laubnis fir eine nach diesem Staatsvertrag zulassige Online-Spielform verfiigen. Die Regu-
lierungsvorgaben dieses Staatsvertrags und erganzender landesrechtlicher Bestimmungen
fur diese Spielformen sind auch von Spielbanken zu beachten. Ein Angebot virtueller Auto-
matenspiele mit von § 22a Absatz 7 abweichenden HOchsteinsatzen oder Jackpots wéare da-
her beispielsweise auch durch Spielbanken nicht méglich.

§ 21 (Sportwetten)
Val. allgemein zur Sportwettenregulierung unter A.lII.5.

Absatz 1
Bei Abschnitten von Sportereignissen nach Absatz 1 handelt es sich nur um die nach Regeln
der jeweiligen Sportart vorgesehenen Teile des Wettbewerbs (z.B. Halbzeiten oder Satze).

Durch die Anderung des Absatzes 1 werden die erlaubnisfahigen Wetten auf Ereigniswetten
erweitert. Erlaubt werden kénnen — unter den weiteren Voraussetzungen insbesondere der
Absatze 1a und 4 — daher zukinftig auch Wetten auf einzelne Ereignisse wahrend eines
Sportereignisses (z.B. darauf, ob ein bestimmter Spieler in einer Mannschaftssportart ein
Tor/einen Punkt erzielt, oder auf die schnellste Runde im Motorsport) oder die Kombination
solcher Ereignisse. Es sind sowohl Kombinationen bezuglich des gleichen Ereignisses (z.B.
Spieler A erzielt wahrend des Spiels zwei oder mehr Tore/Punkte) als auch Kombinationen
unterschiedlicher Ereignisse (z.B. Spieler A erzielt ein Tor/einen Punkt und Mannschaft B er-
zielt mindestens zwei Tore/Punkte) moglich.

Der bisherige Satz 2 wird gestrichen und durch die ausfiihrlichere Regelung zum Erlaubnis-
verfahren einzelner Wetten in Absatz 5 ersetzt.

Absatz 1la

Absatz la bestimmt grundlegende Umstande, unter denen die Erlaubnis fur eine Wette nach
Absatz 5 nicht erteilt werden darf. Bei Satz 1 handelt es sich um den Grundsatz. Dieser wird
durch die Satze 2 bis 5 prazisiert, die nicht abschlieRende Konstellationen enthalten, in de-
nen die Sportwette jedenfalls den Zielen des § 1 zuwiderlauft. Dartber hinaus kann die zu-
standige Behdrde fir bestimmte Ausgestaltungen von Wetten unter Bezugnahme auf Satz 1
die Erlaubnis versagen bzw. das Angebot von Wetten, die Satz 1 widersprechen, untersa-
gen.

Das Verbot von Wetten auf Sportereignisse, an denen ausschlie3lich Minderjahrige oder
Amateure beteiligt sind, dient der Verhinderung von Manipulationen (die typischerweise im
Amateur- und Minderjéahrigensport mit weniger finanziellen Mitteln moglich und schwerer zu
Uberwachen sind), der Integritat des Sports sowie dem Minderjahrigenschutz. Ausgenom-
men sind nur national oder international bedeutsame Grof3ereignisse (z.B. Weltmeisterschaf-
ten oder Olympische Spiele). Hier wird typisiert davon ausgegangen, dass bei solchen Wett-
bewerben, die im Fokus der Offentlichkeit stehen und bei denen der sportliche Wert fur die
Teilnehmer regelméaRig besonders hoch ist, weniger Moglichkeiten der Gefahrdung der In-
tegritéat des Sports bestehen. Satz 4 bleibt jedoch unberihrt, so dass erheblich manipulati-
onsanfallige Wetten auch im Zusammenhang mit internationalen Grof3ereignisse verboten
sind.

Eine erhebliche Manipulationsanfalligkeit nach Satz 4 erfordert eine Vergleichsbetrachtung,
da grundsatzlich jede Wette anféllig fur Manipulationen sein kann. Unzulassig sind jedoch
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nur solche Wetten, die in erheblichem MalRe manipulationsanféllig sind. Als Beispiel wird ge-
nannt: Geschehnisse, die ein Teilnehmer eines Sportereignisses selbst willkirlich herbeifth-
ren kann. Ein Verbot von Wetten auf Einzelsportarten wird damit nicht begriindet, auch wenn
auf diese Sportarten ein besonderes Augenmerk zu richten ist. Bei der Beurteilung der Zu-
lassigkeit der Wette darf nicht nur die stets gegebene blof3e Mdglichkeit einer Manipulation
bertcksichtigt werden, sondern — angesichts der Voraussetzung des ersten Halbsatzes,
dass es eine erhebliche Manipulationsmdglichkeit sein muss — etwa auch die praktische Ge-
legenheit und die Entscheidungserheblichkeit des Geschehnisses. Teilnehmer eines Finales
eines internationalen SportgroRRereignisses in einer Einzelsportart (z.B. Grand-Slam-Turnier
im Tennis) konnten zwar willkirlich ihre Niederlage herbeifiihren, dennoch durfte es sich
auch aufgrund der hohen medialen Aufmerksamkeit, der Hohe des Preisgeldes und dem ide-
ellen Wert eines solchen Sieges bei der Wette auf den Finalsieger nicht um eine besonders
manipulationsanfallige Wette handeln. Demgegenuiber kdnnte eine erhebliche Manipulations-
anfalligkeit aufgrund der vergleichsweise geringen Folgen fur den Spielverlauf etwa bei der
Wette vorliegen, ob ein bestimmter Spieler im Laufe eines Spiels einen oder mehrere Ein-
wirfe im Ful3ball verursacht. Einzelheiten — auch hinsichtlich der Beurteilung einer Gefahr-
dung der Integritat des Sports — obliegen hier der Beurteilung der zustéandigen Behorde.
Diese kann im Rahmen der Entscheidungsfindung Sportverbédnde oder einen ggf. eingesetz-
ten Sportbeirat anhéren.

Vollstandig ausgeschlossen sind Wetten auf regelwidriges Verhalten (Satz 5). Dies dient im
Wesentlichen der Integritat des Sports. Daneben dient es der Verhinderung von Manipulatio-
nen. Denn regelwidriges Verhalten kann — auch in Mannschaftssportarten — von einer Per-
son willkdrlich herbeigefiihrt werden. Zudem ist die Feststellung regelwidrigen Verhaltens oft-
mals von der Entscheidung eines Schiedsrichters oder einer Jury abhangig. Unzuléssig sind
in der Folge auch Wetten auf die Sanktionierung des regelwidrigen Verhaltens (z.B. auf Ver-
warnungen, Zeitstrafen, Platzverweise, Disqualifikationen, Freistol3e, Freiwirfe oder Elfme-
ter) einschlief3lich Wetten auf die Sanktionierung vermeintlich regelwidrigen Verhaltens (z.B.
Elfmeter nach einer Fehlentscheidung des Schiedsrichters). Unzulassig sind danach auch
Wetten, die ein regelwidriges Verhalten oder dessen Sanktionierung zwingend voraussetzen
(z.B. auf die Anzahl der ,Elfmetertore oder ,Freistof3tore®).

Absatz 2

Absatz 2 regelt das unveranderte Trennungsgebot im stationéren Bereich. Dieses wurde
durch die Rechtsprechung mehrfach bestéatigt (vgl. z.B. VGH BW, Urteil vom 4. Juli 2019 — 6
S 1354/18, ZfWG 2020, 36; BayVGH, Urteil vom 11. Oktober 2016 — 10 BV 15.590; VerfGH
Saarland, Beschluss vom 8. Oktober 2013 — Lv 1/13). Die Begriindung des Trennungsgebots
wirkt trotz der kinftigen Erlaubnisfahigkeit weiterer Spielformen im Internet (insbesondere
Sportwetten und virtuelle Automatenspiele) fort. Mit der verpflichtenden grafischen Trennung
nach 8§ 4 Absatz 5 Nummer 5 wurde flr den Bereich des Internets eine vergleichbare Rege-
lung geschaffen. Die Aktivitdtsdatei nach 8§ 6h verhindert zudem effektiv ein gleichzeitiges
Spielen von Automatenspielen und Sportwetten im Internet. Durch die finfmindtige Wartezeit
nach 8§ 6h Absatz 4 wird darliber hinaus den besonderen Gefahren des Internets zusatzlich
Rechnung getragen. Diese MalRnahmen dienen denselben Zwecken (insbesondere der Ver-
fugbarkeitsreduktion und der Vermeidung des unmittelbaren Kontakts mit der jeweils ande-
ren Spielform) wie das Trennungsgebot im stationaren Bereich.

Die Wettvermittlung, die nach § 21a Absatz 2 ausschlief3lich in Wettvermittlungsstellen erfol-
gen darf, wird nur durch eine erlaubte Spielhalle oder Spielbank im gleichen Gebaude oder
Gebaudekomplex ausgeschlossen; unerlaubte Spielhallen oder Spielbanken hindern die Er-
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laubniserteilung fir die Vermittlung von Sportwetten nicht. Dieser Staatsvertrag geht viel-
mehr davon aus, dass in einem solchen Fall die jeweils zustandigen Behérden das uner-
laubte Glucksspiel unterbinden werden und bei Vorliegen der (staatsvertraglichen und ergan-
zenden Ubrigen landesrechtlichen) Voraussetzungen die Erlaubnis zur Wettvermittlung ertei-
len. Absatz 2 verlangt zudem nicht, dass eine vorhandene erlaubte Wettvermittlungsstelle
schlie3en muss, wenn im selben Gebaude oder Gebdudekomplex eine Spielhalle oder Spiel-
bank eroffnet. Die erlaubte Wettvermittlungsstelle sperrt in diesem Fall vielmehr die Erlaub-
niserteilung fur die Spielhalle oder die Spielbank. Einer ausdrucklichen staatsvertraglichen
Regelung bedurfte es insoweit nicht, da sich beides aus der Rechtsprechung und ergénzen-
den landesrechtlichen Regelungen hinreichend ergibt.

Absatz 3

Unter Beruicksichtigung des Ubereinkommens des Europarats (iber die Manipulation von
Sportwettbewerben neu aufgenommen wurde die Verpflichtung fir Veranstalter, sich an ei-
nem unabhangigen Friihwarnsystem vor Manipulationen zu beteiligen und bei Auffalligkeiten
die Behdrden (neben der Glucksspielaufsicht z.B. auch Staatsanwaltschaften) zu unterrich-
ten und verfugbare Informationen zur Verfigung zu stellen.

Den Landern steht es im Wege der Ausfiihrungsbestimmungen nach § 28 Absatz 1 frei, Uber
diese Vorgabe zur organisatorischen, rechtlichen, wirtschaftlichen und personellen Trennung
der Veranstaltung und Vermittlung von Sportwetten von der Veranstaltung von Sportereignis-
sen hinaus weitere Vorgaben etwa zu deren rdumlicher Trennung zu machen.

Absatz 4

Absatz 4 regelt in Satz 1 — wie bislang — das Verbot der Verkniipfung der Ubertragung von
Sportereignissen mit der Veranstaltung oder Vermittlung von Sportwetten. Dies erganzt das
Werbeverbot nach § 5 Absatz 3 Satz 2. Damit ist nicht nur die Werbung, sondern auch die
unmittelbare Vermittlung oder die Veranstaltung von Sportwetten im Zusammenhang mit der
Ubertragung von Sportereignissen untersagt. Die Vorschrift bezieht sich auf den Inhalt der
Ubertragung. Sie steht der Prasentation von Live-Ubertragungen von Sportereignissen in
Wettvermittlungsstellen daher nicht entgegen. Erganzende Regelungen in den Ausfihrungs-
gesetzen der Lander fur Wettvermittiungsstellen (§ 21a Absatz 5) bleiben hiervon unberihrt.

Satz 2 beschréankt die Zulassigkeit von Live-Wetten aus Griinden des Spielerschutzes (vgl.
naheres zur Begrindung unter A. lll. 5). Ohne eine entsprechende Einschrankung waren
Live-Wetten auf dasselbe Spiel mit einer sehr hohen Ereignisfrequenz ohne weitere Schutz-
mafinahmen wie z.B. die Begrenzung der Einsatze (wie sie bei virtuellen Automatenspielen
vorgesehen sind) moglich. Die Absétze 1a und 5 finden auch auf Wetten nach Satz 2 An-
wendung, d.h. auch die in Satz 2 genannten Live-Wetten miissen von der zustandigen Be-
horde erlaubt werden und sind unter den in Absatz 1a genannten Voraussetzungen unzulés-
sig. Als Live-Wette erlaubt werden kénnen jedoch nur die in Satz 2 bezeichneten Wetten.

Dies betrifft zum einen die Wette auf das Endergebnis. Gemeint ist damit nicht nur die Wette
auf das konkrete Endergebnis, sondern auch Wetten, die sich auf Bestandteile des Ender-
gebnisses beziehen, beispielsweise der Tipp auf nur eine Seite des Endergebnisses (z.B. im
FuR3ball auf die Anzahl der Tore der Heimmannschaft). Nicht erlaubnisfahig sind allerdings
Live-Wetten auf Folgerungen aus dem Endergebnis, z.B. die Wette darauf, welche Platzie-
rung in der Tabelle sich fur die beteiligten Mannschaften aus dem Spielergebnis ergeben
wird oder ob das Ergebnis die Qualifikation fiir einen anderen Wettbewerb oder eine hohere
Liga zur Folge hat. Hierbei handelt es sich nicht um eine Wette auf das Endergebnis, son-
dern auf den Tabellenplatz.
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Zum anderen sind aus Griinden der Kanalisierung kiinftig zusatzlich Live-Wetten auf das
nachste Tor, den nachsten Satz oder einen &hnlichen Bestandteil eines Endergebnisses in
bestimmten Sportarten erlaubnisfahig. Um einen Bestandteil eines Endergebnisses handelt
es sich nur bei solchen Geschehnissen, die sich unmittelbar in diesem auswirken. Bei Sport-
arten, die in mehreren Satzen (z.B. Volleyball, Tennis) gespielt werden, sind dies die Satze,
nicht aber die innerhalb eines Satzes erzielten Punkte oder Spiele. Diese Punkte oder Spiele
haben unmittelbare Auswirkung nur auf das Ergebnis eines Satzes, nicht aber auf das End-
ergebnis. Das Endergebnis lautet z.B. 3:1 unabhé&ngig davon, wie viele Punkte bzw. Spiele in
den einzelnen Satzen erzielt wurden. Im Einzelfall kann sogar derjenige den Wettkampf ge-
winnen, der insgesamt weniger Punkte oder Spiele gewonnen hat (z.B. im Volleyball bei ei-
nem Sieg mit 3:1 Satzen und Satzergebnissen von 25:23, 25:23; 10:25 und 25:23 Punkten
oder im Tennis bei einem Sieg mit 2:1 Satzen bei Satzergebnissen von 6:4, 0:6 und 6:4
Spielen). Der unmittelbaren Ergebnisrelevanz bedarf es, um Wetten auf — bei typisierter Be-
trachtung — manipulationsanfalligere Zwischen-Geschehnisse wahrend des Spiels auszu-
schlie3en und die Frequenz der Wetten gering zu halten. Erlaubnisféahig sind solche Wetten
nur auf Sportarten, in denen regelmaf3ig nur eine geringe Anzahl der zu bewettenden Ereig-
nisse auftritt. Zur Prazisierung des unbestimmten Rechtsbegriffs der geringen Anzahl werden
im Wortlaut als Beispiele fir typische ,Low-Score“-Sportarten, deren Endergebnis aus dem
Torverhaltnis besteht, die Sportarten Ful3ball, Eishockey und Hockey genannt und als Bei-
spiel fur typische ,Low-Score“-Sportarten, deren Endergebnis aus dem Satzverhaltnis be-
steht, Volleyball. Es kommen aber auch Ereignisse in Sportarten in Betracht, die selbst nicht
als ,Low-Score“-Sportart erscheinen, wenn der konkret zu bewettende Ergebnisbestandteil
nur in geringer Zahl auftritt, wie z.B. der sechs Punkte zum Ergebnis beitragende Touchdown
im American Football, der pro Spiel nicht wesentlich haufiger vorkommt als Tore im FufZball,
Hockey oder Eishockey. Dagegen ist die Wette auf das nachste Tor in Sportarten wie Hand-
ball oder auf den néchsten Korb im Basketball aufgrund der typischerweise hohen Gesamt-
anzahl dieser Ereignisse in einem Spiel ausgeschlossen.

Ist eine Wette in Absatz 4 Satz 2 ausdriicklich erwahnt, bedeutet dies nicht, dass diese zwin-
gend auch als Live-Wette zu erlauben ist. Die Voraussetzungen des Absatzes 1a sind den-
noch zu prufen. Wetten auf das nachste Tor in Amateur- oder Jugendspielen sind daher bei-
spielsweise grundséatzlich nicht erlaubnisfahig.

Absatz 5

Absatz 5 stellt die angebotene Sportwette unter einen zusétzlichen Erlaubnisvorbehalt. Inha-
ber einer Erlaubnis nach § 4 Absatz 1 dirfen nur solche Wetten anbieten, die ihnen nach 8§
22 Absatz 5 gesondert erlaubt worden sind. Diese gesonderte Erlaubnis bezieht sich aller-
dings nur auf Art und Zuschnitt der Wette. Die konkrete Wette (z.B. ,Gewinnt Spieler A oder
Spieler B das Tennisspiel am 1. Juli 2021 um 20:45 Uhr?“) ist daher nicht einzeln zu erlau-
ben, wenn der Veranstalter Uber eine Erlaubnis fir Wetten von solcher Art und solchem Zu-
schnitt (im Beispiel: Siegerwetten in Tennisspielen) verfligt. Mit einer solchen , Typenerlaub-
nis“ ist dem Anbieter also auch die Wette auf den Sieger des Tennisspiels am 3. August
2021 erlaubt. Die Erteilung der Typenerlaubnis erfolgt auf Antrag des Inhabers einer Veran-
staltererlaubnis.

Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn die beantragte Wette nach Art und Zuschnitt nicht den
Vorgaben dieses Staatsvertrags entspricht, z.B. wenn es sich nicht um eine Sportwette han-
delt oder die Vorgaben des Absatzes 1a oder des Absatzes 4 entgegenstehen. Zur Sicher-
stellung dieser Vorgaben kann die Erlaubnisbehdrde den Inhalt der Erlaubnis beschranken,
z.B. auf Wetten auf bestimmte (Profi-)Ligen im Fuf3ball oder auf Tennisspiele, an denen aus-
schliel3lich Spieler ab einem bestimmten Weltranglistenplatz beteiligt sind.
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Nach Satz 5 kann die Erlaubnis zum Angebot einer Wette jederzeit mit Wirkung fur die Zu-
kunft widerrufen werden. Damit kdnnen neue Erkenntnisse zur Gefahrlichkeit, Manipulations-
anfalligkeit oder zu Gefahren fur die Integritat des Sports durch Widerruf der Erlaubnis kurz-
fristig umgesetzt werden.

Die Satze 3, 4, 6 und 7 enthalten ein vereinfachtes Erlaubnisverfahren. Die Erlaubnisbe-
horde kann eine allgemeine Erlaubnis erteilen, in der sie auf eine von ihr im Internet verof-
fentlichte Liste erlaubter Wetten Bezug nimmt. Die Erlaubnis nach Satz 1 gilt fur diese Wet-
ten dann als erteilt, wenn der Veranstalter die Absicht zum Angebot dieser Wetten anzeigt
und die Erlaubnisbehérde nicht innerhalb von zwei Wochen widersprochen hat. Ziel ist die
Verwaltungsvereinfachung. Es handelt sich um eine Erlaubnisfiktion. Die Anzeigepflicht dient
der Rechtsklarheit, insbesondere zur Abgrenzung zwischen (strafbarem) unerlaubtem
Glucksspiel und erlaubtem Glicksspiel. Die Vereinfachungsregelung soll vermeiden, dass
die Erlaubnisbehdrde zahlreiche Antrage unterschiedlicher Veranstalter jeweils einzeln be-
scheiden musste, auch wenn bereits feststeht, dass eine Wette zu erlauben ist. Fir Wetten,
die in der Liste nach Satz 3 enthalten sind, ersetzt das vereinfachte Erlaubnisverfahren das
Verfahren nach den Satzen 1 und 2. Fir (noch) nicht in der Liste nach Satz 3 enthaltene
Wetten, hat der Veranstalter eine Erlaubnis im Verfahren nach den Satzen 1 und 2 zu bean-
tragen, wenn er diese anbieten méchte.

Satz 6 entspricht der Widerrufsmaoglichkeit nach Satz 5 und stellt klar, dass die Erlaubnisfik-
tion nach Satz 4 bei Streichung von der Liste nach Satz 3 entféllt. Die Uberpriifungspflicht
nach Satz 7 dient dazu, dass sich Veranstalter, die solche Wetten weiterhin anbieten, nicht
auf die Unkenntnis berufen kénnen. Sofern Veranstalter mit der Streichung nicht einverstan-
den sind, kénnen sie nach Satz 2 einen Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis zum Angebot
der ehemals auf der Liste enthaltenen Wette stellen, welcher sodann individuell gegentiber
dem Veranstalter beschieden wird.

Absatz 6

Absatz 6 dient der Vorbeugung im Interesse der Integritat des Sports und erganzt die Ver-
pflichtung nach Absatz 3 Satz 2 und 3. Die Manipulation von Sportwettbewerben, an der
weltweit operierende kriminelle Netze beteiligt sind, stellt eine der gré3ten Bedrohungen fir
die Integritat des Sports dar. Vor diesem Hintergrund hat Deutschland im Jahr 2014 das
Ubereinkommen des Europarats tiber die Manipulation von Sportwettbewerben unterzeich-
net. Ziel des Ubereinkommens ist es, die nationale und die grenziiberschreitende Manipula-
tion nationaler und internationaler Sportwettbewerbe zu verhiiten, aufzudecken und mit
Sanktionen zu belegen sowie die nationale Zusammenarbeit zwischen den Strafverfolgungs-
und Gliicksspielaufsichtsbehorden, Sportorganisationen und Sportwettbewerbsveranstaltern
in einer nationalen Plattform zu institutionalisieren (Artikel 12, 13 des Ubereinkommens).

Deutschland hat bereits in der 18. Legislaturperiode des Bundestages durch die Aufnahme
der 88 265c (Sportwettbetrug) und 265d (Manipulation berufssportlicher Wettbewerbe) ins
Strafgesetzbuch die im Ubereinkommen vorgesehenen strafrechtlichen Standards geschaf-
fen und im Juni 2019 eine nationale Plattform gegrindet, in der Vertreter der Glicksspielauf-
sichten einiger Lander als Mitglieder fungieren.

Eine wichtige MaRnahme bei der Bek&dmpfung von Sportwettbetrug ist, dass Sportwettbe-
werbsveranstalter Verbote fur Wettbewerbsbeteiligte in ihre Regularien aufnehmen, Wetten
auf Sportwettbewerbe abzuschliel3en, an denen sie beteiligt sind (Artikel 7 Absatz 1 lit. a des
Ubereinkommens). Zur Uberpriifung der Einhaltung der Wettverbote im Hinblick auf sport-
rechtliche Sanktionierungen und die Nichtannahme entsprechender Wetten durch die
Wettanbieter ist es erforderlich, Teilnehmerlisten von den Wettbewerbsveranstaltern an die
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Wettanbieter zu Ubermitteln. Dabei ist vorgesehen, dass die Gliicksspielaufsichten mitwirken,
um zu verhindern, dass Wettbewerbsbeteiligte auf Sportwettbewerbe, die gegen einschla-
gige Sportregeln oder anwendbares Recht verstof3en, Wetten platzieren (Artikel 9 Absatz 1
lit. e des Ubereinkommens).

Die Regelung stellt eine Erméachtigungsgrundlage flr die Verarbeitung personenbezogener
Daten im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe ¢ und e sowie Absatz 3 der Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO) dar. Die Regelung ist erforderlich, weil andere Verarbei-
tungsgrundlagen (z.B. Einwilligungen) weniger erfolgversprechend fir die Bekampfung von
Sportwettbewerbsmanipulationen und die Einhaltung von Wettverboten sind, da Wettmanipu-
lationen mit Vorsatz begangen werden und daher regelmé&Rig nicht von der Bereitschaft zur
Erteilung einer datenschutzrechtlichen Einwilligung auszugehen ist.

Satz 1 ist eine datenschutzrechtliche Zweckbindung im Sinne von Artikel 6 Absatz 3
DSGVO. Die Datenverarbeitung im Sinne des Satzes 1 schlief3t die Rickubermittlung der
Daten an Sportwettveranstalter und die Information der Glicksspielaufsicht im Fall von Ver-
stdf3en gegen Eigenwettverbote ein.

Absatz 7

Nach § 4 Absatz 4 Satz 1 kann auch eine Erlaubnis fur die Vermittlung von Sportwetten im
Internet erteilt werden. Da die 88 4a bis 4d nicht unmittelbar Anwendung finden, bestimmt
Absatz 7 deren Anwendbarkeit auch auf die Vermittlung von Sportwetten, wobei — aufgrund
der Unterschiede zwischen Vermittlung und Veranstaltung — einige Vorschriften ausgenom-
men sind.

§ 21a (Wettvermittlungsstellen)

Die Ausgestaltung der Regelungen zum stationdren Sportwettangebot in Wettvermittlungs-
stellen obliegt im Wesentlichen den Landern in ihren Ausfiihrungsbestimmungen. Eine
staatsvertragliche landeriibergreifende Regelung ist aufgrund des stationdren Charakters
nicht erforderlich und wiirde Anpassungen an regionale Besonderheiten entgegenstehen.
Daher enthélt dieser Staatsvertrag — ahnlich wie bei Spielhallen — nur grundlegende Vor-
schriften fur Wettvermittlungsstellen.

Absatz 1
Die Zahl der Wettvermittlungsstellen und damit die Verfligbarkeit von Sportwetten ist zu be-
grenzen. Hierbei steht es den Landern frei, wie diese Begrenzung ausgestaltet wird.

Absatz 2

Absatz 2 beschrankt den stationdren Vertrieb und die Vermittlung von Sportwetten auf Wett-
vermittlungsstellen. Sportwetten sind wie alle Gliicksspiele kein normales Wirtschaftsgut und
sollen daher nur an bestimmten, kontrollierbaren Stellen angeboten werden. Dies dient dem
Jugend- und Spielerschutz und tragt zu einer Begrenzung des Angebotes bei. Verboten sind
danach auf3erhalb von Wettvermittlungsstellen insbesondere auch Wettterminals oder sons-
tige stationare Datenverarbeitungsgerate, welche die Teilnahme an Gliicksspielen ermdgli-
chen (z.B. in Kiosken oder Gaststatten ohne Erlaubnis zum Betrieb einer Wettvermittlungs-
stelle). Der stationare Vertrieb erfasst sdmtliche terrestrischen Vertriebsformen, einschliel3-
lich des Vertriebs Gber mobile Terminals oder sonstige Gerate des Veranstalters.

Absatz 3
Absatz 3 ergénzt die nach 8 3 Absatz 6 verpflichtende Eingliederung der Wettvermittlungs-
stellen in die Vertriebsorganisation eines Veranstalters. Dies dient der Erleichterung der
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Uberwachung der erlaubten Angebote und der Reduzierung der Verfugbarkeit erlaubter An-
gebote.

Absatz 4

Die Verpflichtung des Absatzes 4 Satz 1, in der Wettvermittlungsstelle getatigte Wetten auf
dem Spielkonto des Spielers nach § 6a zu erfassen, dient der Berticksichtigung der stationar
abgeschlossenen Wetten im Rahmen der Spielsuchtfriherkennung nach 8§ 6i Absatz 1. Auf
einem Spielkonto nach § 6a sind Wetten nur dann zu erfassen, wenn der Spieler bereits tber
ein Spielkonto bei diesem Veranstalter fur die Teilnahme an Sportwetten im Internet verfigt.
Der Vermittler kann beispielsweise im Zusammenhang mit der Offenlegung der Personalien
zur Abfrage der Sperrdatei auch prifen, ob der Spieler Uber ein Spielkonto verfugt. Sofern
die Ausfihrungsbestimmungen der Lander nichts anderes vorschreiben, ist das Anlegen ei-
nes Spielkontos nach 8§ 6a fur die stationdre Teilnahme an Sportwetten nicht erforderlich.

Absatz 4 Satz 2 stellt zun&chst klar, dass — trotz der Erfassung der getatigten Wetten auf
dem Spielkonto nach § 6a — die fur Wetten in der Wettvermittlungsstelle getéatigten Zahlun-
gen nicht im Rahmen des anbietertbergreifenden Einzahlungslimits nach 8 6¢c Absatz 1 zu
erfassen sind. Dies ist Folge der klaren Trennung zwischen stationarem Glicksspielangebot
und dem Gliicksspielangebot im Internet. Das anbietertibergreifende Limit dient insbeson-
dere dazu, den besonderen Gefahren des Spiels im Internet entgegenzuwirken (vgl. die Er-
lauterungen unter A. Il. und zu § 6¢). Die Erfassung von Zahlungen fir stationdre Sportwet-
ten im Rahmen des Limits fir Glucksspiele im Internet wéare daher nicht systemgerecht. Al-
lerdings ware eine Umgehung des anbietertibergreifenden Einzahlungslimits moéglich, wenn
in Wettvermittlungsstellen geleistete Zahlungen oder aufgrund dieser Zahlungen erlangte
Gewinne —unter Missachtung des 8§ 6b Absatz 4 — den flr das Internetspiel verfiigbaren Be-
trag erhdhen koénnten. Daher sind fur das Internetglicksspiel zur Verfuigung stehende Be-
trage jedenfalls im Rahmen des Limits nach § 6¢ als Einzahlung zu erfassen. Die Erfassung
im Rahmen des Limits erfolgt unabh&ngig von der Unzul&ssigkeit solcher Einzahlungen z.B.
wegen Verstol3es gegen § 6b Absatz 4, ergdnzender landesrechtlicher Bestimmungen oder
Vorgaben in der Erlaubnis.

§ 22 (Lotterien mit planméaRigem Jackpot; Sofortlotterien)
Absatz 1 bleibt unveréndert.

Anstelle des bisherigen Absatzes 2, welcher den nunmehr in 8 8 geregelten Ausschluss ge-
sperrter Spieler regelte, ist ein neuer Absatz 2 fiir Sofortlotterien eingefiigt worden. Bei So-

fortlotterien (Rubbellosen, Losbriefen) handelt es sich um Festquotenlotterien, die in Serien
aufgelegt werden und bei denen die Ziehung vor Verkauf der Lose stattfindet, so dass beim
Kauf durch den Spielteilnehmer bereits fiir jedes Los feststeht, ob es gewonnen hat.

Laut den Ergebnissen der Studien der Bundeszentrale fir gesundheitliche Aufklarung zum
Glucksspielverhalten und zur Gliicksspielsucht in Deutschland konnte nur ein geringer Anteil
auffalligen, risikoreichen und mindestens problematischen Spielverhaltens bei Teilnehmern
an Sofortlotterien nachgewiesen werden (Bundeszentrale fur gesundheitliche Aufklarung,
Glucksspielverhalten und Gliicksspielsucht in Deutschland, Ergebnisse des Surveys 2019
und Trends, Januar 2020, S. 162). Dennoch treffen auf Sofortlotterien einige Aspekte zu, de-
nen eine suchterh6hende Wirkung zugeschrieben wird, beispielsweise die hohe mdgliche Er-
eignisfrequenz, die beinahe sofortige Erkenntnis Uber Gewinn oder Verlust, die Mdglichkei-
ten der fortlaufenden Teilnahme sowie die Mdglichkeit haufiger Klein- und Beinahegewinne
(vgl. zum Einfluss dieser Faktoren ASTERIG-Studie: Blanco u.a., Assessment Tool to Mea-
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sure and Evaluate the Risk Potential of Gambling Products, The Journal of Gambling Busi-
ness and Economics 2013, Vol. 7, No. 1; Meyer, u.a., Die Einschatzung des Gefahrdungspo-
tenzial von Gliicksspielen: Ergebnisse einer Delphi-Studie und empirischen Validierung der
Beurteilungsmerkmale, 2010 SUCHT, 56(6), 405—-414; vgl. auch die zusammengestellten
Kriterien bei Fiedler u.a., Regulierungsoptionen fir den deutschen Onlinegliicksspielmarkt,
Endbericht, 16. September 2019, S. 57 f.). Beim Vertrieb von Sofortlotterien im Internet kdn-
nen sich gegentiber dem terrestrischen Vertrieb aufgrund der fehlenden sozialen Kontrolle
und der technischen Mdglichkeiten einer schnellen Ereignisfrequenz zuséatzliche Risiken er-
geben, welchen auch durch anderweitige Vorgaben dieses Staatsvertrags (z.B. § 8 Absatz 2
Satz 3 oder § 6¢ Absatz 9 Satz 2) bereits Rechnung getragen wird.

Die Einzelheiten der Vorgaben — einschliel3lich der Frage, ob der Vertrieb von Sofortlotterien
im Internet zulassig ist — bestimmen die Lander, wobei sie die fur Sofortlotterien verpflichtend
anwendbaren Schutzmechanismen dieses Staatsvertrages bertcksichtigen (z.B. fur Sofort-
lotterien im Internet die Anwendbarkeit des § 4 Absatz 5 Nummer 3, des Limits nach § 6¢
und die verpflichtende Abfrage des Sperrsystems nach § 8 Absatz 2).

§ 22a (Virtuelle Automatenspiele)

Val. zur allgemeinen Begrindung unter A. Il1. 8.

Absatz 1

Virtuelle Automatenspiele unterliegen ebenso wie Sportwetten und Online-Poker-Spiele ei-
nem zusatzlichen Erlaubnisvorbehalt, der fur das jeweilige Spiel die Einhaltung der Vorgaben
dieses Staatsvertrags sicherstellen soll. Satz 6 stellt klar, dass unerlaubte virtuelle Automa-
tenspiele stets unerlaubtes Gliicksspiel sind, auch wenn diese von einem Inhaber einer
grundsatzlichen Veranstaltererlaubnis fur virtuelle Automatenspiele nach § 4 Absatz 4 veran-
staltet werden. Unerlaubte Automatenspiele in diesem Sinne sind auch solche, fur die zwar
ursprunglich eine Erlaubnis erteilt wurde, aber nicht nach Satz 4 genehmigte wesentlichen
Anderungen vorgenommen worden sind.

Die Erteilung der Erlaubnis erfolgt im landereinheitlichen Verfahren (vgl. 8 9a Absatz 1 Num-
mer 3: ,damit zusammenhange Erlaubnisse®) durch die Gemeinsame Glicksspielbehdrde
der Lander (vgl. § 27f Absatz 1).

Im Erlaubnisverfahren ist insbesondere zu priifen, ob die Vorgaben der Absatze 2 bis 12 ein-
gehalten werden und die Ausgestaltung des virtuellen Automatenspiels nicht den Zielen des
8§ 1 zuwiderlauft (Absatz 1 Satz 1). Den Zielen des § 1 laufen dabei jedenfalls Spiele zuwider,
welche sich etwa in Form ihrer &uReren Gestaltung an Minderjahrige richten. Auch be-
stimmte Kombinationen von Licht- und Toneffekten, die nach wissenschatftlichen Erkenntnis-
sen die Gefahr einer Abhéangigkeit signifikant erhdhen, kdnnen den Zielen des 8 1 zuwider-
laufen. Sofern fir die Entscheidung eine Abwagung zwischen verschiedenen Zielen des § 1
(z.B. zwischen der Funktion der Kanalisierung in einen weniger geféahrlichen erlaubten Markt
und dem erforderlichen Maf? der Spielsuchtbek&mpfung) erforderlich ist, kommt der Behérde
ein Einschatzungsspielraum zu.

Absatz 2

Absatz 2 dient der Unterscheidung zwischen virtuellen Automatenspielen und Online-Casino-
spielen. Die Veranstaltung von Online-Casinospielen ist aufgrund deren besonderer Gefahr-
lichkeit Veranstaltern mit einer Erlaubnis nach 8§ 22c vorbehalten. Die Aufzahlung von Rou-
lette, Black Jack und Baccara ist beispielhaft zu verstehen. Von dem Verbot erfasst sind
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auch ahnliche Bankhalterspiele, die nicht exakt in dieser Weise herkdmmlich in Spielbanken
angeboten werden (z.B. ,Roulette” mit 27 statt 36 Zahlen).

Absatz 3

Satz 1 greift die sich bereits aus der Definition des Gliicksspiels ergebende notwendige Zu-
fallsabhangigkeit auf. Zugleich wird ausgeschlossen, dass eine algorithmenbasierte Steue-
rung der Gewinnchancen erfolgt, beispielsweise um bestimmte Spieler durch bestimmte Ge-
winne zur weiteren Spielteilnahme zu motivieren oder Spielern mit hohen Betragen auf dem
Spielkonto eher Verluste zuzuweisen.

Die Satze 2 bis 4 enthalten aus Grinden des Spielerschutzes zuséatzliche Informationspflich-
ten. Ob eine leichte Aufrufbarkeit und eine leichte Verstandlichkeit im Sinne des Satzes 2
vorliegen, ist durch die Behorde mit Riicksicht auf das Verstandnis eines durchschnittlichen
Spielers im Erlaubnisverfahren nach Absatz 1 zu entscheiden. Die Anzeige der Wahrschein-
lichkeit des Hochstgewinns nach Satz 3 kann nicht durch die Anzeige der Wahrscheinlichkeit
eines Gewinns (einschlielich Kleingewinnen) ersetzt werden. Veranstalter sind nicht gehin-
dert, diese zusatzlich anzuzeigen, solange dies keine Irrefiihrung beinhaltet, die den Zielen
des 8§ 1 zuwiderlaufen wirde. Eine solche dirfte jedenfalls bei Angabe einer Gewinnchance
von 100 % gegeben sein, wenn damit gemeint sein soll, dass in jeder Spielrunde ein Anteil
des Einsatzes ,zurickgewonnen® wird, wahrend es sich bei einer solchen Gestaltung in
Wahrheit um (Teil-) Verluste handelt. Satz 4 stellt klar, dass es nicht ausreicht, die Informati-
onen im Rahmen einer ggf. schwer auffindbaren gesonderten Internetseite zu geben. Die
Anzeige muss allerdings nicht auf der Schaltflache erfolgen, mit der die Teilnahme gestartet
wird; es reicht eine Darstellung auf der Seite der Spielteilnahme.

Absatz 4

Durch Absatz 4 wird sichergestellt, dass ausschlief3lich sequentiell ablaufende Spiele zulas-
sig sind. Nach dem Ende (vgl. Absatz 6 Satz 2) eines Spiels ist eine erneute Willenserkla-
rung des Spielers zur Teilnahme am folgenden Spiel erforderlich. Wie Satz 2 klarstellt, sind
damit insbesondere sog. Automatiken verboten, bei denen Spieler einstellen kénnen, dass
eine bestimmte Anzahl an Spielen fortlaufend gespielt wird. Das Verbot solcher Automatik-
funktionen gilt auch, wenn diese eine Mdglichkeit vorsehen, dass die fortgesetzte automati-
sche Spielteilnahme bei Eintreten bestimmter Ereignisse (z.B. Erreichen einer bestimmten
Gewinn- oder Verlustgrenze) ausgesetzt wird.

Das Verbot soll zu einer bewussten Spielteilnahme beitragen und insbesondere die Sucht-
und finanziellen Gefahren der Teilnahme an virtuellen Automatenspielen reduzieren. Auch
die Ereignisfrequenz wird hierdurch reduziert, weil Spieler nach Beendigung des vorherigen
Spiels erst erneut eine Schaltflache betéatigen missen.

Absatz 5

Die Verpflichtung, Einsatze und Gewinne nur in Euro und Cent auszuweisen, erganzt § 6b
Absatz 1 Satz 2. Sie dient dem Schutz des Spielers, der auf diese Weise einen besseren
Uberblick tiber sein Spielverhalten erlangen kann als uiber abstraktere Einheiten wie Punkte
oder andere Wahrungen. Zugleich sollen Gestaltungen, welche im Rahmen eines Glicks-
spiels Punktspiele ermdglichen, die keinen unmittelbaren Begrenzungen unterliegen, beim
virtuellen Automatenspiel verhindert werden.

Absatz 6
Die Festlegung der Spieldauer je Spielteilnahme eines Spielers auf durchschnittlich mindes-
tens fiinf Sekunden dient der Reduzierung der Ereignisfrequenz fiir den einzelnen Spieler.
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Der Durchschnitt muss sich auf das jeweilige, nach Absatz 1 erlaubte Automatenspiel bezie-
hen. Verrechnungen der Spieldauer zwischen verschiedenen von einem Anbieter angebote-
nen Automatenspielen sind daher nicht moglich. Die Erlaubnisbehérde kann in der Erlaubnis
weitere Einzelheiten zur Berechnung des Durchschnitts festlegen. Spielgestaltungen, welche
darauf ausgelegt sind, den Schutzzweck der durchschnittlichen Mindestspieldauer zu unter-
laufen (z.B. durch einzelne sehr lang andauernde Spielrunden mit hohem mathematischen
Einfluss auf die Berechnung des Durchschnitts), waren im Rahmen des Erlaubnisverfahrens
nach Absatz 1 jedenfalls deshalb zu versagen, weil sie den Zielen des § 1 zuwiderliefen.

Absatz 7

Die Begrenzung des maximalen Spieleinsatzes dient der Reduzierung der Spielsuchtgefah-
ren und in Verbindung mit Absatz 8 des Spielanreizes. Sie begrenzt aulerdem das ,Hinter-
herjagen® hinter erlittenen Verlusten durch héhere Einsatze beim jeweils nachsten Spiel. Da-
neben werden aufgrund des begrenzten Einsatzes Manipulationsanreize reduziert.

Eine noch weitergehende Beschrankung der Einsatze erscheint — auch im Vergleich zu den
Vorgaben der Spielverordnung des Bundes fiir das stationdre Automatenspiel — nicht ange-
zeigt. Die Beschrankungen der Spielverordnung beriicksichtigen, dass es sich bei dem stati-
ondren Automatenspiel um ein gegentber dem Anbieter weitgehend anonymes Spiel han-
delt, bei dem ein effektives Setzen von Limits, eine Auswertung des Spielverhaltens zur
Spielsuchtfriiherkennung, die Nachvollziehbarkeit der Verluste durch Einsicht in eine Spiel-
historie und andere fur das Spiel im Internet vorgegebene Spielerschutzmaflinahmen nicht
oder nur stark eingeschrankt maglich sind. Da diese Spielerschutzmal3Bhahmen beim virtuel-
len Automatenspiel greifen, ist eine identische Beschrankung des Spieleinsatzes im Internet
nicht erforderlich. Im Rahmen der erforderlichen Abwagung zwischen dem Schutz vor den
Gefahren des Spiels und dem zur Kanalisierung erforderlichen notwendigen Mal3 der Attrak-
tivitat des erlaubten Spiels ist zudem zu bertcksichtigen, dass es Spielern deutlich einfacher
fallt, im Internet auf unerlaubte Angebote ohne Spielerschutzmalinahmen (insbesondere aus
dem Ausland) zuzugreifen, als entsprechende unerlaubte Angebote im terrestrischen Be-
reich aufzufinden und wahrzunehmen.

Satz 2 zielt insbesondere auf eine Berucksichtigung der zukinftigen allgemeinen Preisstei-
gerung (Inflation) ab und ermdglicht eine Anpassung des Betrags, wenn geanderte tatsachli-
che Verhéltnisse eintreten, welche die Erreichung der Ziele des § 1 in ihrer Gesamtheit er-
schweren. Die Behdorde ist weder Giberhaupt zur Anpassung an gestiegene Preise verpflichtet
noch im Fall einer Anpassung zu einer 1:1-Abbildung der Inflationsrate.

Absatz 8

Durch Satz 1 werden Spielgestaltungen, bei denen das Vielfache des Einsatzes als Gewinn
im Laufe des Spieles variiert und daher vor Spielteilnahme fir den Spieler nicht erkennbar
ist, ausgeschlossen. Unterschiedliche Gewinnstufen mit unterschiedlichen Vervielfaltigern
sind moglich. MaRgeblich fir die Berechnung des Gewinns muss immer der Einsatz sein.
Satz 2 regelt das Jackpotverbot.

Ausdriickliche Begrenzungen der Hohe des Gewinns sieht dieser Staatsvertrag nicht vor. Die
zustandige Behorde hat die Ausgestaltung der Gewinnmdglichkeiten jedoch auch nach Mal3-
gabe von Absatz 1 Satz 1 zu prifen und die Erlaubnis zu versagen, wenn diese den Zielen
des § 1 zuwiderlauft. Diesen Zielen kbénnen auch Ausgestaltungen von virtuellen Automaten-
spielen zuwiderlaufen, welche erhebliche Gewinnmdglichkeiten bieten oder solche in Aus-
sicht stellen. Hohe Maximalgewinne kdnnen — ebenso wie Jackpots — spiel- und suchtanrei-
zende Wirkung haben (vgl. Studien wie ASTERIG, in der der Jackpot als auBergewdhnlicher
Preis beschrieben ist, der nur ,typischerweise” durch die Ansammlung von Teilen friherer
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Einséatze generiert wird) und besondere Manipulationsgefahren auslésen (z.B. Teilnahme
durch einen Beauftragten des Veranstalters, wenn der Maximalgewinn ,ausgeschuttet wird).

Hohe Gewinnsummen bei gleichzeitig sehr niedrigen Gewinnwahrscheinlichkeiten und gerin-
gen Einsatzen sind auRerdem kennzeichnende Merkmale von Lotterien. Fir die besonderen
Gefahren, die mit Lotterien verbunden sind, sind nach dem Differenzierungsgebot des § 1
Satz 2 abweichende Regulierungsmalinahmen, insbesondere das Lotterieveranstaltungsmo-
nopol vorgesehen. Den Zielen des § 1 laufen daher auch virtuelle Automatenspiele entge-
gen, in denen derartige kennzeichnende Merkmale von Lotterien aufgegriffen werden.

Auf die staatsvertragliche Festlegung einer konkreten Maximalgewinnsumme fir virtuelle Au-
tomatenspiele wurde auch verzichtet, um eine Gesamtbewertung des virtuellen Automaten-
spiels zu ermoglichen.

Absatz 9

Durch Absatz 9 werden Spielpausen von mindestens jeweils funf Minuten eingefugt. Die
Spielpause ist spielformbezogen. Innerhalb der Spielpause ist daher auch die Teilnahme an
einem anderen virtuellen Automatenspiel als dem zuvor gespielten nicht zulassig. Bereits ab
Anzeige des Hinweises auf die vergangene Aktivitatsdauer von einer Stunde ist ein Weiter-
spielen nicht mdglich (8§ 6h Absatz 7 Satz 3); die funfminttige Frist beginnt jedoch erst mit
der Bestéatigung der Kenntnisnahme des Hinweises durch den Spieler. Die Spielpause dient
— wie die Spielpausen im terrestrischen Bereich — der Reduzierung der Ereignisfrequenz und
dem bewussteren Spiel. Sie soll zudem Spielern die Kontrolle Uber ihr Spielverhalten erleich-
tern.

Aus dem Wortlaut ,weitere® Teilnahme folgt, dass die Spielpause nur greift, wenn innerhalb
der jeweils vor Anzeige des Hinweises nach § 6h Absatz 7 Satz 2 vergangenen Stunde eine
Teilnahme an einem virtuellen Automatenspiel erfolgt ist. Dies gilt unabhangig von der Hau-
figkeit und der zeitlichen Lage der Teilnahme innerhalb der vergangenen Stunde. Eine ein-
malige Teilnahme innerhalb der seit der Aktivschaltung bzw. seit dem letzten Hinweis ver-
gangenen Stunde reicht daher aus. Die Spielpause gilt jedoch nur fir die Teilnahme an virtu-
ellen Automatenspielen. Bietet der Anbieter auch andere Spielformen als virtuelle Automa-
tenspiele an, kann unter Bertcksichtigung des § 4 Absatz 5 Nummer 5 (Wartefrist von einer
Minute) auch vor Ablauf der Spielpause eine Teilnahme an einer anderen Spielform (etwa
Sportwetten) erfolgen. Damit ist zwar denkbar, dass ein Spieler die finfminttige Spielpause
durch den Abschluss einer Sportwette ,Uberbrickt‘. Auch bei einem solchen Verhalten muss
er aber jedenfalls zweimal eine Minute insgesamt pausieren und sich zudem zweimal be-
wusst fir weiteres Gliicksspiel (erstens bei dem Aufruf der Sportwett-Seite und zweitens bei
der Rickkehr zur Automatenspiel-Seite) entscheiden. Aulierdem wird auch bei diesem Ver-
halten die funfminutige Unterbrechung des Spielflusses beim Automatenspiel erreicht.

Absatz 10
Absatz 10 wiederholt und prazisiert das nach § 6h Absatz 1 ohnehin bestehende Verbot des
parallelen Spiels mehrerer Gliicksspiele im Internet.

Nach Satz 4 darf Spielern zudem nur ein Spiel zur gleichen Zeit angezeigt werden. Die Mog-
lichkeit der Anzeige verschiedener Spiele in verschiedenen Fenstern auf einem oder mehre-
ren Bildschirmen oder auf unterschiedlichen Geraten wird damit ausgeschlossen. Spieler
kénnen daher nicht unmittelbar ,mit einem Klick“ zu einem bereits angezeigten anderen Spiel
wechseln, sondern missen zunachst das bestehende Spiel schliel3en und das neue Spiel
Offnen.
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Absatz 11

Die Regelung Ubernimmt eine nach dem Landesrecht einiger Lander bestehende Regelung
fur Spielhallen. Sie dient der Abgrenzbarkeit von virtuellen Automatenspielen und Online-
Casinospielen und soll irrige Erwartungen und besondere Spielanreize bei Spielern verhin-
dern. Sofern ein Veranstalter sowohl Gber eine Erlaubnis fur virtuelle Automatenspiele als
auch fur Online-Casinospiele verfugt, dirfen die Begriffe ,Casino“ und ,,Casinospiele® im
Rahmen der Dachmarkenwerbung sowie der Werbung fir Online-Casinospiele verwendet
werden. Eine Verwendung der Begriffe unmittelbar fur die Bezeichnung oder die Werbung fur
virtuelle Automatenspiele ist hingegen unzulassig.

Absatz 12

Absatz 12 dient der Abgrenzung von Spielhallen und virtuellem Automatenspiel. Fur beide
Spielformen gelten jeweils individuelle, die Besonderheiten des jeweiligen Bereichs bertck-
sichtigende Schutzmafinahmen zur Erreichung der gleichen Ziele. Mit einem stationaren
Vertrieb von virtuellen Automatenspielen kénnte die Spielhallenregulierung unterlaufen wer-
den, wahrend andere explizit fir die Besonderheiten des Internetvertriebs vorgesehene Mal3-
nahmen im station&ren Bereich Anwendung finden wirden. Bei den virtuellen Automaten-
spielen handelt es sich daher um ein reines Internetangebot. Ein stationares Angebot etwa
Uber Terminals oder zu diesem Zweck aufgestellte Computer ist daher verboten. Das Verbot
erfasst auch Internetcafés oder ahnliche Einrichtungen, in denen Spielern Gerate gezielt zur
Teilnahme an virtuellen Automatenspielen zur Verfiigung gestellt werden. Die Teilnahme
Uber Gerate in einem nicht zu diesem Zweck eingerichteten und betriebenen Internetcafé,
dessen Betreiber in keiner unmittelbaren oder mittelbaren geschéftlichen Beziehung zum
Veranstalter von virtuellen Automatenspielen steht, insbesondere keine Provisionen oder an-
dere Vergutungen erhdlt, bleibt zulassig.

§ 22b (Online-Poker)

Vergleiche allgemein und zur Abgrenzung zu Online-Casinospielen nach § 22c unter A. 1ll. 3
und A. lll. 4.

Absatz 1

Absatz 1 entspricht konzeptionell § 22a Absatz 1 und ordnet eine entsprechende Erlaubnis-
pflicht auch fiir Online-Pokerspiele an. Die Erlauterungen zu § 22a Absatz 1 gelten entspre-
chend.

Absatz 2

Absatz 2 enthalt die erganzende Verpflichtung der Behdrde, in der Erlaubnis nach Absatz 1
Inhalts- und Nebenbestimmungen fir die Veranstaltung des Spiels festzulegen. Diese Best-
immungen dienen insbesondere der inhaltlichen Abgrenzung von den im terrestrischen Be-
reich in Spielbanken angebotenen Varianten des Pokers (vgl. unter A. lll. 4.). Absatz 2 Satz
1 Nummer 1 und 2 (Festlegung von Hochstbetragen fir Blinds/Antes und fir den am Tisch
verfigbaren Stack) sind auf sog. ,Ring-Games* oder ,Cash-Games*“ anwendbar, bei denen
ein Spieler jederzeit den virtuellen Tisch betreten und verlassen kann und unmittelbar mit Be-
trdgen von seinem Spielkonto spielt. Die Begrenzung des am Tisch verfigbaren Betrages
dient auch der Begrenzung der Einsatze und Verluste pro gespielter Hand. Der nach Absatz
2 Satz 1 Nummer 2 zulassige Betrag darf auch durch Gewinne an einem virtuellen Tisch
nicht Gberschritten werden. Wirde es zu einer Uberschreitung kommen, ist eine automati-
sche Ubertragung auf das Spielkonto erforderlich. Auf eine staatsvertragliche Einsatzbegren-
zung wurde verzichtet, weil diese bei vielen Varianten des Online-Pokers — im Gegensatz zu
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virtuellen Automatenspielen — in das Spielgeschehen eingreifen wiirde. Bestimmte Spieltakti-
ken (z.B. ein ,All-In“) waren dann nicht oder nur begrenzt méglich. Die Behdrde ist jedoch
nicht gehindert, fir einzelne Spielvarianten tber Absatz 2 Satz 1 und 2 in der Erlaubnis auch
Einsatzbegrenzungen vorzunehmen, z.B. wenn dies in der bestimmten Spielvariante ohne
Auswirkung auf den Spielablauf moglich ist. Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 (Begrenzung des
Teilnahmebeitrags) findet hingegen auf Online-Pokerturniere und ahnliche Poker-Varianten
Anwendung.

Absatze 3 und 4

Die Absétze 3 und 4 dienen der Verhinderung von Manipulationen und betriigerischen Aktivi-
taten des Anbieters oder von Teilnehmern. Pokerspiele eines Spielers gegen einen Bankhal-
ter sind unter anderem aus diesem Grund Veranstaltern von Online-Casinospielen vorbehal-
ten (vgl. unter A. lll. 4. und die Erlauterungen zu 8§ 3 Absatz 1a). Auch menschliche Spieler
konnten sich allerdings Vorteile verschaffen, wenn sie Algorithmen in inrem Namen spielen
lassen. Diese Spieler verstol3en gegen Absatz 3 Satz 1. Durch das Gebot zufalliger Platzie-
rung nach Absatz 4 wird kollusivem Zusammenwirken mehrerer Spieler zum Nachteil eines
anderen Spielers entgegengewirkt.

Absatz 5

Absatz 5 Satz 1 und 2 wiederholt das nach § 6h Absatz 1 allgemein bestehende Verbot des
parallelen Spiels. Nach Satz 3 kann die zustandige Erlaubnisbehérde jedoch eine maximal
auf das parallele Spiel von vier Tischen begrenzte Ausnahme erlauben, wenn dies der bes-
seren Erreichung der Ziele des 8§ 1 dient. Die Ausnahme kann auch nur fur bestimmte Poker-
Varianten erteilt werden. Bei vielen Online-Pokerspielen handelt es sich um im Vergleich zu
anderen Online-Spielformen (z.B. virtuelle Automatenspiele oder Online-Casinospiele) eher
langsame Spiele, weil die Interaktion mehrerer Teilnehmer erforderlich ist. Insbesondere an
virtuellen Tischen mit vielen Spielern, die ggf. jeweils Bedenkzeit in mehreren Setzrunden
bendtigen, und einem frihen Passen der eigenen Hand kdnnen sich fir den einzelnen Spie-
ler erhebliche Wartezeiten bis zu seiner nachsten Interaktion ergeben. Anders als beim ter-
restrischen Poker in Spielbanken sind in dieser Zeit keine Konversationen oder die Beobach-
tung der Mimik und Gestik der anderen Spieler moglich. Teilnehmer an bislang nicht erlaub-
nisfahigen Online-Pokerspielen sowie im Rahmen des Erlaubnismodells in Schleswig-Hol-
stein spielen deshalb regelmafig parallel an zahlreichen Tischen. Eine Begrenzung auf das
Spielen an einem Tisch kénnte daher speziell beim Online-Poker dem Ziel der Kanalisierung
in den erlaubten Markt wesentlich entgegenstehen, wenn die Behérde — unter Berticksichti-
gung der weiteren Ziele des 8 1 — ein paralleles Spiel nicht erlauben durfte.

§ 22¢ (Online-Casinospiele)

Das Angebot und die Erteilung einer Erlaubnis fir Online-Casinospiele sowie die Aufsicht
Uber die erlaubten Veranstalter kénnen die Lander fur ihr jeweiliges Hoheitsgebiet regeln.
Die 88 6a bis 6j finden neben den erganzenden landesrechtlichen Vorschriften Anwendung
(vgl. die Erlauterungen unter A.lll.2. und zu 8§ 2 Absatz 9). Bei der Durchfihrung der Aufsicht
kénnen die Lander sich unter den Voraussetzungen des 8 27k Absatz 3 der Gemeinsamen
Glucksspielbehérde der Lander bedienen.

§ 22c sieht von den Landern bei der Ausgestaltung des Online-Casinoangebots zu beach-
tende Voraussetzungen vor, welche ein koharentes Gesamtsystem der Regulierung des
Glucksspielwesens sicherstellen sollen. Die weitere koharente Ausgestaltung obliegt den
Landern fir ihr jeweiliges Hoheitsgebiet, wobei sie die jeweilige Spielbankenregulierung und
sonstige Glucksspielregulierung berlcksichtigen.
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§ 22c tragt hierbei den unterschiedlichen Regulierungsmodellen der Lander im Bereich der
Spielbanken Rechnung und ermdglicht deren Ubernahme auf die hinsichtlich der Spielme-
chanik mit den Tischspielen in Spielbanken verwandten Online-Casinospiele. Hierdurch wird
eine in jedem Land individuell kohdrente Gesamtregulierung ermdglicht. Der enge Zusam-
menhang zwischen Spielbankregulierung und Online-Casinoregulierung zeigt sich insbeson-
dere bei Online-Casinospielen in Form der Live-Ubertragung eines terrestrisch tatsachlich
durchgefuhrten Bankhalterspiels. Aufgrund der terrestrischen Durchfiihrung bestehen hier
teilweise vergleichbare Suchtgefahren, aber insbesondere vergleichbare Manipulationsge-
fahren seitens des Veranstalters wie in Spielbanken, denen im terrestrischen Bereich effi-
zient l&Anderindividuell durch unterschiedliche Spielbankregulierungen begegnet wird.

Absatz 1

Eine Veranstaltung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 darf nur durch das Land oder eine Ge-
sellschaft erfolgen, an der juristische Personen des offentlichen Rechts zumindest mittelbar
maflgeblich beteiligt sind. Alternativ kdnnen die Lander Konzessionen nach Absatz 1 Satz 1
Nummer 2 erteilen. Begrenzt ist die Anzahl der zu erteilenden Konzessionen fir die Veran-
staltung von Online-Casinospielen auf die Anzahl der Spielbankkonzessionen, die nach dem
jeweiligen Spielbankenrecht des Landes am 17. Januar 2020 vergeben werden konnten. Un-
erheblich ist, in welchem Umfang zu diesem Stichtag tatsachlich Spielbankkonzessionen ver-
geben worden waren. Auch ein Land, in dem aktuell keine Spielbankkonzession vergeben ist
(z.B., weil die Spielbanken durch das Land selbst betrieben werden oder in diesem Land
Uberhaupt keine Spielbanken bestehen), kann also (mindestens) eine Konzession fir das
Online-Casino vergeben.

Nummer 2 enthalt ausschlief3lich eine zahlenmafiige Begrenzung. Eine weitergehende Bin-
dung an das Spielbankenrecht ergibt sich aus diesem Staatsvertrag nicht. Insbesondere ist
die Konzession fur die Veranstaltung von Online-Casinospielen nicht zwingend an Inhaber
einer Konzession fur Spielbanken zu vergeben; der Staatsvertrag steht einer Verknipfung
der Erlaubnisse jedoch auch nicht entgegen. Ferner sieht dieser Staatsvertrag auch keine
Bindung der Lander an die Regulierungsentscheidung im Bereich der Spielbanken vor. Lan-
der, die Spielbanken selbst betreiben, konnen daher fir das Online-Casino Konzessionen an
Private erteilen und umgekehrt.

Zur verfassungs- und europarechtlichen Zulassigkeit der zahlenmafligen Begrenzung siehe
unter A.lll.2.

Absatz 2

Absatz 2 regelt Moglichkeiten der Veranstaltung von Online-Casinospielen in mehreren Lan-
dern durch denselben Veranstalter. Satz 1 ermdéglicht die gemeinschaftliche Veranstaltung in
zwei oder mehr L&ndern durch einen Veranstalter nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1. Hierbei
kann es sich um den Veranstalter eines an dem Verwaltungsabkommen beteiligten Landes
handeln oder um einen Veranstalter, an dem mehrere oder alle an dem Verwaltungsabkom-
men beteiligten L&nder beteiligt sind. Erfolgt eine gemeinschaftliche Veranstaltung nach Satz
1, darf in diesen Landern daneben kein weiterer Veranstalter nach Absatz 1 Satz 1 Nummer
1 oder 2 Online-Casinospiele veranstalten. Satz 2 ermdglicht auf gesetzlicher Grundlage
eine gemeinsame Konzessionserteilung mehrerer Lander mit Wirkung fir ihre Hoheitsge-
biete. Die Zahl der hochstens zu erteilenden Konzessionen ergibt sich aus der Summe der in
den kooperierenden Landern erteilbaren Konzessionen. Kooperieren beispielsweise zwei
Lander und konnte das eine Land nach dem am 17. Januar 2020 dort wirksamen Spielban-
kenrecht drei Spielbanken-Konzessionen erteilen und das andere Land nach seinem Spiel-
bankenrecht eine Spielbank-Konzession, dirfen fur inre Hoheitsgebiet gemeinsam bis zu
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vier Konzessionen fur Online-Casinospiele erteilt werden. Damit wird auch kooperierenden
Landern die Mdoglichkeit eréffnet, pro Spielbankkonzession eine Online-Casinospielkonzes-
sion zu erteilen. Es obliegt den Landern, in solchen Konstellationen durch ergénzende Regu-
lierungsbestimmungen daflr zu sorgen, dass sich aus dem mdglichen erweiterten Wettbe-
werb zwischen verschiedenen Konzessionsnehmern keine erhdhten Spielanreize ergeben
(z.B. durch zusétzliche Werbebeschrankungen sowie Produktvorgaben und -restriktionen).

Absatz 3

Absatz 3 enthélt eine gesonderte Erméchtigung und Verpflichtung zum Widerruf der Konzes-
sion nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 oder Absatz 2 Satz 2 fur den Fall, dass der Konzessi-
onsnehmer die Begrenzung auf das Hoheitsgebiet, fur die die Konzession gilt, missachtet.
Die Missachtung setzt neben der objektiven Spielmdglichkeit aus einem anderen Land her-
aus auch ein subjektives Element auf Seiten des Konzessionsinhabers voraus. Eine Miss-
achtung liegt daher nur dann vor, wenn der Konzessionsnehmer entweder die Mdglichkeit
der Teilnahme aus anderen Landern selbst willentlich herbeigefihrt hat oder sie kennt bzw.
kennen musste und ihm hiergegen mdgliche Mal3nahmen unterlasst.

Absatz 4

Absatz 4 dient der Klarstellung. Online-Casinospiele sind nur virtuelle Bankhalterspiele und
abgefilmte tatséchlich durchgefiihrte Bankhalterspieler mit Teilnahmemadaglichkeit tGber das
Internet. Abgefilmte Automatenspiele aus Spielhallen und Spielbanken sind keine Online-
Casinospiele. Die Eréffnung einer Teilnahmemdglichkeit an solchen abgefilmten Spielen ist
daher verboten. Automatenspiele im Internet sind abschlieend durch die Vorschriften Giber
die virtuellen Automatenspiele geregelt. Durch das Abfilmen insbesondere von Automaten
aus Spielbanken kénnten die Vorgaben des § 22a umgangen werden, welche aufgrund der
grolReren Verflgbarkeit der virtuellen Automatenspiele im Vergleich zum Automatenspiel in
Spielbanken zur Reduzierung der Gefahrlichkeit der Automatenspiele im Internet erforderlich
sind.

Eine Erlaubnis fur die Veranstaltung von Online-Casinospielen berechtigt nicht zugleich zur
Veranstaltung virtueller Automatenspiele. Mochte ein Veranstalter von Online-Casinospielen
auch virtuelle Automatenspiele anbieten, bendétigt er dafir eine im landereinheitlichen Ver-
fahren nach 8§ 9a Absatz 1 erteilte zusatzliche Erlaubnis.

Sechster Abschnitt (Datenschutz)

8 23 (Sperrdatei, Datenverarbeitung)

Die Uberarbeitungen im Vergleich zu § 23 GIiStV 2012/2020 sind tiberwiegend der Anpas-
sung an die Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutzgrundverordnung — DSGVO) geschul-
det. Die Benennung des fiir die Fiihrung der Datei zustandigen Landes in Absatz 1 istim
Hinblick auf die neue Zustandigkeitsregelung in § 27f Absatz 4 Nummer 1 nicht mehr erfor-
derlich.

Absatz 3 erlaubt die Datentibermittlung von statistischen Abfrage- und Zugriffsdaten zum
Zwecke der Nutzungsuberwachung durch die zustéandige Behorde. Rechtsgrundlage fur die
Erhebung der personenbezogenen Daten ist die Aufgabenerfullung der fir den einzelnen
Veranstalter oder Vermittler zustandigen Glicksspielaufsichtsbehorde. Diese muss tberpri-
fen kdnnen, ob und in welchem Umfang der Anbieter die Sperrdatei abfragt, um ein etwaiges
Unterlassen der vorgeschriebenen Abfragen erkennen zu kdnnen.
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Anstelle des bisherigen rein deklaratorischen Absatzes 6 wird darin nunmehr derjenige, der
die Sperre eintragt, als Verantwortlicher im Sinne der Datenschutzgrundverordnung fur die
personenbezogenen Daten gesperrter Spieler bestimmt. Die Bestimmung der Verantwortlich-
keit ist Folge des Umstandes, dass nur demjenigen, der die Sperre eintragt, die einzutragen-
den Daten, einschlie3lich des Sperrantrags vorliegen, und diesem nach § 8a Absatz 7 die
Aufbewahrung der anfallenden Unterlagen obliegt.

Siebter Abschnitt (Spielhallen)

§ 25 (Beschrankungen von Spielhallen; Verbot von Mehrfachkonzessionen)

Der ehemals in Absatz 1 enthaltende Klammerzusatz (Verbot von Mehrfachkonzessionen)
wird in die Uberschrift ibernommen. Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur des
Textes des bisherigen Gliicksspielstaatsvertrags, weil sich das Verbot der Mehrfachkonzes-
sionen aus Absatz 1 und Absatz 2 ergab. Inhaltlich ist damit keine Anderung verbunden.

Achter Abschnitt (Pferdewetten)

8 27 Pferdewetten

Durch die Neufassung des § 27 wird die Uiberwiegend bislang schon im Rahmen der Ausle-
gung des § 27 GIUStV 2012/2020 praktizierte Rechtslage in dem historisch gewachsenen
Sondersegment der Pferdewetten aus Grinden der Rechtsklarheit in den Staatsvertrag tber-
nommen. Unterschiede zur Regulierung der inhaltlich ahnlichen Sportwetten ergeben sich
vorrangig aus der Anwendbarkeit der Vorschriften des Rennwett- und Lotteriegesetzes des
Bundes sowie den Besonderheiten des vergleichsweise kleinen deutschen Marktes fur Pfer-
dewetten (Bruttospielertrag ca. 44 Mio. Euro im Jahr 2018, siehe Jahresreport 2018 der
Glucksspielaufsichtsbehdrden der Lander, Stand 22.10.2019; zum Vergleich: Bruttospieler-
trag unerlaubter Sportwetten im selben Zeitraum: 1.177 Mio. Euro). Soweit dieser Staatsver-
trag das Rennwett- und Lotteriegesetz erganzende Regelungen enthélt, sind diese aufgrund
der Offnungsklausel des § 25 Absatz 3 RennwLottG zulassig.

Absatz 1

Absatz 1 stellt klar, dass die stationare Veranstaltung und Vermittlung von Pferdewetten nur
mit einer Erlaubnis nach dem Rennwett- und Lotteriegesetz erfolgen darf. Dieser Staatsver-
trag sieht daher keine Moglichkeit der Erteilung weitergehender Erlaubnisse fur die Veran-
staltung und Vermittlung stationarer Pferdewetten vor.

Absatz 2 und Absatz 4

Eine Erlaubnis nach diesem Staatsvertrag kann nur fur die Veranstaltung und die Vermittlung
von Pferdewetten im Internet nach Absatz 2 erteilt werden. Diese Erlaubnis ist auf die Veran-
staltung und die Vermittlung von nach Absatz 1 erlaubten Pferdewetten beschrankt. Wegen
dieser Anbindung an die nach dem Rennwett- und Lotteriegesetz erlaubten Pferdewetten
kann aufgrund von Absatz 2 nur Veranstaltern, die tber die Erlaubnis nach dem Rennwett-
und Lotteriegesetz verfligen, auch die Veranstaltung der danach erlaubten Pferdewetten im
Internet sowie Vermittlern die Vermittlung von Wetten dieser Veranstalter im Internet erlaubt
werden.

Da es sich jeweils um Wetten eines ohnehin in Deutschland erlaubten Veranstalters handelt,
mussen fur die Erteilung einer Erlaubnis nach Absatz 2 — anders als bei Sportwetten — nicht
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samtliche Voraussetzungen der 88 4a bis 4d erflllt sein. Zudem ist bei den an die Veranstal-
ter und Vermittler zu richtenden Anforderungen das aus der geringeren Marktgréf3e folgende
geringere Umsatzpotenzial zu bertcksichtigen. An die Stelle des § 4a treten daher die Er-
laubniserteilungsvoraussetzungen des Absatzes 4. Absatz 2 Satz 2 erklart dariiber hinaus
einzelne Bestimmungen der 88 4b bis 4d konstitutiv fur anwendbar. Der Darstellung der Be-
teiligungen nach 8 4b Absatz 1 Satz 4 Nummer 1 sowie eines Wirtschaftlichkeitskonzeptes
nach § 4b Absatz 1 Satz 4 Nummer 4 bedarf es nicht. Die erforderliche Kostenibernahmeer-
klarung (8 4b Absatz 1 Satz 1 Nummer 5) muss sich daher nicht auf die Kosten der Uberpri-
fung des Wirtschaftlichkeitskonzepts beziehen. Eines Verweises auf § 4b Absatz 1 Satz 5
und 6 bedarf es aufgrund der inhaltlich identischen Satze 4 und 5 des Absatzes 2 nicht. Ab-
satz 2 Satz 3 berucksichtigt die wirtschaftliche Situation der traditionell oftmals von Rennver-
einen angebotenen Pferdewetten, indem im Unterschied zu § 4c Absatz 3 Satz 2 und 3 keine
umsatzunabhéngige Mindestsicherheitsleistung zu erbringen ist. Diese wirde insbesondere
kleinere Rennvereine mit geringen — und aufgrund der Besonderheiten des Marktes kaum
steigerbaren — Umsétzen erheblich benachteiligen, ohne dass die Mindestsicherheitsleistung
in diesem Bereich einen erheblichen Mehrwert zur Absicherung von Anspriichen des Staates
und der Spieler mit sich bringen wirde.

Absatz 3

Nach Absatz 3 sind im Erlaubnisverfahren nach Absatz 2 die Pferdewetten anzugeben, fur
die ein Angebot im Internet beabsichtigt ist. Dies gibt der zustandigen Behérde die Moglich-
keit, das Wettprogramm zu priifen und bei einer Gefahrdung der Ziele des § 1 einzelne Wett-
arten vom Vertrieb im Internet auszuschlieBen. Um dies zu ergénzen, kann die Behorde in
der Erlaubnis nach Absatz 2 auch bestimmen, dass wesentliche Anderungen des Angebots
zu genehmigen (Absatz 3 Satz 2) oder ihr zumindest neue Typen von Wettarten zuvor anzu-
zeigen sind und erst nach Ablauf einer Wartefrist angeboten werden kénnen (Absatz 3 Satz
3).

Neunter Abschnitt (Gemeinsame Glucksspielbeh6rde der Lander)

Durch die Regelungen des vollstandig neuen neunten Abschnitts werden die Gemeinsame

Glucksspielbehorde der Lander mit Sitz im Land Sachsen-Anhalt errichtet, die gesetzlichen
Grundlagen fur ihren Betrieb geschaffen und die ihr kiinftig zukommenden Aufgaben im Zu-
sammenhang mit dem Vollzug dieses Staatsvertrags Ubertragen.

Organe der Gemeinsamen Gliicksspielbehdrde der Lander sind der Vorstand und der Ver-
waltungsrat. Wahrend der Vorstand die Behorde leitet und die Durchfiihrung der nach die-
sem Staatsvertrag der Behorde obliegenden Verwaltungsaufgaben verantwortet, ist der mit
Vertreterinnen und Vertretern der Lander besetzte Verwaltungsrat fur die Bestimmung der
grundsatzlichen Angelegenheiten der Behérde zustandig und hat hierfir umfassende Auf-
sichts- und Kontrollbefugnisse gegentiber dem Vorstand, die durch Informationsrechte des
Verwaltungsrates abgesichert werden. Der Verwaltungsrat dient insbesondere der Sicher-
stellung des gebotenen Landereinflusses auf die Entscheidungen der Behorde und vermittelt
hierdurch den Entscheidungen der Behorde eine zusatzliche sachlich-inhaltliche und eine or-
ganisatorisch-personelle demokratische Legitimation, die sich auf die einzelnen Landesregie-
rungen und damit auf die vom Volk gewahlten Landesparlamente zuriickfiihren lasst.

Die Befugnis der Lander zur kooperativen Zusammenarbeit, zum Abschluss von Staatsver-
tragen und zur Errichtung gemeinsamer Einrichtungen ergibt sich bereits aus der im Grund-
gesetz vorausgesetzten Eigenstaatlichkeit der Lander (vgl. BVerwG, Urteil vom 5. November
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1965 — VII C 119.64 —, BVerwGE 22, 299, Rn. 35, und BayVerfGH, Entscheidung vom 25.
September 2015 — Vf. 9-VII-13 —, Rn. 124 m.w.N.). Diese Befugnis ist allerdings auf die Ge-
biete beschréankt, in denen den L&ndern nach den Artikeln 70 ff. GG die Gesetzgebungskom-
petenz zukommt (vgl. BayVerfGH, Entscheidung vom 25. September 2015 — Vf. 9-VII-13 —,
Rn. 135 und die dortigen Nachweise). Dieser Rahmen wird durch diesen Staatsvertrag nicht
Uberschritten. Fur die Uberwiegende Anzahl der in diesem Staatsvertrag getroffenen Rege-
lungen besteht aufgrund der vorrangig verfolgten gefahrenabwehrrechtlichen Ziele eine aus-
schlie3liche Gesetzgebungskompetenz nach Artikel 70 Absatz 1 GG (so auch Dietlein in
Dietlein/Hecker/Ruttig, Gliicksspielrecht, Einf. 8 ff.). Im Ubrigen besteht jedenfalls eine Ge-
setzgebungskompetenz der Lander nach Artikel 72 Absatz 1 i. V. m. Artikel 74 Absatz 1
Nummer 11 GG. Der Bund hat von seiner konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz im
Bereich des Glicksspielrechts (vgl. hierzu BVerfG, Urteil vom 28. Marz 2006 — 1 BvVR
1054/01 —, BVerfGE 115, 276, Rn. 155), die nicht das Recht der Spielhallen und das Gast-
stattenrecht umfasst, mit Ausnahme der Vorschriften der Gewerbeordnung fur das stationare
gewerbliche Spiel und des Rennwett- und Lotteriegesetzes, welches in § 25 Absatz 3 eine
Offnungsklausel enthalt, keinen Gebrauch gemacht. Die Bereiche des stationaren gewerbli-
chen Spiels werden durch diesen Staatsvertrag nur insoweit bertihrt, als sie seit der Fédera-
lismusreform im Jahr 2006 der ausschlie3lichen Gesetzgebungskompetenz der Lander un-
terliegen (BVerfG, Beschluss vom 7. Marz 2017 — 1 BvR 1314/12 —, BVerfGE 145, 20, Rn.
97 ff.). Das vom Bund in Austibung seiner konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz erlas-
sene Recht der Geldspielgerate, das insbesondere die technischen Modalitaten der Gerate
zum Gegenstand hat, bleibt unberihrt. Dies gilt insbesondere auch fir die Regelungen die-
ses Staatsvertrags zum virtuellen Automatenspiel. Selbst wenn die Regulierung des virtuel-
len Automatenspiels nicht der ausschlie3lichen Gesetzgebungskompetenz der Lander unter-
liegen sollte, hat der Bund von seiner konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz jedenfalls
keinen Gebrauch gemacht. Die Vorschriften der Gewerbeordnung zu Geldspielgeraten und
die auf dieser Grundlage erlassene Spielverordnung betreffen ausschlieBlich das stationare
gewerbliche Spiel.

Das Bundesstaatsprinzip steht einer Ubertragung von Hoheitsrechten der Lander auf eine
Gemeinschaftseinrichtung der Lander ebenfalls nicht entgegen. Vielmehr besteht heute prin-
zipielle Einigkeit dartiber, dass auch einzelne Landeraufgaben und die zu ihrer Erfullung not-
wendigen Hoheitsbefugnisse einer Gemeinschaftseinrichtung tibertragen werden kénnen
(BayVerfGH, Entscheidung vom 25. September 2015 — Vf. 9-VII-13 —, Rn. 142 m.w.N.; vgl.
auch BVerfG, Beschluss vom 6. Oktober 1992 — 1 BvR 1586/89 —, BVerfGE 87, 181,
BVerwG, Urteil vom 5. November 1965 — VII C 119.64 —, BVerwGE 22, 299; Urteil vom 28.
Januar 1966 — VII C 128.64 —, BVerwGE 23, 194). Die Artikel 83 ff. GG schlie3en eine sol-
che Kooperation zwischen den Landern nicht aus. Der Grundsatz, dass es im Rahmen der
Verwaltungskompetenzen auch mit Zustimmung der Beteiligten keine Kompetenzverlagerun-
gen geben darf, betrifft in erster Linie das Verhéltnis der Lander zum Bund (BVerfG, Be-
schluss vom 6. Oktober 1992 — 1 BvR 1586/89 —, BVerfGE 87, 181, Rn. 65). Ob sich hieraus
Uberhaupt eine verfassungsrechtliche Grenze fir die Selbstbindung der Lander durch Staats-
vertrage oder fur die Kompetenzibertragung auf Gemeinschaftseinrichtungen ergibt, hat das
Bundesverfassungsgericht offengelassen (BVerfG, Beschluss vom 6. Oktober 1992 — 1 BvR
1586/89 —, BVerfGE 87, 181, Rn. 65). Eine Verletzung des Bundesstaatsprinzips ergibt sich
daraus jedenfalls dann nicht, wenn die Aufgabeniibertragung den unaufgebbaren Kernbe-
stand eigener Aufgaben und eigenstandiger Aufgabenerfillung der Lander nicht bertihrt und
die Aufgabenibertragung nur zur voriibergehenden Austibung und damit grundsatzlich rick-
holbar erfolgt (vgl. BVerfG, Beschluss vom 6. Oktober 1992 — 1 BvR 1586/89 —, BVerfGE 87,
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181, Rn. 65; BVerwG, Urteil vom 28. Januar 1966 — VII C 128.64 —, BVerwGE 23, 194, Rn.
31; BayVerfGH, Entscheidung vom 25. September 2015 — Vf. 9-VII-13 —, Rn. 143; Ham-
bOVG, Urteil vom 22. Juni 2017 — 4 Bf 160/14 —, Rn. 149). Durch diesen Staatsvertrag wird
lediglich ein Ausschnitt der ohnehin eng begrenzten Verwaltungsmaterie des Glicksspiel-
rechts auf eine gemeinschaftliche Einrichtung der Lander tGbertragen. Der Kernbestand der
Landeraufgaben wird hierdurch nicht berthrt. Die Aufgabenlbertragung erfolgt zudem nicht
absolut, sondern ist durch Kindigung dieses Staatsvertrags rtickholbar (vgl. hierzu die Erlau-
terungen zu § 35 Absatz 4 und 5). Etwas anderes ergibt sich auch nicht daraus, dass durch
diesen Staatsvertrag auch Eingriffsrechte auf eine Gemeinschaftseinrichtung Ubertragen
werden. Solange die Eigenstaatlichkeit der Lander nicht preisgegeben wird, kann auch die
Ubertragung von Eingriffsbefugnissen erfolgen (vgl. z.B. die Ubertragung der mindestens
ebenso stark in Grundrechte eingreifenden Entscheidung Uber die Studienplatzvergabe auf
die ehemalige ZVS bzw. die Stiftung fur Hochschulzulassung oder die ebenfalls in Rechte
Einzelner eingreifende Erhebung des Rundfunkbeitrags).

Auch wird durch diesen Staatsvertrag keine bundesstaatswidrige staatenblndische ,Dritte
Ebene® neben dem Bund einerseits und den Landern andererseits geschaffen. Dies wird ins-
besondere durch die Eingliederung der Behérde in die Organisationsstruktur und das Recht
des Sitzlandes sichergestellt. Hierdurch wird zugleich sichergestellt, dass die staatliche Auf-
gabenwahrnehmung im AuRenverhéaltnis einem einzelnen Land zugerechnet werden kann
und sich eindeutig bestimmen lasst, welches Landesrecht anwendbar ist und wer fiir die ge-
troffenen Entscheidungen im Verhaltnis zu Dritten einzustehen hat (vgl. zu diesem Erforder-
nis ebenfalls BayVerfGH, Entscheidung vom 25. September 2015 — Vf. 9-VII-13 —, Rn. 144).

Auch das Demokratieprinzip wird durch die Aufgabentbertragung nicht verletzt. Der notwen-
dige Zurechnungszusammenhang zwischen Volk und staatlicher Herrschaft wird vor allem
durch die Wahl des Parlaments, durch die von ihm beschlossenen Gesetze als Mal3stab der
vollziehenden Gewalt, durch den parlamentarischen Einfluss auf die Politik der Regierung
sowie durch die grundséatzliche Weisungsgebundenheit der Verwaltung gegeniber der Re-
gierung hergestellt. In personeller Hinsicht ist eine hoheitliche Entscheidung legitimiert, wenn
sich die Bestellung desjenigen, der sie trifft, durch eine ununterbrochene Legitimationskette
auf das Staatsvolk zurtickfihren lasst. Die sachlich-inhaltliche Legitimation wird durch Geset-
zesbindung und Bindung an Auftrége und Weisungen der Regierung vermittelt. Personelle
und sachlich-inhaltliche Legitimation stehen in einem wechselbeziglichen Verhéltnis derart,
dass eine verminderte Legitimation Gber den einen Strang durch verstarkte Legitimation Uber
den anderen ausgeglichen werden kann, sofern insgesamt ein bestimmtes Legitimationsni-
veau erreicht wird (BVerfG, Urteil vom 18. Januar 2012 — 2 BvR 133/10, BVerfGE 130, 76,
Rn. 165 bis 167 mit zahlreichen weiteren Nachweisen zur standigen verfassungsgerichtli-
chen Rechtsprechung). Die personelle Legitimation der Entscheidungen der Gemeinsamen
Glucksspielbehoérde der Lander erfolgt Giber den Verwaltungsrat, der den Vorstand ernennt
und entlasst, der wiederum Vorgesetzter der einzelnen Amtswalter ist. Der Verwaltungsrat
selbst ist mit Entscheidungstragern der Lander besetzt, welche ihrerseits Weisungen der Re-
gierungen der jeweils entsendenden Lander unterliegen und deshalb aus dem Verwaltungs-
rat auch jederzeit abberufen werden kdnnen. Der Verwaltungsrat bietet zugleich eine ver-
starkte sachlich-inhaltliche Legitimation der Entscheidung, soweit er durch Entscheidungs-
richtlinien und Weisungen im Einzelfall die Entscheidungen der Behorde mitbestimmt. Die
sachlich-inhaltliche Legitimation wird insbesondere durch die Bindung der Behdrde an diesen
Staatsvertrag erzielt, der wiederum von den Landesparlamenten legitimiert wird.
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Das Demokratieprinzip ist auch nicht dadurch verletzt, dass keine zwingende Beteiligung des
Verwaltungsrates an jeder Einzelentscheidung der Behoérde vorgesehen ist. Der Vollzug ei-
nes Staatsvertrags erfordert keine starkere demokratische Legitimation als der Vollzug ande-
rer Landesgesetze. Auch hier entspricht es weder der Praxis noch rechtsstaatlichen Erfor-
dernissen, dass bei jeder Entscheidung stets eine héhere und damit demokratisch direkter
legitimierte Stelle einzubeziehen wére. Die sachlich-inhaltliche Legitimation der Handlungen
der Behorde wird nicht nur durch den Verwaltungsrat, sondern im Wesentlichen auch durch
die Bindung der Verwaltung an diesen, von den unmittelbar demokratisch legitimierten L&n-
derparlamenten ratifizierten Staatsvertrag hergestellt. Auch zur Starkung dieses Aspektes
der sachlich-inhaltlichen Legitimation ist die materiell-rechtliche Regelungsdichte dieses
Staatsvertrags daher im Bereich der Zustandigkeiten der Behdrde besonders hoch (vgl. die
88 6a bis 6] sowie die 88 21 und 22a). Nicht zuletzt ware eine Aufgabenwahrnehmung durch
gemeinsame Einrichtungen der L&nder kaum mdglich, wenn jede Einzelentscheidung zwin-
gend der Zustimmung eines mit Vertretern aller Lander besetzten Organs bedurfte. Ein sol-
ches Verfahren war daher auch bei den ebenfalls grundrechtsrelevanten Entscheidungen der
ZVS nicht vorgesehen, ohne dass dies in den zahlreichen hierzu ergangenen bundesverfas-
sungsgerichtlichen Entscheidungen beanstandet worden ware (vgl. z.B. nur BVerfG, Be-
schluss vom 22. Oktober 1991 — 1 BvR 393/85 —, BVerfGE 85, 36).

Auch das fur Entscheidungen des Verwaltungsrates grundséatzlich vorgesehene (qualifizierte)
Mehrheitsprinzip steht im Einklang mit dem Demokratieprinzip. Insbesondere fiihrt die Zwei-
drittelmehrheit nicht zum Entstehen ministerialfreier Raume (vgl. zum Gliicksspielkollegium
BayVerfGH, Entscheidung vom 25. September 2015 — Vf. 9-VII-13 —, Rn. 154 his 157). Dass
das Uberstimmen eines beteiligten Landes bei Mehrheitsentscheidungen maglich ist, ist ver-
fassungsrechtlich jedenfalls dann zulassig, wenn es nur um den administrativen Vollzug und
nicht um Entscheidungen von erheblichem politischem Gewicht geht (BayVerfGH, Entschei-
dung vom 25. September 2015 — Vf. 9-VII-13 —, Rn. 156). Entscheidungen von erheblichem
politischem Gewicht werden durch die Gemeinsame Gliicksspielbehdrde nicht getroffen.
Vielmehr handelt es sich ausschlieBlich um den Vollzug dieses Staatsvertrages in dem von
diesem vorgegebenen Rahmen. Zur Kompensation des Verlustes einzelstaatlicher Souveréa-
nitat ist neben der Mitwirkung am Willensbildungsprozess des Verwaltungsrats auch ein Initi-
ativrecht jedes Landes im Verwaltungsrat vorgesehen. Bei dem mit Mehrheitsentscheidun-
gen verbundenen Verlust einzelstaatlicher Souveranitat ist auch zu berticksichtigen, dass ein
solcher Verlust auch bei dem Erfordernis einer Einstimmigkeit vorliegen wiirde. Das damit
einhergehende Vetorecht jedes Landes wirde n&mlich zugleich der Durchsetzung des —
ebenfalls demokratisch legitimierten — Willens der anderen Lander entgegenstehen. Ware
eine einstimmige Beschlussfassung zwingend, kdnnte beispielsweise eine Weisung an den
Vorstand, gegen einen bestimmten Anbieter vorzugehen oder diesem eine Erlaubnis zu er-
teilen, gegen den Willen eines Landes auch dann nicht beschlossen werden, wenn die Ver-
treter aller Gbrigen Lander durch entsprechende Landtagsbeschliisse oder — soweit in den
Landern rechtlich méglich — gar durch Volksentscheide zur Erteilung der Weisung aufgefor-
dert worden waren. Dies zeigt, dass mit jeder Form der zulassigen staatsvertraglichen Zu-
sammenarbeit — je nach Betrachtungsweise — stets ein Verlust einzelstaatlicher Souveranitat
verbunden ist. Dieser ist daher als zwingende Folge der aus Sachgrinden gerechtfertigten
Zusammenarbeit der Lander in einzelnen Bereichen hinzunehmen.

§ 27a (Errichtung, Rechtsform, Name, Sitz, anzuwendendes Recht, Dienstsiegel)

Durch Absatz 1 wird die Gemeinsame Glicksspielbehdrde der Lander errichtet. Sitzland ist
Sachsen-Anhalt. Die Errichtung erfolgt mit Inkrafttreten des Staatsvertrages zum 1. Juli
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2021. Die Ubertragung der Zustandigkeiten erfolgt erst zeitversetzt (vgl. § 27p). Hierdurch
wird eine Ubergangszeit geschaffen, in der der faktische Aufbau der rechtlich bereits beste-
henden Behdrde abgeschlossen werden kann. Mit dem Erreichen der Kapazitat zum vollen
Wirkbetrieb gehen dann die Zustandigkeiten auf die Gemeinsame Gllcksspielbehérde der
Lander uber.

Zur Sicherstellung der Zurechenbarkeit der Aufgabenwahrnehmung im Auf3enverhaltnis zu
einem Land, insbesondere der eindeutigen Bestimmbarkeit des anwendbaren Landesrechts
und des Einstehens fur die getroffenen Entscheidungen im Verhaltnis zu Dritten (vgl.
BayVerfGH, Entscheidung vom 25. September 2015 — Vf. 9-VII-13 —, Rn. 144 m.w.N.) wird
klargestellt, dass die durch diesen Staatsvertrag gemeinsam errichtete Anstalt als Einrich-
tung des Sitzlandes gilt (Absatz 1 Satz 2), das Recht des Sitzlandes allgemein (Absatz 3)
und insbesondere auch fur das Verwaltungsverfahren und die Verwaltungsvollstreckung (Ab-
satz 4 Satz 1) Anwendung findet und die Gemeinsame Glucksspielbehtrde der Lander auch
fur die Anwendung des Rechts des Sitzlandes als dessen Einrichtung gilt. Damit ist das
Recht des Landes Sachsen-Anhalt durchgangig anwendbar und die Entscheidungen der Ge-
meinsamen Gliicksspielbehdrde der Lander stets dem Sitzland zurechenbar. Durch Absatz 1
Satz 2 und Absatz 4 Satz 2 wird zugleich klargestellt, dass die Gemeinsame Glicksspielbe-
horde der Lander auch landesorganisationsrechtlich als Einrichtung des Landes Sachsen-
Anhalt zu behandeln ist.

Nach § 52 Nummer 3 VWGO flhrt diese rechtliche Anbindung an das Sitzland bei Klagen ge-
gen Entscheidungen der Gemeinsamen Glicksspielbehdrde der Lander ferner dazu, dass
auch zustandige Verwaltungsgerichte auRerhalb des Sitzlandes dessen Recht anwenden
mussen.

§ 27b (Satzung)

Das Binnenrecht der Anstalt wird durch eine Satzung geregelt, welche im Verkindungsblatt
des Sitzlandes zu veréffentlichen ist. Die Satzung ist durch den Verwaltungsrat einstimmig
zu beschlieBen (vgl. 8 27h Absatz 3 Nummer 1 und Absatz 6 Satz 1) und soll insbesondere
N&aheres zur Zusammenarbeit und Arbeitsweise der Organe und zur Einrichtung maoglicher
Beirate enthalten.

Die Veroffentlichungspflicht der Satzung dient der Transparenz des Verfahrens. In welchem
von mehreren Verkiindungsblattern des Sitzlandes (z.B. Ministerialblatt oder Gesetz- und
Verordnungsblatt) die Veroffentlichung erfolgt, richtet sich nach den entsprechenden Vor-
schriften des Sitzlandes (8 27a Absatz 3).

§ 27c (Tragerschaft und Finanzierung der Anstalt)

Trager der Anstalt sind die Lander. Aus der Tragerschaft folgt die Verpflichtung, die Gemein-
same Glucksspielbehorde der Lander mit ausreichenden finanziellen Mitteln zu versorgen,
um eine reibungslose Erflllung der jeweiligen Aufgaben zu gewéhrleisten. Diese Verpflich-
tung trifft durch die gemeinsame Tragerschaft alle Lander gemeinsam. Die Zuordnung der
Anstalt zum Land Sachsen-Anhalt im Auf3enverhaltnis wird hierdurch nicht berthrt. Benutzer
der Gemeinsamen Gliicksspielbehorde der Lander sind die Tragerlander (Absatz 1 Satz 2),
weil diese ausschlie3lich mit Wirkung fir alle Lander staatliche Hoheitsaufgaben wahrnimmt.

Die Finanzierung erfolgt auf der Grundlage des vom Verwaltungsrat einstimmig beschlosse-
nen (8 27h Absatz 3 Nummer 2 und Absatz 6 Satz 1) Wirtschaftsplans. Der Beschluss zur
Aufstellung des Wirtschaftsplans ist bis zum 31. Oktober des jeweiligen Vorjahres zu treffen.
Der Zeitpunkt der verpflichtenden abschlieRenden Beschlussfassung nach § 27h Absatz 3
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Nummer 2 bericksichtigt die Notwendigkeit, bei der Aufstellung des Wirtschaftsplans auf die
Haushaltsaufstellungsverfahren in den Landern reagieren zu kénnen. Um entsprechende An-
meldungen im Haushaltsaufstellungsverfahren der Ladnder vornehmen zu kénnen, soll ein
Entwurf des Wirtschaftsplans mdglichst so friihzeitig vorliegen, dass eine Anmeldung des Fi-
nanzierungsbeitrages in den Haushaltsaufstellungsverfahren der Lander rechtzeitig erfolgen
kann. Entsprechende Regelungen sind in der Satzung nach § 27b vorzusehen. Das weitere
Verfahren zur Aufstellung des Wirtschaftsplans der Gemeinsamen Glucksspielbehérde der
Lander und die Haushaltsaufstellungsverfahren in den Landern konnen sodann parallel erfol-
gen.

Die Finanzierungsbeitréage der Landeranteile entsprechen dem jeweils aktuellen, d.h. dem im
Jahr des Beschlusses Uber den Wirtschaftsplan gultigen Konigsteiner Schlissel. Solange
dieser Staatsvertrag zwischen allen 16 Landern besteht (vgl. § 35), entspricht der modifi-
zierte Konigsteiner Schliissel nach Absatz 3 dem im Bundesanzeiger verdffentlichen Konigs-
teiner Schlissel. Beim Ausscheiden eines oder mehrerer Lander stellt die Modifizierung nach
den Satzen 2 und 3 sicher, dass die Anteile der nicht beteiligten Lander entsprechend dem
Kdnigsteiner Schliissel von den verbleibenden Landern tibernommen werden.

Absatz 4 stellt die Anfangsfinanzierung der Gemeinsamen Gliicksspielbehérde der Lander
sicher. Dies berlcksichtigt, dass flr das erste Wirtschaftsjahr 2021 noch kein Wirtschaftsplan
erstellt werden kann. Die Anfangsfinanzierung soll insbesondere die entstehenden Kosten
bzw. eingegangenen Verpflichtungen fur den Zeitraum bis zum 31. Dezember 2021 abde-
cken.

Besonderheiten im Sinne des Absatzes 5 Satz 1 sind vor allem die hoheitlichen Aufgaben
der Gemeinsamen Gliicksspielbehdrde der Lander. Diese werden nicht nach kaufméanni-
schen Grundsétzen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten ausgelibt werden. Satz 1 bezieht
sich daher vor allem auf die innere Organisation der Gemeinsamen Gliicksspielbehdrde der
Lander, beispielsweise auf das Beschaffungswesen.

§ 27d (Haftung)

Aufgrund der lediglich subsidiaren Haftung der Tragerlander fur Verbindlichkeiten der Ge-
meinsamen Glicksspielbehdrde der Lander ist zunachst diese in Anspruch zu nehmen. Die
Haftung der Tragerlander besteht in unbeschrankter Héhe und ist im Innenverhaltnis ent-
sprechend dem Kdnigsteiner Schlissel aufzuteilen. Im Auf3enverhéltnis besteht Gesamt-
schuldnerschaft (§ 426 BGB), wenn und soweit die subsididre Haftung der Lander zum Zuge
kommit.

§ 27e (Aufgaben der Anstalt)

In § 27e werden die Aufgaben der Gemeinsamen Gllcksspielbehérde der Lander bezeich-
net. Hierdurch wird der Handlungsrahmen fir deren Organe umrissen und begrenzt. Insbe-
sondere die Wahrnehmung der Aufgaben nach den Absétzen 2 bis 4 liegt nicht exklusiv bei
der Gemeinsamen Gliicksspielbehorde der Lander. Entsprechende Tatigkeiten der Lander
werden hierdurch nicht gesperrt und sind in Ergénzung zu den Tatigkeiten der Gemeinsa-
men Glicksspielbehdrde der LAnder weiterhin erforderlich. Der Staatsvertrag steht damit der
weiteren Beobachtung des Glicksspielmarktes durch die Lander oder der Férderung wissen-
schaftlicher Forschung nicht entgegen. Sinnvoll ist die Wahrnehmung derartiger Aufgaben
durch die Lander vor allem in der Aufbauphase der Gemeinsamen Gliicksspielbehorde der
Lander und dort, wo die ndhere Ausgestaltung der Regulierung und der Vollzug bei den Lan-
dern liegt (z.B. im Bereich der Online-Casinospiele, der Spielhallen oder der Lotterien).
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Absatz 1 definiert die Kernaufgabe der Anstalt. Hierbei handelt es insbesondere um die
Ubernahme der Aufgaben der Gliicksspielaufsicht bei landeriibergreifenden Angeboten (vgl.
§ 9a Absatz 3), um die Erlaubniserteilung im landereinheitlichen und im gebiindelten Verfah-
ren sowie um die Auslibung der Aufsicht Gber die von der ihr erlaubten Angebote. Dies be-
trifft Uberwiegend, aber nicht ausschlief3lich Glicksspielangebote im Internet (z.B. Soziallot-
terien oder die Anstalt nach § 10 Absatz 3, welche sowohl terrestrisch als auch im Internet
tatig werden).

Die Beobachtung der Marktentwicklung und der Gliicksspielforschung nach Absatz 2 erfolgt
als Teil der Tatigkeit als Aufsichts- und Erlaubnisbehdrde. Nur wenn die Erlaubnisbehérde
aktuelle Markttendenzen und Forschungen (etwa zur Suchtgefahr einzelner Spielablaufe o-
der Spieleigenschaften) kennt, kann sie im Rahmen der Aufsichtstatigkeit angemessen rea-
gieren. Daneben dient die Beobachtung auch dazu, dass die Gemeinsame Gllcksspielbe-
horde der Lander ihrer Verpflichtung zur Mitwirkung im Rahmen der Evaluierung nach § 32
nachkommen kann.

Eine ahnliche Zielrichtung verfolgt Absatz 3. Durch die FOorderung der wissenschaftlichen
Forschung sollen vor allem unabhé&ngige Erkenntnisse zu den Auswirkungen der Regulie-
rung auf die Ziele dieses Staatsvertrages (z.B. Grad der Kanalisierung, Grinde fir die Wahr-
nehmung eines Angebots auf dem Schwarzmarkt, Auswirkungen bestimmter Gestaltungen
auf die Suchtgefahr) erlangt werden. Von Interesse fir die Gemeinsame Gliicksspielbehérde
der Lander sind dabei insbesondere solche Erkenntnisse, die zumindest auch ihre Zustan-
digkeiten betreffen. Diese kann sie unmittelbar im Rahmen der Aufsichtstéatigkeit verwenden.
Davon unberthrt bleibt die anderweitige Foérderung der wissenschaftlichen Forschung durch
die Lander.

Nach Absatz 4 kann die Gemeinsame Gliicksspielbehdrde der Lander die Lander zusétzlich
bei der Zusammenarbeit der Glicksspielaufsichtsbehdrden der Lander unterstiitzen und
hierbei beispielsweise notwendige Infrastruktur oder Erkenntnisse zur Verfigung stellen. Als
reines Innenrecht ist diese Aufgabe nicht naher spezifiziert. Die Ausgestaltung der Unterstit-
zung obliegt der Gemeinsamen Gliicksspielbehdrde der Lander in Abstimmung mit den Lan-
dern.

§ 27f (Zustandigkeiten der Anstalt)

Im Gegensatz zu 8§ 27e bezeichnet § 27f keine abstrakten Aufgaben, sondern konkrete Zu-
standigkeiten der Gemeinsamen Gliicksspielbehorde der Lander nach diesem Staatsvertrag,
fur welche eine ausschlie3liche Zustandigkeit der Gemeinsamen Glicksspielbehorde der
Lander gegeben ist.

Die Gemeinsame Gliicksspielbehdrde der Lander ist zustandig fir samtliche im landerein-
heitlichen (8§ 9a Absatz 1) oder gebiindelten (§ 19 Absatz 2) Verfahren zu erteilenden Erlaub-
nisse sowie fur die landertbergreifenden Aufsichtstatigkeiten nach § 9a Absatz 3. Ferner
fuhrt sie die ,White-List“ nach § 9 Absatz 8 sowie die Spielersperrdatei nach §§ 8a bis 8d, die
Limitdatei nach 8§ 6¢ Absatz 4, die Aktivitatsdatei nach § 6h Absatz 2 und ist zustandig fir die
Anpassung des Hochsteinsatzes bei virtuellen Automatenspielen nach 8§ 22a Absatz 7

Satz 2.

Soweit der Gemeinsamen Gliucksspielbehdrde der Lander in diesem Staatsvertrag keine Zu-
standigkeit zugewiesen ist, verbleibt es bei der Zustéandigkeit der nach dem jeweiligen Lan-
desrecht zustandigen Gliicksspielaufsichtsbehdrden.
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§ 27g (Organe)

§ 279 definiert als Organe den Vorstand und den Verwaltungsrat. In der Satzung kdnnen
weitere Gremien (z.B. Beirate wie ein Sportbeirat) vorgesehen werden, welche jedoch keine
Organe der Gemeinsamen Gliicksspielbehdrde der Lander sind.

§ 27h (Verwaltungsrat)

Der Verwaltungsrat ist das zentrale Organ der Gemeinsamen Glicksspielbehdrde der Lan-
der. Ihm obliegen die grundlegenden Entscheidungen sowie die Aufsicht Uber die gesamte
Tatigkeit der Gemeinsamen Glicksspielbehdrde der Lander einschliel3lich der Aufsicht tiber
den Vorstand. Er sichert die gebotene Mitwirkung der Lander an den Entscheidungen der
Gemeinsamen Glicksspielbehérde der Lander.

Absatz 1

Jedes Land entsendet eine Vertreterin oder einen Vertreter in den Verwaltungsrat. Um eine
maoglichst unmittelbare personelle demokratische Legitimation zu erreichen, kann es sich
hierbei ausschlieRlich um Amtschefinnen, Amtschefs, Staatssekretarinnen oder Staatssekre-
tére des fur die Glucksspielaufsicht des Tragerlandes zustéandigen Ministeriums handeln,
welche sich nur durch andere Amtschefs, Amtschefinnen, Staatssekretarinnen oder Staats-
sekretare desselben Tragerlandes — desselben oder eines anderen Ressorts — vertreten las-
sen konnen. Eine Vertretung eines Landes durch andere Personen ist nicht zuléssig. Dies
steht Vorabstimmungen durch andere Beschaftigte der zustéandigen Landesministerien nicht
entgegen. Die Satze 4 und 5 bringen die Verknipfung der Position als Vertretung eines Lan-
des mit dem Amt — und nicht der Person — des Vertreters oder der Vertreterin zum Ausdruck.
Die Bindung der Stellung als Vertretung des Landes im Verwaltungsrat an das Amt im Land
dient insbesondere der Herstellung der demokratischen Legitimation der Entscheidungen
des Verwaltungsrats.

Absatz 2

Absatz 2 regelt den wechselnden Vorsitz. Hierbei handelt es sich um ein im Fdderalismus

Ubliches Prinzip (vgl. z.B. die Prasidentin oder den Prasidenten des Bundesrates oder den
Vorsitz der Ministerprasidentenkonferenz). Durch den Wechsel wird sichergestellt, dass je-
des Land gleichermal3en gestaltenden Einfluss auf die Entscheidungen im Verwaltungsrat
nehmen kann.

Absatz 3

Nach Absatz 3 Satz 1 hat sich der Verwaltungsrat zunéchst selbst eine Geschaftsordnung zu
geben, um die inneren Angelegenheiten zu regeln. Daneben beschliel3t er nach Absatz 3
Satz 2 Uber samtliche grundsatzlichen Angelegenheiten der Anstalt. Dies stellt den Einfluss
und die Mitwirkungsbefugnisse der Lander auf die Gemeinsame Gliicksspielbehdrde der
Lander sicher. In der Aufzahlung der Nummern 1 bis 11 werden Entscheidungen aufgelistet,
welche durch den Verwaltungsrat getroffen werden missen. Die Liste ist nicht abschliel3end.
Uber daneben aufkommende weitere grundsétzliche Angelegenheiten ist ebenfalls durch
den Verwaltungsrat zu beschliel3en.

Absatze 4 und 5

Daneben beschlief3t der Verwaltungsrat nach Absatz 4 in allen wesentlichen Angelegenhei-
ten fur den Vorstand bindende Entscheidungsrichtlinien. Wesentliche Angelegenheiten sind
insbesondere solche, die eine Vielzahl von Verwaltungsverfahren oder grundlegende Fragen
bei der Austibung der Zustandigkeiten der Gemeinsamen Gliicksspielbehdrde der Lander
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betreffen. In anderen — nicht in diesem Sinne wesentlichen — Angelegenheiten kann der Ver-
waltungsrat Entscheidungsrichtlinien und Weisungen im Einzelfall beschlieRen, welche eben-
falls fir den Vorstand bindend sind. An die Entscheidungsrichtlinien und Weisungen ist nicht
nur der Vorstand unmittelbar gebunden, sondern auch die tbrigen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der Gemeinsamen Glucksspielbehoérde der Lander. Hierdurch wird in Verbindung mit
den Auskunfts- und Informationsrechten des Verwaltungsrats (vgl. Absatz 5 und § 27i Absatz
2 Satz 2) in besonderer Weise die Aufsicht Uber die Tatigkeit des Vorstandes und damit die
demokratische Legitimation des Handelns der Gemeinsamen Glicksspielbehdrde der Lan-
der (vgl. oben vor 8§ 27a) sichergestellt. Es handelt sich hierbei um Innenrecht der Gemeinsa-
men Glicksspielbehodrde der Lander ohne Aul3enwirkungen. Entscheidungsrichtlinien und
Weisungen sind daher mit Verwaltungsvorschriften und aufsichtlichen Weisungen vergleich-
bar, welche die nachfolgenden Behérden binden. Im Auf3enverhdltnis zu Dritten entfalten
diese nur mittelbare Wirkung. Sie geben dem Verwaltungsrat insbesondere die Moglichkeit,
Richtlinien fir den Erlass von Verwaltungsakten (z.B. Mustererlaubnisse) zu beschlie3en o-
der fur den Vollzug gegen illegale Angebote aufzustellen. Durch die Mdglichkeit der Erteilung
von Weisungen im Einzelfall kann der Verwaltungsrat ferner einzelne Entscheidungen an
sich ziehen und damit als den Landereinfluss reprasentierendes Organ téatig werden. Die
Entscheidungen des Verwaltungsrats bedurfen zu ihrer Wirksamkeit im AuRenverhaltnis der
Umsetzung durch den Vorstand. Falls der Vorstand sie nicht umsetzt, kann er nach 8§ 27i Ab-
satz 3 Satz 3 unverziiglich abberufen werden. Das Antragsrecht nach Absatz 4 Satz 3 und 4
sichert einen Anspruch jedes Landes auf die Befassung des Verwaltungsrates mit einer An-
gelegenheit. Das Begrindungserfordernis nach Satz 5 und 6 dient der Vollziehbarkeit der
Beschlusse durch den Vorstand.

Absatz 6

Der Verwaltungsrat fasst — zur Wahrung der Kerngebiete der Landerautonomie — Beschllsse
Uber die Satzung und tber den Wirtschaftsplan einstimmig. Insbesondere bedarf der Be-
schluss Uber den Wirtschaftsplan der Einstimmigkeit, um angesichts der festgelegten Auftei-
lung der Finanzierungsanteile der Lander (8§ 27c Absatz 3) die Haushaltsautonomie der Lan-
der und die damit verbundenen Rechte der Landerparlamente zu wahren. Im Ubrigen ent-
scheidet der Verwaltungsrat mit Zweidrittelmehrheit (vgl. hier oben vor § 27a). Jedes Trager-
land verfugt hierbei Giber eine Stimme. Eine Gewichtung der Stimmen nach Grol3e oder Ein-
wohnerzahl des Landes erfolgt aufgrund der prinzipiellen Gleichheit der Vertragsparteien
nicht (vgl. zur Zulassigkeit dieser Stimmverteilung BayVerfGH, Entscheidung vom 25. Sep-
tember 2015 — Vf. 9-VII-13 —, Rn. 157).

Absatz 7

Absatz 7 regelt die Stellung des Vorstandes in der beamtenrechtlichen Struktur der Behorde.
Aus Satz 2 ergibt sich die Stellung des Verwaltungsrates als Dienstvorgesetzter der Vor-
standsmitglieder, sofern diese verbeamtet sind, und dass diesem die Wahrnehmung der
Rechte und Pflichten der Gemeinsamen Gliicksspielbehorde der Lander als Arbeitgeberin
gegeniber den Vorstandsmitgliedern obliegt, sofern diese im Angestelltenverhdltnis beschéf-
tigt sind. Andere Formen von Dienstverhaltnissen der Vorstandsmitglieder werden hierdurch
nicht ausgeschlossen. Satz 2 ist in diesem Fall hinsichtlich der Aufgaben des Verwaltungsra-
tes entsprechend anzuwenden. Die Ubertragung nach Satz 3 wird in der Regel in der Sat-
zung erfolgen.
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§ 27i (Vorstand)

Dem Vorstand obliegt die Leitung der Anstalt und damit die Durchfiihrung des operativen
Geschafts, insbesondere die Ausfullung der Aufgaben der Zusténdigkeiten und Aufgaben der
Gemeinsamen Glicksspielbehérde der Lander.

Im Rahmen der Ausiibung seiner Aufgaben ist er an Beschliisse des Verwaltungsrates — und
damit an den Willen der demokratisch legitimierten Landervertreter — gebunden. Er unterliegt
auch im Ubrigen der Aufsicht durch den Verwaltungsrat (§ 27h Absatz 5 Satz 1). Die Aus-
kunfts- und Informationspflichten des Vorstands nach § 27h Absatz 5 Satz 2 und nach § 27i
Absatz 2 Satz 2 dienen der effektiven Austibung der Aufsichtsbefugnisse. Der Verwaltungs-
rat ist daher so rechtzeitig zu unterrichten, dass er von seinen Aufsichtsbefugnissen, insbe-
sondere von seinem Befassungsrecht nach § 27h Absatz 4 Séatze 1 und 2, wirksam Ge-
brauch machen kann.

Die Bestellung des Vorstandes ist nach Absatz 3 auf héchstens finf Jahre begrenzt, wobei
erneute Bestellungen ebenso zuldssig sind wie eine vorzeitige Abberufung. Auch dies dient
der Sicherstellung des Landereinflusses und letztlich der demokratischen Legitimation der
Entscheidungen. Wéare die Amtszeit des Vorstandes nicht begrenzt, kbnnte dieser nur durch
den Verwaltungsrat mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder des Verwaltungsrates
abberufen werden; er kdnnte daher selbst dann im Amt bleiben, wenn eine Mehrheit der Lan-
der mit seiner Amtsfiihrung nicht einverstanden ware. Durch die Beschrankung der Amtszeit
ist dagegen ein Verbleib im Amt tber fiinf Jahre hinaus nur mdglich, wenn der Vorstand mit
einer erneuten Zweidrittelmehrheit bestétigt wird. Die Dauer der Amtszeit orientiert sich an
der Uberwiegenden Dauer einer Wahlperiode in den Landern. Die Berufung des Vorstands
erfolgt damit durchschnittlich einmal pro Wahlperiode in den L&ndern. Durch die erneute Er-
nennung wird die personelle Legitimation des Vorstands erheblich gestarkt.

§ 27j (Dienstherrnfahigkeit, Personalgewinnung)

An den Vorschriften zur Dienstherrnfahigkeit wird erneut die strikte verwaltungsrechtliche An-
bindung der Gemeinsamen Gliicksspielbehdrde der Lander an das Sitzland deutlich. Malf3-
geblich ist das Beamtenrecht des Sitzlandes. Dienstherr ist die Gemeinsame Gliicksspielbe-
horde der Lander.

Die Verpflichtung zur Abordnung befahigten eigenen Personals nach Absatz 2 dient der Si-
cherstellung der Aufgabenwahrnehmung durch die Gemeinsame Glicksspielbehdrde der
Lander. Die Gemeinsame Glicksspielbehdrde der Lander muss nachweisen, dass sie nicht
in ausreichendem Malf3e Personal gewinnen konnte. Zu dem Nachweis gehdrt auch der
Nachweis hinreichender Bemihungen. Abordnungen nach Absatz 2 dirfen nur erfolgen, so-
weit dies dem abordnenden Land zumutbar ist. Insbesondere darf die Abordnung nicht dazu
fuhren, dass eigene Aufgaben des Landes nicht mehr wahrgenommen werden kénnten. Die
Rechte des Personals sind bei der Abordnung zu wahren.

§ 27k (Mitwirkungen)

Absatz 1

Bei der Durchfiihrung ihrer Verwaltungsaufgaben kann sich die Gemeinsame Glicksspielbe-
horde der Lander der Einrichtungen eines Landes bedienen. Dies dient der Effizienz der Auf-
gabenwahrnehmung. Es wird beispielsweise nicht zwingend fiir erforderlich gehalten, dass
die Gemeinsame Gliicksspielbehtrde der Lander die Besoldungsangelegenheiten des bei ihr
beschaftigten Personals vollstéandig selbst erledigt oder ausschlie3lich eigene Fortbildungs-
veranstaltungen anbieten darf. Hierbei bietet es sich an, auf bestehende Einrichtungen der
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Lander zurtickzugreifen. Absatz 1 Satz 1 stellt dabei klar, dass es sich weiterhin um eine
Aufgabe der Gemeinsamen Glicksspielbehérde der Lander handelt. Sie bedient sich ledig-
lich bei deren Ausfiihrung der Hilfe Dritter. Sie kann sich sowohl der Einrichtungen oder Be-
horden des Sitzlandes als auch derjenigen eines anderen Tragerlandes bedienen. Hierzu be-
darf es der Zustimmung des Verwaltungsrates mit Zweidrittelmehrheit (8§ 27h Absatz 6 Satz
2), wobei die Vertreterin oder der Vertreter des Landes, dessen Einrichtung oder Behorde in
Anspruch genommen werden soll, zwingend zustimmen muss. Hierdurch wird vermieden,
dass die anderen Lander sich Einrichtungen eines Landes gegen dessen Willen bedienen
kénnen. Die Erstattung der Verwaltungskosten ist im Wirtschaftsplan zu bericksichtigen und
wird daher Uber § 27c Absatz 3 anteilig von den Tragerlandern getragen.

Absatz 2

Absatz 2 listet in Form von Regelbeispielen Falle auf, in denen ein Riuckgriff auf Behdrden
oder Einrichtungen eines Sitzlandes insbesondere in Betracht kommt. Hierzu gehort auch die
FUhrung der in 8 27f Absatz 4 genannten Dateien (Spielersperrdatei, Limitdatei und Aktivi-
tatsdatei). Dies tragt hinsichtlich der Spielersperrdatei dem Umstand Rechnung, dass eine
solche bereits heute im Land Hessen existiert. Die Regelung ermdglicht beispielsweise, dass
das Land Hessen diese Datei — zuklnftig dann fur die Gemeinsame Glicksspielbehérde der
Lander — weiterbetreibt. Zudem ermdglicht die Regelung auch eine weitergehende Aufga-
benteilung zwischen den Landern bei den anderen Dateien, z.B., wenn einzelne Lander hier
Uber bessere technische Voraussetzungen oder Anbindungen verfliigen oder im Rahmen der
Ubergangszustandigkeiten nach § 27p entsprechende Systeme im Sitzland geschaffen wor-
den sind und dort — ohne formalen Ubergang auf die Gemeinsame Gliicksspielbehdrde der
Lander — verbleiben sollen.

Absatz 3

Absatz 3 regelt den umgekehrten Fall der Mitwirkungen. Auch die Lander kdnnen sich gegen
Erstattung der Verwaltungskosten der Mitwirkung der Gemeinsamen Glucksspielbehérde der
Lander bei der Durchfihrung ihrer Aufgaben im Zusammenhang mit diesem Staatsvertrag
bedienen. Dies dient insbesondere der technischen Unterstiitzung der Lander bei Angeboten
im Internet, insbesondere bei Online-Casinospielen. Fir die Erteilung einer Erlaubnis nach

§ 22c und die Uberwachung der erlaubten Anbieter sind die Lander zustéandig. Damit nicht
jedes Land fir die Uberwachung des Anbieters selbst die technischen Grundlagen schaffen
muss (insbesondere eine Software zur Auswertung der Daten auf dem nach § 6i Absatz 2
auch fir Anbieter von Online-Casinospielen vorgeschriebenen Safe-Server), ermdglicht Ab-
satz 3 den Ruckgriff der Lander auf die Gemeinsame Gliicksspielbehdrde der Lander. Weil
es um die Durchfiihrung von Aufgaben geht, die grundsatzlich den Landern selbst obliegen,
ist zum Ausschluss moglicher erheblicher Nachteile fir die Wahrnehmung der originéren
Aufgaben der Gemeinsamen Gliucksspielbehdrde der Lander eine einstimmige Zustimmung
des Verwaltungsrates erforderlich.

8 271 (Rechts- und Fachaufsicht)

Die Rechtsaufsicht obliegt aufgrund der Zuordnung der Gemeinsamen Glicksspielbehérde
der Lander zum Sitzland der fiir die Glucksspielaufsicht zustandigen obersten Landesbe-
horde des Landes Sachsen-Anhalt. Gleiches gilt im Prinzip fur die Fachaufsicht.

Absatz 1

Die Rechtsaufsicht erfolgt — auf3er in Eilfallen — im Benehmen mit den obersten Gliicks-
spielaufsichtsbehdrden der anderen Lander. Ein Einvernehmen ist fur die Austibung der
Rechtsaufsicht nicht erforderlich.
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Absatz 2

Die Auslibung der Rechte der Fachaufsicht des Sitzlandes ist nach Absatz 2 subsidiar zu
Entscheidungen des Verwaltungsrates nach § 27h Absatz 4. Sobald eine Entscheidung des
Verwaltungsrates vorliegt (entweder in Form einer Entscheidungsrichtlinie oder in Form einer
Weisung im Einzelfall), tritt die Befugnis des Sitzlandes zur Austibung der Fachaufsicht zu-
ruck. Dies verhindert, dass sich das Sitzland in Fragen der Fachaufsicht tber mit Zweidrittel-
mehrheit getroffene Entscheidungen der Vertreter aller Tragerlander hinwegsetzen kann,
und stellt die Funktion des Verwaltungsrates als internes Aufsichtsorgan der Lander sicher.

In den Fallen der Rechtsaufsicht nach Absatz 1 ist die Bestimmung eines vergleichbaren
Vorrangverhaltnisses nicht erforderlich. MaBnahmen der Rechtsaufsicht sind nur bei rechts-
widrigen Maflinahmen zuldssig. Rechtswidrige, d.h. insbesondere gegen diesen Staatsver-
trag verstoRende Entscheidungen des Verwaltungsrates, sind nicht schutzwurdig.

Absatz 3

Absatz 3 dient dazu, Verfahren zur Einleitung fachaufsichtlicher MaRnahmen anzustol3en.
Die Mitteilung des Prufergebnisses dient dazu, das ersuchende Land tber den Stand des
Verfahrens zu informieren. Weitergehende verfahrenseinleitende Befugnisse anderer Lander
sind aufgrund des Initiativrechts nach § 27h Absatz 4 Satz 3 und des Vorrangs der Entschei-
dungen des Verwaltungsrates nicht erforderlich. Ergreift das Sitzland auf Anregung eines an-
deren Landes keine fachaufsichtlichen MaRnahmen, kann dieses nach § 27h Absatz 4 Satz
3 eine — ohnehin vorrangige — Entscheidung des Verwaltungsrates veranlassen.

8§ 27m (Finanzkontrolle)

Die Priifung der Haushalts- und Wirtschaftsfihrung der Anstalt obliegt den Rechnungshdéfen
der Tragerlander. Diese Regelung tragt den Umstanden Rechnung, dass die Finanzierung
der Anstalt nach § 27c durch Finanzierungsbeitrage der Lander erfolgt und die Lander nach
§ 27d fur Verbindlichkeiten der Anstalt subsidiar haften und somit ein Prifungsinteresse der
Rechnungshofe der Tragerlander besteht. § 45 des Haushaltsgrundsatzegesetzes bleibt un-
berthrt.

8§ 27n (Anwendbares Datenschutzrecht)

§ 27n ist klarstellender Natur, weil sich mangels abweichender Bestimmungen in diesem
Staatsvertrag die Anwendbarkeit des im Sitzland geltenden Datenschutzrechts bereits aus §
27a Absatz 3 ergibt.

§ 270 (Informationssicherheit)

§ 270 enthalt grundlegende Regelungen zur Informationssicherheit sowie die Pflicht, eine be-
hordliche IT-Sicherheitsbeauftrage oder einen IT-Sicherheitsbeauftragten zu bestellen. Die-
ser ist bei der Gemeinsamen Gliicksspielbehtrde der Lander von besonderer Relevanz, weil
ihr nach 8§ 27f Absatz 4 Nummer 1 bis 3 auch die Zustandigkeit fur die Fihrung der anbieter-
Ubergreifenden Dateien zukommt, in denen personenbezogene Daten von Spielern verarbei-
tet werden.

§ 27p (Ubergangsregelungen)

Die Ubergangsregelungen bis zum Wirkbetrieb der Gemeinsamen Gliicksspielbehérde der
Lander beriicksichtigen, dass diese neu errichtete Behdrde nicht ab dem Tag ihrer Errich-
tung samtliche ihr nach diesem Staatsvertrag zukommenden Aufgaben bereits ausfillen kén-
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nen wird. Um ein Vollzugsdefizit zu vermeiden, werden daher die der Gemeinsamen Glicks-
spielbehorde der Lander zukommenden Aufgaben fiir eine Ubergangszeit einzelnen Trager-
landern zugewiesen. Die Zustandigkeitsregelungen orientieren sich am GluStV 2012/2020.
Soweit nach dem Gliicksspielstaatsvertrag eine zentrale Zustandigkeit bestand, bleibt diese
fur die Ubergangszeit bestehen. Mit diesem Staatsvertrag neu geschaffene zentrale Zustan-
digkeiten werden dem Sitzland Gbertragen, um einen Ubergang der Aufgabenwahrnehmung
auf die Gemeinsame Gliicksspielbehdrde der Lander zu erleichtern. Die Sicherstellung des
Landereinflusses erfolgt in dem Ubergangszeitraum weiter (iber das Gliicksspielkollegium
nach den Abséatzen 6 und 7 bis 9.

Absatze 1 bis 3

Absatz 1 bestimmt die Ubergangszustandigkeiten fur die Angebote mit einer zentralen Er-
laubniserteilung und fiir die Uberwachung der zentral erlaubten Angebote (8§ 9a Absatz 2).
Durch den letzten Satzteil der Nummer 3 (,im Ubrigen®) wird die Zustandigkeit der zustandi-
gen Gliucksspielaufsichtsbehdrde des Landes Sachsen-Anhalt fur die Erlaubniserteilung far
virtuelle Automatenspiele und Online-Poker begriindet. Ansonsten verbleibt es zunachst bis
zum 31. Dezember 2022 bei der Zustandigkeitsverteilung nach dem GIluStV 2012/2020. Wel-
che Behdrde die in dem jeweiligen Land zustandige Glucksspielaufsichtsbehdrde ist, richtet
sich nach dem jeweiligen Landesrecht. Der Ubergangszeitraum korrespondiert mit dem
Ubergangszeitraum nach § 29 Absatz 1 bis 3. Die Erteilung einer neuen Erlaubnis nach die-
sem Staatsvertrag erfolgt noch durch die bislang zustdndigen Behdrden, so dass auf beste-
hendes Personal und Erfahrungen im Sinne einer ziigigen Erteilung der Erlaubnisse zuriick-
gegriffen werden kann.

Mit Ende des Ubergangszeitraums geht nicht nur die Zustandigkeit fiir die Erlaubniserteilung,
sondern auch die Zustandigkeit fiir die Uberwachung der bereits vorhandenen Erlaubnisinha-
ber auf die Gemeinsame Gliicksspielbehdrde der Lander Uber. Dies ergibt sich unmittelbar
aus 8 9a Absatz 2. Zustéandig ist hiernach nicht die Behérde, welche die Erlaubnis erteilt hat,
sondern diejenige Behorde, welche abstrakt fir die Erlaubniserteilung zustandig ist. Ab dem
Ende des Ubergangszeitraums ist das die Gemeinsame Gliicksspielbehorde der Lander.

Absatz 2 enthalt die Ubergangszustandigkeiten fur den zentralisierten Vollzug gegen lander-
Ubergreifende nach diesem Staatsvertrag unerlaubte Tatigkeiten. Damit wird unmittelbar mit
dem Inkrafttreten dieses Staatsvertrags eine zentrale Zustandigkeit fur den Vollzug gegen
illegale Angebote im Internet geschaffen. Die Ubergangszustandigkeit endet insoweit bereits
am 30. Juni 2022. Durch das gestufte Vorgehen wird vermieden, dass der neu errichteten
Gemeinsamen Glucksspielbehérde der Lander sdmtliche Zustandigkeiten gleichzeitig zufal-
len. Der Vollzug gegen unerlaubte Anbieter im Internet bietet sich fiir einen vorgezogenen
Ubergang an, weil dieser weitgehend unabhangig ist von den Erlaubnisverfahren nach Ab-
satz 1.

Auch fur die Fuhrung der ,White-List“ nach § 9 Absatz 8 ist iUbergangsweise das Land Sach-
sen-Anhalt zustandig. Die nach Absatz 1 zustdndigen Lander haben der zustandigen Be-
horde in Sachsen-Anhalt dafur die erforderlichen Daten zur Verfligung zu stellen.

Absatz 4

Absatz 4 regelt die Zustandigkeit fur die Fiihrung der Spielersperrdatei, der Limitdatei und
der Aktivitatsdatei. Fur die Fuhrung der Spielersperrdatei ist zunachst weiterhin das Land
Hessen zustandig. Das Land Hessen kann auf das bestehende System OASIS aufbauen, so
dass eine kurzfristige Inbetriebnahme des anbieter- und spielformibergreifenden Sperrsys-
tems mdglich erscheint. Die Gbrigen Dateien sind ohnehin neu aufzubauen. Daher liegt hier
die Zustandigkeit beim Land Sachsen-Anhalt als Sitzland der Anstalt. Die Zustandigkeit geht
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mit Ubergang der Zustandigkeiten nach Absatz 1 ebenfalls auf die Gemeinsame Gliicksspiel-
behdrde der Lander tber. Unter den Voraussetzungen des § 27k Absatz 1 und 2 kann sich
die Gemeinsame Gliicksspielbehorde der Lander jedoch bei der Wahrnehmung dieser Auf-
gabe der bestehenden Einrichtungen in den Landern Hessen und Sachsen-Anhalt weiterhin
bedienen.

Absatz 5

Absatz 5 verpflichtet die Lander, der Gemeinsamen Gliucksspielbehérde der Lander beim
Ubergang der Zustandigkeiten samtliche Daten, welche diese zur Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben bendtigt, zur Verfiigung zu stellen. Dabei handelt es sich beispielsweise um Informati-
onen Uber den Inhalt erteilter Erlaubnisse, zum bisherigen Verhalten einzelner erlaubter oder
nicht erlaubter Anbieter und von Zahlungsdienstleistern. Damit bildet die Vorschrift zugleich
die Rechtsgrundlage zur Weitergabe der bei den Behdrden der Lander vorhandenen Daten.

Absatz 6 bis 9 (Glucksspielkollegium)

Die Regelungen zum Gluicksspielkollegium werden aus 8§ 9a des Glicksspielstaatsvertrages
fur die Ubergangszeit iibernommen. Das Gliicksspielkollegium dient der Sicherstellung der
Mitwirkung der Lander an den Entscheidungen der in der Ubergangszeit zustandigen Lan-
derbehdrden. Es vermittelt den Entscheidungen der zustandigen Behodrde daher die erforder-
liche demokratische Legitimation der anderen Lander. Nach auf3en handelt es sich unabhan-
gig davon um eine Entscheidung der nach den Abséatzen 1 bis 3 zustandigen Behorde, auch
wenn diese nach Absatz 9 Satz 4 an Entscheidungen des Gliicksspielkollegiums gebunden
ist. Die Bindung ist vergleichbar mit der Bindung einer nachgeordneten Behérde an Weisun-
gen der fir sie zustandigen Aufsichtsbehdrde; in diesen Féllen bleibt ebenfalls die nachge-
ordnete Behorde zustandig und handelt mit Auenwirkung, auch wenn die inhaltliche Ent-
scheidung nicht von ihr getroffen worden ist. Die gerichtliche Kontrolle der Entscheidungen
kann durch Anfechtung der Entscheidung der nach Absatz 1 bis 3 zustandigen Behdérden er-
folgen. Im Rahmen eines solchen Verfahrens Uberprifen die Gerichte mittelbar auch die
RechtmaRigkeit der Beschliisse des Gliicksspielkollegiums.

Im Vergleich zu den Abséatzen 5 bis 8 des § 9a ist neben redaktionellen Anderungen die Ein-
fligung von Absatz 9 Satz 5 erfolgt. Dieser soll das Glicksspielkollegium zu einer zeitnahen
Beschlussfassung anhalten.

Absatz 10

Absatz 10 enthélt eine materiell-rechtliche Ubergangsbestimmung. Danach darf in den lan-
dereinheitlichen Verfahren nach § 9a Absatz 1 wahrend der Dauer des Ubergangszeitraums
eine Erhéhung des grundsétzlichen Hochstbetrages fiir das Einzahlungslimit nach 8§ 6¢ nicht
erlaubt werden. Damit soll dem Umstand Rechnung getragen werden, dass § 6¢ die Gestat-
tung zur Erhéhung des grundsétzlichen Hochstbetrages zum Bestandteil der Erlaubnis
macht, also flr nahezu alle Spielformen in die Kompetenz der Gemeinsamen Gliicksspielbe-
horde der Lander legt, um einheitliche Voraussetzungen und Rahmenbedingungen sicherzu-
stellen. Daher soll diese Kompetenz bis zum Wirkbetrieb der Gemeinsamen Gliicksspielbe-
hérde der Lander suspendiert sein. Zugleich wird damit fir den Ubergangszeitraum die tech-
nische Komplexitat der Limitdatei gesenkt, so dass mit einer friheren Einsatzbereitschaft
dieser Datei gerechnet werden kann. Sofern die Limitdatei noch nicht funktionsfahig ist, gilt §
29 Absatz 9 Nummer 3.

Anders ist die Situation bei den Online-Casinospielen. Hier besteht auch nach der Aufnahme
des Wirkbetriebs keine Zustandigkeit der Gemeinsamen Glicksspielbehérde der Lander fir
die Erlaubniserteilung, sondern von Anfang an eine Zustandigkeit der Lander. Die Aufgabe
der Gemeinsamen Gliicksspielbehtrde der Lander besteht insoweit in der Aufstellung von
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bindenden Rahmenregelungen. Diese Aufgabe wird fiir die Ubergangszeit der Gliicks-
spielaufsichtsbehdrde des Landes Sachsen-Anhalt im Einvernehmen mit den Aufsichtsbe-
horden aller anderen Lander tubertragen. Deshalb kénnen nach Absatz 10 Satz 2 die Erlaub-
nisbehorden der Lander im Bereich der Online-Casinospiele auch schon in der Ubergangs-
zeit unter Beachtung der Rahmenregelungen in der Erlaubnis die Erh6hung des grundsatzli-
chen Hochstlimits gestatten.

Nach Satz 3 kann die im Ubergangszeitraum fiir die Erlaubniserteilung zustandige Behorde
Veranstaltern von Sportwetten und Pferdewetten Ausnahmen im Einzelfall von der Rechts-
folge des § 6¢ Absatz 1 Satz 8 erlauben; sie kann demnach erlauben, dass Anbieter von
Sportwetten und Pferdewetten weitere Einzahlungen annehmen, auch wenn das Einzah-
lungslimit erschopft ist. Damit wird der bereits vor Inkrafttreten dieses Staatsvertrags beste-
henden Mdglichkeit der Erh6hung des damaligen Einsatzlimits nach § 4 Absatz 5 Nummer 2
GlaStV 2012/2020 Rechnung getragen, der auf Sportwetten und Pferdewetten Anwendung
fand. Um entsprechende Erlaubnisse zu einem erhohten Einsatzlimit auch in der Ubergangs-
zeit abbilden zu kénnen, bis eine Erhéhung des grundsatzlichen Hochstlimits nach § 6¢ Ab-
satz 1 Satz 3 zuldssig ist, ist diese Ausnahme vorgesehen. Dennoch ist eine Limitierung vor-
zusehen. Dies kann eine héhere (dann zusatzlich anbieterbezogene) Einzahlungslimitierung,
aber auch eine Einsatz- oder Verlustlimitierung sowie eine Kombination dieser Limits sein.
Hierbei ist das Ziel der Regelung zu beriicksichtigen, einen reibungslosen Ubergang erlaub-
ter Sport- und Pferdewettenanbieter in das neue Limitsystem dieses Staatsvertrags zu ge-
wabhrleisten.

Im Ubergangszeitraum ebenfalls keine Anwendung findet § 22a Absatz 7 Satz 2; praktisch
hat dies keine Auswirkung, weil sich wesentlich ge&nderte Voraussetzungen im Vergleich zur
Beschlussfassung Uber diesen Staatsvertrag (z.B. eine erhebliche Preissteigerung) in die-
sem Zeitraum noch nicht ergeben haben dirften.

Absatz 10 kann erst Anwendung finden, nachdem die Limitdatei funktionsfahig ist. Zuvor gilt
8§ 29 Absatz 9.

Absatz 11

Es handelt sich um eine Auffangregelung fur den Fall, dass der Staatsvertrag in einem der
Lander, denen in der Ubergangszeit eine Zustandigkeit zugewiesen ist, nicht oder nicht
rechtzeitig ratifiziert werden sollte. In diesem Fall wirde einem Land eine Zustandigkeit zu-
gewiesen, in dem der Staatsvertrag nicht in Kraft treten wirde. Die Zustandigkeitsregelung
liefe daher ins Leere. Um dies zu vermeiden, ist in solchen Fallen die zustandige Gliicks-
spielbehérde des Landes Sachsen-Anhalt zustdndig. Maf3geblich ist der Stichtag 1. Juli
2021. Tritt ein nach den Absatzen 1 bis 4 zustandiges Land nach § 35 Absatz 3 diesem
Staatsvertrag erst nach diesem Datum bei, verbleibt es fir die Ubergangszeit bei der Zustan-
digkeit Sachsen-Anhalts, um haufige Zustandigkeitswechsel zu vermeiden.

Absatz 12

Falls derzeit nicht abzusehende Schwierigkeiten beim Aufbau der Gemeinsamen Gliicks-
spielbehérde der Lander auftreten sollten, ist es nicht ausgeschlossen, dass diese zu den in
den Absatzen 1 bis 3 vorgesehenen Zeitpunkten die Aufgaben noch nicht ordnungsgeman
erfillen kann. Daher besteht nach Absatz 12 die Moglichkeit, die Ubergangszeit um bis zu
zwei Jahre zu verlangern, indem die Gemeinsame Gliicksspielbehdrde der Lander einzelne
oder samtliche ihrer Aufgaben nach den Absatzen 1 bis 3 auf die zustandige Glicksspielauf-
sichtsbehdrde des Ubergangsweise zustandigen Landes Ubertragen kann. Fur die Fihrung
der Dateien nach Absatz 4 ist eine solche Ausnahmeregelung nicht zwingend, weil sich die
Gemeinsame Glicksspielbehorde der Lander unter den Voraussetzungen des § 27k Absatz
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1 und 2 der entsprechenden Einrichtungen und Behdrden der Lander fir die Durchfiihrung
dieser Verwaltungsaufgabe bedienen kann.

Erforderlich fur eine Verlangerung der Ubergangszeit nach Absatz 12 ist die einstimmige
Feststellung des Verwaltungsrates, dass die Gemeinsame Gliicksspielbehdrde der Lander
nicht in der Lage ist, die Aufgabe ordnungsgemal zu erfullen. Unsicherheiten, wie sie regel-
malig beim Aufbau neuer Behodrden entstehen, sind dabei grundséatzlich hinzunehmen. Zu-
dem bedarf es eines Beschlusses des Verwaltungsrates, mit dem die Aufgabe auf das zuvor
zustandige Land tbertragen wird. Der Beschluss muss die Dauer der Verlangerung der
Ubergangszeit festlegen. Fiir unterschiedliche Aufgaben nach den Absétzen 1 bis 3 konnen
unterschiedliche Fristen angegeben werden. Es ist ausschlieRlich eine Ubertragung auf das
in der Ubergangszeit nach den Absatzen 1 bis 3 zustandige Land moglich. Ein Wechsel der
Zustandigkeit ist auf diesem Wege nicht méglich.

In dem verlangerten Zeitraum findet das Verfahren nach den Absatzen 6 bis 9 weiterhin An-
wendung.

Zehnter Abschnitt (Ubergangs- und Schlussbestimmungen; Inkrafttreten und Kundi-
gung)

§ 28 (Regelungen der Lander)

Absatz 1

Absatz 1 bleibt unverandert. Wie bislang betrifft Satz 2 ausschlie3lich Bereiche, in denen
keine landereinheitliche Zustandigkeit besteht. In den Fallen der landereinheitlichen Zustan-
digkeit ist die Festlegung weitergehender Anforderungen durch einzelne Lander in den Aus-
fuhrungsbestimmungen nicht mdglich, da andernfalls die durch diesen Staatsvertrag in die-
sen Bereichen beabsichtigte Landereinheitlichkeit nicht gewahrt werden kénnte.

Absatz 2

Absatz 2 wird durch diesen Staatsvertrag neu angefugt. Hiermit wird fur die Lander die M6g-
lichkeit geschaffen, traditionelle Gliicksspielturniere zuzulassen, wenn diese nicht gewerbs-
mafig, ohne Gewinnerzielungsabsicht und nur gelegentlich veranstaltet werden. Zudem gel-
ten Einsatz- und Gewinngrenzen, die sich auf das gesamte Turnier und nicht auf einzelne
Runden in dem Turnier beziehen.

Die Vorschrift dient der Wahrung des Brauchtums und der Sicherstellung von aufgrund regio-
naler Besonderheiten nachgefragten Glicksspielen. Als Beispiel zu nennen ist das Karten-
spiel Watten, das sich in Bayern grol3er Beliebtheit erfreut und regelm&Rig von Traditionsver-
einen veranstaltet wird. Die betragsméaRige Begrenzung der Einsatze und der Summe der
Preise dient neben der Begrenzung auf Traditionsspiele dazu, die Manipulations- und Sucht-
gefahren gering zu halten. Naheres haben die Lander, die von dieser Vorschrift Gebrauch
machen méchten, in ihren Ausfiihrungsbestimmungen zu regeln.

Die Ausnahmevorschrift gilt nach Satz 3 nicht fiir Glucksspiele, die stationar in Spielbanken
angeboten werden. Hier besteht kein Bedurfnis fur eine Ausnahmeregelung, weil die Nach-
frage nach solchen Glicksspielen sowie die Brauchtumspflege in Bezug auf solche Gliicks-
spiele durch das Angebot in den Spielbanken abschlieRend befriedigt bzw. verwirklicht wird.
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§ 28a (Ordnungswidrigkeiten)

Mit 8§ 28a werden erstmals Ordnungswidrigkeitstatbestande in einen Glicksspielstaatsver-
trag eingefuhrt. Dies ermoglicht die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten durch die Gemein-
same Glucksspielbehdrde der Lander auf Basis eines landereinheitlichen Katalogs von Ord-
nungswidrigkeiten und dient daher zugleich einer einheitlichen Rechtsanwendung und der
Rechtssicherheit. Aufgrund dieser Zielsetzung enthalt § 28a nur solche Ordnungswidrig-
keitstatbestande, welche im Rahmen der Austibung der Aufsicht durch die Gemeinsame
Glucksspielbehdrde der Lander Relevanz erlangen. Den Landern ist es unbenommen, fur ih-
ren Hoheitsbereich weitere Ordnungswidrigkeitstatbestande, inshesondere fir das stationare
Angebot, festzulegen.

Die Strafbarkeit unerlaubten Gliicksspiels steht den Ordnungswidrigkeitstatbestanden auch
insoweit nicht entgegen, als eine mit einer Geldbul3e bedrohte Handlung zugleich einen
Straftatbestand erfillt. In diesen Fallen findet § 21 OWiG Anwendung.

§ 29 (Ubergangsregelungen)

Die Ubergangsregelungen dienen im Wesentlichen einem geordneten Ubergang in die neue
Rechtslage. Sie berticksichtigen, dass Erlaubnisse nach dem GIliuStV 2012/2020 regelmalig
auf dessen Geltungsdauer, also bis zum 30. Juni 2021, befristet waren. Da dieser Staatsver-
trag zum 1. Juli 2021 in Kraft treten soll, kbnnen Erlaubnisse auf Basis dieses Staatsvertrags
erst nach diesem Datum erteilt werden. Um auch in der Zwischenzeit bis zur Erteilung neuer
Erlaubnisse ein ausreichendes Gliicksspielangebot sicherzustellen, enthalt § 29 Ubergangs-
regelungen, welche bestehende Erlaubnisse fur einen begrenzten Ubergangszeitraum ver-
langern, jedoch bereits der neuen Regulierung unterwerfen. Die Fortgeltung flr eine be-
grenzte Dauer ohne erneutes Antragsverfahren einschlie3lich der erforderlichen Prifungen
steht den Zielen des § 1 regelméaRig nicht entgegen, weil in der Vergangenheit bereits eine
entsprechende Prifung erfolgt ist und die MaRnahmen der Glicksspielaufsicht, einschlief3-
lich der Moglichkeit zum Widerruf der Erlaubnis bei Verst63en, hiervon unbeschadet bleiben.

Absatz 1

Absatz 1 enthélt eine entsprechende Regelung fur die Veranstaltung von Lotterien. Die bis
zum 30. Juni 2021 erteilten Erlaubnisse gelten danach bis zum 30. Juni 2022 fort. Entspre-
chend dem Zweck der Vorschrift reicht eine Erteilung der Erlaubnis vor dem 30. Juni 2021
nicht aus. Die Erlaubnis muss auch am 30. Juni 2021 noch wirksam gewesen sein, d.h. nicht
aufgehoben (zuriickgenommen oder widerrufen) oder auf einen Zeitpunkt vor dem 30. Juni
2021 befristet gewesen sein.

Die bestehenden Erlaubnisse enthalten keine von 8§ 5 Absatz 1 Satz 3 vorausgesetzten In-
halts- und Nebenbestimmungen fiir Werbung im Fernsehen und Internet. Diese Bestimmun-
gen waren nach bisheriger Rechtslage in den Erlaubnissen zur Ausnahme vom Verbot fir
Werbung im Internet und Fernsehen (8 5 Absatz 3 Satz 2 GluStV 2012/2020) enthalten.
Nach Satz 2 gelten die in den Erlaubnissen nach 8 5 Absatz 3 Satz 2 GluStVv 2012/2020 fest-
gelegten Inhalts- und Nebenbestimmungen fiir den Ubergangszeitraum fort. In § 5 vorgese-
hene weitergehende Beschrankungen der Werbung bleiben unabhangig davon bestehen
und gehen eventuell widersprechenden Nebenbestimmungen vor.

Absatz 2
Absatz 2 enthalt eine dem Absatz 1 entsprechende Regelung fiir die gesetzliche Verlange-
rung der Geltungsdauer von am 30. Juni 2021 wirksamen Erlaubnissen fur Veranstalter von

128
Vorlaufige, unredigierte Fassung — Parlamentsdokumentation der Bremischen Birgerschaft



Lotterien nach dem Dritten Abschnitt sowie fur Vermittler von erlaubten 6ffentlichen Gliicks-
spielen.

Satz 2 enthalt unverandert die Regelung, dass fiir in die Vertriebsorganisation eines Veran-
stalters eingegliederte Vermittler der Antrag auf Erteilung der Erlaubnis nach § 4 Absatz 1
durch den Veranstalter zu stellen ist. Dies ist Folge der Eingliederung und dient der besseren
Ausuibung der Aufsicht Uber diese Vermittler. Satz 2 ist auch auf Wettvermittlungsstellen an-
wendbar, die nach § 3 Absatz 6 stets in die Vertriebsorganisation des Veranstalters einge-
gliedert sind.

Absatz 3

Absatz 3 enthélt eine den Abatzen 1 und 2 entsprechende Regelung fir die Veranstaltung
von Sportwetten. Anders als in den Féllen der Abséatze 1 und 2 verlangert sich die Geltungs-
dauer der am 30. Juni 2021 wirksamen Erlaubnisse jedoch bis zum 31. Dezember 2022.
Dies tragt dem Umstand Rechnung, dass die Erlaubnisse fur die Veranstaltung von Sport-
wetten erst nach Inkrafttreten des Dritten Glucksspielanderungsstaatsvertrags am 1. Januar
2020 erteilt werden und sich die Erteilungsvoraussetzungen nach § 4a im Vergleich zur bis-
herigen Rechtslage nicht wesentlich ge&dndert haben.

Die Bezugnahme auf die Regelungen dieses Staatsvertrages schliet die zusatzlichen Uber-
gangsregelungen des Absatzes 9 Nummer 2 und 3 flir das Fehlen der Spielersperrdatei bzw.
der Limitdatei ein. Ein Fall des Fehlens der Spielersperrdatei (Absatz 9 Nummer 2) liegt da-
bei nur vor, wenn sowohl das bisherige Spielersperrsystem nach 8§ 8, 23 GluStV 2012/2020
als auch das nach diesem Staatsvertrag vorgesehene Spielersperrsystem nicht verfiigbar
sein sollten. Ist das Spielersperrsystem nach 88§ 8, 23 GIuStV 2012/2020 (OASIS) vorhan-
den, ist es von den Veranstaltern von Sportwetten zu nutzen.

Absatz 4

Die bislang in § 29 Absatz 4 GIuStV 2012/2020 vorgesehenen, teilweise bereits ausgelaufe-
nen Regelungen zum Ubergang auf die mit dem Ersten Glicksspielstaatsvertrag im Jahr
2012 eingefiihrten Regelungen fur Spielhallen in den 88§ 24, 25 (insbesondere fir die Ab-
standsgebote und das Verbot von Verbundspielhallen) werden entsprechend dem damaligen
und fortbestehenden gesetzgeberischen Willen nicht in diesen Staatsvertrag tbernommen.

Zwar ist statt der bisherigen Hartefallregelung fir den begrenzten Bereich der Verbundspiel-
hallen im selben Geb&ude oder Gebaudekomplex eine Landeroffnungsklausel vorgesehen,
die den Landern eine Ausnahme von dem Verbot nach § 25 Absatz 2 ermdglicht, wenn diese
am 1. Januar 2020 bestanden haben. Jedoch sollen Verbundspielhallen nach wie vor redu-
ziert werden. Deshalb kann eine solche Ausnahme nur befristet und nur fur bis zu drei Spiel-
hallen im selben Gebaude oder Gebaudekomplex erteilt werden. Voraussetzung fir diese
Ausnahme ist ein gemeinsamer Antrag der — oftmals in diesen Konstellationen ohnehin iden-
tischen — Betreiber sowie die Einhaltung von nach Landesrecht ndher zu bestimmenden qua-
litativen Voraussetzungen. Jedenfalls sind von den Landern ein Zertifizierungsverfahren, ein
mit Prifung abgeschlossener Sachkundenachweis und eine besondere Schulung des Perso-
nals dieser Spielhallen vorzusehen und die Einzelheiten naher auszugestalten. Daneben
konnen die Lander weitere Voraussetzungen fur die Ausnahme von 8 25 Absatz 2 vorsehen.

Die Lander konnen auch auf den Gebrauch der Offnungsklausel vollstandig verzichten.

Es handelt sich bei Absatz 4 um eine Bestandsschutzregelung; nicht ermdglicht wird die Er-
laubnis neuer Verbundspielhallen. Diese berticksichtigt, dass einige Lander in ihren beste-
henden Ausfiihrungsbestimmungen auf Basis der bisherigen Hartefallregelung des § 29 Ab-
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satz 4 Satz 4 GIuStV 2012/2020 den Betrieb von Verbundspielhallen unter bestimmten An-
forderungen ermdoglicht haben. Daneben ist teilweise ebenfalls auf Basis der bisherigen Har-
tefallregelung der einstweilige Fortbestand von Verbundspielhallen im Einzelfall fir einen be-
grenzten Zeitraum erlaubt worden. Absatz 4 ermdéglicht unter anderem ein Auslaufen dieser
Regelungen.

Aufgrund der Ausgestaltung als Bestandsschutzregelung erfolgt die Riickbeziehung auf den
1. Januar 2020. Es werden nur an diesem Stichtag bestehende Verbundspielhallen erfasst.
Der 1. Januar 2020 wurde gewahlt, weil der Entwurf dieses Staatsvertrags im Januar 2020
im Rahmen der durchgefiihrten Verbandeanhoérung erstmals der Fachoéffentlichkeit bekannt
gegeben worden ist.

Die Ausnahmeregelung steht den Zielen dieses Staatsvertrages daruber hinaus auch nicht
entgegen. Trotz dieser erneuten Ubergangsregelung wird insbesondere im Vergleich zum
Zeitraum vor 2012 eine wesentlich verringerte Verfligbarkeit von Geldspielgeraten in Spiel-
hallen erreicht. Hintergrund der Entstehung von Mehrfachkonzessionen war die Begrenzung
der Gesamtzahl an Geld- und Warenspielgeraten in Spielhallen nach § 3 Absatz 2 der Spiel-
verordnung des Bundes auf bis zu zwdlf Gerate. Durch die Erlaubnis mehrerer — formal ge-
trennter — Spielhallen in demselben Gebaude oder Gebaudekomplex konnte vor Einfihrung
des 8§ 25 GIluStV im Jahr 2012 die Hochstzahl der Geldspielgerate mehrfach in Anspruch ge-
nommen werden. In Einzelfallen waren deshalb tGber 100 Geld- bzw. Warenspielgeréate in ei-
nem Gebaude oder Gebaudekomplex vorzufinden. Durch die Begrenzung des Absatzes 4
auf maximal drei Konzessionen pro Gebaude bzw. Geb&udekomplex werden solche erhebli-
chen Kumulationen von Spielgeraten auch im Rahmen eines Ubergangszeitraums verhindert
und den Landern zugleich ermdglicht, Regelungen zu schaffen, die einen sanfteren Uber-
gang vom derzeitigen Zustand in den von § 25 vorgesehenen Zustand zu schaffen, wobei
gualitative Voraussetzungen zur Sicherstellung des Spielerschutzes vorzusehen und die Er-
laubnisse zu befristen sind.

Wird von der Offnungsklausel des Absatzes 4 durch ein Land Gebrauch gemacht und erhal-
ten die Verbundspielhallen eine entsprechende Erlaubnis, ist auf den Verbund das Abstands-
gebot des § 25 Absatz 1 nicht anzuwenden. Im Ubrigen gilt das Abstandsgebot des § 25 Ab-
satz 1 fur alle Spielhallen nunmehr ohne Ausnahme. Die landesrechtlich vorgesehenen Ab-
stande sind daher auch zwischen sonstigen Spielhallen und den Verbundspielhallen einzu-
halten.

Absatz 5

Erlaubnisse fur die Veranstaltung von Pferdewetten im Internet werden den Sportwetterlaub-
nissen gleichgestellt. Erteilte Erlaubnisse nach dem Rennwett- und Lotteriegesetz bleiben
hingegen von diesem Staatsvertrag unberihrt.

Absatz 6

Durch die Aufnahme einer weiteren Landeroffnungsklausel konnen Lander fiir einen Uber-
gangszeitraum bis zum 30. Juni 2024 die Vermittlung von Sportwetten in Annahmestellen,
die in die Vertriebsorganisation der staatlichen Lotterieveranstalter eingegliedert sind, ermdg-
lichen. Voraussetzung ist eine entsprechende Regelung in den Ausfiihrungsbestimmungen
der Lander. Diese Annahmestellen missen nicht die Anforderungen an Wettvermittlungsstel-
len nach § 21a erfullen. Dafir ist ausschlieR3lich die Vermittlung von Ergebniswetten (vgl. §
21 Absatz 1) zulassig. Diese missen vor Beginn des Sportereignisses abgegeben werden;
Live-Wetten (8 21 Absatz 4) in Annahmestellen sind unzuldssig. Das in Annahmestellen
Ubergangsweise erlaubte Angebot wird damit auf das nach dem bis Mitte 2021 gtltigen
Glucksspielstaatsvertrag erlaubnisfahige Mal3 begrenzt. Erheblich suchtanfallige Wetten sind
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in Annahmestellen nicht méglich. Unberihrt bleibt zudem die Verpflichtung nach § 8 Absatz
3 zur Abfrage der Sperrdatei. Anders als in Wettvermittlungsstellen hat diese jedoch nicht
schon beim Betreten der Annahmestelle, sondern erst unmittelbar vor dem ersten Spiel wéh-
rend eines Aufenthalts in der Annahmestelle zu erfolgen (§ 8 Absatz 3 Satz 5).

Bislang war in Annahmestellen in zahlreichen Bundeslandern die Teilnahme an Sportwetten
moglich, welche von Veranstaltern nach § 10 Absatz 2 bzw. von einer von diesen Veranstal-
tern gemeinsam getragenen Gesellschaft veranstaltet worden sind. Die Veranstaltung dieser
Sportwetten diente dem — mit Inkrafttreten dieses Staatsvertrages fur Sportwetten entfallen-
den (vgl. Erlauterungen zu § 10) — staatlichen Auftrag aus 8 10 Absatz 1 Satz 1 GluStV
2012/2020, ein ausreichendes Glucksspielangebot als Alternative zum Schwarzmarkt sicher-
zustellen, welcher neben der Erprobung eines liberalisierten Marktes im Rahmen der Experi-
mentierklausel (8 10a GluStV 2012/2020) fortbestand. Auch wenn die Marktanteile des in
Annahmestellen vermittelten Sportwettenangebots in den vergangenen Jahren ricklaufig
waren (vgl. Jahresreporte der Glucksspielaufsichtsbehérden der Lander), hat diese Form der
Sportwetten Stammkunden und tragt zur Einnahmeerzielung der zumeist von Kleinunterneh-
mern betriebenen Annahmestellen bei. Die Ubergangsregelung ermdglicht den bestehenden
Kunden und den Betreibern der Annahmestellen, sich auf die Rechtsanderung einzustellen.
Damit dient die Regelung auch der Vermeidung der Abwanderung von bisherigen Teilneh-
mern der Sportwette ,Oddset” in den Schwarzmarkt.

Auch in Annahmestellen dirfen allerdings ausschlie3lich Wetten von Veranstaltern vermittelt
werden, welche Uber eine Erlaubnis nach § 4 Absatz 1 verfigen, die nur unter den Voraus-
setzungen des § 4a von der im landereinheitlichen Verfahren nach § 9a Absatz 1 Nummer 3
zustandigen Behorde erteilt werden kann.

Absatz 7

Im Hoheitsgebiet des Landes Schleswig-Holstein waren bereits bis zum Inkrafttreten dieses
Staatsvertrags aufgrund von 88 4, 19 und 20 des Gesetzes zur Neuordnung des Glicks-
spiels (Glucksspielgesetz) vom 20.10.2011, GVOBI. S. 280, in Verbindung mit § 1 des Ge-
setzes zur Ubergangsregelung fiir Online-Casinospiele vom 11.06.2019, GVOBI. S. 145, be-
stimmte dort als Online-Casinospiele bezeichnete Glicksspiele im Internet erlaubnisfahig,
die inhaltlich mit den Spielformen nach 88 22a und 22b dieses Staatsvertrags vergleichbar
waren.

Absatz 7 erméglicht den in Schleswig-Holstein erlaubten Anbietern, auf Basis der ehemali-
gen dortigen Regulierung auf dem Hoheitsgebiet Schleswig-Holsteins ihr bestehendes Ange-
bot weiterzubetreiben, bis diese Anbieter eine Erlaubnis nach diesem Staatsvertrag erhalten.
Hierdurch wird in Schleswig-Holstein ein flieRender Ubergang zwischen dem bisherigen
schleswig-holsteinischen Landesrecht und diesem Staatsvertrag ermdglicht und verhindert,
dass bislang erlaubte Anbieter ihr Angebot im Zeitraum zwischen dem Inkrafttreten dieses
Staatsvertrags und einer Erlaubniserteilung nach 8§ 4 Absatz 1 und 4 einstellen missen.

Der Ubergangszeitraum ist jedoch bis zum 31. Dezember 2024 befristet. Veranstalter mus-
sen zudem bis zum 1. Juli 2022 einen Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis nach diesem
Staatsvertrag gestellt haben. Als Antragstellung in diesem Sinne gilt nur ein zumindest Uber-
wiegend vollstandiger Antrag. Insbesondere ein in jeder Hinsicht unvollstandiger oder unzu-
reichender Antrag ist nicht ausreichend, um die Frist zu wahren.

Absatz 8
Durch die gesetzliche Anordnung der Fortgeltung bestehender Erlaubnisse entfallt die Ver-
pflichtung des Erlaubnisinhabers zur Zahlung von Kosten nicht. Diese sollen unter anderem
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einen Ausgleich fiir die mit der Uberwachung erlaubter Angebote entstehenden Verwaltungs-
kosten bieten und einen Teil des Vorteils ausgleichen, welchen der Erlaubnisinhaber durch
die Erlaubnis erhalt (vgl. Erlauterungen zu § 9a Absatz 4). Diese Griinde der Kostenerhe-
bung liegen auch in den Fallen der Abséatze 1 bis 3 vor. § 9a Absatz 4 Satz 4 (ErmaRigung
fur Folgeveranstaltungen) wird regelmaRig anzuwenden sein.

Absatz 9

Absatz 9 sieht zusatzliche Regelungen fur den Fall vor, dass die notwendige technische Inf-
rastruktur fur das anbieter- und spielformubergreifende Spielersperrsystem nach §§ 8 ff. und
23 oder die Limitdatei nach § 6¢c Absatz 4 unmittelbar nach Inkrafttreten dieses Staatsvertra-
ges noch nicht zur Verfugung stehen.

Anders als durch die tibrigen Ubergangsregelungen des § 29 soll durch diese Ubergangsre-
gelung nicht nur gewahrleistet werden, dass durch das Inkrafttreten dieses Staatsvertrags
kein ,genehmigungsfreier” Zeitraum bezlglich bislang bereits erlaubnisfahiger Angebote ent-
steht. Vielmehr wird fiir einen Ubergangszeitraum von maximal 18 Monaten die Erteilung ei-
ner Erlaubnis insbesondere fir die nach diesem Staatsvertrag erstmals erlaubnisfahigen und
erweiterten Spielformen ermdglicht, auch wenn in diesem Zeitraum bestimmte technische
Voraussetzungen, an die die Erlaubniserteilung eigentlich gebunden ist, durch die zustandi-
gen Behorden noch nicht zur Verfiigung gestellt werden kénnen.

Die Ziele des § 1 sind — wie stets — auch in der Ubergangszeit bis zum 31.12.2022 zu errei-
chen bzw. nicht zu gefahrden. Daher sind alle Spielerschutzbestimmungen und materiell-
rechtlichen Anforderungen dieses Staatsvertrages mit Inkrafttreten und damit im Zeitpunkt
der Erlaubniserteilung zu beachten. Lediglich die anbieteriibergreifende Limitdatei nach § 6¢
kann in der Ubergangszeit bis zu ihrer Inbetriebnahme durch eine anbieterbezogene Limitie-
rung der Spieleinséatze in den Grenzen von § 6c ersetzt werden. Gleiches gilt fir die spiel-
formUbergreifende Selbst- oder Fremdsperre, die (ibergangsweise bis zur Inbetriebnahme
der Spielersperrdatei durch eine anbieterbezogene Selbst- oder Fremdsperre ersetzt werden
kann.

Die Ubergangsregelung dient in dieser Form den Zielen des § 1. Durch sie soll moglichst
frihzeitig ermoglicht werden, Spieler in ein weniger gefahrliches Spielangebot zu kanalisie-
ren (vgl. unter A. Il.), auch wenn dieses Angebot libergangsweise einzelne spielerschiit-
zende MaRnahmen noch nicht vorhalt. Ohne eine entsprechende Ubergangsregelung
musste mit der Erlaubniserteilung bis zur Schaffung der technischen Voraussetzungen abge-
wartet werden. Hierdurch ware in dieser Ubergangszeit keine erlaubte Alternative zum
Schwarzmarkt vorhanden, in der zumindest die Gibrigen Vorgaben dieses Staatsvertrags be-
achtet und dadurch die Gefahrlichkeit des Angebots im Vergleich zum Schwarzmarktangebot
jedenfalls teilweise gesenkt werden. Diese nur fur den Ubergangszeitraum tragende Argu-
mentation &ndert nichts an der grundsatzlichen Notwendigkeit der technischen Spieler-
schutzmaflinahmen zur Erreichung der Ziele des 8§ 1 im Gesamtzusammenhang dieses
Staatsvertrags.

Neben den in Absatz 9 Nummer 2 und 3 genannten Voraussetzungen kann die zustandige
Behorde fur die Ubergangszeit daher auch weitere Nebenbestimmungen zur Erreichung der
Ziele des § 1 vorsehen, die bei einer Funktionsfahigkeit der Dateien nicht erforderlich waren.

Die von 8 4c Absatz 1 abweichende Befristung der Erlaubnis langstens auf den 31. Dezem-

ber 2022 knupft daran an. Hierdurch kdnnen in der nach Schaffung der technischen Voraus-
setzungen fir das Spielersperrsystem und die Limitdatei erteilten Erlaubnis die entsprechen-
den Inhalts- und Nebenbestimmungen umfassend an die nun in Betrieb befindlichen Dateien
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angepasst werden. Zudem kann das Verhalten des Anbieters in diesem Zeitraum, in dem die
anbietertbergreifenden technischen MalRnhahmen noch nicht zur Verfiilgung stehen und es
deshalb insbesondere auf die vom Anbieter selbst durchgefuhrten Schutzmal3nahmen an-
kommt, bei der Entscheidung tber den Folgeantrag bertcksichtigt werden.

§ 32 (Evaluierung)

Mit der Offnung des Marktes fur virtuelle Automatenspiele, Online-Poker und Online-Casino-
spiele werden erstmals im Geltungsbereich dieses Staatsvertrages landerlbergreifend be-
stimmte Spielformen erlaubnisfahig. Daneben erfolgen Anderungen in anderen Gliicksspiel-
bereichen. Zudem wird die Digitalisierung weiter fortschreiten und weiteren Einfluss auf die
Entwicklung des Gliicksspielmarktes im In- und Ausland nehmen. Um die Erreichung der
Ziele des § 1 durch die Regelungsmechanismen dieses Staatsvertrages zu tUberprifen, et-
waige Fehlentwicklungen zu benennen und méglichen Anderungsbedarf zur besseren Errei-
chung der mit diesem Staatsvertrag verfolgten Ziele zu erkennen, soll eine regelmafige Eva-
luierung dieses Staatsvertrags erfolgen. Diese soll insbesondere die im Vergleich zum
GlaStV 2012/2020 mit diesem Staatsvertrag neu eingefiigten und wesentlich verdnderten
Regelungen umfassen. Die Evaluierung soll grundsatzlich fortlaufend erfolgen. Ein zusam-
menfassender Bericht soll erstmals bis zum 31. Dezember 2026 vorgelegt werden. Der Zeit-
raum von finfeinhalb Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Staatsvertrags beriicksichtigt,
dass insbesondere mdgliche Auswirkungen auf den Anteil pathologischer Spieler und die
Glucksspielpravalenzen in der Bevolkerung erst mit einigem zeitlichen Abstand sichtbar wer-
den. Auch ist mit hochstrichterlicher Rechtsprechung zur neuen Rechtslage erst nach einiger
Zeit zu rechnen. Um etwaigen dringenden Handlungsbedarf zu benennen, soll jedoch bis
zum 31. Dezember 2023 ein Zwischenbericht vorgelegt werden. Der Zeitraum von zweiein-
halb Jahren ist insbesondere vor dem Hintergrund der Ubergangsregelungen des § 29 ge-
wahlt.

Die Evaluierung erfolgt weiterhin federfiihrend durch die obersten Glicksspielaufsichtsbehor-
den der Lander. Eine Mitwirkung der Gemeinsamen Gliicksspielbehérde der Lander, insbe-
sondere fur den Beitrag von Erkenntnissen und Daten aus ihrem Tatigkeitsbereich, sowie
des Fachbeirats ist vorgesehen. Dartber hinaus kdnnen auch wissenschaftliche Forschungs-
stellen bei der Evaluierung einbezogen werden.

8 34 (Sprachliche Gleichstellung)

Vor dem Hintergrund des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts vom 10. Oktober
2017 (1 BvR 2019/16) wird durch die redaktionelle Anpassung des Wortlauts im Vergleich zu
§ 34 GluStV 2012/2020 klargestellt, dass sich Personen- und Funktionsbezeichnungen in
diesem Staatsvertrag auf alle Geschlechter beziehen.

8 35 (Inkrafttreten, Kiindigung, Neubekanntmachung)

Absétze 1 bis 3

Fur das Inkrafttreten dieses Staatsvertrags ist die Hinterlegung von 13 Ratifikationsurkunden
ausreichend. Hierdurch soll insbesondere etwaigen Verzégerungen im parlamentarischen
Ratifizierungsverfahren in einzelnen Landern Rechnung getragen werden. Sofern bis zu drei
Lander die Ratifikationsurkunden nicht rechtzeitig nach Absatz 1 hinterlegen kénnen, steht
Ihnen der Beitritt nach Absatz 3 offen. Der Beitritt ist auch vor Inkrafttreten des Staatsver-
trags und nach einer Kindigung maglich.
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Absatz 4

Dieser Staatsvertrag wird im Gegensatz zu bisherigen das Gliicksspielwesen regelnden
Staatsvertragen auf unbestimmte Zeit geschlossen. Hintergrund ist insbesondere die Errich-
tung der Gemeinsamen Glicksspielbehdrde der Lander nach § 27a, welche im Falle eines
Auslaufens eines befristeten Staatsvertrages ohne Rechtsgrundlage ware, wodurch insbe-
sondere fur das Personal der Behorde weitreichende und unmittelbare Folgen entstehen
wirden.

Zum Ausgleich der fehlenden Befristung bestehen ordentliche Kiindigungsmaoglichkeiten
nach Absatz 4 Satz 2 und Absatz 5. Damit wird die verfassungsgerichtliche Rechtsprechung
bertcksichtigt, welche eine grundsatzliche Revidierbarkeit der von den Landern getroffenen
Entscheidungen fordert, um Anderungen der parlamentarischen Mehrheitsverhaltnisse oder
der gesellschaftlichen Anschauungen Rechnung tragen zu kénnen (vgl. BayVerfGH, Ent-
scheidung vom 25. September 2015 — V1. 9-VII-13 —, Rn. 127 unter Bezugnahme auf
BVerfG, Urteil vom 12. September 2012, BVerfGE 132, 195 Rn. 215). Eine ordentliche Kiin-
digung nach Absatz 4 Satz 2 ist erstmals zum 31. Dezember 2028 mdglich. Auch wenn man
mit der Rechtsprechung des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs annimmt, dass die ver-
tragliche Bindung im Regelfall die Dauer von funf Jahren nicht Ubersteigen darf, um jeden-
falls in der nachfolgenden Legislaturperiode eine Moglichkeit zur Vertragskiindigung einzu-
raumen (BayVerfGH, Entscheidung vom 25. September 2015 — Vf. 9-VII-13 —, Rn. 127), ist
die Mindestbindungsdauer von 7 ¥ Jahren vorliegend gerechtfertigt. Insbesondere wenn mit
einem Staatsvertrag eine aufwandige Organisationsstruktur geschaffen oder ein vollig neues
Regelungsmodell erprobt werden soll und dafiir aus sachlich nachvollziehbaren Griinden
eine langere Aufbau-, Versuchs- oder Beobachtungsphase vereinbart wird, ist es zulassig,
den Zeitpunkt der friihestmdglichen Kindigung hinauszuschieben (vgl. BayVerfGH, Ent-
scheidung vom 25. September 2015 — V1. 9-VII-13 —, Rn. 127 zur neunjahrigen Laufzeit des
Ersten Glicksspielanderungsstaatsvertrages oder das vom BVerwG, Urteil vom 28. Mai
1980 — 7 A 2/79 —, BVerwGE 60, 162, unbeanstandet gebliebene Hinausschieben der erst-
maligen Kindigungsmoglichkeit um zehn Jahre). Ein solcher Fall ist vorliegend gegeben.
Sachliche Griinde fur das Hinausschieben der erstmaligen Kiindigungsmdglichkeit liegen
insbesondere in der Errichtung der Anstalt nach § 27a, der hierflir erforderlichen Aufbau- und
Ubergangsphase (vgl. die Ubergangsregelungen des § 27p und des § 29), in der erstmaligen
Anwendung eines neuen Regulierungsmodells flr die neu erlaubnisfahigen Glicksspiele im
Internet und dem zur Auswertung der Wirksamkeit der Regulierungsvorgaben erforderlichen
Zeitraum. Die Bewertung der Auswirkungen der Regulierungsvorgaben kann hinsichtlich
wichtiger Ziele dieses Staatsvertrages nur retrospektiv erfolgen. Insbesondere die Spiel-
suchtpravalenzen in der Bevolkerung werden sich durch die Neuregulierung nicht unverzig-
lich andern kénnen. Aufgrund der Erfahrungen aus der Vergangenheit ist zudem damit zu
rechnen, dass Anbieter unerlaubter Gliicksspiele sowie Erlaubnisnehmer Rechtsbehelfe ge-
gen auf Grundlage dieses Staatsvertrags ergangene Verwaltungsakte einlegen und den
Rechtsweg ausschopfen werden. Mit einer abschlieRenden Klarung etwaiger Rechtsfragen
dieses Staatsvertrags ist daher erst mit einem gewissen zeitlichen Abstand zu rechnen. Die
Vorlage des ersten zusammenfassenden Evaluierungsberichts nach § 32 ist daher bis zum
31. Dezember 2026 vorgesehen. Eine Kindigung zum 31. Dezember 2028 unter Wahrung
der einjahrigen Kindigungsfrist des Absatz 4 Satz 2 muss bis zum 31. Dezember 2027 erfol-
gen. Die einjdhrige Kuindigungsfrist ist zur weiteren Abstimmung zwischen den verbleiben-
den Landern, zum Abschluss einer Auseinandersetzungsvereinbarung nach Absatz 7 und
zur Schaffung neuer Regulierungsrahmen fur das Glicksspielwesen in den Landern fur den
Fall, dass der Staatsvertrag nach Absatz 8 auf3er Kraft tritt, erforderlich.
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Unberihrt vom Hinausschieben der erstmaligen ordentlichen Kindigungsmaglichkeit nach
Absatz 4 Satz 2 bleibt das auRerordentliche Recht auf Vertragsanpassung oder vorzeitige
Kiindigung eines Landes, wenn einer Vertragspartei infolge nachtréglich grundlegend geén-
derter Verhaltnisse das unveranderte Festhalten an dem Vertrag nicht mehr zumutbar ist
(,clausula rebus sic stantibus®, vgl. hierzu BayVerfGH, Entscheidung vom 25. September
2015 - Vf. 9-VII-13 —, Rn. 131, BVerfG, Urteil vom 30. Januar 1973 — 2 BvH 1/72 —, BVerfGE
34, 216). Unberihrt davon bleibt ebenso die jederzeit bestehende Mdglichkeit der Lander
zum Abschluss eines Anderungs- oder Aufhebungsstaatsvertrages.

Absatz 5

Absatz 5 regelt die Fortgeltung des Staatsvertrags unter den verbleibenden Vertragslandern
sowie das Recht der Folgekiindigung. Jedes Land kann ohne Berucksichtigung der Frist des
Absatzes 4 Satz 2 ebenfalls innerhalb von drei Monaten kiindigen, wenn es Uber eine Kindi-
gung eines anderen Landes informiert wird. Macht ein Land von seinem Recht auf Folgekuin-
digung Gebrauch, I6st dieses flr die verbleibenden Vertragspartner ebenfalls ein Recht auf
Folgekindigung aus. Mit dem Recht auf Folgekiindigung wird dem berechtigten Interesse
der Lander Rechnung getragen, sich an den Staatsvertrag weiterhin nur binden zu wollen,
wenn dieser eine — zumindest weit Uberwiegend — landereinheitliche Regulierung bewirken
kann.

Absatz 6

Absatz 6 enthalt Sonderregelungen fiir die Gemeinsame Gliicksspielbehodrde der Lander.
Solange der Staatsvertrag nicht nach Absatz 8 aulRer Kraft tritt, besteht diese zwischen den
Ubrigen Vertragslandern fort. Fir den Fall einer Kiindigung durch das Sitzland enthalten die
Satze 2 bis 4 Spezialregelungen, welche in einer Ubergangszeit bis zum Inkrafttreten einer
Anderung dieses Staatsvertrags die Anbindung der Gemeinsamen Gliicksspielbehorde der
Lander an ein anderes Land, welches weiterhin Vertragsstaat ist, sicherstellt.

Absatz 7

Absatz 7 enthalt die gegenseitige Verpflichtung, im Falle der Kiindigung eine Auseinander-
setzungsvereinbarung hinsichtlich des Ausscheidens aus der Gemeinsamen Gliicksspielbe-
horde der Lander zu treffen.

Absatz 8

Absatz 8 tragt dem Ubereinstimmenden Willen der Lander Rechnung, mit diesem Staatsver-
trag eine einheitliche landertbergreifende Regulierung des Glicksspielmarktes in Deutsch-
land zu erreichen, welche nicht mehr gewéhrleistet ware, wenn mehr als drei Léander aus die-
sem Staatsvertrag ausscheiden sollten.

135
Vorlaufige, unredigierte Fassung — Parlamentsdokumentation der Bremischen Birgerschaft



	Drs-20-777_unvollst
	Bremische Bürgerschaft Drucksache 20/777
	Mitteilung des Senats
	Staatsvertrag zur Neuregulierung des Glücksspielwesens in Deutschland
	(Glücksspielstaatsvertrag 2021 – GlüStV 2021)


	Neufassung
	Gesetz zum Staatsvertrag zur Neuregulierung des Glücksspielwesens in Deutschland
	Artikel 1
	Artikel 2
	Artikel 3


	Anlage 1 zu Drs-20-777
	Anlage 2 zu Drs-20-777

